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Veröffentlichung: ja 
 

Besprechung des GKV-Spitzenverbandes, der Deutschen 
Rentenversicherung Bund und der Bundesagentur für Arbeit 

über Fragen des gemeinsamen Beitragseinzugs 
 

am 21.11.2018 
 
 

1. Ausscheiden aus der Krankenversicherungspflicht wegen Überschreitens der Jahresar-
beitsentgeltgrenze; 
hier: Berücksichtigung von Entgeltveränderungen bei der vorausschauenden Betrach-

tung zur Feststellung des regelmäßigen Jahresarbeitsentgelts 
 
 
 
 
Arbeitnehmer sind nach § 6 Abs. 1 Nr. 1 SGB V krankenversicherungsfrei, wenn ihr regel-

mäßiges Jahresarbeitsentgelt die Jahresarbeitsentgeltgrenze übersteigt. Die Versicherungs-

freiheit besteht von Beginn der Beschäftigung an, wenn das regelmäßige Jahresarbeitsent-

gelt aus der zu beurteilenden Beschäftigung bei vorausschauender Betrachtung (Prognose) 

die Jahresarbeitsentgeltgrenze übersteigt. Unterliegt der Arbeitnehmer hingegen zunächst 

der Versicherungspflicht, weil die Jahresarbeitsentgeltgrenze nicht überschritten ist, endet 

diese im Falle der Entgelterhöhung mit Ablauf des Kalenderjahres des Überschreitens, vo-

rausgesetzt, dass das zu erwartende regelmäßige Arbeitsentgelt des nächsten Kalender-

jahres auch die vom Beginn des nächsten Kalenderjahres an geltende Jahresarbeitsentgelt-

grenze übersteigt (§ 6 Abs. 4 Satz 1 und 2 SGB V). Dieses Entgelt ist ebenfalls im Wege 

einer Prognose festzustellen. 

 

Das Bundessozialgericht (BSG) hat mit Urteil vom 07.06.2018 – B 12 KR 8/16 R –, USK 

2018-15, zum Ausscheiden aus der Versicherungspflicht nach § 6 Abs. 4 Satz 2 SGB V ent-

schieden, dass bei der zum Ende des laufenden Kalenderjahres erforderlichen Prognoseent-

scheidung zur Feststellung des regelmäßigen Jahresarbeitsentgelts für das kommende Ka-

lenderjahr in der Regel das vereinbarte Arbeitsentgelt auf ein zu erwartendes Jahresarbeits-

entgelt für das nächste Kalenderjahr hochzurechnen ist. Dabei sind Entgeltveränderungen, 

die wegen der Mutterschutzfristen im Falle einer Schwangerschaft regelmäßig zu erwarten 

sind, zu berücksichtigen. 

 

Gleichzeitig betont das BSG, dass die vorliegende Entscheidung zur Berücksichtigung des 

Arbeitsentgeltausfalls aufgrund der Mutterschutzfristen im Rahmen der Prognoseentschei-

dung des § 6 Abs. 4 Satz 2 SGB V nicht im Widerspruch zu früherer Rechtsprechung steht. 
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Dabei erwähnt das BSG sein Urteil vom 07.12.1989 (12 RK 19/87 –, USK 89115) und führt 

hierzu aus, dass danach eine Gehaltserhöhung erst ab dem Zeitpunkt für eine Status-

entscheidung relevant wird, ab dem das höhere Arbeitsentgelt tatsächlich gezahlt wird. Im 

Unterscheid zu dem vorliegenden Fall ging es in der Entscheidung aus 1989 jedoch nicht um 

eine Prognose nach § 6 Abs. 4 Satz 2 SGB V, sondern um den Wiedereintritt der Versiche-

rungspflicht nach vorheriger Versicherungsfreiheit bzw. der Bestimmung des Jahresarbeits-

entgelts im laufenden Kalenderjahr.  

 

Das neuere Urteil steht mit der von den Versicherungsträgern bisher vertretenen Rechtsauf-

fassung insofern nicht in Einklang, als bei der Prognoseentscheidung zur Feststellung des 

Jahresarbeitsentgelts Entgeltveränderungen generell erst von dem Zeitpunkt an zu berück-

sichtigen waren, von dem an der Anspruch auf das erhöhte Entgelt besteht. Eine Differenzie-

rung danach, ob es sich um die Bestimmung des Jahresarbeitsentgelts bei Beginn der Be-

schäftigung oder zum Ende des laufenden Kalenderjahres zwecks (möglichen) Wiederein-

tritts der Versicherungspflicht nach vorheriger Versicherungsfreiheit bzw. zwecks Fortbeste-

hens der Versicherungsfreiheit einerseits oder beim Ausscheiden aus der Versicherungs-

pflicht zum Ablauf des Kalenderjahres nach § 6 Abs. 4 Satz 2 SGB V andererseits handelt, 

wurde bislang nicht vorgenommen. 

 

Die Grundsätze zur Feststellung des regelmäßigen Jahresarbeitsentgelts bei Beginn der 

Beschäftigung oder zum Ende des laufenden Kalenderjahres zwecks (möglichen) Wiederein-

tritts der Versicherungspflicht nach vorheriger Versicherungsfreiheit bzw. zwecks Fortbeste-

hens der Versicherungsfreiheit gelten fort. Danach sind Erhöhungen des Arbeitsentgelts ent-

sprechend dem o. g. Urteil des BSG vom 07.12.1989 erst von dem Zeitpunkt an zu berück-

sichtigen, von dem an der Anspruch auf das erhöhte Entgelt besteht. Eine im Laufe des Jah-

res bereits absehbare Entgelterhöhung (z. B. aus Anlass einer bereits feststehenden Tarifer-

höhung oder des Vorrückens in einer Dienstalters- oder Erfahrungsstufe) bleibt dementspre-

chend bei der Ermittlung des regelmäßigen Jahresarbeitsentgelts zunächst unberücksichtigt. 

Erst die mit dem Entstehen des Anspruchs auf das erhöhte Arbeitsentgelt einhergehende 

Änderung der Einkommensverhältnisse löst – von diesem Zeitpunkt an – eine neue zu-

kunftsbezogene Feststellung des regelmäßigen Jahresarbeitsentgelts und eine daran ge-

knüpfte versicherungsrechtliche Bewertung aus (vgl. auch Ausführungen unter Nummer 2.4 

der Grundsätzlichen Hinweise zur Versicherungsfreiheit von Arbeitnehmern bei Überschrei-

ten der Jahresarbeitsentgeltgrenze vom 22.03.2017). Gleiches gilt für im Laufe des Jahres 

bereits absehbare Entgeltminderungen (z. B. aus Anlass des Entgeltausfalls wegen Beginn 

der Schutzfristen und einer sich anschließenden Elternzeit). Es genügt für die Berücksichti-
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gung derartiger Entgeltveränderungen in diesem Kontext mithin nicht, dass sie in absehbarer 

Zukunft eintreten sollen, selbst wenn eine hohe Wahrscheinlichkeit hierfür besteht. 

 

Eine von den vorgenannten Grundsätzen zur Feststellung des regelmäßigen Jahresarbeits-

entgelts abweichende Verfahrensweise gilt im Rahmen der Prognoseentscheidung des § 6 

Abs. 4 Satz 2 SGB V. In diesen Fällen, in denen es um das Ausscheiden aus der Versiche-

rungspflicht mit Ablauf des Kalenderjahres wegen Überschreitens der Jahresarbeitsentgelt-

grenze geht, ist zum Ende/Ablauf des laufenden Kalenderjahres (Prognosezeitpunkt) das 

vereinbarte Arbeitsentgelt auf ein zu erwartendes Jahresarbeitsentgelt für das nächste Ka-

lenderjahr (Prognosezeitraum) hochzurechnen. Prognosegrundlage sind dabei zunächst die 

zu diesem Zeitpunkt bestehenden Verhältnisse. Entsprechend dem Urteil des BSG vom 

07.06.2018 – B 12 KR 8/16 R – sind allerdings die zum Prognosezeitpunkt objektiv festste-

henden (z. B. durch vertragliche Regelungen) oder mit hinreichender Sicherheit absehbaren 

Entgeltveränderungen (z. B. aus Anlass des Entgeltausfalls wegen Beginn der Schutzfristen 

und einer sich anschließenden Elternzeit) in die Prognose mit einzubeziehen und zu berück-

sichtigen.  

 

Die Grundsätzlichen Hinweise des GKV-Spitzenverbandes zur Versicherungsfreiheit von 

Arbeitnehmern bei Überschreiten der Jahresarbeitsentgeltgrenze vom 22.03.2017 werden 

bei nächster Gelegenheit an die Rechtsprechung angepasst und insoweit überarbeitet. 
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Veröffentlichung: ja 
 

Besprechung des GKV-Spitzenverbandes, der Deutschen 
Rentenversicherung Bund und der Bundesagentur für Arbeit 

über Fragen des gemeinsamen Beitragseinzugs 
 

am 21.11.2018 
 
 

2. Aktualisierung der Richtlinien für die versicherungsrechtliche Beurteilung von geringfügi-
gen Beschäftigungen (Geringfügigkeits-Richtlinien) 

 
 
 
 
Die Richtlinien für die versicherungsrechtliche Beurteilung von geringfügigen Beschäftigun-

gen (Geringfügigkeits-Richtlinien) in der zuletzt von den Spitzenorganisationen der Sozial-

versicherung verabschiedeten Fassung tragen das Datum vom 12.11.2014. Seitdem haben 

sich Änderungen aufgrund von Gesetzen und Rechtsprechung ergeben, die eine Aktualisie-

rung der Geringfügigkeits-Richtlinien erforderlich machen. Zudem sind Klarstellungen zu 

verschiedenen Rechtsfragen vorgenommen worden. Insbesondere haben sich folgende Än-

derungen ergeben: 

 

• Dauerhafte Verlängerung der Zeitgrenzen für eine kurzfristige Beschäftigung ab 

01.01.2019 auf drei Monate bzw. 70 Arbeitstage (Gesetz zur Stärkung der Chancen für 

Qualifizierung und für mehr Schutz in der Arbeitslosenversicherung). 

• Analog zur Änderung bei der kurzfristigen Beschäftigung gilt die Zeitgrenze von drei Mo-

naten für ein vorübergehendes unvorhersehbares Überschreiten der Entgeltgrenze bei ge-

ringfügig entlohnten Beschäftigungen ebenfalls dauerhaft. 

• Berücksichtigung des BSG-Urteils vom 05.12.2017 (B 12 R 10/15 R, USK 2017-102) zur 

monatlichen Entgeltgrenze bei geringfügigen Beschäftigungen. 

• Kalenderjährliche Berücksichtigung steuerfreier Aufwandsentschädigungen nach § 3 

Nr. 26 EStG (Übungsleiterpauschale) und § 3 Nr. 26a EStG (Ehrenamtspauschale) bei 

der Ermittlung des regelmäßigen Arbeitsentgelts zur Prüfung einer geringfügig entlohnten 

Beschäftigung. 

• Ausführungen zur Pauschalbeitragspflicht in der Krankenversicherung bei einer geringfü-

gig entlohnten Beschäftigung von Arbeitnehmern aus einem anderen EU/EWR-

Mitgliedstaat sowie der Schweiz. 

• Unter den drei Monaten, die eine kurzfristige Beschäftigung innerhalb eines Kalenderjah-

res ausgeübt werden darf, sind sowohl Kalender- als auch Zeitmonate zu verstehen. Für 
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die Zusammenrechnung mehrerer Beschäftigungszeiten werden volle Kalender- und 

Zeitmonate mit 30 Kalendertagen berücksichtigt.  

• Kurzfristige Beschäftigungen sind grundsätzlich mit den Abgabegründen „10“ und „30“  

oder „40“ zu melden. Die Abgabegründe „13“ und „34“ gelten nicht. 

• Wegfall der Jahresmeldung für kurzfristige Beschäftigungen aufgrund des 6. SGB IV-

Änderungsgesetzes vom 11.11.2016 (BGBl I S. 2500) seit 01.01.2017. 

 

Die Besprechungsteilnehmer kommen überein, die Geringfügigkeits-Richtlinien unter Be-

rücksichtigung der vorgenannten Änderungen mit Datum vom 21.11.2018 in aktualisierter 

Fassung bekanntzugeben; sie lösen die Geringfügigkeits-Richtlinien vom 12.11.2014 ab und 

gelten ab 01.01.2019. Sofern aufgrund anderslautender Rechtsauslegungen in der Vergan-

genheit anders verfahren wurde, behält es hierbei grundsätzlich sein Bewenden. Die aktuali-

sierte Fassung liegt als Anlage bei. 

 

Anlage 

 



GKV-SPITZENVERBAND, BERLIN 
 
DEUTSCHE RENTENVERSICHERUNG BUND, BERLIN 
 
DEUTSCHE RENTENVERSICHERUNG KNAPPSCHAFT-BAHN-SEE, BOCHUM 
 
BUNDESAGENTUR FÜR ARBEIT, NÜRNBERG 
 
 

21. November 2018 
 
 
 
Richtlinien für die versicherungsrechtliche Beurteilung von geringfügigen Beschäf-
tigungen (Geringfügigkeits-Richtlinien) 
 
 
 
Die Geringfügigkeits-Richtlinien beschreiben die zwei Arten der geringfügigen Beschäfti-

gung. Hierbei handelt es sich um die geringfügig entlohnte Beschäftigung, die wegen der 

geringen Höhe des Arbeitsentgelts und die kurzfristige Beschäftigung, die aufgrund ihrer 

kurzen Dauer geringfügig ist. 

 

Die für geringfügig entlohnte Beschäftigungen maßgebende monatliche Arbeitsentgelt-

grenze beträgt 450 EUR. Für den Bereich der Kranken-, Pflege- und Rentenversicherung 

werden geringfügig entlohnte Beschäftigungen und nicht geringfügige Beschäftigungen 

zusammengerechnet. Hierbei wird allerdings eine geringfügig entlohnte Beschäftigung 

von der Zusammenrechnung ausgenommen. Für den Bereich der Arbeitslosenversiche-

rung werden geringfügige und nicht geringfügige Beschäftigungen nicht zusammenge-

rechnet. 

 

Arbeitnehmer in einer geringfügig entlohnten Beschäftigung sind grundsätzlich rentenver-

sicherungspflichtig; das heißt, sie werden in der Rentenversicherung kraft Gesetzes an 

der Beitragszahlung beteiligt. Sie haben aber die Möglichkeit, gegenüber dem Arbeitge-

ber die Befreiung von der Versicherungspflicht in der Rentenversicherung zu beantragen 

und somit von der Zahlung ihres Beitragsanteils befreit zu werden. In der Kranken-, Pfle-

ge- und Arbeitslosenversicherung sind geringfügig entlohnt Beschäftigte versicherungs-

frei bzw. nicht versicherungspflichtig. 

 

Arbeitnehmer in einer kurzfristigen Beschäftigung können abhängig von den wöchentli-

chen Arbeitstagen drei Monate oder 70 Arbeitstage beschäftigt sein und sind in allen Ver-
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sicherungszweigen versicherungs- sowie beitragsfrei, sofern keine berufsmäßige Be-

schäftigung mit einem monatlichen Arbeitsentgelt von mehr als 450 Euro vorliegt. 

 

Der Arbeitgeber eines geringfügig entlohnt Beschäftigten muss unter bestimmten Voraus-

setzungen Pauschalbeiträge zur Kranken- und Rentenversicherung bzw. gemeinsam mit 

dem Arbeitnehmer Pflichtbeiträge zur Rentenversicherung zahlen. Die Pauschalbeitrags-

sätze betragen in der Krankenversicherung 13 Prozent und in der Rentenversicherung 

15 Prozent des Arbeitsentgelts. Bei Zahlung von Pflichtbeiträgen zur Rentenversicherung 

beläuft sich der Beitragsanteil des Arbeitgebers ebenfalls auf 15 Prozent des Arbeitsent-

gelts. Im Falle der Zahlung von Pauschalbeiträgen oder Pflichtbeiträgen zur Rentenversi-

cherung hat der Arbeitgeber im Übrigen die Möglichkeit, eine Pauschsteuer in Höhe von 

2 Prozent zu zahlen. 

 

Arbeitnehmer, die der Rentenversicherungspflicht unterliegen, müssen in der Regel 

3,6 Prozent des Arbeitsentgelts als Eigenanteil aufbringen, also den Pauschalbeitrag des 

Arbeitgebers in Höhe von 15 Prozent um die Differenz zum vollen Rentenversicherungs-

beitragssatz von 18,6 Prozent aufstocken. 

 

Für geringfügig entlohnte Beschäftigungen im Privathaushalt betragen die Beitragssätze 

für die vom Arbeitgeber zu tragenden Pauschalbeiträge zur Kranken- und Rentenversi-

cherung jeweils 5 Prozent des Arbeitsentgelts. Hier beläuft sich der Eigenanteil des Ar-

beitnehmers bei vorliegender Rentenversicherungspflicht somit in der Regel auf 13,6 Pro-

zent des Arbeitsentgelts.  

 

Die Durchführung des Beitrags- und Meldeverfahrens für geringfügig Beschäftigte - ein-

schließlich der in Privathaushalten geringfügig Beschäftigten - obliegt der Deutschen 

Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See als Träger der Rentenversicherung. Diese 

Aufgabe wird von der Minijob-Zentrale der Deutschen Rentenversicherung Knappschaft-

Bahn-See wahrgenommen. Dies bedeutet, dass die Minijob-Zentrale die Pauschalbeiträ-

ge zur Kranken- und Rentenversicherung einzieht. Auch die Pflichtbeiträge zur Renten-

versicherung für diejenigen geringfügig Beschäftigten, die der Rentenversicherungspflicht 

unterliegen, sind an die Minijob-Zentrale zu zahlen. Die Minijob-Zentrale erhält darüber 

hinaus sämtliche Meldungen für geringfügig entlohnt sowie für kurzfristig Beschäftigte. Im 

Übrigen führt die Deutsche Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See als Träger der 

knappschaftlichen Krankenversicherung für die Minijob-Zentrale bei allen geringfügig Be-
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schäftigten das Verfahren zum Ausgleich der Arbeitgeberaufwendungen für Entgeltfort-

zahlung bei Arbeitsunfähigkeit und Mutterschaft durch, und zwar unabhängig davon, wel-

cher Krankenkasse der geringfügig Beschäftigte angehört.  

 

Seit der letzten Fassung der Geringfügigkeits-Richtlinien vom 12. November 2014 erge-

ben sich insbesondere folgende Änderungen: 

 

� Dauerhafte Verlängerung der Zeitgrenzen für eine kurzfristige Beschäftigung ab 
1. Januar 2019 auf drei Monate bzw. 70 Arbeitstage (Gesetz zur Stärkung der 
Chancen für Qualifizierung und für mehr Schutz in der Arbeitslosenversicherung); 
vgl. B 2.3. 

 
� Analog zur Änderung bei der kurzfristigen Beschäftigung gilt die Zeitgrenze von 

drei Monaten für ein vorübergehendes unvorhersehbares Überschreiten der Ent-
geltgrenze bei geringfügig entlohnten Beschäftigungen ebenfalls dauerhaft (vgl. 
B. 3.1). 

 
� Berücksichtigung des BSG-Urteils vom 5. Dezember 2017 (B 12 R 10/15 R) zur 

monatlichen Entgeltgrenze bei geringfügigen Beschäftigungen (vgl. B 2.2 und 
B 2.3.3). 
 

� Kalenderjährliche Berücksichtigung steuerfreier Aufwandsentschädigungen nach 
§ 3 Nr. 26 EStG (Übungsleiterpauschale) und § 3 Nr. 26a EStG (Ehrenamtspau-
schale) bei der Ermittlung des regelmäßigen Arbeitsentgelts zur Prüfung einer ge-
ringfügig entlohnten Beschäftigung (vgl. B 2.2.1.6). 
 

� Ausführungen zur Pauschalbeitragspflicht in der Krankenversicherung bei einer 
geringfügig entlohnten Beschäftigung von Arbeitnehmern aus einem anderen 
EU/EWR-Mitgliedstaat sowie der Schweiz (vgl. C 2.6). 
 

� Unter den drei Monaten, die eine kurzfristige Beschäftigung innerhalb eines Ka-
lenderjahres ausgeübt werden darf, sind sowohl Kalender- als auch Zeitmonate zu 
verstehen (vgl. B 2.3). Für die Zusammenrechnung mehrerer Beschäftigungszei-
ten werden volle Kalender- und Zeitmonate mit 30 Kalendertagen berücksichtigt 
(vg. B 2.3.2).  
 

� Kurzfristige Beschäftigungen sind grundsätzlich mit den Abgabegründen „10“ und 
„30“ oder „40“ zu melden. Die Abgabegründe „13“ und „34“ gelten nicht (vgl. D 4). 
 

� Wegfall der Jahresmeldung für kurzfristige Beschäftigungen aufgrund des 
6. SGB IV-Änderungsgesetzes vom 11. November 2016 (BGBl I S. 2500) seit 
1. Januar 2017 (vgl. D 4). 
 

Die Geringfügigkeits-Richtlinien wurden insbesondere unter Berücksichtigung der vorge-

nannten Änderungen überarbeitet und lösen die Geringfügigkeits-Richtlinien in der Fas-

sung vom 12. November 2014 ab. Sie gelten grundsätzlich ab 1. Januar 2019. Die geän-

derten Textpassagen wurden in Fettschrift kenntlich gemacht. 
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Speziell zu den bei geringfügig Beschäftigten in Privathaushalten zu beachtenden Beson-

derheiten nach dem Haushaltsscheck-Verfahren haben die Spitzenorganisationen der 

Sozialversicherung ein Gemeinsames Rundschreiben veröffentlicht.
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A Gesetzliche Grundlagen 
 

§ 7 SGB IV 
 

Beschäftigung 
 
 

(1) Beschäftigung ist die nichtselbständige Arbeit, insbesondere in einem Arbeitsverhält-
nis. Anhaltspunkte für eine Beschäftigung sind eine Tätigkeit nach Weisungen und eine 
Eingliederung in die Arbeitsorganisation des Weisungsgebers. 
 
(1a) Eine Beschäftigung besteht auch in Zeiten der Freistellung von der Arbeitsleistung 
von mehr als einem Monat, wenn 
 
1. während der Freistellung Arbeitsentgelt aus einem Wertguthaben nach § 7b fällig 

ist und 
 
2. das monatlich fällige Arbeitsentgelt in der Zeit der Freistellung nicht unangemes-

sen von dem für die vorausgegangenen zwölf Kalendermonate abweicht, in denen 
Arbeitsentgelt bezogen wurde. 

 
Satz 1 gilt entsprechend, wenn während einer bis zu dreimonatigen Freistellung Arbeits-
entgelt aus einer Vereinbarung zur flexiblen Gestaltung der werktäglichen oder wöchentli-
chen Arbeitszeit oder dem Ausgleich betrieblicher Produktions- und Arbeitszeitzyklen fäl-
lig ist. Beginnt ein Beschäftigungsverhältnis mit einer Zeit der Freistellung, gilt Satz 1 
Nummer 2 mit der Maßgabe, dass das monatlich fällige Arbeitsentgelt in der Zeit der 
Freistellung nicht unangemessen von dem für die Zeit der Arbeitsleistung abweichen darf, 
mit der das Arbeitsentgelt später erzielt werden soll. Eine Beschäftigung gegen Arbeits-
entgelt besteht während der Zeit der Freistellung auch, wenn die Arbeitsleistung, mit der 
das Arbeitsentgelt später erzielt werden soll, wegen einer im Zeitpunkt der Vereinbarung 
nicht vorhersehbaren vorzeitigen Beendigung des Beschäftigungsverhältnisses nicht 
mehr erbracht werden kann. ... 
 
(2) bis (4) ... 

 
 

§ 8 SGB IV 
 

Geringfügige Beschäftigung und geringfügige selbständige Tätigkeit 
 
 

(1) Eine geringfügige Beschäftigung liegt vor, wenn 
 
1. das Arbeitsentgelt aus dieser Beschäftigung regelmäßig im Monat 450 Euro nicht 

übersteigt, 
 
2. die Beschäftigung innerhalb eines Kalenderjahres auf längstens drei Monate oder 

70 Arbeitstage nach ihrer Eigenart begrenzt zu sein pflegt oder im Voraus vertrag-
lich begrenzt ist, es sei denn, dass die Beschäftigung berufsmäßig ausgeübt wird 
und ihr Entgelt 450 Euro im Monat übersteigt. 
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(2) Bei der Anwendung des Absatzes 1 sind mehrere geringfügige Beschäftigungen nach 
Nummer 1 oder Nummer 2 sowie geringfügige Beschäftigungen nach Nummer 1 mit 
Ausnahme einer geringfügigen Beschäftigung nach Nummer 1 und nicht geringfügige 
Beschäftigungen zusammenzurechnen. Eine geringfügige Beschäftigung liegt nicht mehr 
vor, sobald die Voraussetzungen des Absatzes 1 entfallen. Wird bei der Zusammenrech-
nung nach Satz 1 festgestellt, dass die Voraussetzungen einer geringfügigen Beschäfti-
gung nicht mehr vorliegen, tritt die Versicherungspflicht erst mit dem Tag ein, an dem die 
Entscheidung über die Versicherungspflicht nach § 37 des Zehnten Buches durch die 
Einzugsstelle nach § 28i Satz 5 oder einen Träger der Rentenversicherung bekannt ge-
geben wird. Dies gilt nicht, wenn der Arbeitgeber vorsätzlich oder grob fahrlässig ver-
säumt hat, den Sachverhalt für die versicherungsrechtliche Beurteilung der Beschäftigung 
aufzuklären. 
 
(3) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend, soweit anstelle einer Beschäftigung eine 
selbständige Tätigkeit ausgeübt wird. Dies gilt nicht für das Recht der Arbeitsförderung. 

 
 

§ 8a SGB IV 
 

Geringfügige Beschäftigung in Privathaushalten 
 
 

Werden geringfügige Beschäftigungen ausschließlich in Privathaushalten ausgeübt, gilt 
§ 8. Eine geringfügige Beschäftigung im Privathaushalt liegt vor, wenn diese durch einen 
privaten Haushalt begründet ist und die Tätigkeit sonst gewöhnlich durch Mitglieder des 
privaten Haushalts erledigt wird. 

 
 

§ 14 SGB IV 
 

Arbeitsentgelt 
 
 

(1) Arbeitsentgelt sind alle laufenden oder einmaligen Einnahmen aus einer Beschäfti-
gung, gleichgültig, ob ein Rechtsanspruch auf die Einnahmen besteht, unter welcher Be-
zeichnung oder in welcher Form sie geleistet werden und ob sie unmittelbar aus der Be-
schäftigung oder im Zusammenhang mit ihr erzielt werden. Arbeitsentgelt sind auch Ent-
geltteile, die durch Entgeltumwandlung nach § 1 Absatz 2 Nummer 3 des Betriebsrenten-
gesetzes für betriebliche Altersversorgung in den Durchführungswegen Direktzusage 
oder Unterstützungskasse verwendet werden, soweit sie 4 vom Hundert der jährlichen 
Beitragsbemessungsgrenze der allgemeinen Rentenversicherung übersteigen.  
 
(2) und (3) … 

 
 

§ 22 SGB IV 
 

Entstehen der Beitragsansprüche, … 
 
 

(1) Die Beitragsansprüche der Versicherungsträger entstehen, sobald ihre im Gesetz o-
der auf Grund eines Gesetzes bestimmten Voraussetzungen vorliegen. Bei einmalig ge-
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zahltem Arbeitsentgelt sowie bei Arbeitsentgelt, das aus Arbeitszeitguthaben abgeleiteten 
Entgeltguthaben errechnet wird, entstehen die Beitragsansprüche, sobald dieses ausge-
zahlt worden ist. Satz 2 gilt nicht, soweit das einmalig gezahlte Arbeitsentgelt nur wegen 
eines Insolvenzereignisses im Sinne des § 165 des Dritten Buches vom Arbeitgeber nicht 
ausgezahlt worden ist oder die Beiträge für aus Arbeitszeitguthaben abgeleiteten Entgelt-
guthaben schon aus laufendem Arbeitsentgelt gezahlt wurden. 
 
(2) … 

 
 

§ 28a SGB IV 
 

Meldepflicht 
 
 

(1) Der Arbeitgeber oder ein anderer Meldepflichtiger hat der Einzugsstelle für jeden in 
der Kranken-, Pflege-, Rentenversicherung oder nach dem Recht der Arbeitsförderung 
kraft Gesetzes Versicherten 
 
1. bis 10. ... 
 
11. bei Antrag des geringfügig Beschäftigten nach § 6 Absatz 1b des Sechsten Buches 
auf Befreiung von der Versicherungspflicht, 
 
12. bis 20. ... 
 
eine Meldung zu erstatten. Jede Meldung sowie die darin enthaltenen Datensätze 
sind mit einem eindeutigen Kennzeichen zur Identifizierung zu versehen. Meldun-
gen nach diesem Buch erfolgen, soweit nichts Abweichendes geregelt ist, durch 
elektronische Datenübermittlung (Datenübertragung); dabei sind Datenschutz und 
Datensicherheit nach dem jeweiligen Stand der Technik sicherzustellen und bei 
Nutzung allgemein zugänglicher Netze Verschlüsselungsverfahren zu verwenden. 
Arbeitgeber oder andere Meldepflichtige haben ihre Meldungen durch Datenübertra-
gung aus systemgeprüften Programmen oder mittels maschinell erstellter Ausfüllhilfen zu 
erstatten. 
 
(2) bis (13) ... 

 
 

§ 28h SGB IV 
 

Einzugsstellen 
 
 

(1) ... 
 
(2) Die Einzugsstelle entscheidet über die Versicherungspflicht und Beitragshöhe in der 
Kranken-, Pflege- und Rentenversicherung sowie nach dem Recht der Arbeitsförderung; 
sie erlässt auch den Widerspruchsbescheid. Soweit die Einzugsstelle die Höhe des Ar-
beitsentgelts nicht oder nicht ohne unverhältnismäßig großen Verwaltungsaufwand ermit-
teln kann, hat sie dieses zu schätzen. Dabei ist für das monatliche Arbeitsentgelt des Be-
schäftigten das am Beschäftigungsort ortsübliche Arbeitsentgelt zu berücksichtigen. Die 
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nach § 28i Satz 5 zuständige Einzugsstelle prüft die Einhaltung der Arbeitsentgeltgrenzen 
bei geringfügiger Beschäftigung nach den §§ 8 und 8a und entscheidet bei deren Über-
schreiten über die Versicherungspflicht in der Kranken-, Pflege- und Rentenversicherung 
sowie nach dem Recht der Arbeitsförderung; sie erlässt auch den Widerspruchsbescheid.  
 
(3) und (4) ... 

 
 

§ 28i SGB IV 
 

Zuständige Einzugsstelle 
 
 

Zuständige Einzugsstelle für den Gesamtsozialversicherungsbeitrag ist die Krankenkas-
se, von der die Krankenversicherung durchgeführt wird. Für Beschäftigte, die bei keiner 
Krankenkasse versichert sind, werden Beiträge zur Rentenversicherung und zur Arbeits-
förderung an die Einzugsstelle gezahlt, die der Arbeitgeber in entsprechender Anwen-
dung des § 175 Absatz 3 Satz 2 des Fünften Buches gewählt hat. Zuständige Einzugs-
stelle ist in den Fällen des § 28f Absatz 2 die nach § 175 Absatz 3 Satz 3 des Fünften 
Buches bestimmte Krankenkasse). Zuständige Einzugsstelle ist in den Fällen des § 2 
Absatz 3 die Deutsche Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See. Bei geringfügigen 
Beschäftigungen ist zuständige Einzugsstelle die Deutsche Rentenversicherung Knapp-
schaft-Bahn-See als Träger der Rentenversicherung.  

 
 

§ 27 SGB III 
 

Versicherungsfreie Beschäftigte 
 
 

(1) ... 
 
(2) Versicherungsfrei sind Personen in einer geringfügigen Beschäftigung; abweichend 
von § 8 Absatz 2 Satz 1 des Vierten Buches werden geringfügige Beschäftigungen und 
nicht geringfügige Beschäftigungen nicht zusammengerechnet. Versicherungsfreiheit 
besteht nicht für Personen, die  
 
1. im Rahmen betrieblicher Berufsbildung, nach dem Jugendfreiwilligendienstege-

setz, nach dem Bundesfreiwilligendienstgesetz, 
 
2. wegen eines Arbeitsausfalls mit Entgeltausfall im Sinne der Vorschriften über das 

Kurzarbeitergeld oder 
 
3. wegen stufenweiser Wiedereingliederung in das Erwerbsleben (§ 74 Fünftes 

Buch, § 44 Neuntes Buch) oder aus einem sonstigen der in § 146 Absatz 1 ge-
nannten Gründe 

 
nur geringfügig beschäftigt sind. 
 
(3) und (4) ... 
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(5) Versicherungsfrei sind Personen, die während einer Zeit, in der ein Anspruch auf Ar-
beitslosengeld besteht, eine Beschäftigung ausüben. Satz 1 gilt nicht für Beschäftigun-
gen, die während der Zeit, in der ein Anspruch auf Teilarbeitslosengeld besteht, ausgeübt 
werden. 

 
 

§ 138 SGB III 
 

Arbeitslosigkeit 
 
 

(1) Arbeitslos ist, wer Arbeitnehmerin oder Arbeitnehmer ist und 
 
1. nicht in einem Beschäftigungsverhältnis steht (Beschäftigungslosigkeit), 
 
2. und 3. ... 
 
(2) ... 
 
(3) Die Ausübung einer Beschäftigung, selbständigen Tätigkeit oder Tätigkeit als mithel-
fende Familienangehörige oder mithelfender Familienangehöriger (Erwerbstätigkeit) 
schließt die Beschäftigungslosigkeit nicht aus, wenn die Arbeits- oder Tätigkeitszeit (Ar-
beitszeit) weniger als 15 Stunden wöchentlich umfasst; gelegentliche Abweichungen von 
geringer Dauer bleiben unberücksichtigt. Die Arbeitszeiten mehrerer Erwerbstätigkeiten 
werden zusammengerechnet. 
 
(4) und (5) ... 

 
 

§ 436 SGB III 
 

Zweites Gesetz für moderne Dienst- 
leistungen am Arbeitsmarkt 

 
 

Personen, die am 31. März 2003 in einer mehr als geringfügigen Beschäftigung versiche-
rungspflichtig waren, die die Merkmale einer geringfügigen Beschäftigung in der ab 
1. April 2003 geltenden Fassung von § 8 des Vierten Buches erfüllt, bleiben in dieser Be-
schäftigung versicherungspflichtig. Sie werden auf ihren Antrag von der Versicherungs-
pflicht befreit. Die Befreiung wirkt vom 1. April 2003 an. Sie ist auf diese Beschäftigung 
beschränkt. 

 
 

§ 7 SGB V 
 

Versicherungsfreiheit bei geringfügiger Beschäftigung 
 
 

(1) Wer eine geringfügige Beschäftigung nach §§ 8, 8a des Vierten Buches ausübt, ist in 
dieser Beschäftigung versicherungsfrei; dies gilt nicht für eine Beschäftigung 
 
1. im Rahmen betrieblicher Berufsbildung, 
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2. nach dem Jugendfreiwilligendienstegesetz, 
 
3. nach dem Bundesfreiwilligendienstgesetz. 
 
§ 8 Absatz 2 des Vierten Buches ist mit der Maßgabe anzuwenden, dass eine Zusam-
menrechnung mit einer nicht geringfügigen Beschäftigung nur erfolgt, wenn diese Versi-
cherungspflicht begründet. 
 
(2) Personen, die am 31. März 2003 nur in einer Beschäftigung versicherungspflichtig 
waren, die die Merkmale einer geringfügigen Beschäftigung nach den §§ 8, 8a des Vier-
ten Buches erfüllt, und die nach dem 31. März 2003 nicht die Voraussetzungen für eine 
Versicherung nach § 10 erfüllen, bleiben in dieser Beschäftigung versicherungspflichtig. 
Sie werden auf ihren Antrag von der Versicherungspflicht befreit. § 8 Absatz 2 gilt ent-
sprechend mit der Maßgabe, dass an die Stelle des Zeitpunkts des Beginns der Versiche-
rungspflicht der 1. April 2003 tritt. Die Befreiung ist auf die jeweilige Beschäftigung be-
schränkt. 

 
 

§ 8 SGB V 
 

Befreiung von der Versicherungspflicht 
 
 

(1) ... 
 
(2) Der Antrag ist innerhalb von drei Monaten nach Beginn der Versicherungspflicht bei 
der Krankenkasse zu stellen. Die Befreiung wirkt vom Beginn der Versicherungspflicht an, 
wenn seit diesem Zeitpunkt noch keine Leistungen in Anspruch genommen wurden, sonst 
vom Beginn des Kalendermonats an, der auf die Antragstellung folgt. Die Befreiung kann 
nicht widerrufen werden. Die Befreiung wird nur wirksam, wenn das Mitglied das Be-
stehen eines anderweitigen Anspruchs auf Absicherung im Krankheitsfall nach-
weist. 

 
 

§ 249b SGB V 
 

Beitrag des Arbeitgebers bei geringfügiger Beschäftigung 
 
 

Der Arbeitgeber einer Beschäftigung nach § 8 Absatz 1 Nr. 1 des Vierten Buches hat für 
Versicherte, die in dieser Beschäftigung versicherungsfrei oder nicht versicherungspflich-
tig sind, einen Beitrag in Höhe von 13 vom Hundert des Arbeitsentgelts dieser Beschäfti-
gung zu tragen. Für Beschäftigte in Privathaushalten nach § 8a Satz 1 des Vierten Bu-
ches, die in dieser Beschäftigung versicherungsfrei oder nicht versicherungspflichtig sind, 
hat der Arbeitgeber einen Beitrag in Höhe von 5 vom Hundert des Arbeitsentgelts dieser 
Beschäftigung zu tragen. Für den Beitrag des Arbeitgebers gelten der Dritte Abschnitt 
des Vierten Buches sowie § 111 Absatz 1 Nummer 2 bis 4, 8 und Absatz 2 und 4 des 
Vierten Buches entsprechend. 
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§ 48 KVLG 1989 
 

Tragung der Beiträge durch Dritte 
 
 

(1) bis (5) ... 
 
(6) Für Beiträge des Arbeitgebers bei geringfügiger Beschäftigung gilt § 249b Fünftes 
Buch Sozialgesetzbuch entsprechend. 
 
(7) ... 

 
 

§ 5 SGB VI 
 

Versicherungsfreiheit 
 
 

(1) ... 
 
(2) Versicherungsfrei sind Personen, die eine 
 
1. Beschäftigung nach § 8 Absatz 1 Nummer 2 oder § 8a in Verbindung mit § 8 Ab-

satz 1 Nummer 2 des Vierten Buches, 
 
2. geringfügige selbständige Tätigkeit nach § 8 Absatz 3 in Verbindung mit § 8 Ab-

satz 1 oder nach § 8 Absatz 3 in Verbindung mit den §§ 8a und 8 Absatz 1 des 
Vierten Buches 

 
ausüben, in dieser Beschäftigung oder selbständigen Tätigkeit. § 8 Absatz 2 Viertes Buch 
ist mit der Maßgabe anzuwenden, dass eine Zusammenrechnung mit einer nicht gering-
fügigen selbständigen Tätigkeit nur erfolgt, wenn diese versicherungspflichtig ist. Satz 1 
Nummer 1 gilt nicht für Personen, die im Rahmen betrieblicher Berufsbildung be-
schäftigt sind. 
 
(3) und (4) ... 

 
 

§ 6 SGB VI 

 
Befreiung von der Versicherungspflicht 

 
 

(1) und (1a) … 

 

(1b) Personen, die eine geringfügige Beschäftigung nach § 8 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 
oder § 8a in Verbindung mit § 8 Absatz 1 Nummer 1 Viertes Buch ausüben, werden auf 
Antrag von der Versicherungspflicht befreit. Der schriftliche Befreiungsantrag ist dem Ar-
beitgeber zu übergeben. § 8 Absatz 2 des Vierten Buches ist mit der Maßgabe anzuwen-
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den, dass eine Zusammenrechnung mit einer nicht geringfügigen Beschäftigung nur er-
folgt, wenn diese versicherungspflichtig ist. Der Antrag kann bei mehreren geringfügigen 
Beschäftigungen nur einheitlich gestellt werden und ist für die Dauer der Beschäftigungen 
bindend. Satz 1 gilt nicht für Personen, die im Rahmen betrieblicher Berufsbildung, nach 
dem Jugendfreiwilligendienstegesetz, nach dem Bundesfreiwilligendienstgesetz oder 
nach § 1 Satz 1 Nummer 2 bis 4 beschäftigt sind oder von der Möglichkeit einer stufen-
weisen Wiederaufnahme einer nicht geringfügigen Tätigkeit (§ 74 Fünftes Buch) Ge-
brauch machen. 
 
(2) … 
 
(3) Über die Befreiung entscheidet der Träger der Rentenversicherung, nachdem in den 
Fällen 
 
1. des Absatzes 1 Nummer 1 die für die berufsständische Versorgungseinrichtung 

zuständige oberste Verwaltungsbehörde, 
 
2. des Absatzes 1 Nummer 2 die oberste Verwaltungsbehörde des Landes, in dem 

der Arbeitgeber seinen Sitz hat, 
 
das Vorliegen der Voraussetzungen bestätigt hat. In den Fällen des Absatzes 1b gilt die 
Befreiung als erteilt, wenn die nach § 28i Satz 5 des Vierten Buches zuständige Einzugs-
stelle nicht innerhalb eines Monats nach Eingang der Meldung des Arbeitgebers nach 
§ 28a des Vierten Buches dem Befreiungsantrag des Beschäftigten widerspricht. Die 
Vorschriften des Zehnten Buches über die Bestandskraft von Verwaltungsakten und über 
das Rechtsbehelfsverfahren gelten entsprechend. 
 
(4) Die Befreiung wirkt vom Vorliegen der Befreiungsvoraussetzungen an, wenn sie in-
nerhalb von drei Monaten beantragt wird, sonst vom Eingang des Antrags an. In den Fäl-
len des Absatzes 1b wirkt die Befreiung bei Vorliegen der Befreiungsvoraussetzungen 
nach Eingang der Meldung des Arbeitgebers nach § 28a des Vierten Buches bei der zu-
ständigen Einzugsstelle rückwirkend vom Beginn des Monats an, in dem der Antrag des 
Beschäftigten dem Arbeitgeber zugegangen ist, wenn der Arbeitgeber den Befreiungsan-
trag der Einzugsstelle mit der ersten folgenden Entgeltabrechnung, spätestens aber in-
nerhalb von sechs Wochen nach Zugang, gemeldet und die Einzugsstelle innerhalb eines 
Monats nach Eingang der Meldung des Arbeitgebers nicht widersprochen hat. Erfolgt die 
Meldung des Arbeitgebers später, wirkt die Befreiung vom Beginn des auf den Ablauf der 
Widerspruchsfrist nach Absatz 3 folgenden Monats. In den Fällen, in denen bei einer 
Mehrfachbeschäftigung die Befreiungsvoraussetzungen vorliegen, hat die Einzugsstelle 
die weiteren Arbeitgeber über den Zeitpunkt der Wirkung der Befreiung unverzüglich 
durch eine Meldung zu unterrichten. 
 
(5) … 

 
 

§ 163 SGB VI  
 

Sonderregelung für beitragspflichtige Einnahmen Beschäftigter 
 
 

(1) bis (7) ... 
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(8) Bei Arbeitnehmern, die eine geringfügige Beschäftigung ausüben, ist beitragspflichtige 
Einnahme das Arbeitsentgelt, mindestens jedoch der Betrag in Höhe von 175 Euro. 
 
(9) und (10) ... 

 
 

§ 168 SGB VI 
 

Beitragstragung bei Beschäftigten 
 
 

(1) Die Beiträge werden getragen 
 
1. und 1a. ... 
 
1b. bei Personen, die gegen Arbeitsentgelt geringfügig versicherungspflichtig beschäf-

tigt werden, von den Arbeitgebern in Höhe des Betrages, der 15 vom Hundert des 
der Beschäftigung zugrunde liegenden Arbeitsentgelts entspricht, im Übrigen vom 
Versicherten, 

 
1c. bei Personen, die gegen Arbeitsentgelt in Privathaushalten geringfügig versiche-

rungspflichtig beschäftigt werden, von den Arbeitgebern in Höhe des Betrages, 
der 5 vom Hundert des der Beschäftigung zugrunde liegenden Arbeitsentgelts 
entspricht, im Übrigen vom Versicherten. 

 
1d. bis 7. ... 
 
(2) und (3) ... 

 
 

§ 172 SGB VI 
 

Arbeitgeberanteil bei Versicherungsfreiheit  
und Befreiung von der Versicherungspflicht 

 
 

(1) Für Beschäftigte, die versicherungsfrei sind wegen 
 
1. des Bezugs einer Vollrente wegen Alters nach Ablauf des Monats, in dem die 

Regelaltersgrenze erreicht wird, 
 
2. des Bezugs einer Versorgung, 
 
3. des Erreichens der Regelaltersgrenze oder 
 
4. einer Beitragserstattung, 
 
tragen die Arbeitgeber die Hälfte des Beitrags, der zu zahlen wäre, wenn die Beschäftig-
ten versicherungspflichtig wären; in der knappschaftlichen Rentenversicherung ist statt 
der Hälfte des Beitrags der auf Arbeitgeber entfallende Beitragsanteil zu zahlen. Satz 1 
findet keine Anwendung auf versicherungsfrei geringfügig Beschäftigte und Beschäftigte 
nach § 1 Satz 1 Nummer 2. 
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(2) ... 
 
(3) Für Beschäftigte nach § 8 Absatz 1 Nummer 1 Viertes Buch, die in dieser Beschäfti-
gung nach § 6 Absatz 1b oder nach anderen Vorschriften von der Versicherungspflicht 
befreit sind oder die nach § 5 Absatz 4 versicherungsfrei sind, tragen die Arbeitgeber ei-
nen Beitragsanteil in Höhe von 15 vom Hundert des Arbeitsentgelts, das beitragspflichtig 
wäre, wenn die Beschäftigten versicherungspflichtig wären. Dies gilt nicht für Personen, 
die während der Dauer eines Studiums als ordentlich Studierende einer Fachschule oder 
Hochschule ein Praktikum ableisten, das nicht in der Studienordnung oder Prüfungsord-
nung vorgeschrieben ist. 
 
(3a) Für Beschäftigte in Privathaushalten nach § 8a Satz 1 des Vierten Buches, die in 
dieser Beschäftigung nach § 6 Absatz 1b oder nach anderen Vorschriften von der Versi-
cherungspflicht befreit sind oder die nach § 5 Absatz 4 versicherungsfrei sind, tragen die 
Arbeitgeber einen Beitragsanteil in Höhe von 5 vom Hundert des Arbeitsentgelts, das 
beitragspflichtig wäre, wenn die Beschäftigten versicherungspflichtig wären. 
 
(4) Für den Beitragsanteil des Arbeitgebers gelten die Vorschriften des Dritten Abschnitts 
des Vierten Buches sowie die Bußgeldvorschriften des § 111 Absatz 1 Nummer 2 bis 4, 8 
und Absatz 2 und 4 des Vierten Buches entsprechend. 

 
 

§ 229 SGB VI 
 

Versicherungspflicht 
 
 

(1) bis (4) ... 
 
(5) Personen, die am 31. Dezember 2012  als Beschäftigte nach § 5 Absatz 2 in der bis 
zum 31. Dezember 2012 geltenden Fassung wegen Verzichts auf die Versicherungsfrei-
heit in einer geringfügigen Beschäftigung oder mehreren geringfügigen Beschäftigungen 
versicherungspflichtig waren, bleiben insoweit versicherungspflichtig; § 6 Absatz 1b in der 
ab 1. Januar 2013 geltenden Fassung gilt für diese Personen bezogen auf die am 
31. Dezember 2012 ausgeübte Beschäftigung und weitere Beschäftigungen, auf die sich 
der Verzicht auf die Versicherungsfreiheit nach § 5 Absatz 2 in der bis zum 31. Dezember 
2012 geltenden Fassung erstrecken würde, nicht. 
 
(6) Personen, die am 31. März 2003 in einer Beschäftigung oder selbständigen Tätigkeit 
ohne einen Verzicht auf die Versicherungsfreiheit (§ 5 Absatz 2 Satz 2 in der bis zum 
31. Dezember 2012 versicherungspflichtig waren, die die Merkmale einer geringfügigen 
Beschäftigung oder selbständigen Tätigkeit in der ab 1. April 2003 geltenden Fassung 
von § 8 des Vierten Buches oder die Merkmale einer geringfügigen Beschäftigung oder 
selbständigen Tätigkeit im Privathaushalt (§ 8a Viertes Buch) erfüllt, bleiben in dieser Be-
schäftigung oder selbständigen Tätigkeit versicherungspflichtig. Sie werden auf ihren An-
trag von der Versicherungspflicht befreit. Die Befreiung wirkt vom 1. April 2003 an, wenn 
sie bis zum 30. Juni 2003 beantragt wird, sonst vom Eingang des Antrags an. Sie ist auf 
die jeweilige Beschäftigung oder selbständige Tätigkeit beschränkt. Für Personen, die die 
Voraussetzungen für die Versicherungspflicht nach § 2 Satz 1 Nummer 10 erfüllen, endet 
die Befreiung nach Satz 2 am 31. Juli 2004. 
 
(7) … 
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§ 230 SGB VI 
 

Versicherungsfreiheit 
 
 

(1) bis (7) … 
 
(8) Personen, die am 31. Dezember 2012 als Beschäftigte nach § 5 Absatz 2 Satz 1 
Nummer 1 in der bis zum 31. Dezember 2012 geltenden Fassung versicherungsfrei wa-
ren, bleiben in dieser Beschäftigung versicherungsfrei, solange die Voraussetzungen ei-
ner geringfügigen Beschäftigung nach § 8 Absatz 1 Nummer 1 oder § 8a in Verbindung 
mit § 8 Absatz 1 Nummer 1 des Vierten Buches in der bis zum 31. Dezember 2012 gel-
tenden Fassung vorliegen. Sie können durch schriftliche Erklärung gegenüber dem Ar-
beitgeber auf die Versicherungsfreiheit verzichten; der Verzicht kann nur mit Wirkung für 
die Zukunft und bei mehreren Beschäftigungen nur einheitlich erklärt werden und ist für 
die Dauer der Beschäftigungen bindend. 
 
(9) … 

 
 

§ 231 SGB VI 
 

Befreiung von der Versicherungspflicht 
 
 

(1) bis (8) …  
 
(9) § 6 Absatz 1b gilt bis zum 31. Dezember 2014 nicht für Personen, die am 31. Dezem-
ber 2012 in einer mehr als geringfügigen Beschäftigung nach § 8 Absatz 1 Nummer 1 
oder § 8a in Verbindung mit § 8 Absatz 1 Nummer 1 des Vierten Buches versicherungs-
pflichtig waren, die die Merkmale einer geringfügig entlohnten Beschäftigung nach diesen 
Vorschriften in der ab 1. Januar 2013 geltenden Fassung erfüllt, solange das Arbeitsent-
gelt aus dieser Beschäftigung 400 Euro monatlich übersteigt. 

 
 

§ 276a SGB VI  
 

Arbeitgeberanteil bei Versicherungsfreiheit 
 
 

(1) Für geringfügig Beschäftigte nach § 8 Absatz 1 Nummer 1 des Vierten Buches, die in 
dieser Beschäftigung nach § 230 Absatz 8 versicherungsfrei sind, tragen die Arbeitgeber 
einen Beitragsanteil in Höhe von 15 Prozent des Arbeitsentgelts, das beitragspflichtig 
wäre, wenn die Beschäftigten versicherungspflichtig wären. Für geringfügig Beschäftigte 
in Privathaushalten nach § 8a Satz 1 des Vierten Buches, die in dieser Beschäftigung 
nach § 230 Absatz 8 versicherungsfrei sind, tragen die Arbeitgeber einen Beitragsanteil in 
Höhe von 5 Prozent des Arbeitsentgelts, das beitragspflichtig wäre, wenn die Beschäftig-
ten versicherungspflichtig wären. 
 
(1a) … 
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(2) Für den Beitragsanteil des Arbeitgebers gelten die Vorschriften des Dritten Abschnitts 
des Vierten Buches sowie die Bußgeldvorschriften des § 111 Absatz 1 Nummer 2 bis 4, 8 
und Absatz 2 und 4 des Vierten Buches entsprechend. 

 
 

§ 2 BVV 
 

Berechnungsvorgang 
 
 

(1) Beiträge, die der Arbeitgeber und der Beschäftigte je zur Hälfte tragen, werden durch 
Anwendung des halben Beitragssatzes auf das Arbeitsentgelt und anschließender Ver-
doppelung des gerundeten Ergebnisses berechnet. Auf Beiträge, die der Arbeitgeber al-
lein trägt, kann Satz 1 entsprechend angewandt werden. Werden Beiträge vom Arbeitge-
ber und vom Beschäftigten nicht je zur Hälfte getragen, ergibt sich der Beitrag aus der 
Summe der getrennt berechneten gerundeten Anteile. Beiträge, die vom Beschäftigten 
allein zu tragen sind, werden durch Anwendung des für diese Beiträge geltenden Bei-
tragssatzes oder Beitragszuschlags auf das Arbeitsentgelt berechnet; Satz 3 zweiter 
Halbsatz gilt entsprechend. Wird die Mindestbeitragsbemessungsgrundlage des § 163 
Absatz 8 des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch nicht überschritten, wird der Beitrags-
satz auf die Mindestbeitragsbemessungsgrundlage angewandt und der vom Arbeitgeber 
zu tragende Beitragsanteil berechnet und gerundet; durch Abzug des Arbeitgeberanteils 
vom Beitrag ergibt sich der Beitragsanteil des Beschäftigten. 
 
(2) ... 

 
 

§ 8 BVV 
 

Entgeltunterlagen 
 
 

(1) Der Arbeitgeber hat in den Entgeltunterlagen folgende Angaben über den Beschäftig-
ten aufzunehmen: 
 
1. bis 8. ... 
 
9. die für die Versicherungsfreiheit oder die Befreiung von der Versicherungspflicht 

maßgebenden Angaben, 
 
10. bis 19. ... 
 
… 

 
(2) Folgende Unterlagen sind zu den Entgeltunterlagen zu nehmen: 
 
1.  Unterlagen, aus denen die nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 3, 9 und 17 erforderli-

chen Angaben ersichtlich sind, 
 
2. bis 3a. ...   
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4.  die Erklärung des geringfügig Beschäftigten gegenüber dem Arbeitgeber, dass auf 
Versicherungsfreiheit in der Rentenversicherung verzichtet wird, 

 
4a. der Antrag auf Befreiung von der Versicherungspflicht nach § 6 Absatz 1b Sechs-

tes Buch Sozialgesetzbuch, auf dem der Tag des Eingangs beim Arbeitgeber do-
kumentiert ist, 

 
5. bis 6. ... 
 
7.  die Erklärung des kurzfristig geringfügigen Beschäftigten über weitere kurzfristige 

Beschäftigungen im Kalenderjahr oder die Erklärung des geringfügig entlohnten 
Beschäftigten über weitere Beschäftigungen sowie in beiden Fällen die Bestäti-
gung, dass die Aufnahme weiterer Beschäftigungen dem Arbeitgeber anzuzeigen 
sind, 

 
8. ... 
 
9.  den Bescheid der zuständigen Einzugsstelle über die Feststellung der Versiche-

rungspflicht nach § 28h Absatz 2 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch, 
 
10. bis 12. ... 
 
13. die Aufzeichnungen nach § 19 Absatz 1 des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes und 

nach § 17 Absatz 1 des Mindestlohngesetzes. 
 
14. bis 18. … 
 
19. die schriftliche Erklärung des Verzichts auf die Versicherungsfreiheit nach 

§ 5 Absatz 4 Satz 2 oder § 230 Absatz 9 Satz 2 SGB VI, auf der der Tag des 
Eingangs beim Arbeitgeber dokumentiert ist. 

 
 

§ 40a EStG 
 

Pauschalierung der Lohnsteuer für Teilzeitbeschäftigte  
und geringfügig Beschäftigte 

 
 

(1) ... 
 
(2) Der Arbeitgeber kann unter Verzicht auf den Abruf von elektronischen Lohnsteuerab-
zugsmerkmalen (§ 39e Absatz 4 Satz 2) oder die Vorlage einer Bescheinigung für den 
Lohnsteuerabzug (§ 39 Absatz 3 oder § 39e Absatz 7 oder Absatz 8) die Lohnsteuer ein-
schließlich Solidaritätszuschlag und Kirchensteuern (einheitliche Pauschsteuer) für das 
Arbeitsentgelt aus geringfügigen Beschäftigungen im Sinne des § 8 Absatz 1 Nummer 1 
oder des § 8a des Vierten Buches Sozialgesetzbuch, für das er Beiträge nach § 168 Ab-
satz 1 Nummer 1b oder 1c (geringfügig versicherungspflichtig Beschäftigte) oder nach 
§ 172 Absatz 3 oder 3a (versicherungsfrei oder von der Versicherungspflicht befreite 
geringfügig Beschäftigte) oder nach § 276a Absatz 1 (versicherungsfrei geringfügig 
Beschäftigte) des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch zu entrichten hat, mit einem ein-
heitlichen Pauschsteuersatz in Höhe von insgesamt 2 Prozent des Arbeitsentgelts erhe-
ben.  
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(2a) Hat der Arbeitgeber in den Fällen des Absatzes 2 keine Beiträge nach § 168 Absatz 
1 Nummer 1b oder 1c oder nach § 172 Absatz 3 oder 3a oder nach § 276a Absatz 1 des 
Sechsten Buches Sozialgesetzbuch zu entrichten, kann er unter Verzicht auf den Abruf 
von elektronischen Lohnsteuerabzugsmerkmalen (§ 39e Absatz 4 Satz 2) oder die Vorla-
ge einer Bescheinigung für den Lohnsteuerabzug (§ 39 Absatz 3 oder § 39e Absatz 7 
oder Absatz 8) die Lohnsteuer mit einem Pauschsteuersatz in Höhe von 20 Prozent des 
Arbeitsentgelts erheben.  
 
(3) bis (5) ... 
 
(6) Für die Erhebung der einheitlichen Pauschsteuer nach Absatz 2 ist die Deutsche 
Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See zuständig. Die Regelungen zum Steu-
erabzug vom Arbeitslohn sind entsprechend anzuwenden. Für die Anmeldung, Ab-
führung und Vollstreckung der einheitlichen Pauschsteuer sowie die Erhebung ei-
nes Säumniszuschlags und das Mahnverfahren für die einheitliche Pauschsteuer 
gelten dabei die Regelungen für die Beiträge nach § 168 Absatz 1 Nummer 1b oder 
1c oder nach § 172 Absatz 3 oder 3a oder nach § 276a Absatz 1 des Sechsten Bu-
ches Sozialgesetzbuch. Die Deutsche Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See 
hat die einheitliche Pauschsteuer auf die erhebungsberechtigten Körperschaften 
aufzuteilen; dabei entfallen aus Vereinfachungsgründen 90 Prozent der einheitli-
chen Pauschsteuer auf die Lohnsteuer, 5 Prozent auf den Solidaritätszuschlag und 
5 Prozent auf die Kirchensteuern. Die erhebungsberechtigten Kirchen haben sich 
auf eine Aufteilung des Kirchensteueranteils zu verständigen und diesen der Deut-
schen Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See mitzuteilen. Die Deutsche Ren-
tenversicherung Knappschaft-Bahn-See ist berechtigt, die einheitliche 
Pauschsteuer nach Absatz 2 zusammen mit den Sozialversicherungsbeiträgen 
beim Arbeitgeber einzuziehen. 
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B Versicherungsrecht 
 

1 Allgemeines 

 

Nach § 7 Abs. 1 SGB V, § 27 Abs. 2 SGB III ist in der Kranken- und Arbeitslosenversiche-

rung versicherungsfrei, wer eine geringfügige Beschäftigung ausübt. Dies gilt in der Ren-

tenversicherung auch für kurzfristige Beschäftigungen. Aus der Krankenversicherungs-

freiheit folgt, dass in dieser Beschäftigung auch keine Versicherungspflicht in der Pflege-

versicherung besteht. 

 

Arbeitnehmer einer geringfügig entlohnten Beschäftigung können je nach Sachverhalt 

rentenversicherungspflichtig, rentenversicherungsfrei oder von der Rentenversicherungs-

pflicht befreit sein. 

 

Die besonderen versicherungs- und beitragsrechtlichen Regelungen für geringfügige Be-

schäftigungen gelten in der Kranken-, Pflege-, Renten- und Arbeitslosenversicherung 

nicht für Personen, die 

 

� im Rahmen betrieblicher Berufsbildung (z. B. Auszubildende, Teilnehmer an dua-
len Studiengängen und Praktikanten), 

 
� im Rahmen außerbetrieblicher Berufsausbildung, 

 
� im Rahmen des Gesetzes zur Förderung von Jugendfreiwilligendiensten, 

 
� im Rahmen des Gesetzes über den Bundesfreiwilligendienst, 

 
� als behinderte Menschen in geschützten Einrichtungen, 

 
� in Einrichtungen der Jugendhilfe oder in Berufsbildungswerken oder ähnlichen 

Einrichtungen für behinderte Menschen, in denen sie für eine Erwerbstätigkeit be-
fähigt werden sollen, 

 
� während der individuellen betrieblichen Qualifizierung im Rahmen der Unterstütz-

ten Beschäftigung nach § 55 SGB IX, 
 
� aufgrund einer stufenweisen Wiedereingliederung in das Erwerbsleben nach § 74 

SGB V bzw. § 44 SGB IX, 
 
� wegen konjunktureller oder saisonaler Kurzarbeit 

 

geringfügig beschäftigt sind. 
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Für geringfügige Beschäftigungen von Arbeitnehmern, die sich innerhalb der  

EU-/EWR-Mitgliedstaaten sowie der Schweiz bewegen, gelten die Vorschriften der Ver-

ordnung (EG) Nr. 883/2004. Diese Vorschriften regeln, welche Rechtsvorschriften in 

grenzgrenzüberschreitenden Fällen anzuwenden sind. Sie sehen als obersten Grundsatz 

vor, dass ein Arbeitnehmer in dem System nur eines Staates versichert ist. Danach un-

terliegen Arbeitnehmer grundsätzlich den Rechtsvorschriften des Mitgliedsstaates, 

in dem sie die Beschäftigung ausüben (Artikel 11 Abs. 3 Buchst. a VO (EG) 

883/2004); dies gilt auch dann, wenn es sich um eine geringfügige Beschäftigung 

handelt. Sofern von diesem Grundsatz abgewichen wird, z. B. bei Ausübung einer 

geringfügigen Beschäftigung in Deutschland und einer weiteren Beschäftigung im 

Ausland, ist dies durch Vorlage der sogenannten A1-Bescheinigung nachzuweisen 

(vgl. F). Diese Bescheinigung dokumentiert, dass die ausländischen Rechtsvor-

schriften der sozialen Sicherheit auch für die Beschäftigung in Deutschland gelten. 

In diesem Fall finden die Regelungen für geringfügige Beschäftigungen in Deutsch-

land keine Anwendung.  

 

Die Ausführungen zum Vorliegen einer geringfügig entlohnten bzw. kurzfristigen Beschäf-

tigung gelten für den Bereich der Rentenversicherung entsprechend, soweit anstelle einer 

Beschäftigung eine selbständige Tätigkeit ausgeübt wird, das heißt, es werden einerseits 

mehrere Beschäftigungen und andererseits mehrere selbständige Tätigkeiten zusam-

mengerechnet, nicht aber Beschäftigungen und selbständige Tätigkeiten. 

 

2 Geringfügige Beschäftigungen 

 

Eine Beschäftigung kann 

 

� nach § 8 Abs. 1 Nr. 1 SGB IV wegen der geringen Höhe des Arbeitsentgelts  
(geringfügig entlohnte Beschäftigung) 

 
oder 

 
� nach § 8 Abs. 1 Nr. 2 SGB IV wegen ihrer kurzen Dauer (kurzfristige  

Beschäftigung) 
 

geringfügig sein. Es ist daher zu unterscheiden, ob es sich bei der zu beurteilenden Be-

schäftigung um eine geringfügig entlohnte Beschäftigung oder um eine kurzfristige Be-

schäftigung handelt. 
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Die beiden Beschäftigungsarten unterscheiden sich grundsätzlich dadurch, dass eine 

geringfügig entlohnte Beschäftigung regelmäßig und eine kurzfristige Beschäftigung nicht 

regelmäßig, sondern nur gelegentlich ausgeübt wird (vgl. 2.4). Die versicherungsrechtli-

che Beurteilung der Beschäftigung hat unmittelbar bei Beschäftigungsbeginn bzw. bei 

jeder Änderung der Verhältnisse zu erfolgen. 

 

Die Regelungen über die geringfügige Beschäftigung gelten nach § 8a Satz 1 SGB IV 

auch für Beschäftigungen in Privathaushalten. Eine Beschäftigung im Privathaushalt liegt 

nach § 8a Satz 2 SGB IV vor, wenn diese durch einen privaten Haushalt begründet ist 

und die Tätigkeit sonst gewöhnlich durch Mitglieder des privaten Haushalts erledigt wird 

(vgl. Gemeinsames Rundschreiben „Haushaltsscheck-Verfahren“ der Spitzenorgani-

sationen der Sozialversicherung). 

 

2.1 Einheitliches Beschäftigungsverhältnis 

 

Übt ein Arbeitnehmer bei demselben Arbeitgeber gleichzeitig mehrere Beschäftigungen 

aus, so ist ohne Rücksicht auf die arbeitsvertragliche Gestaltung sozialversicherungs-

rechtlich von einem einheitlichen Beschäftigungsverhältnis auszugehen (vgl. Urteil des 

Bundessozialgerichts - BSG - vom 16. Februar 1983 - 12 RK 26/81 -, USK 8310). Gesetz-

liche Regelungen, insbesondere im Leistungsrecht der Arbeitsförderung, ändern daran 

nichts. Zwar hatte der 7. Senat des BSG für das Teilarbeitslosengeld zwischenzeitlich 

entschieden, dass auch bei demselben Arbeitgeber zwei anspruchsbegründende Teilzeit-

beschäftigungen bestehen können, wenn für beide Beschäftigungen formal zwei getrenn-

te Arbeitsverträge vorliegen und der Arbeitnehmer in den jeweiligen Betrieb/Betriebsteil 

oder die organisatorische Einheit eingegliedert ist, zugleich jedoch darauf hingewiesen, 

dass der Begriff der Beschäftigung im Leistungs- und Beitragsrecht jeweils funktionsdiffe-

rent ausgelegt werden müsse (vgl. Urteile des BSG vom 21. Juni 2001 - B 7 AL 54/00 R -, 

SozR 3-4300 § 150 Nr. 1 und vom 6. Februar 2003 - B 7 AL 12/01 R -, BSGE 90, 270 ff). 

Von dieser leistungsrechtlich möglichen Mehrfachbeschäftigung beim selben Arbeitgeber 

kann daher nicht auf eine identische Rechtslage bei der Beurteilung von Versicherungs-

pflicht geschlossen werden (vgl. BSG-Urteil vom 27. Juni 2012 - B 12 KR 28/10 R -,  

USK 2012-180). 
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2.1.1 Beschäftigungen bei demselben Arbeitgeber 

 

Mehrere Beschäftigungen bei demselben Arbeitgeber werden versicherungsrechtlich als 

eine Einheit betrachtet. Dabei ist auf den in der Sozialversicherung verwendeten Begriff 

des Arbeitgebers abzustellen, der einen eigenständigen Inhalt hat. Für die Feststellung, 

ob ein einheitliches Beschäftigungsverhältnis vorliegt, ist demnach allein zu prüfen, ob 

Arbeitgeberidentität besteht. Die Art der jeweils ausgeübten Beschäftigung ist dabei un-

bedeutend; es ist also nicht erforderlich, dass bei einem Arbeitgeber gleiche oder funkti-

onsverwandte Tätigkeiten ausgeübt werden. 

 

Arbeitgeber ist hiernach der andere Partner des Arbeitsverhältnisses, also derjenige, der 

die Dienstleistung vom Arbeitnehmer kraft des Arbeitsvertrages fordern kann, das heißt, 

zu dem der Arbeitnehmer in einem Verhältnis persönlicher und regelmäßig auch wirt-

schaftlicher Abhängigkeit steht. Für die Bestimmung des Arbeitgebers ist danach wesent-

lich, wer die wirtschaftliche und organisatorische Dispositionsbefugnis über die Arbeits-

leistung des Arbeitnehmers hat. Das ist in der Regel derjenige, der Vertragspartei ist. 

Eine Aufspaltung der Arbeitgeberfunktion durch vertragliche Abreden führt nicht zu einer 

„Verdopplung“ des Arbeitgebers.  

 

Arbeitgeber können natürliche Personen (z. B. Privatperson, eingetragener Kauf-

mann/eingetragene Kauffrau), juristische Personen des privaten Rechts (z. B. Gesell-

schaft mit beschränkter Haftung, eingetragener Verein), juristische Personen des öffentli-

chen Rechts (z. B. Körperschaft oder Anstalt des öffentlichen Rechts), aber auch Perso-

nengesellschaften (z. B. Kommanditgesellschaft, Gesellschaft bürgerlichen Rechts) sein.  

 

Hat ein Arbeitgeber mehrere Betriebe, ist unabhängig davon, in welchen Betrieben oder 

Betriebsteilen die jeweilige Beschäftigung ausgeübt wird, von einem einheitlichen Be-

schäftigungsverhältnis auszugehen. Dabei ist unerheblich, ob es sich um organisatorisch 

selbständige (z. B. Zweigniederlassungen) oder um unselbständige Betriebe (z. B. Be-

triebsstätte) oder Betriebsteile handelt. Entscheidend ist allein, dass es sich nach den 

vorgenannten Merkmalen rechtlich um ein und denselben Arbeitgeber, das heißt um ein 

und dieselbe natürliche oder juristische Person oder Personengesellschaft, handelt 

(vgl. Beispiele 1a und 1b). 
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Konzernunternehmen im Sinne des § 18 Aktiengesetz (AktG) gelten in diesem Zusam-

menhang nicht als ein Arbeitgeber. 

 

Von einem einheitlichen Beschäftigungsverhältnis bei demselben Arbeitgeber ist auch 

dann auszugehen, wenn neben der Berufung in ein Beamtenverhältnis auch ein privat-

rechtlicher Arbeitsvertrag geschlossen wird (z. B. Professoren, die gleichzeitig Chefärzte 

an Universitätskliniken sind). 

 

Vom Begriff des Arbeitgebers zu unterscheiden ist der für die Unfallversicherung maß-

gebliche Begriff des Unternehmens. Ein Arbeitgeber kann einen Beschäftigten in mehre-

ren Unternehmen im Sinne der Unfallversicherung einsetzen, ohne dass dies an der Ein-

heitlichkeit des Beschäftigungsverhältnisses etwas ändert. Gegebenenfalls ist das Ar-

beitsentgelt für die Beitragserhebung in der Unfallversicherung anteilig den einzelnen 

Unternehmen zuzuordnen. 

 

Der Bezug von Vorruhestandsgeld steht einem Beschäftigungsverhältnis gleich 

(vgl. 2.2.2.5). Eine neben dem Bezug von Vorruhestandsgeld bei demselben Arbeitgeber 

ausgeübte Beschäftigung mit einem regelmäßigen Arbeitsentgelt von nicht mehr als 450 

Euro im Monat erfüllt somit nicht die Voraussetzungen für das Vorliegen einer geringfügig 

entlohnten Beschäftigung. In diesen Fällen ist von einem einheitlichen Beschäftigungs-

verhältnis auszugehen. 

 

2.1.2 Beschäftigung und selbständige Tätigkeit bei demselben  
 Arbeitgeber/Auftraggeber 
 

Grundsätzlich besteht rechtlich die Möglichkeit, dass eine natürliche Person für denselben 

Vertragspartner (Arbeitgeber/Auftraggeber) als abhängig Beschäftigter und daneben 

selbständig tätig ist. Werden eine abhängige Beschäftigung und eine selbständige Tätig-

keit bei demselben Arbeitgeber unabhängig voneinander ausgeübt, liegt eine so genann-

te gemischte Tätigkeit vor, bei der abhängige Beschäftigung und selbständige Tätigkeit 

nebeneinander stehen und rechtlich getrennt zu beurteilen sind.  

 

Allerdings gelten aufgrund der weisungsgebundenen Eingliederung im Rahmen einer Be-

schäftigung und der erforderlichen weisungsfreien Ausgestaltung einer selbständigen 

Tätigkeit für denselben Vertragspartner strenge Maßstäbe für das tatsächliche Vorliegen 

einer selbständigen Tätigkeit. Von daher wird in aller Regel von einem einheitlichen Be-
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schäftigungsverhältnis auszugehen sein, in dessen Rahmen der Beschäftigte seine Ar-

beitsleistung regelmäßig am selben Betriebsort, für denselben Betriebszweck, unter Ein-

satz der Betriebsmittel des Arbeitgebers erbringt. 

 

Dementsprechend liegt keine selbständige Tätigkeit, sondern ein einheitliches Beschäfti-

gungsverhältnis regelmäßig dann vor, wenn der vermeintlich selbständige Teil der Tätig-

keit nur aufgrund der abhängigen Beschäftigung ausgeübt wird, in diese zeitlich, örtlich, 

organisatorisch und inhaltlich eingebunden, im Verhältnis zur Beschäftigung nebensäch-

lich ist und daher insgesamt wie ein Teil der abhängigen Beschäftigung erscheint 

(vgl. Urteil des BSG vom 3. Februar 1994 - 12 RK 18/93 -, USK 9411). Für die Abgren-

zung kommt es in erster Linie auf die tatsächlichen Verhältnisse an; die zivilrechtliche 

Vertragsgestaltung hat - insbesondere bei einem Auseinanderfallen von tatsächlichen und 

vertraglichen Vereinbarungen - keine ausschlaggebende Bedeutung (vgl. Beispiel 1c).  

 

2.1.3 Beschäftigungen bei verschiedenen Arbeitgebern mit besonderen  
Verflechtungen 

 

Werden zeitgleich Beschäftigungen bei verschiedenen Arbeitgebern ausgeübt, ist grund-

sätzlich eine getrennte versicherungsrechtliche Beurteilung vorzunehmen. Dies gilt selbst 

dann, wenn - bei formalrechtlich unterschiedlichen Arbeitgebern - diese organisatorisch 

und wirtschaftlich eng verflochten sind und die Dispositionsbefugnis über die Arbeitsleis-

tung des Arbeitnehmers in allen Beschäftigungen ein und derselben Person oder einer 

einheitlichen Leitung obliegt. Insofern ist die Arbeitgebereigenschaft rechtlich und nicht 

wirtschaftlich zu beurteilen (vgl. Beispiele 1d bis 1f).  

 

2.1.4 Verbot privatrechtlicher Vereinbarungen zum Nachteil des Arbeitnehmers 

 

Privatrechtliche Vereinbarungen, die zum Nachteil des Sozialleistungsberechtigten von 

den Vorschriften des Sozialgesetzbuchs abweichen, sind nach § 32 SGB I nichtig. Die 

Regelung hat im Zusammenhang mit der hier vorzunehmenden Abgrenzung eines ein-

heitlichen Beschäftigungsverhältnisses von mehreren Beschäftigungen - zum sozialversi-

cherungsrechtlichen Schutz von Arbeitnehmerinteressen und zur Abwehr möglicher Ma-

nipulationsmöglichkeiten zu Lasten der Solidargemeinschaft - vor allem in den Fällen Be-

deutung, in denen die bisher ausgeübte Beschäftigung in Teilen mit dem Ziel ausgelagert 

wird, in gleichem Umfang und mit gleichem Inhalt entweder als vermeintlich rechtlich 

selbständige Tätigkeit oder geringfügige Beschäftigung fortgeführt zu werden. Dies gilt 
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insbesondere im Fall der Arbeitnehmerüberlassung, wenn ein Teil des Arbeitsverhältnis-

ses auf ein Leiharbeitsunternehmen übergeht, dieses die Arbeitnehmer „zurück“ verleiht 

und diese dort die gleichen bzw. (berufstypisch) vergleichbare Tätigkeiten unter gleichen 

Direktiven wie bisher verrichten (vgl. Beispiel 1g). 

 

Einer kritischen Prüfung zu unterziehen sind auch mehrere zeitgleich bestehende Ar-

beits-/Auftragsverhältnisse mit Ein-Personen-GmbHs bzw. Ein-Personen-Limiteds, deren 

Leitung zwar rechtlich dem jeweiligen Organ (Geschäftsführer bzw. director) der jeweili-

gen juristischen Person (Ein-Personen-GmbH bzw. Ein-Personen-Limited) obliegt, hinter 

dem aber der Geschäftsführer bzw. director als Alleingesellschafter und damit stets ein 

und dieselbe natürliche Person steht. 

 

2.2 Geringfügig entlohnte Beschäftigungen 

 

Eine geringfügig entlohnte Beschäftigung liegt nach § 8 Abs. 1 Nr. 1 SGB IV vor, wenn 

das Arbeitsentgelt (§ 14 SGB IV) regelmäßig im Monat 450 Euro nicht überschreitet 

(vgl. Beispiel 2). Die wöchentliche Arbeitszeit und die Anzahl der monatlichen Arbeitsein-

sätze sind dabei unerheblich. Eine geringfügig entlohnte Beschäftigung ist versicherungs-

frei in der Arbeitslosen- und Krankenversicherung und nicht versicherungspflichtig in der 

Pflegeversicherung. In der Rentenversicherung besteht vom 1. Januar 2013 an grund-

sätzlich Versicherungspflicht mit folgenden Besonderheiten:  

 

� Arbeitnehmer, die ab 1. Januar 2013 eine geringfügig entlohnte Beschäftigung 
aufnehmen, haben die Möglichkeit, sich auf Antrag von der Rentenversicherungs-
pflicht befreien zu lassen (§ 6 Abs. 1b SGB VI, vgl. 2.2.4).  

 
� Arbeitnehmer, die vor dem 1. Januar 2013 eine nach § 5 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1  

SGB VI in der bis zum 31. Dezember 2012 geltenden Fassung versicherungsfreie 
geringfügig entlohnte Beschäftigung aufgenommen haben, bleiben in dieser Be-
schäftigung versicherungsfrei in der Rentenversicherung, solange die Vorausset-
zungen einer geringfügig entlohnten Beschäftigung in der bis zum 31. Dezember 
2012 geltenden Fassung (Arbeitsentgelt bis regelmäßig 400 Euro im Monat) vor-
liegen (§ 230 Abs. 8 Satz 1 SGB VI). Sie haben weiterhin die Möglichkeit, den 
Verzicht auf die Versicherungsfreiheit zu erklären (§ 230 Abs. 8 Satz 2 SGB VI); 
sie sind dann rentenversicherungspflichtige Arbeitnehmer (vgl. 2.2.3.2). 
 

� Arbeitnehmer, die im Rahmen ihrer vor dem 1. Januar 2013 aufgenommenen ge-
ringfügig entlohnten Beschäftigungen nach § 5 Absatz 2 SGB VI in der bis zum 
31. Dezember 2012 geltenden Fassung auf die Versicherungsfreiheit in der Ren-
tenversicherung verzichtet haben, bleiben rentenversicherungspflichtig ohne die 
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Möglichkeit der Befreiung von der Rentenversicherungspflicht für die Dauer der 
Beschäftigung (§ 229 Abs. 5 SGB VI, vgl. 2.2.3.3). 
 

Darüber hinaus gelten Übergangsregelungen für alle Zweige der Sozialversicherung bei 

Beschäftigungsverhältnissen, die grundsätzlich geringfügig entlohnt sind, jedoch aufgrund 

von Bestandsschutzvorschriften der Versicherungspflicht unterliegen und infolgedessen 

wie nicht geringfügige versicherungspflichtige (Haupt-)Beschäftigungen bewertet werden 

(vgl. 7).  

 

Die Arbeitsentgeltgrenze von 450 Euro gilt einheitlich für die alten und neuen Bundeslän-

der. Hierbei handelt es sich um einen Monatswert, der auch dann gilt, wenn die Be-

schäftigung nicht während des gesamten Kalendermonats besteht (vgl. Urteil des 

BSG vom 5. Dezember 2017 - B 12 R 10/15 R -, USK 2017-102); Beispiele 3a und 3b. 

 

2.2.1 Ermittlung des Arbeitsentgelts 
 

Bei der Prüfung der Frage, ob das Arbeitsentgelt 450 Euro übersteigt, ist vom regelmäßi-

gen Arbeitsentgelt auszugehen. Das regelmäßige Arbeitsentgelt ermittelt sich abhängig 

von der Anzahl der Monate, für die eine Beschäftigung gegen Arbeitsentgelt besteht, wo-

bei maximal ein Jahreszeitraum (12 Monate) zugrunde zu legen ist. Sofern die Beschäf-

tigung im Laufe eines Kalendermonats beginnt, kann für den Beginn des Jahres-

zeitraums auf den 1. Tag dieses Monats abgestellt werden (z. B. Beginn der Be-

schäftigung am 15. Februar, Beginn Jahreszeitraum ab 1. Februar). Dabei darf das 

regelmäßige monatliche Arbeitsentgelt im Durchschnitt einer Jahresbetrachtung 450 Euro 

nicht übersteigen (maximal 5.400 Euro pro Jahr bei durchgehender mindestens 12 Mona-

te dauernder Beschäftigung gegen Arbeitsentgelt in jedem Monat). Steht bereits zu Be-

ginn der Beschäftigung fest, dass diese nicht durchgehend für mindestens 12 Monate 

gegen Arbeitsentgelt besteht, ist die zulässige Arbeitsentgeltgrenze für den Gesamtzeit-

raum entsprechend zu reduzieren (vgl. Beispiel 7c). Es ist mindestens auf das Arbeits-

entgelt abzustellen, auf das der Arbeitnehmer einen Rechtsanspruch hat (z. B. aufgrund 

eines Tarifvertrags, einer Betriebsvereinbarung oder einer Einzelabsprache); insoweit 

kommt es auf die Höhe des tatsächlich gezahlten Arbeitsentgelts nicht an. Ein arbeits-

rechtlich zulässiger schriftlicher Verzicht auf künftig entstehende Arbeitsentgeltansprüche 

mindert das zu berücksichtigende Arbeitsentgelt.  
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Die Ermittlung des regelmäßigen Arbeitsentgelts hat stets bei Beginn der Beschäf-

tigung und erneut bei jeder nicht in der bisherigen Prognose berücksichtigten Ver-

änderung in den Verhältnissen (z. B. Erhöhung oder Reduzierung des Arbeitsent-

gelts), die nicht nur gelegentlich und unvorhersehbar ist (vgl. 3.1), im Wege einer 

vorausschauenden Betrachtung zu erfolgen. Die hiernach erforderliche Prognose er-

fordert keine alle Eventualitäten berücksichtigende genaue Vorhersage, sondern lediglich 

eine ungefähre Einschätzung, welches Arbeitsentgelt - ggf. nach der bisherigen Übung - 

mit hinreichender Sicherheit zu erwarten ist. Grundlage der Prognose können dabei ledig-

lich Umstände sein, von denen in diesem Zeitpunkt anzunehmen ist, dass sie das Ar-

beitsentgelt bestimmen werden. Stimmt diese Prognose infolge nicht sicher voraussehba-

rer Umstände mit dem späteren Verlauf der Entgeltzahlung nicht überein, bleibt die für die 

Vergangenheit getroffene Feststellung maßgebend. Stellen Arbeitgeber aus abrech-

nungstechnischen Gründen stets zu Beginn eines jeden Kalenderjahres eine erneute vo-

rausschauende Jahresbetrachtung zur Ermittlung des regelmäßigen Arbeitsentgelts an, 

bestehen keine Bedenken. Eine erstmalige vorausschauende Betrachtung für eine im 

Laufe eines Kalenderjahres aufgenommene Beschäftigung kann demnach zu Beginn des 

nächsten Kalenderjahres durch eine neue jährliche Betrachtung für dieses Kalenderjahr 

ersetzt werden. Sofern eine Beschäftigung mit einem Arbeitsentgelt von mehr als 450 

Euro im Monat durch die vertragliche Reduzierung der Arbeitszeit auf eine Beschäftigung 

mit einem Arbeitsentgelt bis zu 450 Euro im Monat umgestellt wird, ist der Beschäfti-

gungsabschnitt ab dem Zeitpunkt der Arbeitszeitreduzierung bzw. für den Zeitraum der 

Arbeitszeitreduzierung getrennt zu beurteilen (vgl. Beispiel 5). Dies gilt auch bei einer 

Reduzierung der Arbeitszeit z. B. wegen einer Pflege- oder Elternzeit. 

 

Bestehen beim Übergang von einer versicherungspflichtigen (Haupt-)Beschäfti-

gung in eine geringfügig entlohnte Beschäftigung noch Resturlaubstage aus der 

(Haupt-)Beschäftigung, sind diese Urlaubstage mit dem erhöhten Entgeltanspruch 

aus der vorherigen (Haupt-)Beschäftigung zu vergüten (sogenannte Tirol-Entschei-

dung des EuGH; vgl. Urteil des BAG vom 10. Februar 2015 - 9 AZR 53/14 (F) -). Die-

ser erhöhte Urlaubsentgeltanspruch ist bei der Prognose zur Ermittlung des regel-

mäßigen Arbeitsentgelts zu berücksichtigen.  
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2.2.1.1 Einmalige Einnahmen 

 

Einmalige Einnahmen, deren Gewährung mit hinreichender Sicherheit (z. B. aufgrund 

eines für allgemeinverbindlich erklärten Tarifvertrags, einer Betriebsvereinbarung, ei-

nes Arbeitsvertrages oder aufgrund Gewohnheitsrechts wegen betrieblicher Übung) 

mindestens einmal jährlich zu erwarten ist, sind bei der Ermittlung des Arbeitsentgelts zu 

berücksichtigen (vgl. Urteil des BSG vom 28. Februar 1984 - 12 RK 21/83 -, USK 8401); 

Beispiel 6.  

 

Einmalige Einnahmen, deren Zahlung dem Grunde und der Höhe nach vom Geschäftser-

gebnis oder einer individuellen Arbeitsleistung des Vorjahres abhängig ist, bleiben bei der 

Ermittlung des regelmäßigen Arbeitsentgelts grundsätzlich unberücksichtigt. Fälle dieser 

Art sind beispielsweise die nachträgliche Zahlung eines (anteiligen) Weihnachtsgeldes in 

Abhängigkeit vom Geschäftsergebnis des Vorjahres oder die Zahlung einer individuellen 

Prämie im Rahmen der sogenannten leistungsorientierten Bezahlung. 

 

Die Gewährung einer derartigen (nicht mit hinreichender Sicherheit zu erwartenden) Ein-

malzahlung ist in dem Monat der Zahlung als gelegentliches und unvorhersehbares Über-

schreiten der Entgeltgrenze zu werten und steht trotz Überschreitung der für ein Jahr 

maßgebenden Entgeltgrenze von 5.400 Euro dem Fortbestand einer geringfügig entlohn-

ten Beschäftigung nicht entgegen (vgl. 3.1). 

 

Jubiläumszuwendungen bleiben bei der Ermittlung des regelmäßigen Arbeitsentgelts z. B. 

außer Betracht, weil es sich um nicht jährlich wiederkehrende Zuwendungen handelt. 

Hat der Arbeitnehmer auf die Zahlung einer einmaligen Einnahme im Voraus schriftlich 

verzichtet, dann kann die einmalige Einnahme - ungeachtet der arbeitsrechtlichen Zuläs-

sigkeit eines solchen Verzichts - vom Zeitpunkt des Verzichts an bei der Ermittlung des 

regelmäßigen Arbeitsentgelts nicht berücksichtigt werden. Im Übrigen sind einmalige Ein-

nahmen bei der Ermittlung des Arbeitsentgelts nur insoweit zu berücksichtigen, als sie 

aus der zu beurteilenden Beschäftigung resultieren. Soweit einmalige Einnahmen aus 

ruhenden Beschäftigungsverhältnissen (z. B. bei Elternzeit) gezahlt werden, bleiben sie 

außer Betracht. 
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2.2.1.2 Schwankendes Arbeitsentgelt 

 

Bei unvorhersehbar schwankender Höhe des Arbeitsentgelts und in den Fällen, in denen 

im Rahmen einer Dauerbeschäftigung saisonbedingt vorhersehbar unterschiedliche Ar-

beitsentgelte erzielt werden, ist der regelmäßige Betrag durch Schätzung bzw. durch eine 

Durchschnittsberechnung zu ermitteln (vgl. Beispiele 7a und 7b). Bei neu eingestellten 

Arbeitnehmern kann dabei von der Vergütung eines vergleichbaren Arbeitnehmers aus-

gegangen werden. Im Rahmen der Schätzung ist es auch zulässig, wenn Arbeitgeber bei 

ihrer Jahresprognose allein die Einhaltung der jährlichen Geringfügigkeitsgrenze von 

5.400 Euro unterstellen, ohne die Arbeitseinsätze und damit die zu erwartenden Arbeits-

entgelte für die einzelnen Monate im Vorfeld festzulegen. Die Tatsache, dass aufgrund 

des unvorhersehbaren Jahresverlaufs in einzelnen Monaten auch Arbeitsentgelte ober-

halb von 450 Euro erzielt werden, ist unschädlich für das Vorliegen einer geringfügig ent-

lohnten Beschäftigung, solange die jährliche Entgeltgrenze von 5.400 Euro nicht über-

schritten wird. Dies gilt nicht, wenn eine regelmäßige geringfügig entlohnte Beschäftigung 

auszuschließen ist, weil deren Umfang erheblichen Schwankungen unterliegt. Das ist 

dann der Fall, wenn eine in wenigen Monaten eines Jahres ausgeübte mehr als gering-

fügig entlohnte Beschäftigung nur deshalb geringfügig entlohnt ausgeübt würde, weil 

die Arbeitszeit und das Arbeitsentgelt in den übrigen Monaten des Jahres lediglich soweit 

reduziert werden, dass das Jahresarbeitsentgelt 5.400 Euro nicht übersteigt. Dies gilt 

auch dann, wenn unverhältnismäßige Schwankungen saisonbedingt begründet werden 

(vgl. Beispiel 7c). In diesen Fällen liegt in den Monaten des Überschreitens der Entgelt-

grenze keine geringfügig entlohnte Beschäftigung vor.  

 

Die Feststellung der gewissenhaften Schätzung bleibt für die Vergangenheit auch dann 

maßgebend, wenn sie infolge nicht sicher voraussehbarer Umstände mit den tatsächli-

chen Arbeitsentgelten aus der Beschäftigung nicht übereinstimmt (vgl. Urteile des BSG 

vom 27. September 1961 - 3 RK 12/57 -, SozR Nr. 6 zu § 168 RVO, vom 23. November 

1966 - 3 RK 56/64 -, USK 6698, und vom 23. April 1974 - 4 RJ 335/72 -, USK 7443).  

 

2.2.1.3 Zeitguthaben aus einer sonstigen flexiblen Arbeitszeitregelung 
 

Soweit in einer geringfügig entlohnten Beschäftigung mit einem Stundenlohnanspruch 

und schwankender Arbeitszeit im Rahmen einer sonstigen flexiblen Arbeitszeitregelung 

(vgl. 5.1) ein verstetigtes Arbeitsentgelt gezahlt werden soll, sind für die Ermittlung des 
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regelmäßigen Arbeitsentgelts die sich aus der zu erwartenden Gesamtjahresarbeitszeit 

abzuleitenden Ansprüche auf Arbeitsentgelt zu berücksichtigen. Hierbei sind zu erwarten-

de Arbeitszeitguthaben einzubeziehen. Demzufolge darf das durchschnittliche monatliche 

Arbeitsentgelt in einem Jahr unter Berücksichtigung des zum Ende des Jahres in einem 

Zeitguthaben zu erwartenden Arbeitsentgeltanspruchs die entgeltliche Geringfügigkeits-

grenze nicht übersteigen (vgl. Beispiele 8a und 8b). Diese Feststellung bleibt für die Ver-

gangenheit auch dann maßgebend, wenn sich die erwartete Arbeitszeit infolge nicht si-

cher voraussehbarer Umstände im Laufe der Beschäftigung als unzutreffend erweist und 

der Arbeitnehmer vor Ablauf des für die versicherungsrechtliche Beurteilung maßgeben-

den Jahreszeitraums eine Arbeitsleistung erbracht hat, die einem Anspruch auf Arbeits-

entgelt oberhalb der Jahresentgeltgrenze von 5.400 Euro entspricht. In diesen Fällen liegt 

ab dem Monat keine geringfügig entlohnte Beschäftigung mehr vor, von dem an ein 

Überschreiten der Jahresentgeltgrenze aufgrund der tatsächlich erbrachten Arbeitsleis-

tung absehbar ist. Eine geringfügig entlohnte Beschäftigung liegt ab dem Zeitpunkt wie-

der vor, von dem an in einer neu angestellten Jahresbetrachtung davon ausgegangen 

werden kann, dass das regelmäßige Arbeitsentgelt unter Berücksichtigung des sich aus 

dem bereits bestehenden und dem zu erwartenden Arbeitszeitguthaben abzuleitenden 

Arbeitsentgeltanspruchs regelmäßig 450 Euro nicht übersteigt (vgl. Beispiel 8c). Die Re-

gelung, wonach erhebliche Schwankungen des monatlichen Arbeitsentgelts unzu-

lässig sind (vgl. 2.2.1.2), gilt auch für Arbeitszeiten, die bei verstetigtem monatli-

chen Arbeitsentgelt erheblich schwanken. 

 

Dies gilt in einer Beschäftigung mit Anspruch auf einen festen Monatslohn, in der die ver-

traglich geschuldete Arbeitszeit über Zeitguthaben flexibel gestaltet werden kann, ent-

sprechend. 

 

2.2.1.4 Wertguthaben aus einer Wertguthabenvereinbarung 
 

Im Rahmen einer Wertguthabenvereinbarung (vgl. 5.2) wird durch den Verzicht auf die 

Auszahlung erarbeiteten Arbeitsentgelts Wertguthaben für dessen Entsparung in Zeiten 

einer (längerfristigen) Freistellung von der Arbeitsleistung aufgebaut. Der Auszahlungs-

verzicht zugunsten eines Wertguthabens begründet hinsichtlich des ins Wertguthaben 

eingestellten Arbeitsentgelts eine Verschiebung der Beitragsfälligkeit. Vor Klärung der 

beitragsrechtlichen Konsequenzen für eine Beschäftigung ist aber zunächst deren versi-

cherungsrechtlicher Status festzustellen. Aus diesem Grunde ist vor Abschluss einer 
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Wertguthabenvereinbarung vorrangig zunächst zu prüfen, ob dies im Rahmen einer ge-

ringfügig entlohnten oder einer mehr als geringfügig entlohnten Beschäftigung erfolgen 

soll. Für die Klärung dieser Ausgangsfrage wird das zu erwartende vertraglich vereinbarte 

Bruttoarbeitsentgelt für die Ermittlung des regelmäßigen Arbeitsentgelts (vgl. 2.2.1) be-

rücksichtigt (vgl. Beispiel 10).  

 

Sofern wegen Nichtüberschreitung der Arbeitsentgeltgrenze von 450 Euro eine geringfü-

gig entlohnte Beschäftigung vorliegt, ist nach Abschluss einer Wertguthabenvereinbarung 

für weitere klärungsbedürftige Sachverhalte, wie beispielsweise bei der Zusammenrech-

nung mit weiteren Beschäftigungen (vgl. 2.2.2), das Arbeitsentgelt maßgebend, welches 

sowohl in der Arbeitsphase als auch in der Freistellungsphase tatsächlich ausgezahlt, 

gemeldet und verbeitragt wird (vgl. Beispiel 18). Auch für die Prüfung der Angemessen-

heit der Entsparung eines Wertguthabens nach § 7 Abs. 1a Satz 1 Nr. 2 SGB IV ist dabei 

- unabhängig von einem Wechsel des Versicherungsstatus aufgrund der Zusammen-

rechnung mehrerer Beschäftigungen - dieses Arbeitsentgelt zu Grunde zu legen. 

 

2.2.1.5 Zusätzlich zum laufenden Arbeitsentgelt gewährte steuerfreie Einnahmen 

 

Einmalige Einnahmen oder laufende Zulagen, Zuschläge, Zuschüsse oder ähnliche Ein-

nahmen, die zusätzlich zu Löhnen und Gehältern gewährt werden, sind dann nicht dem 

Arbeitsentgelt zuzurechnen, wenn sie lohnsteuerfrei sind (§ 17 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 

SGB IV, § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Sozialversicherungsentgeltverordnung - SvEV -). Sie un-

terliegen damit auch nicht der Beitragspflicht zur Sozialversicherung. Für die Beurteilung 

einer zusätzlichen Einnahme als Arbeitsentgelt ist daher vordergründig die lohnsteuer-

rechtliche Behandlung zu prüfen. Ergibt sich aus den steuerlichen Regelungen, dass eine 

Zuwendung, die zusätzlich zu Löhnen und Gehältern gewährt wird, steuerfrei ist, so ist sie 

grundsätzlich auch nicht dem sozialversicherungsrechtlichen Arbeitsentgelt zuzurechnen. 

Dies setzt voraus, dass der Arbeitgeber die Steuerfreiheit in der Entgeltabrechnung auch 

tatsächlich berücksichtigt. 

 

Nach § 3b Abs. 1 und 3 Einkommensteuergesetz (EStG) sind Zuschläge, die für tatsäch-

lich geleistete Sonntags-, Feiertags- und Nachtarbeit (SFN-Zuschläge) neben dem 

Grundlohn gezahlt werden, steuerfrei, soweit sie bestimmte Vomhundertsätze des Grund-

lohns nicht übersteigen. Die Steuerfreiheit dieser Bezüge begründet jedoch nicht in vol-

lem Umfang auch Beitragsfreiheit in der Sozialversicherung. SFN-Zuschläge sind dann 
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Arbeitsentgelt und beitragspflichtig, soweit das Arbeitsentgelt, auf dem sie berechnet 

werden, mehr als 25 Euro für jede Stunde beträgt (§ 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 zweiter Halb-

satz SvEV). Dem Arbeitsentgelt hinzuzurechnen und damit beitragspflichtig ist nur der 

Teil der SFN-Zuschläge, der auf einem den Stundengrundlohn von 25 Euro übersteigen-

den Betrag beruht, jedoch nicht der vollständige SFN-Zuschlag. 

 

In der Regel dürften die in einer geringfügig entlohnten Beschäftigung gewährten SFN-

Zuschläge nicht dem Arbeitsentgelt zuzurechnen sein. Sofern hierzu weitergehende In-

formationen erforderlich sein sollten, weil der Grundlohn in der geringfügig entlohnten 

Beschäftigung, nach dem der SFN-Zuschlag berechnet wird, mehr als 25 Euro pro Stun-

de beträgt, wird auf die zu diesem Thema von den Spitzenorganisationen der Sozialversi-

cherung herausgegebene gemeinsame Verlautbarung vom 22. Juni 2006 sowie die dazu 

ergänzende Niederschrift zu Punkt 4 der Besprechung der Spitzenorganisationen der 

Sozialversicherung über Fragen des gemeinsamen Beitragseinzugs vom 21./22. Novem-

ber 2006 verwiesen. 

 

SFN-Zuschläge, die ohne tatsächliche Arbeitsleistung während eines Beschäftigungsver-

botes nach dem Mutterschutzgesetz (MuSchG) oder im Fall der Entgeltfortzahlung ge-

währt werden, erfüllen nicht die Voraussetzungen für die Steuerfreiheit nach § 3b EStG. 

Die dann als Arbeitsentgelt zu berücksichtigenden Zuschläge wirken sich jedoch nicht 

auf den Status der geringfügig entlohnten Beschäftigung aus. Dies gilt unabhängig 

davon, ob ein arbeitsrechtlicher Anspruch darauf besteht. In diesen Fällen sind 

allerdings auch von dem 450 Euro übersteigenden Betrag die im Rahmen der ge-

ringfügig entlohnten Beschäftigung anfallenden Abgaben (Pauschalbeiträge, Umla-

gen, Steuern) an die Minijob-Zentrale zu zahlen. Diese Ausnahmeregelung findet 

keine Anwendung für ebenfalls als Arbeitsentgelt zu berücksichtigende SFN-Zu-

schläge während bezahlter Urlaubs- oder Feiertage, weil die Zahlung aus diesen 

Anlässen einplanbar und vorhersehbar ist. 

 

2.2.1.6 Steuerfreie Aufwandsentschädigungen  

 

Nach ausdrücklicher Bestimmung des § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 16 SvEV gehören steuerfreie 

Aufwandsentschädigungen und die in § 3 Nr. 26 und 26a EStG genannten steuerfreien 

Einnahmen nicht zum Arbeitsentgelt in der Sozialversicherung und bleiben daher bei 
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der Ermittlung des regelmäßigen Arbeitsentgelts in der Sozialversicherung unbe-

rücksichtigt.  

 

Unter die Regelung des § 3 Nr. 26 EStG fallen z. B. die Einnahmen aus nebenberuflichen 

Tätigkeiten als Übungsleiter, Ausbilder, Erzieher, Betreuer oder vergleichbaren nebenbe-

ruflichen Tätigkeiten, aus nebenberuflichen künstlerischen Tätigkeiten oder für die Pflege 

alter, kranker oder behinderter Menschen bis zur Höhe von insgesamt 2.400 Euro im Ka-

lenderjahr (sogenannte Übungsleiterpauschale). 

 

Nach § 3 Nr. 26a EStG sind unter den dort näher genannten Voraussetzungen Vergütun-

gen für ehrenamtliche Tätigkeiten bis zur Höhe von insgesamt 720 Euro im Kalenderjahr 

steuerfrei (sogenannte Ehrenamtspauschale). Die Steuerfreiheit ist ausgeschlossen, 

wenn für die Einnahmen aus der Tätigkeit - ganz oder teilweise - eine Steuerfreiheit nach 

§ 3 Nr. 12 oder 26 EStG gewährt wird.  

 

Die steuerfreien Einnahmen bleiben bei der Prognose des regelmäßigen Arbeits-

entgelts in dem Umfang unberücksichtigt, in dem sie in der Summe vom Arbeitge-

ber im maßgebenden Beschäftigungszeitraum gewährt werden sollen; d. h., unab-

hängig davon, ob der jeweilige Steuerfreibetrag pro rata (z. B. monatlich 200 Euro  

bzw. 60 Euro) oder en bloc ausgeschöpft wird (vgl. Beispiel 11). Soweit der Arbeit-

nehmer die Freibeträge im laufenden Kalenderjahr bereits anderweitig in Anspruch 

genommen hat bzw. in Anspruch nimmt, muss er diese dem Arbeitgeber anzeigen. 

In diesem Fall kann der Arbeitgeber den kalenderjährlichen steuerfreien Höchstbe-

trag von 2.400 Euro bzw. 720 Euro nur entsprechend reduziert ausschöpfen 

(vgl. Beispiel 12). Sofern der Steuerfreibetrag en bloc berücksichtigt wird, liegt eine 

beitrags- und meldepflichtige Beschäftigung erst vor, wenn dieser ausgeschöpft ist 

(vgl. Beispiel 11). 

 

Die Übungsleiterpauschale nach § 3 Nr. 26 EStG und die Ehrenamtspauschale nach 

§ 3 Nr. 26a EStG können auch zusammen in einer Beschäftigung berücksichtigt 

werden, wenn unterschiedliche Tätigkeiten ausgeübt werden (vgl. Beispiel 13).  

 

Sofern eine Beschäftigung im Laufe eines Kalenderjahres beendet wird und der Steuer-

freibetrag noch nicht verbraucht ist, wird durch eine (rückwirkende) volle Ausschöpfung 
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des Steuerfreibetrags die vorherige versicherungsrechtliche Beurteilung einer Beschäfti-

gung nicht berührt. 

 

2.2.1.7 Entgeltumwandlung 

 

Entgeltbestandteile, die für Entgeltumwandlungen nach dem Gesetz zur Verbesserung 

der betrieblichen Altersversorgung (BetrAVG) zugunsten einer betrieblichen Altersversor-

gung verwendet werden, sind nicht dem Arbeitsentgelt zuzurechnen, soweit sie 

vier Prozent der Beitragsbemessungsgrenze der allgemeinen Rentenversicherung nicht 

übersteigen (§ 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 9 SvEV, § 14 Abs. 1 Satz 2 SGB IV). Dies gilt auch für 

Beiträge, die nach § 40b EStG in der Fassung bis 31. Dezember 2004 im Rahmen einer 

Entgeltumwandlung zugunsten einer betrieblichen Altersversorgung verwendet werden 

(§ 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 SvEV). 

 

Einen Anspruch auf Entgeltumwandlung haben Arbeitnehmer, die aufgrund ihrer Beschäf-

tigung bei einem Arbeitgeber, gegen den sich der Anspruch auf Entgeltumwandlung rich-

ten würde, in der gesetzlichen Rentenversicherung pflichtversichert sind (§ 17 Abs. 1  

BetrAVG).  

 

Arbeitnehmer in einer rentenversicherungsfreien bzw. von der Rentenversicherungspflicht 

befreiten geringfügig entlohnten Beschäftigung können auch ohne einen Anspruch auf 

Entgeltumwandlung Arbeitsentgeltansprüche zugunsten einer betrieblichen Altersversor-

gung umwandeln, wenn der Arbeitgeber dieser durch Vereinbarung mit dem Arbeitneh-

mer zustimmt.  

 

Vor dem Hintergrund, dass Entgeltbestandteile, die für arbeitsrechtlich zulässige Entgelt-

umwandlungen zugunsten einer betrieblichen Altersversorgung verwendet werden, nicht 

dem Arbeitsentgelt zuzurechnen sind, liegt eine geringfügig entlohnte Beschäftigung vor, 

wenn das regelmäßige Arbeitsentgelt nach der Entgeltumwandlung die Arbeitsentgelt-

grenze von 450 Euro nicht mehr übersteigt (vgl. Beispiel 14). 

 

Weitergehende Informationen zur Entgeltumwandlung können dem Gemeinsamen Rund-

schreiben der Spitzenorganisationen der Sozialversicherung „Beitragsrechtliche Beurtei-

lung von Beiträgen und Zuwendungen zum Aufbau betrieblicher Altersversorgung“ vom 

21. November 2018 entnommen werden. 
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2.2.2 Zusammenrechnung mehrerer Beschäftigungen 
 
2.2.2.1 Mehrere geringfügig entlohnte Beschäftigungen 
 

Werden Beschäftigungen (hierzu zählen auch nicht in einer Studien- oder Prüfungsord-

nung vorgeschriebene entgeltliche Praktika) bei verschiedenen Arbeitgebern nebenei-

nander ausgeübt (gegebenenfalls auch befristet), sind nach § 8 Abs. 2 Satz 1 SGB IV 

für die Beurteilung der Frage, ob die unter 2.2 genannte Grenze überschritten wird, die 

Arbeitsentgelte aus den einzelnen Beschäftigungen zusammenzurechnen (vgl. Beispiele 

15a bis 15d). Dies gilt auch dann, wenn neben zwei geringfügig entlohnten Beschäftigun-

gen, die infolge Zusammenrechnung zur Versicherungspflicht führen, eine weitere gering-

fügig entlohnte Beschäftigung aufgenommen wird.  

 

Endet eine geringfügig entlohnte Beschäftigung im Laufe eines Kalendermonats 

und beginnt danach erneut eine geringfügig entlohnte Beschäftigung bei einem 

anderen Arbeitgeber, erfolgt für diesen Kalendermonat keine Zusammenrechnung 

der Arbeitsentgelte, so dass ein Überschreiten der 450-Euro-Grenze in diesem Ka-

lendermonat unschädlich ist. Anders verhält es sich hingegen, wenn mehrere - für 

sich gesehen geringfügig entlohnte - Beschäftigungen (auch bei verschiedenen 

Arbeitgebern) aufeinander folgen, die jeweils in demselben Kalendermonat begin-

nen und enden. Überschreitet in diesen Fällen das Arbeitsentgelt aus den Beschäf-

tigungen insgesamt die Entgeltgrenze von 450 Euro, ist die später aufgenommene 

Beschäftigung, die zu einem Überschreiten der Entgeltgrenze in der Zusammen-

rechnung führt, nicht geringfügig entlohnt (vgl. Beispiel 4c). Gleiches gilt für die 

zuerst aufgenommene Beschäftigung, wenn bereits zu ihrem Beginn bekannt ist, 

dass in demselben Kalendermonat eine weitere befristete geringfügig entlohnte 

Beschäftigung folgen soll, durch die die Entgeltgrenze überschritten wird. 

 

Eine Zusammenrechnung ist nicht vorzunehmen, wenn eine geringfügig entlohnte Be-

schäftigung (vgl. 2.2) mit einer kurzfristigen Beschäftigung (vgl. 2.3) zusammentrifft 

(vgl. Beispiele 16 und 17). Die Zusammenrechnung von Arbeitsentgelten aus mehreren 

geringfügig entlohnten Beschäftigungen erfolgt auch, wenn diese neben einem in der 

Studien- oder Prüfungsordnung vorgeschriebenen Zwischenpraktikum ausgeübt werden. 
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Bei einer geringfügig entlohnten Beschäftigung mit Wertguthabenvereinbarung (vgl. 5.2) 

ist das Arbeitsentgelt für die Zusammenrechnung zu berücksichtigen, welches sowohl in 

der Arbeitsphase als auch in der Freistellungsphase tatsächlich ausgezahlt, gemeldet und 

verbeitragt wird (vgl. Beispiel 18). 

 

2.2.2.2 Geringfügig entlohnte Beschäftigungen neben nicht geringfügiger  
Beschäftigung 

 

Für den Fall, dass ein Arbeitnehmer neben einer nicht geringfügigen versicherungspflich-

tigen (Haupt-)Beschäftigung bei anderen Arbeitgebern geringfügig entlohnte Beschäfti-

gungen ausübt, schreibt § 8 Abs. 2 Satz 1 SGB IV in Verb. mit § 7 Abs. 1 Satz 2 SGB V 

bzw. § 6 Abs. 1b Satz 3 SGB VI für den Bereich der Krankenversicherung und damit auch 

für den Bereich der Pflegeversicherung sowie für den Bereich der Rentenversicherung 

vor, dass geringfügig entlohnte Beschäftigungen - mit Ausnahme einer geringfügig ent-

lohnten Beschäftigung - mit einer nicht geringfügigen versicherungspflichtigen Beschäfti-

gung zusammenzurechnen sind. Die Einschränkung „mit Ausnahme einer geringfügig 

entlohnten Beschäftigung“ bedeutet, dass - unabhängig davon, ob neben einer nicht ge-

ringfügigen versicherungspflichtigen Beschäftigung eine oder mehrere geringfügig ent-

lohnte Beschäftigungen ausgeübt werden - stets für eine geringfügig entlohnte Beschäfti-

gung die Zusammenrechnung mit der nicht geringfügigen versicherungspflichtigen Be-

schäftigung entfällt.  

 

Sofern daher neben einer nicht geringfügigen versicherungspflichtigen Beschäftigung nur 

eine geringfügig entlohnte Beschäftigung ausgeübt wird, findet eine Zusammenrechnung 

nicht statt, so dass die geringfügig entlohnte Beschäftigung in der Krankenversicherung 

versicherungsfrei und je nach Sachverhalt in der Rentenversicherung versicherungsfrei, 

versicherungspflichtig oder von der Versicherungspflicht befreit bleibt. Aus der Kranken-

versicherungsfreiheit folgt, dass in dieser Beschäftigung auch keine Versicherungspflicht 

in der Pflegeversicherung besteht (vgl. Beispiel 19).  

 

Werden hingegen neben einer nicht geringfügigen versicherungspflichtigen (Haupt-)Be-

schäftigung mehrere geringfügig entlohnte Beschäftigungen ausgeübt, dann scheidet für 

eine geringfügig entlohnte Beschäftigung die Zusammenrechnung mit der nicht geringfü-

gigen versicherungspflichtigen Beschäftigung aus. Ausgenommen von der Zusammen-

rechnung wird dabei diejenige geringfügig entlohnte Beschäftigung, die zeitlich zuerst 

aufgenommen worden ist, so dass für diese Beschäftigung weiterhin die besonderen ver-
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sicherungs-, beitrags- und melderechtlichen Regelungen für geringfügig entlohnte Be-

schäftigungen gelten. Die weiteren geringfügig entlohnten Beschäftigungen sind mit der 

nicht geringfügigen Beschäftigung zusammenzurechnen, wobei eine Zusammenrechnung 

nach ausdrücklicher Bestimmung in § 7 Abs. 1 Satz 2 SGB V bzw. § 6 Abs. 1b Satz 3 

SGB VI nur dann in Betracht kommt, wenn die nicht geringfügige Beschäftigung Versi-

cherungspflicht begründet. In diesen Fällen besteht dann auch in der zweiten geringfügig 

entlohnten Beschäftigung bzw. in jeder weiteren geringfügig entlohnten Beschäftigung 

Versicherungspflicht in der Kranken- und Rentenversicherung. Eine Befreiung von der 

Rentenversicherungspflicht nach § 6 Abs. 1b Satz 1 SGB VI ist in der zweiten geringfügig 

entlohnten Beschäftigung bzw. in jeder weiteren geringfügig entlohnten Beschäftigung 

neben der nicht geringfügigen versicherungspflichtigen Beschäftigung ausgeschlossen. 

Im Übrigen folgt aus der Krankenversicherungspflicht, dass auch Versicherungspflicht in 

der Pflegeversicherung besteht (vgl. Beispiel 20).  

 

Sofern die erste geringfügig entlohnte (Neben-)Beschäftigung, z. B. wegen bezahlter 

Freistellung im Rahmen einer flexiblen Arbeitszeitvereinbarung von mehr als drei Mona-

ten (§ 7 Abs. 1a Satz 2 SGB IV, vgl. 5.3) oder wegen unbezahlter Freistellung von der 

Arbeitsleistung von mehr als einem Monat (§ 7 Abs. 3 Satz 1 SGB IV), aus sozialversi-

cherungsrechtlicher Sicht endet und abgemeldet (vgl. D 2) werden muss, kann sie ihren 

Status als erste (Neben-)Beschäftigung verlieren. In diesem Fall muss bei erneuter Ar-

beitsaufnahme geprüft werden, ob zwischenzeitlich bereits eine (andere) erste geringfü-

gig entlohnte Beschäftigung neben der nicht geringfügig entlohnten versicherungspflichti-

gen (Haupt-)Beschäftigung vorliegt. 

 

Zu den nicht geringfügigen versicherungspflichtigen (Haupt-)Beschäftigungen gehören  

u. a.: 

 

� Beschäftigungen, die im Rahmen der Bestandsschutzregelungen nach § 7 Abs. 2 
SGB V, § 229 Abs. 6 SGB VI und § 436 SGB III der Versicherungspflicht in der 
Kranken-, Pflege-, Renten- und Arbeitslosenversicherung unterliegen (vgl. 7). 
 

� Beschäftigungen im Rahmen betrieblicher Berufsbildung bzw. Berufsausbildung 
oder außerbetrieblicher Berufsausbildung. Hierzu gehören unter anderem duale 
Studiengänge oder Vor- und Nachpraktika, die in einer Studien- oder Prüfungs-
ordnung vorgeschrieben sind; in der Kranken- und Pflegeversicherung allerdings 
nur dann, wenn Arbeitsentgelt gezahlt wird (vgl. Gemeinsames Rundschreiben der 
Spitzenorganisationen der Sozialversicherung „Versicherungsrechtliche Beur-
teilung von beschäftigten Studenten und Praktikanten“ vom 23. November 
2016). Vorgeschriebene Zwischenpraktika begründen hingegen keine versiche-
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rungspflichtige Beschäftigung, so dass hier die Ausführungen unter 2.2.2.1 An-
wendung finden. 

 
� Versicherungspflichtige Beschäftigungen, die für die Dauer des Bezuges von Ent-

geltersatzleistungen nach dem Sozialgesetzbuch (z. B. Kurzarbeitergeld nach den 
Vorschriften des SGB III, Krankengeld nach den Vorschriften des SGB V, Über-
gangsgeld nach den Vorschriften des SGB VI) unterbrochen werden. Zeiten des 
Bezugs von Elterngeld während der Elternzeit nach dem Bundeselterngeld- und 
Elternzeitgesetz (BEEG) gehören nicht hierzu. 

 
� Zeiten der Ableistung eines freiwilligen sozialen oder ökologischen Jahres bzw. 

des Bundesfreiwilligendienstes. 
 
� In der Rentenversicherung versicherungspflichtige Beschäftigungen als Werkstu-

dent (Personengruppe 106). 
 

Da die Zusammenrechnung einer nicht geringfügigen Beschäftigung mit geringfügig ent-

lohnten Beschäftigungen nur vorgesehen ist, wenn die nicht geringfügige Beschäftigung 

Versicherungspflicht begründet, scheidet z. B. eine Zusammenrechnung einer nach § 6 

Abs. 1 Nr. 2 SGB V und § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SGB VI in der Kranken- und Rentenversi-

cherung versicherungsfreien sowie in der Pflegeversicherung nicht versicherungspflichti-

gen (nicht geringfügigen) Beamtenbeschäftigung mit geringfügig entlohnten Beschäfti-

gungen aus (vgl. Beispiele 21 bis 24). Allerdings sind mehrere neben einer versiche-

rungsfreien Beamtenbeschäftigung ausgeübte geringfügig entlohnte Beschäftigungen 

zusammenzurechnen (vgl. Beispiel 21). Entsprechendes gilt für den Bereich der Kran-

kenversicherung für bereits wegen Überschreitens der Jahresarbeitsentgeltgrenze nach 

§ 6 Abs. 1 Nr. 1 SGB V versicherungsfreie Arbeitnehmer (vgl. Beispiele 25 und 26) sowie 

für den Bereich der Rentenversicherung für in einer berufsständischen Beschäftigung von 

der Versicherungspflicht zugunsten einer berufsständischen Versorgungseinrichtung 

nach § 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SGB VI befreiten Personen. 

 

In der Arbeitslosenversicherung werden nach § 27 Abs. 2 Satz 1 zweiter Halbsatz SGB III 

nicht geringfügige versicherungspflichtige (Haupt-)Beschäftigungen und geringfügig ent-

lohnte Beschäftigungen nicht zusammengerechnet, so dass die geringfügig entlohnten 

Beschäftigungen generell versicherungsfrei bleiben (vgl. Beispiele 20 und 23 bis 26). Im 

Übrigen werden hierbei auch mehrere geringfügig entlohnte Beschäftigungen, die neben 

einer nicht geringfügigen versicherungspflichtigen (Haupt-)Beschäftigung ausgeübt wer-

den, nicht zusammengerechnet (vgl. Beispiele 20 und 25 bis 27). Bei Ausübung einer 

arbeitslosenversicherungsfreien (nicht geringfügigen) Beschäftigung (z. B. als Beamter) 

werden allerdings mehrere daneben ausgeübte geringfügig entlohnte Beschäftigungen 
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für die Prüfung, ob die Arbeitsentgeltgrenze überschritten wird, zusammengerechnet 

(vgl. Beispiel 21). 

 

2.2.2.3 Geringfügig entlohnte Beschäftigungen neben freiwilligem Wehrdienst 
 

Der im Status eines freiwillig Wehrdienstleistenden ausgeübte Dienst stellt sich dem 

Grunde nach zwar als Beschäftigungsverhältnis im sozialversicherungsrechtlichen Sinne 

dar. Allerdings sind die freiwillig Wehrdienstleistenden nicht aufgrund der Beschäftigung 

bzw. des Dienstes (wie Arbeitnehmer) versicherungspflichtig, sondern wegen der in § 58f 

Soldatengesetz (SG) angeordneten Gleichstellung mit den (bis zum 30. Juni 2011) auf-

grund gesetzlicher Pflicht Wehrdienst Leistenden besonderen Versicherungsregelungen 

unterworfen. Sie gelten einheitlich in der Kranken-, Pflege- und Rentenversicherung nicht 

als Arbeitnehmer in einer versicherungspflichtigen (Haupt-)Beschäftigung. Der besonde-

ren Regelung des § 1 Satz 2 erster Halbsatz SGB VI in der Rentenversicherung kommt in 

diesem Zusammenhang mit Blick auf die anzustrebende Gleichbehandlung in den Versi-

cherungszweigen keine ausschlaggebende Bedeutung zu. Mehrere daneben ausgeübte 

geringfügig entlohnte Beschäftigungen sind für die Prüfung, ob die Arbeitsentgeltgrenze 

überschritten wird, zusammenzurechnen (vgl. 2.2.2.1).  

 

2.2.2.4 Geringfügig entlohnte Beschäftigungen neben Elternzeit oder Leistungsbezug 
nach dem Zweiten und Dritten Buch Sozialgesetzbuch 

 

Personen, die sich in der Elternzeit befinden, stehen nicht in einer versicherungspflichti-

gen (Haupt-)Beschäftigung, so dass mehrere daneben ausgeübte geringfügig entlohnte 

Beschäftigungen für die Prüfung, ob die Arbeitsentgeltgrenze überschritten wird, zusam-

menzurechnen sind (vgl. 2.2.2.1). Hat in einer weiteren geringfügig entlohnten Beschäfti-

gung aufgrund der der Elternzeit vorausgegangenen (Haupt-)Beschäftigung Versiche-

rungspflicht in der Kranken-, Pflege- und Rentenversicherung bestanden, entfällt diese in 

der Kranken- und Pflegeversicherung durch Wegfall der versicherungspflichtigen  

(Haupt-)Beschäftigung, es sei denn, durch die Zusammenrechnung der geringfügig ent-

lohnten Beschäftigungen wird die Arbeitsentgeltgrenze von 450 Euro überschritten. In der 

Rentenversicherung bleibt die Versicherungspflicht auch bei einer geringfügig entlohnten 

Beschäftigung bestehen, sofern vom Befreiungsrecht kein Gebrauch gemacht wurde.  

 

Entsprechendes gilt bei Bezug von Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhaltes 
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nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch und Leistungen wegen Beschäftigungslosig-

keit nach dem Dritten Buch Sozialgesetzbuch. 

 

2.2.2.5 Geringfügig entlohnte Beschäftigungen neben dem Bezug von  
 Vorruhestandsgeld 
 

Übt ein nach § 5 Abs. 3 SGB V, § 20 Abs. 2 SGB XI und § 3 Satz 1 Nr. 4 SGB VI in der 

Kranken-, Pflege- und Rentenversicherung versicherungspflichtiger Bezieher von Vorru-

hestandsgeld bei einem anderen Arbeitgeber (zur Beschäftigung beim Vorruhestandsgeld 

gewährenden Arbeitgeber vgl. 2.1.1) eine geringfügig entlohnte Beschäftigung aus, findet 

keine Zusammenrechnung mit dem Vorruhestandsgeld statt, so dass die geringfügig ent-

lohnte Beschäftigung in der Krankenversicherung versicherungsfrei und je nach Sachver-

halt in der Rentenversicherung versicherungsfrei, versicherungspflichtig oder von der 

Versicherungspflicht befreit bleibt. Aus der Krankenversicherungsfreiheit folgt, dass in 

dieser Beschäftigung auch keine Versicherungspflicht in der Pflegeversicherung besteht. 

Werden hingegen neben dem Bezug von Vorruhestandsgeld mehrere geringfügig ent-

lohnte Beschäftigungen ausgeübt, dann scheidet für eine geringfügig entlohnte Beschäf-

tigung die Zusammenrechnung mit dem Vorruhestandsgeld aus. Ausgenommen von der 

Zusammenrechnung wird dabei diejenige geringfügig entlohnte Beschäftigung, die zeitlich 

zuerst aufgenommen worden ist, so dass für diese Beschäftigung weiterhin die besonde-

ren versicherungs-, beitrags- und melderechtlichen Regelungen für geringfügig entlohnte 

Beschäftigungen gelten. Die weiteren geringfügig entlohnten Beschäftigungen sind nach 

§ 8 Abs. 2 Satz 1 SGB IV in Verb. mit § 7 Abs. 1 Satz 2 SGB V bzw. § 6 Abs. 1b Satz 3 

SGB VI mit dem Vorruhestandsgeld zusammenzurechnen. Dem steht nicht entgegen, 

dass für Bezieher von Vorruhestandsgeld nur für den Bereich der Kranken- und Pflege-

versicherung der Rechtsstatus des „Beschäftigten“ fingiert wird, während die Bezieher 

von Vorruhestandsgeld für den Bereich der Rentenversicherung den sonstigen Versicher-

ten zugerechnet werden.  

 

Die Gleichbehandlung von Arbeitnehmern und Beziehern von Vorruhestandsgeld im Bei-

trags- und Melderecht der Kranken-, Pflege- und Rentenversicherung sowie die Gleich-

stellung der Pflichtbeiträge für Bezieher von Vorruhestandsgeld mit Pflichtbeiträgen für 

eine versicherungspflichtige Beschäftigung im Rentenrecht (§ 55 Abs. 2 SGB VI) gebieten 

es, die Bezieher von Vorruhestandsgeld im Zusammenhang mit § 8 Abs. 2 Satz 1 SGB IV 

einheitlich als Beschäftigte zu werten mit der Folge, dass die in dieser Vorschrift vorge-

schriebene Zusammenrechnung von geringfügig entlohnten Beschäftigungen mit einer 
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nicht geringfügigen Beschäftigung für Bezieher von Vorruhestandsgeld entsprechend gilt. 

Dies bedeutet, dass versicherungspflichtige Bezieher von Vorruhestandsgeld in einer 

daneben ausgeübten zweiten sowie weiteren geringfügig entlohnten Beschäftigungen der 

Versicherungspflicht in der Kranken-, Pflege- und Rentenversicherung unterliegen. Hier-

bei ist jedoch zu beachten, dass die Versicherungspflicht in der Kranken- und Rentenver-

sicherung aufgrund des Bezuges von Vorruhestandsgeld nur besteht, solange dass ins-

gesamt neben dem Vorruhestandsgeld erzielte Arbeitsentgelt die Grenze von 450 Euro 

nicht übersteigt. Endet die Versicherungspflicht aufgrund des Vorruhestandsgeldbezuges, 

werden die Arbeitsentgelte aus den geringfügig entlohnten Beschäftigungen für die Prü-

fung, ob die Arbeitsentgeltgrenze überschritten wird, zusammengerechnet (vgl. 2.2.2.1). 

 

2.2.2.6 Geringfügig entlohnte Beschäftigungen neben dem Bezug von Ausgleichsgeld 
nach dem FELEG 

 

Der Bezug von Ausgleichsgeld nach dem Gesetz zur Förderung der Einstellung der land-

wirtschaftlichen Erwerbstätigkeit (FELEG) gilt als Bezug von Arbeitsentgelt. Daher gelten 

die Ausführungen unter 2.2.2.5 entsprechend. Sind aber Bezieher von Ausgleichsgeld in 

der landwirtschaftlichen Krankenversicherung als Rentner versichert, werden sie aufgrund 

einer daneben ausgeübten Beschäftigung in der Krankenversicherung wie beschäftigte 

Rentner behandelt. 

 

2.2.2.7 Geringfügig entlohnte Beschäftigungen von behinderten Menschen oder  
 ähnlichen Personen  
 

In der Kranken-, Pflege- und Rentenversicherung versicherungspflichtige Jugendliche 

bzw. behinderte Menschen in Einrichtungen der Jugendhilfe bzw. in Einrichtungen für 

behinderte Menschen sind für die Anwendung von § 8 Abs. 2 Satz 1 SGB IV einheitlich in 

der Kranken-, Pflege- und Rentenversicherung nicht als Arbeitnehmer in einer  

(Haupt-)Beschäftigung zu behandeln. Der besonderen Regelung des § 1 Satz 4 SGB VI 

in der Rentenversicherung kommt in diesem Zusammenhang mit Blick auf die anzustre-

bende Gleichbehandlung in den Versicherungszweigen keine ausschlaggebende Bedeu-

tung zu. Mehrere daneben ausgeübte geringfügig entlohnte Beschäftigungen sind für die 

Prüfung, ob die Arbeitsentgeltgrenze überschritten wird, zusammenzurechnen 

(vgl. 2.2.2.1). 
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2.2.2.8 Jahresarbeitsentgeltgrenze in der Krankenversicherung 

 

In der Krankenversicherung unterliegen Arbeitnehmer nur dann der Versicherungspflicht, 

wenn ihr regelmäßiges Jahresarbeitsentgelt die Jahresarbeitsentgeltgrenze nicht über- 

steigt.  

 

Ein Überschreiten der Jahresarbeitsentgeltgrenze kann auch durch Zusammenrechnung 

einer nicht geringfügigen versicherungspflichtigen (Haupt-)Beschäftigung mit einer bei 

einem anderen Arbeitgeber ausgeübten zweiten oder weiteren für sich gesehen geringfü-

gig entlohnten und damit versicherungspflichtigen Beschäftigung eintreten. Arbeitnehmer, 

die neben einer nicht geringfügigen versicherungspflichtigen Beschäftigung und einer 

geringfügig entlohnten Beschäftigung eine weitere geringfügig entlohnte Beschäftigung 

aufnehmen und deren regelmäßiges Jahresarbeitsentgelt dadurch die Jahresarbeitsent-

geltgrenze überschreitet, werden auch in der weiteren geringfügig entlohnten Beschäfti-

gung zunächst krankenversicherungspflichtig. Die Krankenversicherungspflicht endet in 

beiden Beschäftigungen mit Ablauf des Kalenderjahres, in dem die Jahresarbeitsentgelt-

grenze überschritten wird, vorausgesetzt, dass das regelmäßige Jahresarbeitsentgelt aus 

der Mehrfachbeschäftigung auch die vom Beginn des nächsten Kalenderjahres an gel-

tende Jahresarbeitsentgeltgrenze übersteigt. (vgl. Beispiel 27). 

 

2.2.3 Geringfügig entlohnte Beschäftigungen in der Rentenversicherung, die  
 vor dem 1. Januar 2013 aufgenommen wurden 

 

Arbeitnehmer, die bereits am 31. Dezember 2012 geringfügig entlohnt beschäftigt waren, 

bleiben über den 31. Dezember 2012 hinaus entweder weiterhin rentenversicherungsfrei 

(vgl. 2.2.3.1) mit der Möglichkeit auf die Versicherungsfreiheit zu verzichten (vgl. 2.2.3.2) 

oder sind aufgrund eines bereits bis 31. Dezember 2012 erklärten Verzichts auf die Ver-

sicherungsfreiheit über den 31. Dezember 2012 hinaus weiterhin rentenversicherungs-

pflichtig (vgl. 2.2.3.3). Diese Regelungen sind zeitlich nicht befristet. 

 

2.2.3.1 Rentenversicherungsfreie geringfügig entlohnt Beschäftigte 

 

Die Rentenversicherungsfreiheit für vor dem 1. Januar 2013 aufgenommene geringfügig 

entlohnte Beschäftigungen bleibt nach § 230 Abs. 8 Satz 1 SGB VI über den 31. Dezem-

ber 2012 hinaus bestehen, solange das Arbeitsentgelt regelmäßig im Monat die bis zum 

31. Dezember 2012 maßgebende Arbeitsentgeltgrenze von 400 Euro nicht übersteigt 
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(vgl. Beispiele 2, 15a bis 15e, 17, 19, 20, 24, 25 und 27). Übersteigt das Arbeitsentgelt 

regelmäßig im Monat 400 Euro (mit Ausnahme einer vorübergehenden unvorhersehbaren 

Überschreitung, vgl. 3.1), greift die Bestandsschutzregelung dauerhaft nicht mehr mit der 

Folge, dass die Beschäftigung nach § 1 Satz 1 Nr. 1 SGB VI rentenversicherungspflichtig 

wird. Der Zeitpunkt der Erhöhung des Arbeitsentgelts bestimmt sich analog der Ausfüh-

rungen unter 2.2.1 und 3.1. Sollte das Arbeitsentgelt nach der Erhöhung regelmäßig im 

Monat 450 Euro nicht übersteigen, liegt weiterhin eine geringfügig entlohnte Beschäfti-

gung vor, in der Rentenversicherungspflicht eintritt, von der sich der Arbeitnehmer jedoch 

befreien lassen kann (vgl. 2.2.4).  

 

Die Bestandsschutzregelung verliert erst mit der Aufgabe der geringfügig entlohnten Be-

schäftigung ihre Wirkung. Nimmt der Arbeitnehmer danach erneut eine geringfügig ent-

lohnte Beschäftigung bei einem anderen Arbeitgeber auf, unterliegt er in dieser Beschäf-

tigung aufgrund der ab 1. Januar 2013 geltenden Neuregelung für geringfügig entlohnte 

Beschäftigungen der Versicherungspflicht in der Rentenversicherung, von der er sich 

befreien lassen kann (vgl. 2.2.4). Folgt hingegen eine erneute geringfügig entlohnte Be-

schäftigung mit einem regelmäßigen Arbeitsentgelt bis 400 Euro im Monat bei demselben 

Arbeitgeber, ist von der widerlegbaren Vermutung auszugehen, dass es sich immer noch 

um dieselbe Beschäftigung handelt, für die die Rentenversicherungsfreiheit aufgrund der 

Bestandsschutzregelung weiterhin gilt, wenn zwischen dem Ende der ersten Beschäfti-

gung und dem Beginn der neuen Beschäftigung weniger als zwei Monate liegen (Bei-

spiel 54). Von derselben Beschäftigung ist ebenfalls auszugehen, wenn die Beschäfti-

gung nur deshalb abgemeldet wird, weil das Arbeitsverhältnis länger als einen Monat oh-

ne Anspruch auf Arbeitsentgelt fortbesteht (§ 7 Abs. 3 Satz 1 SGB IV). Eine Beschäfti-

gung mit steuerfreier Berücksichtigung der Übungsleiter- oder Ehrenamtspauscha-

le gilt auch dann als durchgehend bestanden, wenn der Arbeitgeber die Steuerfrei-

beträge en bloc ausschöpft und deshalb die beitrags- und melderechtliche Be-

schäftigung immer wieder an- und abzumelden ist (vgl. 2.2.1.6). 

 

Die Ausführungen gelten unabhängig davon, ob die Bestandsschutzregelung für eine 

oder mehrere vor dem 1. Januar 2013 aufgenommene geringfügig entlohnte Beschäfti-

gungen mit einem Arbeitsentgelt bis insgesamt 400 Euro anzuwenden ist. 

 

Tritt zur bestandsgeschützten rentenversicherungsfreien geringfügig entlohnten Beschäf-

tigung nach dem 31. Dezember 2012 eine weitere geringfügig entlohnte Beschäftigung 
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hinzu, und wird die Arbeitsentgeltgrenze von 400 Euro insgesamt nicht überschritten, 

bleibt die vor dem 1. Januar 2013 aufgenommene geringfügig entlohnte Beschäftigung 

rentenversicherungsfrei. In der hinzugetretenen geringfügig entlohnten Beschäftigung tritt 

Rentenversicherungspflicht ein, soweit sich der Arbeitnehmer nicht von dieser befreien 

lässt (Beispiel 15b). Übersteigt das Arbeitsentgelt insgesamt 400 Euro, findet die Be-

standsschutzregelung keine Anwendung mehr (vgl. Beispiel 15c). Bei einem Gesamtar-

beitsentgelt bis zu 450 Euro sind alle geringfügig entlohnten Beschäftigungen nach dem 

ab 1. Januar 2013 geltenden Recht zu beurteilen (vgl. 2.2.4).  

 

2.2.3.2 Verzicht auf die Rentenversicherungsfreiheit  

 

Arbeitnehmer, die am 31. Dezember 2012 geringfügig entlohnt beschäftigt waren und 

weiterhin ein Arbeitsentgelt erzielen, das die bis zum 31. Dezember 2012 maßgebende 

Arbeitsentgeltgrenze von 400 Euro nicht übersteigt, sind nach § 230 Abs. 8 Satz 1 

SGB VI rentenversicherungsfrei und können wie nach dem bis 31. Dezember 2012 maß-

gebenden Recht ab 1. Januar 2013 nach § 230 Abs. 8 Satz 2 SGB VI weiterhin zum Er-

werb voller Leistungsansprüche auf diese Versicherungsfreiheit in der Rentenversiche-

rung verzichten. Dabei ist unerheblich, ob die versicherungsfreie geringfügig entlohnte 

Beschäftigung als einzige Beschäftigung oder - als zeitlich erste geringfügig entlohnte 

Beschäftigung - neben einer nicht geringfügigen versicherungspflichtigen (Haupt-)Be-

schäftigung ausgeübt wird. Der Verzicht muss schriftlich gegenüber dem Arbeitgeber er-

klärt werden (vgl. Beispiele 28, 31 bis 33). Die Verzichtserklärung ist zu den Entgelt-

unterlagen zu nehmen (vgl. F). Das Muster einer Verzichtserklärung ist als Anlage 3 

Bestandteil der Geringfügigkeits-Richtlinien. 

 

2.2.3.2.1 Wirkung des Verzichts auf die Rentenversicherungsfreiheit  

 

Der Verzicht auf die Rentenversicherungsfreiheit entfaltet Rechtswirkung nur für die Zu-

kunft, das heißt, die Rentenversicherungspflicht beginnt mit dem Tag, der auf den Tag 

des Eingangs der schriftlichen Verzichtserklärung beim Arbeitgeber folgt, es sei denn, 

dass der Arbeitnehmer einen späteren Zeitpunkt für den Beginn der Rentenversiche-

rungspflicht bestimmt (vgl. Beispiel 28). Der Arbeitgeber hat die Verzichtserklärung nach 

§ 8 Abs. 2 Nr. 4 Beitragsverfahrensverordnung (BVV) zu den Entgeltunterlagen des Ar-

beitnehmers (vgl. F) zu nehmen. Auf die Rentenversicherungsfreiheit können auch Prak-
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tikanten verzichten, die ein nicht in der Studien- oder Prüfungsordnung vorgeschriebenes, 

vor dem 1. Januar 2013 begonnenes, geringfügig entlohntes Praktikum absolvieren. 

 

Der Verzicht auf die Rentenversicherungsfreiheit gilt für die gesamte Dauer der geringfü-

gig entlohnten Beschäftigung und kann nicht widerrufen werden. Die Verzichtserklärung 

verliert erst mit der Aufgabe der geringfügig entlohnten Beschäftigung ihre Wirkung. 

Nimmt der Arbeitnehmer danach erneut eine geringfügig entlohnte Beschäftigung bei 

einem anderen Arbeitgeber nach dem 31. Dezember 2012 auf, unterliegt er in dieser Be-

schäftigung aufgrund der ab 1. Januar 2013 geltenden Neuregelung für geringfügig ent-

lohnte Beschäftigungen der Versicherungspflicht in der Rentenversicherung, von der er 

sich befreien lassen kann (vgl. 2.2.4). Folgt hingegen eine erneute geringfügig entlohnte 

Beschäftigung bei demselben Arbeitgeber, ist von der widerlegbaren Vermutung auszu-

gehen, dass es sich immer noch um dieselbe Beschäftigung handelt, für die der Verzicht 

auf die Rentenversicherungsfreiheit erklärt wurde, wenn zwischen dem Ende der ersten 

(gegebenenfalls auch befristeten) Beschäftigung und dem Beginn der neuen Beschäfti-

gung weniger als zwei Monate liegen (vgl. Beispiel 54). In diesem Fall verliert der Ver-

zicht auf die Versicherungsfreiheit nicht seine Wirkung und muss infolgedessen nicht er-

neut schriftlich erklärt werden. Die Befreiung von der Rentenversicherungspflicht nach § 6 

Abs. 1b SGB VI ist in diesen Fällen nicht möglich (vgl. 2.2.4.5 und Beispiel 35). Von der-

selben Beschäftigung ist ebenfalls auszugehen, wenn die Beschäftigung nur deshalb ab-

gemeldet wird, weil das Arbeitsverhältnis länger als einen Monat ohne Anspruch auf Ar-

beitsentgelt fortbesteht (§ 7 Abs. 3 Satz 1 SGB IV). Eine Beschäftigung mit steuerfrei-

er Berücksichtigung der Übungsleiter- oder Ehrenamtspauschale gilt auch dann als 

durchgehend bestanden, wenn der Arbeitgeber die Steuerfreibeträge en bloc aus-

schöpft und deshalb die beitrags- und melderechtliche Beschäftigung immer wie-

der an- und abzumelden ist (vgl. 2.2.1.6). 

 

2.2.3.2.2 Altersrentner und Versorgungsbezieher  

 

Bezieher einer Vollrente wegen Alters sind seit dem 1. Januar 2017 erst nach Ab-

lauf des Kalendermonats, in dem sie die Regelaltersgrenze erreicht haben nach § 5 

Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 SGB VI rentenversicherungsfrei, so dass ab diesem Zeitpunkt 

grundsätzlich keine Rentenanwartschaftszeiten mehr erworben werden können. 

Gleiches gilt für Bezieher einer Versorgung nach Erreichen einer Altersgrenze z. B. 

nach beamtenrechtlichen Vorschriften, die nach § 5 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 SGB VI mit 
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Beginn dieser Leistung rentenversicherungsfrei sind. Der Verzicht auf die Versi-

cherungsfreiheit in einer geringfügig entlohnten Beschäftigung endet in diesen 

Fällen mit dem Eintritt der Versicherungsfreiheit wegen des Renten- bzw. Versor-

gungsbezugs. Diese Beschäftigten können allerdings nach § 5 Abs. 4 Satz 2 SGB VI 

durch schriftliche Erklärung gegenüber dem Arbeitgeber seit dem 1. Januar 2017 

auf die Versicherungsfreiheit aufgrund des Renten- bzw. Versorgungsbezuges in 

der Rentenversicherung verzichten. Der Verzicht kann nur mit Wirkung für die Zu-

kunft erklärt werden und ist für die Dauer der Beschäftigung gültig. Er erstreckt 

sich nicht auf weitere Beschäftigungen.  

 

Darüber hinaus können Beschäftigte, die nach dem am 31. Dezember 2016 gelten-

den Recht aufgrund des Bezugs einer Altersvollrente vor Erreichen der Regelal-

tersgrenze rentenversicherungsfrei beschäftigt waren und in dieser Beschäftigung 

nach § 230 Abs. 9 Satz 1 SGB VI weiterhin rentenversicherungsfrei sind, nach § 230 

Abs. 9 Satz 2 SGB VI auf diese Versicherungsfreiheit verzichten. Auch dieser Ver-

zicht kann nur mit Wirkung für die Zukunft erklärt werden und erstreckt sich nicht 

auf weitere Beschäftigungen. Zudem gilt er in einer über das Erreichen der Regelal-

tersgrenze fortbestehenden Beschäftigung unverändert fort.  

 

Die Verzichtserklärung ist zu den Entgeltunterlagen zu nehmen (vgl. F). 

 

Weitere Informationen enthält die Niederschrift zu Punkt 3 der Besprechung der 

Spitzenorganisationen der Sozialversicherung über Fragen des gemeinsamen Bei-

tragseinzugs am 23. November 2016. 

 

2.2.3.2.3 Mitglieder berufsständischer Versorgungseinrichtungen 

 

Arbeitnehmer, die aufgrund einer vor dem 1. Januar 2013 aufgenommenen geringfügig 

entlohnten, berufsständischen Beschäftigung Pflichtmitglied in einer berufsständischen 

Versorgungseinrichtung sind und auf die Versicherungsfreiheit nach § 230 Abs. 8 Satz 2 

SGB VI verzichten, können sich in dieser Beschäftigung nach § 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 

SGB VI von der Rentenversicherungspflicht befreien lassen (vgl. Beispiel 33, Variante a). 
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2.2.3.2.4 Mehrere geringfügig entlohnte Beschäftigungen 

 

Arbeitnehmer, die mehrere vor dem 1. Januar 2013 aufgenommene geringfügig entlohnte 

Beschäftigungen nebeneinander ausüben und nach Zusammenrechnung der monatlichen 

Arbeitsentgelte aus den einzelnen Beschäftigungen nach § 230 Abs. 8 Satz 1 SGB VI 

rentenversicherungsfrei sind, weil sie die maßgebende Arbeitsentgeltgrenze von 400 Eu-

ro nicht überschreiten, können nach Satz 2 der vorgenannten Vorschrift nur einheitlich auf 

die Rentenversicherungsfreiheit verzichten; das heißt, die einem Arbeitgeber gegenüber 

abgegebene Verzichtserklärung wirkt zugleich für alle anderen Beschäftigungen. Die Ver-

zichtserklärung gilt sodann für die Dauer aller im Zeitpunkt ihrer Abgabe bestehenden 

und anschließend vor dem 1. Januar 2013 aufgenommenen Beschäftigungsverhältnisse. 

Sie verliert ihre Wirkung erst dann, wenn keine geringfügig entlohnte Beschäftigung mehr 

ausgeübt wird. Der Arbeitnehmer hat alle weiteren Arbeitgeber über den Verzicht zu in-

formieren. Verzichtet der Arbeitnehmer erst in einer weiteren, vor dem 1. Januar 2013 

aufgenommenen, geringfügig entlohnten Beschäftigung auf die Versicherungsfreiheit in 

der Rentenversicherung, beginnt die Rentenversicherungspflicht für eine bereits beste-

hende geringfügig entlohnte Beschäftigung, für die bisher kein Verzicht ausgesprochen 

wurde, zeitgleich mit der Rentenversicherungspflicht in der zuletzt aufgenommenen Be-

schäftigung. 

 

2.2.3.2.5 Nachträgliche Feststellung des Verzichts auf die Rentenversicherungsfreiheit 
für eine weitere geringfügig entlohnte Beschäftigung 

 

Wird im Nachhinein festgestellt, dass der Arbeitnehmer in einer geringfügig entlohnten 

Beschäftigung auf die Rentenversicherungsfreiheit verzichtet, den Arbeitgeber einer wei-

teren Beschäftigung hierüber jedoch nicht informiert hat, wird der Verzicht auf die Ren-

tenversicherungsfreiheit in der weiteren Beschäftigung in Anlehnung an § 8 Abs. 2 Satz 3 

SGB IV mit der Bekanntgabe der Feststellung durch die Einzugsstelle oder durch den 

Rentenversicherungsträger wirksam. Dies gilt nach § 8 Abs. 2 Satz 4 SGB IV nicht, wenn 

der Arbeitgeber der weiteren geringfügig entlohnten Beschäftigung vorsätzlich oder grob 

fahrlässig versäumt hat, den Sachverhalt für die versicherungsrechtliche Beurteilung auf-

zuklären (vgl. 6). Für die Anwendung dieser Regelung ist Voraussetzung, dass beide ge-

ringfügig entlohnten Beschäftigungen vor dem 1. Januar 2013 begonnen haben. 
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2.2.3.2.6 Verzicht im Rahmen einer Wertguthabenvereinbarung  

 

Eine flexible Arbeitszeitregelung im Rahmen einer Wertguthabenvereinbarung (vgl. 5.2) 

besteht aus einer Arbeitsphase und einer Freistellungsphase. Die im Rahmen einer vor 

dem 1. Januar 2013 aufgenommenen geringfügig entlohnten Beschäftigung in der Ar-

beitsphase abgegebene Erklärung des Verzichts auf die Rentenversicherungsfreiheit 

bleibt deshalb auch in der Freistellungsphase gültig. Die Abgabe der Erklärung ist zu je-

der Zeit, also auch dann möglich, wenn sich der Beschäftigte in der Freistellungsphase 

befindet. Bei Beendigung der Beschäftigung und der Übertragung des Wertguthabens auf 

einen neuen Arbeitgeber bzw. die Deutsche Rentenversicherung Bund verliert die Ver-

zichtserklärung ihre Wirkung. 

 

2.2.3.3 Fortbestand der Rentenversicherungspflicht bei einem Verzicht auf die Renten-
versicherungsfreiheit bis 31. Dezember 2012 

 

Personen, die am 31. Dezember 2012 in einer oder mehreren geringfügig entlohnten Be-

schäftigungen wegen Verzichts auf die Rentenversicherungsfreiheit nach der bis zum 

31. Dezember 2012 maßgebenden Rechtslage der Rentenversicherungspflicht unterla-

gen, bleiben nach § 229 Abs. 5 erster Halbsatz SGB VI über den 31. Dezember 2012 

hinaus rentenversicherungspflichtig. Rentenversicherungspflicht besteht auch in allen 

weiteren ab 1. Januar 2013 aufgenommenen geringfügig entlohnten Beschäftigungen, 

solange die Arbeitsentgelte zusammen die ab 1. Januar 2013 maßgebende Arbeitsent-

geltgrenze von 450 Euro nicht überschreiten, da nach § 229 Abs. 5 zweiter Halbsatz 

SGB VI in diesen Fällen eine Befreiung von der Rentenversicherungspflicht nach § 6 

Abs. 1b SGB VI nicht möglich ist (vgl. 2.2.4.5, Beispiel 35). 

 

Die Verzichtserklärung verliert erst mit der Aufgabe der geringfügig entlohnten Beschäfti-

gung(en) ihre Wirkung. Nimmt der Arbeitnehmer danach erneut eine geringfügig entlohn-

te Beschäftigung bei einem anderen Arbeitgeber auf, unterliegt er in dieser Beschäftigung 

aufgrund der ab 1. Januar 2013 geltenden Neuregelung für geringfügig entlohnte Be-

schäftigungen der Versicherungspflicht in der Rentenversicherung, von der er sich befrei-

en lassen kann (vgl. 2.2.4). Folgt hingegen eine erneute geringfügig entlohnte Beschäfti-

gung bei demselben Arbeitgeber, ist von der widerlegbaren Vermutung auszugehen, dass 

es sich immer noch um dieselbe Beschäftigung handelt, für die der Verzicht auf die Ren-

tenversicherungsfreiheit erklärt wurde, wenn zwischen dem Ende der ersten (gegebenen-



- 55 - 
 
 
 

falls auch befristeten) Beschäftigung und dem Beginn der neuen Beschäftigung weniger 

als zwei Monate liegen (Beispiel 54). In diesem Fall verliert der Verzicht auf die Versi-

cherungsfreiheit nicht seine Wirkung und muss infolgedessen nicht erneut schriftlich er-

klärt werden. Die Befreiung von der Rentenversicherungspflicht nach § 6 Abs. 1b SGB VI 

ist in diesen Fällen nicht möglich (vgl. 2.2.4.5 und Beispiel 35). Von derselben Beschäfti-

gung ist ebenfalls auszugehen, wenn die Beschäftigung nur deshalb abgemeldet wird, 

weil das Arbeitsverhältnis länger als einen Monat ohne Anspruch auf Arbeitsentgelt fort-

besteht (§ 7 Abs. 3 Satz 1 SGB IV).  

 

2.2.4 Geringfügig entlohnte Beschäftigungen in der Rentenversicherung, die nach 
dem 31. Dezember 2012 aufgenommen wurden 

 

Arbeitnehmer, die nach dem 31. Dezember 2012 eine geringfügig entlohnte Beschäfti-

gung aufnehmen, sind nach § 1 Satz 1 Nr. 1 SGB VI versicherungspflichtig in der Ren-

tenversicherung. Nach § 6 Abs. 1b SGB VI können sie sich auf Antrag von der Renten-

versicherungspflicht befreien lassen (vgl. Beispiele 2, 15d, 34, 36). Der schriftliche Befrei-

ungsantrag ist dem Arbeitgeber zu übergeben. Das Muster eines Befreiungsantrags ist 

als Anlage 2 Bestandteil der Geringfügigkeits-Richtlinien. 

 

2.2.4.1 Wirkung der Befreiung von der Rentenversicherungspflicht 

 

Die Befreiung von der Rentenversicherungspflicht wirkt nach § 6 Abs. 4 Satz 2 SGB VI 

grundsätzlich ab Beginn des Kalendermonats des Eingangs des Befreiungsantrags beim 

Arbeitgeber, frühestens ab Beschäftigungsbeginn. Voraussetzung ist, dass der Arbeitge-

ber der Minijob-Zentrale (vgl. E) die Befreiung mit der nächsten Entgeltabrechnung, spä-

testens innerhalb von sechs Wochen (42 Kalendertagen) nach Eingang des Befreiungs-

antrages mit der Anmeldung zur Sozialversicherung (aufgrund der Aufnahme der Be-

schäftigung oder aufgrund des Beitragsgruppenwechsels, vgl. D) anzeigt. Anderenfalls 

beginnt nach § 6 Abs. 4 Satz 3 SGB VI die Befreiung erst nach Ablauf des Kalendermo-

nats, der dem Kalendermonat des Eingangs der Meldung bei der Minijob-Zentrale folgt 

(Beispiel 36). 

 

Die Minijob-Zentrale kann dem Befreiungsantrag des Beschäftigten innerhalb eines Mo-

nats nach Eingang der Meldung zur Sozialversicherung (vgl. D) des Arbeitgebers wider-

sprechen.  
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Der Arbeitgeber hat den Tag des Eingangs des Befreiungsantrags zu dokumentieren und 

den Antrag nach § 8 Abs. 2 Nr. 4a BVV zu den Entgeltunterlagen des Arbeitnehmers 

(vgl. F) zu nehmen. 

 

Die Befreiung von der Rentenversicherungspflicht gilt für die gesamte Dauer der gering-

fügig entlohnten Beschäftigung und kann nicht widerrufen werden. Der Befreiungsantrag 

verliert seine Wirkung, wenn das Arbeitsentgelt regelmäßig im Monat 450 Euro (mit 

Ausnahme einer vorübergehenden unvorhersehbaren Überschreitung, vgl. 3.1) 

überschreitet (vgl. Beispiel 51c), ansonsten erst mit Aufgabe der geringfügig entlohn-

ten Beschäftigung. Nimmt der Arbeitnehmer danach erneut eine geringfügig entlohnte 

Beschäftigung bei einem anderen Arbeitgeber auf, unterliegt er in dieser Beschäftigung 

der Versicherungspflicht in der Rentenversicherung und muss, sofern der Erwerb vollwer-

tiger Rentenanwartschaftszeiten nicht gewünscht wird, erneut einen Antrag auf Befreiung 

von der Rentenversicherungspflicht stellen. Dies gilt auch dann, wenn sich die neue Be-

schäftigung nahtlos an die bisherige Beschäftigung anschließt. Folgt hingegen eine er-

neute geringfügig entlohnte Beschäftigung bei demselben Arbeitgeber, ist von der wider-

legbaren Vermutung auszugehen, dass es sich immer noch um dieselbe Beschäftigung 

handelt, in der die Befreiung von der Rentenversicherungspflicht besteht, wenn zwischen 

dem Ende der ersten (gegebenenfalls auch befristeten) Beschäftigung und dem Beginn 

der neuen Beschäftigung weniger als zwei Monate liegen (Beispiel 54). In diesem Fall 

verliert die Befreiung nicht ihre Wirkung und muss infolgedessen nicht erneut schriftlich 

beantragt werden. Von derselben Beschäftigung ist ebenfalls auszugehen, wenn die Be-

schäftigung nur deshalb abgemeldet wird, weil das Arbeitsverhältnis länger als einen Mo-

nat ohne Anspruch auf Arbeitsentgelt fortbesteht (§ 7 Abs. 3 Satz 1 SGB IV). Eine Be-

schäftigung mit steuerfreier Berücksichtigung der Übungsleiter- oder Ehrenamts-

pauschale gilt auch dann als durchgehend bestanden, wenn der Arbeitgeber die 

Steuerfreibeträge en bloc ausschöpft und deshalb die beitrags- und melderechtli-

che Beschäftigung immer wieder an- und abzumelden ist (vgl. 2.2.1.6). 

 

2.2.4.2 Altersrentner und Versorgungsbezieher 

 

Bezieher einer Vollrente wegen Alters sind seit dem 1. Januar 2017 nach Ablauf des 

Kalendermonats, in dem sie die Regelaltersgrenze erreicht haben, nach § 5 Abs. 4 

Satz 1 Nr. 1 SGB VI rentenversicherungsfrei, so dass sie bei Ausübung einer ge-
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ringfügig entlohnten Beschäftigung ab diesem Zeitpunkt grundsätzlich nicht der 

Rentenversicherungspflicht unterliegen und infolgedessen auch keine Befreiung 

von der Rentenversicherungspflicht erfolgen kann. Gleiches gilt für Bezieher einer 

Versorgung nach Erreichen einer Altersgrenze z. B. nach beamtenrechtlichen Vor-

schriften, die nach § 5 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 SGB VI mit Beginn dieser Leistung ren-

tenversicherungsfrei sind. Diese Beschäftigten können allerdings nach § 5 Abs. 4 

Satz 2 SGB VI durch schriftliche Erklärung gegenüber dem Arbeitgeber seit dem 

1. Januar 2017 auf die Versicherungsfreiheit aufgrund des Renten- bzw. Versor-

gungsbezuges in der Rentenversicherung verzichten. Der Verzicht kann nur mit 

Wirkung für die Zukunft erklärt werden und ist für die Dauer der Beschäftigung gül-

tig. Er erstreckt sich nicht auf weitere Beschäftigungen.  

 

Darüber hinaus können Beschäftigte, die nach dem am 31. Dezember 2016 gelten-

den Recht aufgrund des Bezugs einer Altersvollrente vor Erreichen der Regelal-

tersgrenze rentenversicherungsfrei beschäftigt waren und in dieser Beschäftigung 

nach § 230 Abs. 9 Satz 1 SGB VI weiterhin rentenversicherungsfrei sind, nach § 230 

Abs. 9 Satz 2 SGB VI auf diese Versicherungsfreiheit verzichten. Auch dieser Ver-

zicht kann nur mit Wirkung für die Zukunft erklärt werden und erstreckt sich nicht 

auf weitere Beschäftigungen. Zudem gilt er in einer über das Erreichen der Regelal-

tersgrenze fortbestehenden Beschäftigung unverändert fort.  

 

Die Verzichtserklärung ist zu den Entgeltunterlagen zu nehmen (vgl. F). 

 

Weitere Informationen enthält die Niederschrift zu Punkt 3 der Besprechung der 

Spitzenorganisationen der Sozialversicherung über Fragen des gemeinsamen Bei-

tragseinzugs am 23. November 2016. 

 

Bestand in einer geringfügig entlohnten Beschäftigung vor Eintritt der Rentenver-

sicherungsfreiheit als Renten- bzw. Versorgungsbezieher eine Befreiung von der 

Rentenversicherungspflicht nach § 6 Abs. 1b SGB VI, kann wegen der Bindungs-

wirkung dieser Befreiung für die Dauer der Beschäftigung nicht nach § 5 Abs. 4 

Satz 2 SGB VI bzw. § 230 Abs. 9 Satz 2 SGB VI auf die Rentenversicherungsfreiheit 

aufgrund des Renten- bzw. Versorgungsbezuges verzichtet werden, so dass in die-

sen Fällen keine Rentenversicherungspflicht eintreten kann.  
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2.2.4.3 Mitglieder berufsständischer Versorgungseinrichtungen 

 

Arbeitnehmer, die Pflichtmitglied in einer berufsständischen Versorgungseinrichtung sind 

und nach dem 31. Dezember 2012 eine geringfügig entlohnte, berufsständische Beschäf-

tigung aufnehmen, unterliegen in dieser Beschäftigung der Rentenversicherungspflicht, 

von der sie sich nach § 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SGB VI oder § 6 Abs. 1b SGB VI auf Antrag 

befreien lassen können (vgl. Beispiele 33, Variante b und 34). 

 

Die Befreiung von der Rentenversicherungspflicht für Mitglieder berufsständischer Ver-

sorgungseinrichtungen ist ausschließlich auf die jeweilige konkrete Beschäftigung bei 

einem Arbeitgeber beschränkt (BSG vom 31. Oktober 2012 - B 12 R 3/11 R,  

USK 2012-143, und B 12 R 5/10 R, USK 2012-181). Bei einem Beschäftigungswechsel 

oder der Aufnahme einer weiteren Beschäftigung ist stets ein neues Befreiungsverfahren 

durchzuführen (vgl. Beispiel 31, Variante b). 

 

2.2.4.4 Mehrere geringfügig entlohnte Beschäftigungen 

 

Der Antrag auf Befreiung von der Rentenversicherungspflicht kann bei mehreren gering-

fügig entlohnten Beschäftigungen, deren Arbeitsentgelt zusammen die Arbeitsentgelt-

grenze von 450 Euro nicht übersteigt, nur einheitlich gestellt werden; das heißt, der einem 

Arbeitgeber gegenüber abgegebene Befreiungsantrag wirkt zugleich für alle anderen Be-

schäftigungen. Der Befreiungsantrag gilt sodann für die Dauer aller im Zeitpunkt seiner 

Abgabe bestehenden und - im Sinne von § 6 Abs. 1b SGB VI - auch danach aufgenom-

menen geringfügig entlohnten Beschäftigungen. Er verliert seine Wirkung erst dann, 

wenn keine geringfügig entlohnte Beschäftigung mehr ausgeübt wird. Die Minijob-Zen-

trale (vgl. E) informiert nach § 6 Abs. 4 Satz 4 SGB VI alle weiteren Arbeitgeber über den 

Zeitpunkt der Wirkung der Befreiung, unabhängig davon, ob die Befreiung in der ersten 

oder weiteren Beschäftigung beantragt wurde. Die Befreiung wirkt sich nicht auf be-

standsgeschützte geringfügig entlohnte Beschäftigungen nach § 230 Abs. 8 Satz 1 

SGB VI (vgl. 2.2.3.1) aus, wenn das insgesamt erzielte Arbeitsentgelt 400 Euro im Monat 

nicht übersteigt. In diesen Beschäftigungen besteht die bisherige Rentenversicherungs-

freiheit fort. 
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2.2.4.5 Ausschluss der Befreiung von der Rentenversicherungspflicht 

 

Arbeitnehmer, die vor dem 1. Januar 2013 eine geringfügig entlohnte Beschäftigung auf-

genommen und auf die Versicherungsfreiheit in der Rentenversicherung verzichtet haben 

(vgl. 2.2.3.2 und 2.2.3.3), können sich nicht nach § 6 Abs. 1b SGB VI von der Rentenver-

sicherungspflicht befreien lassen (vgl. Beispiel 35). Die zuvor ausgesprochene Ver-

zichtserklärung behält ihre Wirkung für die Dauer aller im Zeitpunkt ihrer Abgabe beste-

henden und danach aufgenommenen geringfügig entlohnten Beschäftigungsverhältnisse. 

Sie verliert ihre Wirkung erst, wenn keine geringfügig entlohnte Beschäftigung mehr aus-

geübt wird. Dies gilt unabhängig davon, ob der Verzicht auf die Rentenversicherungsfrei-

heit vor dem 1. Januar 2013 oder nach dem 31. Dezember 2012 erklärt wurde.  

 

 

2.2.4.6 Nachträgliche Feststellung der unzulässigen Befreiung von der  
Rentenversicherungspflicht 

 

Hat die Minijob-Zentrale (vgl. E) der Befreiung von der Rentenversicherungspflicht nicht 

innerhalb eines Monats nach Eingang der Meldung durch den Arbeitgeber widersprochen, 

erlangt die Befreiung nach § 6 Abs. 3 SGB VI Bestandskraft. Stellt sich im Nachhinein 

heraus, dass die Befreiung von der Rentenversicherungspflicht unzulässig war, kann eine 

Korrektur nur unter Beachtung der Vorschriften über die Rücknahme von Verwaltungsak-

ten nach dem SGB X erfolgen.  

 

2.2.5 Geringfügig entlohnte Beschäftigungen in Privathaushalten 

 

Die Ausführungen unter 2.2.3 und 2.2.4 gelten für geringfügig entlohnte Beschäftigungen 

in Privathaushalten gleichermaßen. 
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2.3 Kurzfristige Beschäftigungen 

 

Eine kurzfristige Beschäftigung liegt nach § 8 Abs. 1 Nr. 2 SGB IV vor, wenn die Beschäf-

tigung für eine Zeitdauer ausgeübt wird, die im Laufe eines Kalenderjahres auf nicht mehr 

als 

 

 drei Monate 
 
 oder 
 
 insgesamt 70 Arbeitstage 
 

nach ihrer Eigenart begrenzt zu sein pflegt oder im Voraus vertraglich begrenzt ist 

(vgl. Beispiele 38 und 39); dies kann auch dann gelten, wenn die kurzfristige Beschäfti-

gung die Voraussetzungen einer geringfügig entlohnten Beschäftigung (vgl. 2.2) erfüllt. 

Die Voraussetzungen einer kurzfristigen Beschäftigung sind mithin nur gegeben, wenn 

die Beschäftigung von vornherein auf nicht mehr als drei Monate (Kalender- und Zeit-

monate) oder 70 Arbeitstage (auch kalenderjahrüberschreitend) befristet ist (vgl. Beispie-

le 7c und 37). Hierbei sind alle Tage zu berücksichtigen, für die ein Anspruch auf 

Arbeitsentgelt besteht; dazu gehören z. B. auch Tage, an denen bezahlter Urlaub 

gewährt oder Bereitschaftsdienst geleistet wird. Eine kurzfristige Beschäftigung liegt 

allerdings nicht mehr vor, wenn die Beschäftigung berufsmäßig ausgeübt wird (vgl. 2.3.3) 

und das Arbeitsentgelt aus dieser Beschäftigung 450 Euro überschreitet. Eine zeitliche 

Beschränkung der Beschäftigung nach ihrer Eigenart ist gegeben, wenn sie sich voraus-

schauend aus der Art, dem Wesen oder dem Umfang der zu verrichtenden Arbeit ergibt.  

 

Eine kurzfristige Beschäftigung liegt nur dann vor, wenn sie nicht regelmäßig, sondern 

gelegentlich ausgeübt wird. Hierzu gehören auch Beschäftigungen, die z. B. durch eine 

längstens für ein Jahr befristete Rahmenvereinbarung mit Arbeitseinsätzen von maximal 

70 Arbeitstagen bzw. 90 Kalendertagen (vgl. 2.3.1) befristet sind. Das BSG führt in 

seinem Urteil vom 5. Dezember 2017 (B 12 KR 16/15 R -, USK 2017-101) zwar aus, 

dass auch eine auf nicht mehr als ein Jahr befristete Beschäftigung bereits regel-

mäßig sein kann. Dieser Auffassung wird jedoch in Bezug auf bis zu einem Jahr 

bestehende Rahmenvereinbarungen nicht gefolgt. Bei Rahmenvereinbarungen mit 

sich wiederholenden Arbeitseinsätzen über mehrere Jahre liegt eine gelegentliche kurz-

fristige Beschäftigung vor, wenn die einzelnen Arbeitseinsätze ohne Bestehen einer Ab-
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rufbereitschaft unvorhersehbar zu unterschiedlichen Anlässen ohne erkennbaren Rhyth-

mus an maximal 70 Arbeitstagen im Kalenderjahr erfolgen und der Betrieb des Arbeitge-

bers nicht strukturell auf den Einsatz solcher Arbeitskräfte ausgerichtet ist. In diesen Fäl-

len sind die Arbeitseinsätze von vornherein nicht vorhersehbar und folgen keinem be-

stimmten Muster oder Rhythmus; das heißt, die Arbeitseinsätze erfolgen in unterschiedli-

chen Monaten, zu unterschiedlichen Anlässen sowie von der Anzahl der jeweiligen Ar-

beitstage her ohne erkennbares Schema und der Arbeitgeber muss zur Sicherstellung 

des Betriebsablaufs nicht regelmäßig auf Aushilfskräfte zurückgreifen (vgl. Urteile des 

BSG vom 23. Juni 1971 - 3 RK 24/71 -, USK 7195, vom 25. November 1976 -12/3 RJ 

1/75, USK 76178, und vom 7. Mai 2014 - B 12 R 5/12 R -, USK 2014-47); Beispiel 41a.  

 

Eine kurzfristige Beschäftigung liegt hingegen nicht vor, wenn die Beschäftigung bei vo-

rausschauender Betrachtung von vornherein auf ständige Wiederholung gerichtet ist und 

über mehrere Jahre hinweg ausgeübt werden soll, also eine hinreichende Vorhersehbar-

keit von Dauer und Zeitpunkt der einzelnen Arbeitseinsätze besteht. In diesem Fall han-

delt es sich um eine regelmäßige Beschäftigung. Die Regelmäßigkeit ergibt sich bereits 

daraus, dass die Arbeit nicht unvorhersehbar in wechselnder Häufigkeit und zu verschie-

denen Zeiten übernommen wird (vgl. Urteil des BSG vom 1. Februar 1979 - 12 RK 7/77 -, 

USK 7929) oder dass auf Grund einer Rahmenvereinbarung eine auf Dauer angelegte 

Rechtsbeziehung mit einander in kurzem Abstand folgenden Beschäftigungen angenom-

men werden kann (vgl. Urteil des BSG vom 28. April 1982 - 12 KR 1/80 -, USK 8261). Für 

das Vorliegen einer regelmäßigen Beschäftigung kommt es dabei nicht darauf an, ob die 

jeweiligen Arbeitseinsätze im Rahmen eines Dauerarbeitsverhältnisses von vornherein 

feststehen oder von Mal zu Mal vereinbart werden. Das Merkmal der Regelmäßigkeit 

kann vielmehr auch erfüllt sein, wenn der Beschäftigte zu den sich wiederholenden Ar-

beitseinsätzen auf Abruf bereitsteht, ohne verpflichtet zu sein, jeder Aufforderung zur Ar-

beitsleistung Folge zu leisten (vgl. Urteile des BSG 11. Mai 1993 - 12 RK 23/91 -, 

USK 9353, vom 23. Mai 1995 - 12 RK 60/93 -, USK 9530, und vom 5. Dezember 2017 - 

B 12 KR 16/15 R -, USK 2017-101); Beispiel 41b. 

 

Allerdings ist in den vorgenannten Fällen zu prüfen, ob die Beschäftigung die Vorausset-

zungen einer geringfügig entlohnten Beschäftigung (vgl. 2.2) erfüllt. 
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2.3.1 Drei Monate oder 70 Arbeitstage 

 

Von dem Dreimonatszeitraum ist nur dann auszugehen, wenn die Beschäftigung an min-

destens fünf Tagen in der Woche ausgeübt wird (vgl. Urteil des BSG vom 27. Januar 

1971 - 12 RJ 118/70 -, USK 7104). Bei Beschäftigungen von regelmäßig weniger als fünf 

Tagen in der Woche ist bei der Beurteilung auf den Zeitraum von 70 Arbeitstagen abzu-

stellen (vgl. Beispiel 42). Ein Nachtdienst, der sich über zwei Kalendertage erstreckt, gilt 

als ein Arbeitstag (vgl. hierzu auch Urteil des BFH vom 28. Januar 1994 - VI R 51/93 -, 

USK 9417). Werden an einem Kalendertag mehrere kurzfristige Beschäftigungen ausge-

übt, gilt dieser Kalendertag ebenfalls als ein Arbeitstag. 

 

2.3.2 Zusammenrechnung mehrerer kurzfristiger Beschäftigungen 

 

Bei der Prüfung, ob die Zeiträume von drei Monaten oder 70 Arbeitstagen überschritten 

werden, sind die Zeiten mehrerer aufeinanderfolgender kurzfristiger Beschäftigungen 

zusammenzurechnen, unabhängig davon, ob sie geringfügig entlohnt oder mehr als ge-

ringfügig entlohnt sind. Zu berücksichtigen sind die Zeiträume der Beschäftigung, die vom 

Arbeitgeber unter Angabe der Personengruppe 110 gemeldet wurden (vgl. D 4). Dies gilt 

auch dann, wenn die einzelnen Beschäftigungen bei verschiedenen Arbeitgebern ausge-

übt werden. Es ist jeweils bei Beginn einer neuen Beschäftigung zu prüfen, ob diese zu-

sammen mit den schon im laufenden Kalenderjahr ausgeübten kurzfristigen Beschäfti-

gungen die nach 2.3 maßgebende Zeitgrenze überschreitet.  

 

Bei einer Zusammenrechnung von mehreren Beschäftigungszeiten treten an die Stelle 

des Dreimonatszeitraums 90 Kalendertage. Hierbei werden volle Kalendermonate mit 

30 Kalendertagen und Teilmonate mit den tatsächlichen Kalendertagen berücksich-

tigt (vgl. Beispiele 40, 43, 45, 48 und 49). Umfasst ein Zeitraum keinen Kalendermo-

nat, aber einen Zeitmonat, ist dieser ebenfalls mit 30 Kalendertagen zu berücksich-

tigen (vgl. Beispiel 44, 45 und 48). Sind bei einer Zusammenrechnung Zeiten, in denen 

die Beschäftigung regelmäßig an mindestens fünf Tagen in der Woche ausgeübt wurde, 

und Beschäftigungszeiten mit einer Arbeitszeit regelmäßig an weniger als fünf Tagen in 

der Woche zu berücksichtigen, dann ist einheitlich von dem Zeitraum von 70 Arbeitstagen 

auszugehen. Diese Ausführungen gelten gleichermaßen bei einer Rahmenvereinba-

rung mit mehreren Beschäftigungszeiträumen, so dass abhängig von den Wochen-
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arbeitstagen in den einzelnen Beschäftigungszeiträumen einheitlich entweder 90 

Kalendertage oder 70 Arbeitstage maßgebend sind. 

 

Werden Arbeitnehmer wiederholt von ein- und demselben Arbeitgeber beschäftigt, ohne 

dass eine regelmäßige Beschäftigung besteht (vgl. 2.3), liegt eine kurzfristige Beschäfti-

gung so lange vor, als im laufenden Kalenderjahr die Zeitgrenze von drei Monaten bzw. 

90 Kalendertagen (vgl. 2.3.1) oder 70 Arbeitstagen nicht überschritten wird (vgl. Beispiel 

41a).  

 

Beschäftigungen, die im Vorjahr begonnen haben, werden nur mit der im laufenden Ka-

lenderjahr liegenden Beschäftigungszeit berücksichtigt. Wird durch eine Zusammenrech-

nung mehrerer kurzfristiger Beschäftigungen die Grenze von drei Monaten oder 70 Ar-

beitstagen überschritten, handelt es sich um eine regelmäßig ausgeübte Beschäftigung 

(vgl. Beispiel 43); in diesen Fällen ist zu prüfen, ob eine geringfügig entlohnte Beschäfti-

gung (vgl. 2.2) vorliegt (vgl. Beispiele 44 und 45). Im Ausland ausgeübte Beschäftigungen 

werden bei der Zusammenrechnung nicht berücksichtigt. 

 

Die vorstehenden Ausführungen gelten auch für Beschäftigungen, die über den Jahres-

wechsel hinausgehen. Das heißt, beginnt eine für sich betrachtet kurzfristige Beschäfti-

gung in einem Kalenderjahr, in dem die in das laufende Kalenderjahr fallende Beschäfti-

gungszeit zusammen mit den Vorbeschäftigungen die Dauer von drei Monaten bzw. 

70 Arbeitstagen überschreitet, liegt für die gesamte Dauer der zu beurteilenden Beschäf-

tigung keine Kurzfristigkeit vor, und zwar auch insoweit, als die zu beurteilende Beschäfti-

gung in das neue Kalenderjahr hineinreicht (vgl. Beispiel 46). Wird die Dauer von drei 

Monaten bzw. 70 Arbeitstagen in einer für sich betrachtet kalenderjahrüberschreitenden 

kurzfristigen Beschäftigung bei ihrem Beginn zusammen mit Vorbeschäftigungen im lau-

fenden Kalenderjahr hingegen nicht überschritten, weil lediglich die in das laufende Ka-

lenderjahr fallende Beschäftigungszeit der zu beurteilenden Beschäftigung bei der Zu-

sammenrechnung zu berücksichtigen ist, ist die Beschäftigung für die gesamte Dauer 

kurzfristig (vgl. Beispiel 47). Eine nach Kalenderjahren getrennte versicherungsrechtliche 

Beurteilung dieser Beschäftigungen erfolgt nicht.  
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2.3.3 Prüfung der Berufsmäßigkeit 

 

Die Berufsmäßigkeit der Beschäftigung ist nicht zu prüfen, wenn die Beschäftigung be-

reits infolge Überschreitens der Zeitgrenze von drei Monaten bzw. 70 Arbeitstagen (vgl. 

2.3 und 2.3.2) als nicht geringfügig anzusehen ist. 

 

Wird die maßgebende Zeitgrenze nicht überschritten, erfüllt eine kurzfristige Be-

schäftigung jedoch dann nicht die Voraussetzungen einer geringfügigen Beschäftigung, 

wenn die Beschäftigung berufsmäßig ausgeübt wird und ihr Arbeitsentgelt 450 Euro im 

Monat übersteigt. Die Prüfung der Berufsmäßigkeit ist mithin nicht erforderlich, wenn das 

aufgrund dieser Beschäftigung erzielte Arbeitsentgelt die Arbeitsentgeltgrenze von 450 

Euro im Monat nicht überschreitet. Die Arbeitsentgeltgrenze von 450 Euro ist ein Mo-

natswert, der auch dann gilt, wenn die Beschäftigung nicht während des gesamten 

Kalendermonats besteht (vgl. Urteil des BSG vom 5. Dezember 2017 - B 12 R 10/15 

R -, USK 2017-102).  

 

Die Prüfung, ob das Arbeitsentgelt 450 Euro im Monat übersteigt, erfolgt für den 

gesamten Beschäftigungszeitraum im Rahmen einer Prognose. Beläuft sich das in 

diesem Gesamtzeitraum mit hinreichender Sicherheit zu erwartende Arbeitsentgelt 

im Kalendermonatsdurchschnitt auf mehr als 450 Euro, ist zu prüfen, ob die Be-

schäftigung berufsmäßig ausgeübt wird (vgl. Beispiel 4b). Bei einer Rahmenver-

einbarung mit mehreren Beschäftigungszeiträumen sind die zu erwartenden Ar-

beitsentgelte aus allen Kalendermonaten, in denen Arbeitsentgelt bezogen wird, zu 

berücksichtigen (vgl. Beispiel 4d). Das Arbeitsentgelt aus einer parallel laufenden 

kurzfristigen Beschäftigung ist ebenfalls zu berücksichtigen. Unberücksichtigt 

bleibt hingegen grundsätzlich das Arbeitsentgelt aus einer zuvor beendeten Be-

schäftigung. Dies gilt jedoch nicht, wenn mehrere - für sich gesehen kurzfristige - 

Beschäftigungen (auch bei verschiedenen Arbeitgebern) aufeinander folgen, die 

jeweils in demselben Kalendermonat beginnen und enden. Überschreitet in diesen 

Fällen das Arbeitsentgelt aus den Beschäftigungen insgesamt die Entgeltgrenze 

von 450 Euro, ist für die später aufgenommene Beschäftigung Berufsmäßigkeit zu 

prüfen (vgl. Beispiel 4c). Gleiches gilt für die zuerst aufgenommene Beschäftigung, 

wenn bereits zu ihrem Beginn bekannt ist, dass in demselben Kalendermonat eine 
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weitere befristete kurzfristige Beschäftigung folgen soll, durch die die Entgeltgren-

ze überschritten wird. 

 

Berufsmäßig wird eine Beschäftigung dann ausgeübt, wenn sie für die in Betracht kom-

mende Person nicht von untergeordneter wirtschaftlicher Bedeutung ist (vgl. Urteil des 

BSG vom 28. Oktober 1960 - 3 RK 31/56 -, SozR Nr. 1 zu § 166 RVO).  

 

Aufgrund ständiger Rechtsprechung des Bundessozialgerichts lassen sich beim 

Vorliegen bestimmter Fallgestaltungen, die die Lebenswirklichkeit abbilden, Rück-

schlüsse auf das Vorliegen einer berufsmäßigen Beschäftigung auch ohne konkre-

te Prüfung der Einkommensverhältnisse ziehen. Die Bestimmung von Berufsmä-

ßigkeit geht u. a. einher mit der Frage, ob der Arbeitnehmer zum Personenkreis der 

berufsmäßig Erwerbstätigen zu zählen ist. Aus diesem Grund können Arbeitgeber 

in bestimmten Fällen davon ausgehen, dass eine dem Grunde nach kurzfristige 

Beschäftigung wegen Berufsmäßigkeit ausgeschlossen ist oder nicht. Während 

Berufsmäßigkeit beispielsweise neben einer versicherungspflichtigen (Haupt-)Be-

schäftigung regelmäßig ausgeschlossen werden kann (vgl. 2.3.3.1), kann sie sich 

aber aufgrund des Erwerbsverhaltens des Arbeitnehmers ergeben (vgl. 2.3.3.2 und 

2.3.3.3) oder bereits im Status der Person des Arbeitnehmers begründet sein 

(vgl. 2.3.3.4 und 2.3.3.5). Die folgenden Ausführungen dienen hierbei als Orientie-

rung. 

 

2.3.3.1 Beschäftigungen, die neben einer (Haupt-)Beschäftigung bzw.  
vergleichbaren Tätigkeiten ausgeübt werden 

 

Für kurzfristige Beschäftigungen, die neben einer (Haupt-)Beschäftigung (vgl. Bei-

spiele 39 und 40), neben dem freiwilligen Wehrdienst oder neben dem Bezug von 

Vorruhestandsgeld ausgeübt werden, kann angenommen werden, dass sie von 

untergeordneter wirtschaftlicher Bedeutung und deshalb grundsätzlich nicht be-

rufsmäßig sind. Dies gilt auch für neben einer selbständigen Tätigkeit ausgeübte 

kurzfristige Beschäftigungen. Für neben einem freiwilligen sozialen oder ökologi-

schen Jahr, neben dem Bundesfreiwilligendienst, neben einem dem freiwilligen 

sozialen oder ökologischen Jahr vergleichbaren Freiwilligendienst (wie beispiels-

weise dem entwicklungspolitischen Freiwilligendienst „WELTWÄRTS“ oder dem 
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„Incoming-Freiwilligendienst“) ausgeübte kurzfristige Beschäftigungen ist eben-

falls regelmäßig anzunehmen, dass sie nicht berufsmäßig ausgeübt werden. 

 

2.3.3.2 Beschäftigungen, die nur gelegentlich ausgeübt werden 

 

Beschäftigungen, die nur gelegentlich ausgeübt werden, sind grundsätzlich von unterge-

ordneter wirtschaftlicher Bedeutung und daher als nicht berufsmäßig anzusehen. Es 

handelt sich um Beschäftigungen, für die bei ihrer Aufnahme keine Anhaltspunkte 

dafür vorliegen, dass der ersten Beschäftigung innerhalb absehbarer Zeit eine wei-

tere folgen wird (vgl. Urteil des BSG vom 11. Juni 1980 - 12 RK 30/79 -, USK 80106). 

Dies wird z. B. für Beschäftigungen zwischen dem Schulabschluss und beabsich-

tigter Fachschulausbildung bzw. beabsichtigtem Studium angenommen, weil diese 

Aushilfen noch nicht zum Personenkreis der Erwerbstätigen gehören. Aber auch 

Beschäftigungen von Schülern, die in der Regel während der Schulferien ausgeübt 

werden, sind von untergeordneter wirtschaftlicher Bedeutung.  

 

Kurzfristige Beschäftigungen zwischen Schulentlassung und Aufnahme einer betriebli-

chen Berufsbildung oder eines dualen Studiengangs, eines freiwilligen sozialen oder 

ökologischen Jahres, eines Bundesfreiwilligendienstes, eines dem freiwilligen sozialen 

oder ökologischen Jahr vergleichbaren Freiwilligendienstes (wie beispielsweise dem ent-

wicklungspolitischen Freiwilligendienst „WELTWÄRTS“ oder dem „Incoming-Freiwilligen-

dienst“) oder eines freiwilligen Wehrdienstes werden dagegen berufsmäßig ausgeübt. 

Dies gilt auch, wenn nach der Ableistung des freiwilligen Dienstes voraussichtlich ein Stu-

dium aufgenommen wird. Für befristete Beschäftigungen, die zwischen einem Freiwilli-

gendienst und dem beabsichtigten Studium ausgeübt werden, kann sich Berufsmäßigkeit 

unter den Voraussetzungen nach Ziffer 2.3.3.3 ergeben. 

 

2.3.3.3 Beschäftigungen, die nicht nur gelegentlich ausgeübt werden  

 

Folgt eine kurzfristige Beschäftigung auf bereits ausgeübte Beschäftigungen, ist Berufs- 

mäßigkeit ohne weitere Prüfung anzunehmen, wenn die Beschäftigungszeiten im Laufe 

eines Kalenderjahres insgesamt mehr als drei Monate oder 70 Arbeitstage betragen. Da-

bei werden alle Beschäftigungen mit Ausnahme geringfügig entlohnter Beschäftigungen 

und kurzfristiger Beschäftigungen mit einem Arbeitsentgelt bis 450 Euro im Monat be-



- 67 - 
 
 
 

rücksichtigt (vgl. Beispiel 48). Außerdem stehen Zeiten der Meldung als Ausbildung- oder 

Arbeitsuchender (§ 15 Sätze 1 und 2 SGB III) mit Beschäftigungslosigkeit den Beschäfti-

gungszeiten gleich (BSG-Urteil vom 27. September 1972 - 12/3 RK 49/71 -, USK 72149). 

 

Bei Personen, die aus dem Berufsleben ausgeschieden sind und infolgedessen nicht 

mehr zum Personenkreis der berufsmäßig Erwerbstätigen zählen bzw. dem Arbeitsmarkt 

nicht mehr dauerhaft zur Verfügung stehen, können für die Prüfung der Berufsmäßigkeit 

mehr als geringfügige Beschäftigungszeiten nur nach dem Ausscheiden angerechnet 

werden (vgl. Beispiel 49). Hierzu gehören z. B. Bezieher einer Vollrente wegen Alters 

(keine Altersteilrentner) oder Hausfrauen und Hausmänner. Gleiches gilt auch für 

Studenten, die noch nicht zum Personenkreis der Erwerbstätigen zählen bzw. dem 

Arbeitsmarkt noch nicht dauerhaft zur Verfügung stehen. Hier werden für die Prü-

fung der Berufsmäßigkeit mehr als geringfügige Beschäftigungszeiten nur ab Stu-

dienbeginn berücksichtigt. 

 

2.3.3.4 Kurzfristige Beschäftigungen neben Elternzeit oder  
unbezahltem Urlaub 

 

Arbeitnehmer, deren Beschäftigungsverhältnis wegen Elternzeit oder wegen eines unbe-

zahlten Urlaubs unterbrochen wird und die während dieser Zeit eine auf drei Monate bzw. 

70 Arbeitstage befristete Beschäftigung ausüben und deren Verdienst die Arbeitsentgelt-

grenze von 450 Euro im Monat übersteigt, üben diese Beschäftigung berufsmäßig aus 

(vgl. Beispiel 4b). Dabei spielt es keine Rolle, ob die befristete Beschäftigung beim bis-

herigen Arbeitgeber oder bei einem anderen Arbeitgeber ausgeübt wird.  

 

2.3.3.5 Beschäftigungslose  

 

Üben Personen, die beschäftigungslos und bei der Arbeitsagentur für eine mehr als kurz- 

fristige Beschäftigung als Ausbildung- oder Arbeitsuchende gemeldet sind (mit und ohne 

Leistungsbezug), eine Beschäftigung aus, sind sie zum Personenkreis der Erwerbstätigen 

zu zählen, die eine Beschäftigung berufsmäßig und daher ohne Rücksicht auf die Be-

schäftigungsdauer nicht kurzfristig ausüben; es sei denn, die Arbeitsentgeltgrenze von 

450 Euro im Monat wird nicht überschritten (vgl. Beispiele 4a, 4c und 4d). Durch die Mel-

dung bei der Arbeitsagentur scheiden diese Personen nicht aus dem Kreis der berufsmä-

ßig Beschäftigten aus. Vielmehr beruht ihre wirtschaftliche Stellung nach wie vor auf dem 
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durch Erwerbstätigkeit als Beschäftigte zu erzielenden Verdienst (vgl. Urteile des BSG 

vom 27. September 1972 - 12/3 RK 49/71 -, USK 72149 und vom 11. Mai 1993 - 12 RK 

23/91 -, USK 9353). Personen, die sich lediglich während ihrer Schulausbildung zur 

Erlangung eines Ausbildungsplatzes bei der Agentur für Arbeit ausbildungsuchend 

melden, gelten für die Dauer ihrer Schulausbildung nicht als berufsmäßig. 

 

2.3.3.6 Berücksichtigung von Zeiten im Ausland 

 

Für die Prüfung der Berufsmäßigkeit sind auch Beschäftigungszeiten im Ausland zu be-

rücksichtigen, wobei allerdings die Höhe des im Ausland erzielten Arbeitsentgelts uner-

heblich ist. Folglich werden in diesem Zusammenhang auch Beschäftigungszeiten in an-

deren Staaten mit einem Arbeitsentgelt bis zu 450 EUR im Monat angerechnet. Dem liegt 

die Ansicht zugrunde, dass die Berufsmäßigkeit einer Beschäftigung nicht allein vom Er-

werbsverhalten in Deutschland bestimmt wird, sondern vom allgemeinen Erwerbsleben 

des Beschäftigten.  

 

2.4 Abgrenzung der geringfügig entlohnten Beschäftigung von der kurzfristigen 
Beschäftigung 

 

Während die geringfügig entlohnte Beschäftigung (vgl. 2.2) grundsätzlich auf Dauer bzw. 

regelmäßige Wiederkehr angelegt ist, sieht die kurzfristige Beschäftigung (vgl. 2.3) hin-

gegen als Grundvoraussetzung einen befristeten Arbeitseinsatz vor. Die beiden Beschäf-

tigungsarten unterscheiden sich somit in erster Linie dadurch, dass eine geringfügig ent-

lohnte Beschäftigung regelmäßig und eine kurzfristige Beschäftigung nur gelegentlich 

ausgeübt wird. Eine auf längstens drei Monate oder 70 Arbeitstage innerhalb eines Ka-

lenderjahres befristete Beschäftigung mit einem Arbeitsentgelt, welches die Arbeitsent-

geltgrenze von 450 Euro im Monat nicht überschreitet, kann sowohl als kurzfristige als 

auch als geringfügig entlohnte Beschäftigung behandelt werden. Eine geringfügig ent-

lohnte und eine kurzfristige Beschäftigung schließen sich somit nicht zwangsläufig ge-

genseitig aus. 

 

Sofern im unmittelbaren Anschluss an eine geringfügig entlohnte (Dauer-)Beschäftigung 

bei demselben Arbeitgeber eine auf längstens drei Monate befristete Beschäftigung ver-

einbart wird, ist von der widerlegbaren Vermutung auszugehen, dass es sich um die Fort-

setzung der bisherigen (Dauer-)Beschäftigung handelt. Hieraus folgt, dass bei einem Ar-
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beitsentgelt von mehr als 450 Euro im Monat vom Zeitpunkt der Vereinbarung der befris-

teten Beschäftigung an die Arbeitsentgeltgrenze überschritten wird und damit Versiche-

rungspflicht eintritt; bei einem monatlichen Arbeitsentgelt bis 450 Euro liegt durchgehend 

eine geringfügig entlohnte Beschäftigung vor. Dies gilt umso mehr, wenn sich an die be-

fristete Beschäftigung wiederum unmittelbar eine (für sich betrachtet) geringfügig entlohn-

te Beschäftigung anschließt. Versicherungsfreiheit wegen Vorliegens einer kurzfristigen 

Beschäftigung kommt in Fällen der hier in Rede stehenden Art nur dann in Betracht, 

wenn es sich bei den einzelnen Beschäftigungen um Beschäftigungsverhältnisse handelt, 

die sich nach dem Inhalt des Arbeitsvertrages in wesentlichen Punkten (Arbeitszeit, 

Aufgabenstellung, Eingliederung in einen anderen Betriebsteil, Höhe des Arbeits-

lohns) voneinander unterscheiden. Gleiches gilt, wenn zwischen dem Ende der gering-

fügig entlohnten Beschäftigung und dem Beginn der kurzfristigen Beschäftigung bei dem-

selben Arbeitgeber mindestens zwei Monate liegen (Beispiel 54).  

 

Die Ausführungen gelten gleichermaßen, wenn eine kurzfristige Beschäftigung auf eine 

nicht geringfügige (Haupt-)Beschäftigung folgt. 

 

3 Überschreiten der Arbeitsentgelt- und Zeitgrenzen 

 
3.1 Geringfügig entlohnte Beschäftigungen 

 

Überschreitet das Arbeitsentgelt regelmäßig 450 Euro im Monat, so liegt vom Tage des 

Überschreitens an keine geringfügige Beschäftigung mehr vor (vgl. Beispiel 50). Für die 

zurückliegende Zeit verbleibt es bei der geringfügig entlohnten Beschäftigung. Ein nur 

gelegentliches und nicht vorhersehbares Überschreiten der Arbeitsentgeltgrenze führt 

nicht zur Beendigung der geringfügig entlohnten Beschäftigung; als gelegentlich ist dabei 

ein Zeitraum bis zu drei Monaten innerhalb eines Zeitjahres anzusehen. Der Jahreszeit-

raum ist in der Weise zu ermitteln, dass vom letzten Tag des zu beurteilenden Beschäfti-

gungsmonats ein Jahr zurückgerechnet wird. Als Monat gilt der Entgeltabrechnungszeit-

raum (Kalendermonat). Monate, in denen die monatliche Arbeitsentgeltgrenze von 

450 Euro vorhersehbar überschritten wird (z. B. aufgrund saisonaler Mehrarbeit, vgl. Bei-

spiel 7b), sind hierbei unberücksichtigt zu lassen. Das Zeitjahr entspricht einem Zeitraum 

von 12 Monaten, welcher mit dem Kalendermonat endet, für den aktuell die Beurteilung 

des Versicherungsstatus wegen nicht vorhersehbaren Überschreitens erfolgen soll 

(vgl. Beispiele 51a und 51b). Wird die monatliche Arbeitsentgeltgrenze innerhalb des 
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maßgebenden Zeitjahres in mehr als drei Monaten überschritten, ist das Überschreiten 

nicht mehr gelegentlich und begründet eine nicht geringfügige Beschäftigung; es sei 

denn, die in dem vom Arbeitgeber gewählten Jahreszeitraum für die Ermittlung des re-

gelmäßigen Arbeitsentgelts (vgl. 2.2.1) geltende Arbeitsentgeltgrenze von 5.400 Euro 

wird nicht überschritten. Die nicht geringfügige Beschäftigung besteht dann für die Dauer 

des nicht vorhersehbaren Überschreitens der Arbeitsentgeltgrenze. Eine geringfügig ent-

lohnte Beschäftigung liegt ab dem Zeitpunkt wieder vor, von dem an ein unvorhersehba-

res Überschreiten nicht mehr gegeben ist und das regelmäßige monatliche Arbeitsentgelt 

im Durchschnitt einer neu angestellten Jahresbetrachtung (vgl. 2.2.1) 450 Euro nicht 

übersteigt (vgl. Beispiel 51c). Die Ausführungen gelten gleichermaßen für mehrere ge-

ringfügig entlohnte Beschäftigungen, die bei verschiedenen Arbeitgebern bis zu einem 

Gesamtentgelt bis regelmäßig 450 Euro im Monat ausgeübt werden (vgl. 2.2.2.1) und für 

geringfügig entlohnte Beschäftigungen mit Zeitguthaben aufgrund einer sonstigen flexib-

len Arbeitszeitregelung (vgl. 2.2.1.3).  

 

Bei geringfügig entlohnten Beschäftigungen mit unvorhersehbar schwankendem Arbeits-

entgelt, in denen der Arbeitgeber bereits im Vorfeld im Rahmen seiner Jahresprognose 

für die Ermittlung des regelmäßigen monatlichen Arbeitsentgelts unvorhersehbare Über-

schreitungen der monatlichen Entgeltgrenze von 450 Euro einkalkuliert hat (vgl. 2.2.1.2), 

darf der Jahreswert von 5.400 Euro nicht überschritten werden (vgl. Beispiel 7a). Die vor-

herigen Ausführungen zum gelegentlichen unvorhersehbaren Überschreiten der Entgelt-

grenze finden hier keine Anwendung.  

 

In den Fällen, in denen die Arbeitsentgeltgrenze von 450 Euro infolge einer rückwirken-

den Erhöhung des Arbeitsentgelts überschritten wird, liegt eine nicht geringfügige Be-

schäftigung von dem Tage an vor, an dem der Anspruch auf das erhöhte Arbeitsentgelt 

entstanden ist (z. B. Tag des Abschlusses eines Tarifvertrags); für die zurückliegende 

Zeit verbleibt es bei der geringfügig entlohnten Beschäftigung. Allerdings sind in diesen 

Fällen für das nachgezahlte Arbeitsentgelt (auch von dem 450 Euro übersteigenden Be-

trag) die Sozialversicherungsbeiträge (vgl. C) und, sofern sie anfallen, auch die Umlagen 

zum Ausgleich der Arbeitgeberaufwendung für Entgeltfortzahlung (vgl. G), die Umlage für 

das Insolvenzgeld (vgl. H) sowie die einheitliche Pauschsteuer (vgl. I) zu zahlen (vgl. Bei-

spiel 52). Es bestehen keine Bedenken, wenn Arbeitgeber die Beschäftigung aus 

abrechnungstechnischen Gründen bereits zu Beginn des Kalendermonats, in dem 

der Anspruch auf das erhöhte Arbeitsentgelt entstanden ist, umstellen. 
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3.2  Kurzfristige Beschäftigungen 

 

Überschreitet eine Beschäftigung, die als kurzfristige Beschäftigung angesehen wird, 

entgegen der ursprünglichen Erwartung die unter 2.3 angegebene Zeitdauer, so liegt vom 

Tage des Überschreitens an keine kurzfristige Beschäftigung mehr vor (vgl. Beispiel 38). 

Allerdings können die Merkmale für eine geringfügig entlohnte Beschäftigung (vgl. 2.2) 

erfüllt sein (vgl. Beispiel 44).  

 

Stellt sich im Laufe der Beschäftigung heraus, dass sie länger dauern wird, liegt eine 

kurzfristige Beschäftigung bereits ab dem Tage nicht mehr vor, an dem das Überschrei-

ten der Zeitdauer erkennbar wird, also nicht erst nach Ablauf der drei Monate bzw. 70 

Arbeitstage; für die zurückliegende Zeit verbleibt es bei der kurzfristigen Beschäftigung 

(vgl. Beispiele 38 und 40). 

 

Sofern eine zunächst auf ein Jahr oder weniger befristete Rahmenvereinbarung mit Ar-

beitseinsätzen bis zu maximal 70 Arbeitstagen auf eine Dauer von über einem Jahr ver-

längert oder unmittelbar im Anschluss eine neue Rahmenvereinbarung bei demselben 

Arbeitgeber abgeschlossen wird, ist abhängig von der Ausgestaltung der Beschäftigung 

zu prüfen, ob die Voraussetzungen für eine gelegentliche Beschäftigung aufgrund einer 

Rahmenvereinbarung mit sich wiederholenden Arbeitseinsätzen über mehrere Jahre hin-

weg vorliegen (vgl. 2.3). In diesem Fall besteht die kurzfristige Beschäftigung fort. Ande-

renfalls liegt vom Zeitpunkt der Vereinbarung der Verlängerung an bzw. ab Beginn der 

neuen Rahmenvereinbarung eine regelmäßige Beschäftigung vor. In diesen Fällen ist 

allerdings zu prüfen, ob die Merkmale einer geringfügig entlohnten Beschäftigung vorlie-

gen. Darüber hinaus sind die Voraussetzungen für eine (erneute) kurzfristige Beschäfti-

gung aufgrund einer längstens für ein Jahr befristeten Rahmenvereinbarung mit Arbeits-

einsätzen bis zu maximal 70 Arbeitstagen bei demselben Arbeitgeber erfüllt, wenn zwi-

schen den beiden Rahmenvereinbarungen mindestens zwei Monaten liegen.  

 

4 Besonderheiten in der Arbeitslosenversicherung 

 

Die Arbeitslosenversicherungsfreiheit geringfügiger Beschäftigungen ergibt sich aus § 27 

Abs. 2 SGB III. Darüber hinaus besteht nach § 27 Abs. 5 Satz 1 SGB III für solche Arbeit-

nehmer Versicherungsfreiheit in der Arbeitslosenversicherung, die neben dem Anspruch 

auf Arbeitslosengeld eine Beschäftigung ausüben. Ein Anspruch auf Arbeitslosengeld 
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besteht allerdings nur dann, wenn unter anderem Arbeitslosigkeit im Sinne von § 138 

Abs. 1 SGB III vorliegt. Dies setzt nach § 138 Abs. 3 SGB III voraus, dass der Arbeitneh-

mer in keinem oder nur in einem Beschäftigungsverhältnis mit einer Arbeitszeit von weni-

ger als 15 Stunden in der Woche steht. Somit liegt nur bei einer neben dem Anspruch 

auf Arbeitslosengeldbezug bestehenden Beschäftigung mit einer Arbeitszeit von unter 15 

Stunden in der Woche Arbeitslosenversicherungsfreiheit vor (vgl. Beispiele 4a und 4d). 

 

Die Versicherungsfreiheit nach § 27 Abs. 5 Satz 1 SGB III gilt nicht für Bezieher von Teil-

arbeitslosengeld; sie sind nur dann arbeitslosenversicherungsfrei, wenn sie eine gering-

fügig entlohnte Beschäftigung oder eine kurzfristige Beschäftigung mit einem Arbeitsent-

gelt von nicht mehr als 450 Euro im Monat (vgl. 2.3.3.5) ausüben. 

 

5  Flexible Arbeitszeitregelungen 

 

Sozialversicherungsrechtlich relevante flexible Arbeitszeitregelungen sind auch für gering-

fügig Beschäftigte uneingeschränkt möglich. Dabei ist zwischen  

 

� sonstigen flexiblen Arbeitszeitregelungen (z. B. Gleitzeit- oder Jahreszeitkonten) 
 
und 
 
� Wertguthabenvereinbarungen (z. B. Langzeit- oder Lebensarbeitszeitkonten) 

 

zu unterscheiden. 

 

Während eine Beschäftigung ohne Anspruch auf Arbeitsentgelt nach § 7 Abs. 3 Satz 1 

SGB IV für längstens einen Monat als Beschäftigung gegen Arbeitsentgelt fortbesteht, 

sind sozialversicherungsrechtliche Beschäftigungen gegen Arbeitsentgelt für bezahlte 

Freistellungen von der Arbeitsleistung im Rahmen flexibler Arbeitszeitregelungen auch für 

Zeiträume von mehr als einem Monat möglich. Für Zeiten der Freistellung von der Ar-

beitsleistung im Rahmen sonstiger flexibler Arbeitszeitregelungen kann eine Beschäfti-

gung nach § 7 Abs. 1a Satz 2 SGB IV jedoch nur für längstens drei Monate (bis 31. De-

zember 2011 längstens für einen Monat) begründet werden, während bei Freistellungen 

von der Arbeitsleistung auf der Grundlage einer Wertguthabenvereinbarung (§ 7b 

SGB IV) auch für Zeiten von mehr als drei Monaten eine Beschäftigung gegen Arbeits-

entgelt besteht (§ 7 Abs. 1a Satz 1 SGB IV). 
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5.1 Freistellungen im Rahmen sonstiger flexibler Arbeitszeitregelungen 

 

Sonstige flexible Arbeitszeitregelungen verfolgen im Unterschied zu Wertguthabenverein-

barungen nicht das Ziel der (längerfristigen) Freistellung von der Arbeitsleistung unter 

Verwendung eines - aufgrund Verzichts auf die Auszahlung erarbeiteten Arbeitsentgelts 

aufgebauten - Wertguthabens. Vielmehr erfolgt bei diesen Arbeitszeitregelungen bei 

schwankender Arbeitszeit regelmäßig ein Ausgleich in einem Arbeitszeitkonto. 

 

Für diese Arbeitszeitregelungen zur flexiblen Gestaltung der werktäglichen oder wöchent-

lichen Arbeitszeit oder zum Ausgleich betrieblicher Produktions- und Arbeitszeitzyklen 

unter Verstetigung des regelmäßigen Arbeitsentgelts besteht bei Abweichungen der tat-

sächlichen Arbeitszeit von der vertraglich geschuldeten (Kern-)Arbeitszeit auch in Zeiten 

der vollständigen Verringerung der Arbeitszeit (Freistellung) unter Fortzahlung eines ver-

stetigten Arbeitsentgelts bis zu drei Monaten die Beschäftigung nach § 7 Abs. 1a Satz 2 

SGB IV fort. Der Beitragspflicht unterliegt ausschließlich das ausgezahlte vertraglich ge-

schuldete verstetigte Arbeitsentgelt, unabhängig von der im Rahmen einer geringeren 

oder höheren Arbeitszeit tatsächlich erbrachten Arbeitsleistung. Einer Verschiebung der 

Fälligkeit von Sozialversicherungsbeiträgen auf den Zeitpunkt der Inanspruchnahme des 

Zeitguthabens - wie bei Wertguthabenvereinbarungen (vgl. 5.2) - bedarf es in diesen Fäl-

len daher nicht. Für die beitragsrechtliche Behandlung der in entsprechenden Beschäfti-

gungen mit einem Stundenlohnanspruch aus einem Arbeitszeitkonto beanspruchten Ar-

beitsentgelte wurde das Zuflussprinzip eingeführt (§ 22 Abs. 1 Satz 2 SGB IV). Hiernach 

hängt die Fälligkeit der Beiträge für Arbeitsentgelte aus einem Stundenlohnanspruch, die 

während des Abbaus eines Arbeitszeitkontos einer sonstigen flexiblen Arbeitszeitregelung 

ausgezahlt werden, vom Zufluss des Arbeitsentgelts ab. 

 

Die sonstigen flexiblen Arbeitszeitregelungen für geringfügig Beschäftigte müssen neben 

dem Aufbau von Zeitguthaben auch deren tatsächlichen Abbau ermöglichen. Ist der Ab-

bau eines Zeitguthabens von vornherein nicht beabsichtigt, ist die Arbeitszeitvereinbarung 

sozialversicherungsrechtlich irrelevant (§ 32 SGB I). In diesen Fällen wäre - unabhängig 

von der Führung eines Arbeitszeitkontos - vom Beginn der Beschäftigung an der versi-

cherungs- und beitragsrechtlichen Beurteilung das tatsächlich erarbeitete Arbeitsentgelt 

zu Grunde zu legen (vgl. Beispiel 9).  

 

 



- 74 - 
 
 
 

5.2 Freistellungen im Rahmen von Wertguthabenvereinbarungen 

 

Wertguthabenvereinbarungen sollen (längerfristige) Freistellungen von der Arbeitsleis-

tung unter Verwendung eines - aufgrund Verzichts auf die Auszahlung erarbeiteten Ar-

beitsentgelts aufgebauten - Wertguthabens ermöglichen. Eine Freistellung im Rahmen 

einer Wertguthabenvereinbarung dient vorrangig dem Zweck, auch in Zeiten von mehr als 

einem Monat aufgrund der gesetzlichen Beschäftigungsfiktion (§ 7 Abs. 1a Satz 1 

SGB IV) den Versicherungsschutz in der Kranken-, Pflege-, Renten- und Arbeitslosenver-

sicherung aufrecht zu erhalten. Dies ist in einer geringfügigen entlohnten Beschäftigung 

grundsätzlich nicht möglich. Im Rahmen der nunmehr zulässigen Wertguthabenvereinba-

rung in einer geringfügigen Beschäftigung (§ 7b Nr. 5 SGB IV) besteht in Zeiten der Frei-

stellung von der Arbeitsleistung und der Fortzahlung des Arbeitsentgelts aus einem 

Wertguthaben lediglich die geringfügig entlohnte Beschäftigung fort. 

 

Soweit Wertguthaben in einer geringfügigen Beschäftigung aufgebaut wurde, kann des-

sen Entsparung lediglich in geringfügig entlohntem Umfang erfolgen. Es fehlt zwar an 

einer klarstellenden entsprechenden gesetzlichen Regelung. Allerdings schließen Sinn 

und Zweck von Wertguthabenvereinbarungen aus, dass aus einer während der Arbeits-

phase in der Kranken- und Arbeitslosenversicherung versicherungsfreien sowie in der 

Pflegeversicherung nicht versicherungspflichtigen und gegebenenfalls in der Rentenver-

sicherung von der Versicherungspflicht befreiten geringfügigen Beschäftigung ein sozial-

versicherungsrechtlicher Schutz in einer während der Freistellungsphase versicherungs-

pflichtigen Beschäftigung begründet werden kann.  

 

Für die Prüfung der Angemessenheit der Entsparung des Wertguthabens nach § 7 

Abs. 1a Satz 1 Nr. 2 SGB IV gilt - wie bei einer versicherungspflichtigen Beschäftigung - 

als Höchstgrenze zwar ebenfalls 130 Prozent des durchschnittlich gezahlten Arbeitsent-

gelts der unmittelbar vorangegangenen zwölf Kalendermonate der Arbeitsphase, aller-

dings können bei der Entsparung eines Wertguthabens aus einer geringfügig entlohnten 

Beschäftigung nicht mehr als 450 Euro monatlich aus dem Wertguthaben entnommen 

werden. Wird das Wertguthaben mit einem monatlichen Arbeitsentgelt von mehr als 

450 Euro entspart, bleibt die Beschäftigung dennoch auch in der Freistellungsphase ge-

ringfügig entlohnt und die bei geringfügig entlohnter Beschäftigung anfallenden Beiträge 

sind auf das tatsächlich ausgezahlte Arbeitsentgelt zu zahlen. Da in vorgenannten Fällen 

keine versicherungspflichtige (Haupt-)Beschäftigung begründet wird, ist bei der Zusam-
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menrechnung mit weiteren geringfügig entlohnten Beschäftigungen (vgl. 2.2.2.1) auch 

das tatsächlich entsparte Arbeitsentgelt zu berücksichtigen, in dessen Folge die Beschäf-

tigungen mehr als geringfügig entlohnt und somit versicherungspflichtig zu beurteilen 

sind. 

 

Nach § 7b Nr. 5 SGB IV kann ein Wertguthaben aus einer nicht geringfügigen Beschäfti-

gung während der Freistellung von der Arbeitsleistung zudem nicht im Rahmen einer ge-

ringfügig entlohnten Beschäftigung entspart werden. Demzufolge muss jedoch die Um-

wandlung einer nicht geringfügigen Beschäftigung bereits in der Ansparphase in eine 

geringfügig entlohnte Beschäftigung durch eine Wertguthabenvereinbarung erst recht 

unzulässig sein (§ 32 SGB I). Soweit geringfügig Beschäftigten der Abschluss von Wert-

guthabenvereinbarungen ermöglicht wurde, der auch in Zeiten der Freistellung von der 

Arbeitsleistung nicht mit einem besonderen Versicherungsschutz verbunden ist, kann dies 

nicht dazu führen, dass durch eine Wertguthabenvereinbarung eine versicherungspflichti-

ge Beschäftigung (bereits in der Ansparphase des Wertguthabens) versicherungsfrei wird 

(vgl. Beispiel 10). Wurde eine entsprechende Wertguthabenvereinbarung geschlossen, 

ist sie sozialversicherungsrechtlich nicht relevant. Da in diesen Fällen eine Wertgutha-

benvereinbarung nach § 7b SGB IV nicht vorliegt, finden auch die besonderen beitrags-

rechtlichen Regelungen zur Verschiebung der Beitragsfälligkeit nach § 23b Abs. 1 

SGB IV keine Anwendung. Demzufolge ist das Arbeitsentgelt für die versicherungs- und 

beitragsrechtliche Beurteilung maßgebend, welches erarbeitet wurde. Die nur teilweise 

Auszahlung des Arbeitsentgelts im Rahmen des Aufbaus eines „Arbeitsentgeltkontos“ ist 

dabei unerheblich. Bei den später aus diesem Konto ausgezahlten Beträgen handelt es 

sich nicht um sozialversicherungsrechtlich relevantes Arbeitsentgelt.  

 

Da kurzfristige Beschäftigungen im Voraus auf einen kurzen Zeitraum begrenzt werden 

(vgl. 2.3), sind hier Wertguthabenvereinbarungen für eine (längerfristige) Freistellung von 

der Arbeitsleistung nicht möglich.  

 

5.3 Auswirkungen bei Freistellungen von der Arbeitsleistung von mehr als  
 drei Monaten 
 

Bei Freistellungen von der Arbeitsleistung im Rahmen sonstiger flexibler Arbeitszeitrege-

lungen von mehr als drei Monaten, ist wegen Beendigung des versicherungsrechtlichen 

Beschäftigungsverhältnisses nach Ablauf des dritten Monats (Abmeldung zum Ende des 

dritten Monats, vgl. D 2) das darüber hinaus ausgezahlte Arbeitsentgelt wie einmalig ge-
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zahltes Arbeitsentgelt zu behandeln und dem letzten Entgeltabrechnungszeitraum zuzu-

ordnen (§ 23a SGB IV); vgl. Beispiel 8b. Gleiches gilt für Zeitguthaben, welches nicht 

durch Freizeit ausgeglichen, sondern in Arbeitsentgelt abgegolten wird. 

 

Auswirkungen auf die versicherungsrechtliche Beurteilung für abgelaufene Beschäfti-

gungszeiträume ergeben sich hierdurch nicht, vorausgesetzt es liegt keine nichtige Ver-

einbarung vor (vgl. 5.1). Der Arbeitgeber hat allerdings für die Zeit ab der auf die Arbeits-

unterbrechung folgenden ersten Arbeitsaufnahme das regelmäßige Arbeitsentgelt 

(vgl. 2.2.1.3) vorausschauend neu zu bestimmen. 

 

Bei einer Wertguthabenvereinbarung besteht die Beschäftigung auch bei einer Freistel-

lung von mehr als drei Monaten fort, wenn aus dem Wertguthaben während der Freistel-

lung ein angemessenes Arbeitsentgelt (§ 7 Abs. 1a Satz 1 Nr. 2 SGB IV) bezogen wird, 

welches mindestens 70 Prozent des durchschnittlich gezahlten Arbeitsentgelts der unmit-

telbar vorangegangenen zwölf Kalendermonate der Arbeitsphase entspricht. 

 

5.4 Besondere Regelungen zum Versicherungs-, Beitrags- und Melderecht  

 

Freistellungen im Rahmen einer Wertguthabenvereinbarung sind an viele Bedingungen 

(z. B. über Aufzeichnungspflichten, Wertguthabenanlage und Insolvenzsicherung) ge-

knüpft, auf die an dieser Stelle nicht im Detail eingegangen wird. Weitergehende Ausfüh-

rungen hierzu, zur Abgrenzung der Wertguthabenvereinbarung von sonstigen flexiblen 

Arbeitszeitregelungen sowie zu den Auswirkungen flexibler Arbeitszeitregelungen auf das 

Versicherungs-, Beitrags- und Melderecht können dem Rundschreiben der Spitzenorga-

nisationen der Sozialversicherung zur sozialrechtlichen Absicherung flexibler Arbeitszeit-

regelungen entnommen werden. 

 

6 Feststellung von Mehrfachbeschäftigungen  

 
6.1 Pflichten des Arbeitgebers 

 

Der Arbeitgeber hat nach § 28a SGB IV jeden versicherungspflichtigen und jeden gering-

fügig Beschäftigten zu melden und nach § 28e SGB IV den Gesamtsozialversicherungs-

beitrag zu zahlen. Hieraus erwächst für den Arbeitgeber die Verpflichtung, das Versiche-

rungsverhältnis des jeweiligen Arbeitnehmers zu beurteilen, Beiträge zu berechnen und 



- 77 - 
 
 
 

gegebenenfalls vom Arbeitsentgelt einzubehalten und an die Einzugsstelle abzuführen. 

Ungeachtet dessen hat der Arbeitgeber nach § 8 Abs. 1 Satz 1 Nr. 9 BVV die für die Ver-

sicherungsfreiheit oder die Befreiung von der Versicherungspflicht maßgebenden Anga-

ben über den Beschäftigten - z. B. bei geringfügig Beschäftigten - zu den Entgeltunterla-

gen zu nehmen. Insbesondere für geringfügig Beschäftigte sieht § 8 Abs. 2 Nr. 7 BVV 

zwingend vor, dass die Erklärung des kurzfristig geringfügig Beschäftigten über weitere 

kurzfristige Beschäftigungen im Kalenderjahr oder die Erklärung des geringfügig entlohn-

ten Beschäftigten über weitere Beschäftigungen sowie in beiden Fällen die Bestätigung, 

dass die Aufnahme weiterer Beschäftigungen dem Arbeitgeber anzuzeigen sind, zu den 

Entgeltunterlagen (vgl. F) zu nehmen ist. 

 

Verstöße gegen das Beitrags- und Meldeverfahren können nach § 111 Abs. 4 SGB IV als 

Ordnungswidrigkeit mit einem Bußgeld bis zu 50.000 Euro geahndet werden. 

 

6.2 Mitwirkungspflichten des Arbeitnehmers 

 

Andererseits ist der Arbeitnehmer nach § 28o Abs. 1 SGB IV verpflichtet, dem Arbeitge-

ber, bei mehreren Beschäftigungen allen beteiligten Arbeitgebern, die zur Durchführung 

des Meldeverfahrens und der Beitragszahlung erforderlichen Angaben zu machen und, 

soweit erforderlich, Unterlagen vorzulegen. Hierzu gehört auch, dass der Arbeitnehmer 

seine Arbeitgeber über eventuelle Vorbeschäftigungen oder über aktuelle weitere Be-

schäftigungen bei anderen Arbeitgebern informiert, damit der jeweilige Arbeitgeber die 

Kurzfristigkeit einer Beschäftigung beurteilen oder aber prüfen kann, ob eine geringfügig 

entlohnte Beschäftigung mit anderen geringfügig entlohnten Beschäftigungen oder mit 

einer nicht geringfügigen versicherungspflichtigen Beschäftigung zusammenzurechnen ist 

(vgl. Ausführungen zur zwingenden Erklärung des Arbeitnehmers unter 6.1). In diesem 

Zusammenhang wird dem Arbeitgeber empfohlen, die notwendigen Angaben zur versi-

cherungsrechtlichen Beurteilung der Beschäftigung mittels eines Einstellungsbogens 

beim Arbeitnehmer zu erfragen. 

 

6.3 Beginn der Versicherungspflicht  

 

Sofern ein Sozialversicherungsträger im Nachhinein (z. B. durch Datenabgleich bei der 

Minijob-Zentrale oder bei der Datenstelle der Träger der Rentenversicherung oder im 

Rahmen einer Betriebsprüfung) feststellt, dass mehrere kurzfristige Beschäftigungen oder 
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mehrere geringfügig entlohnte Beschäftigungen oder - abgesehen von einer geringfügig 

entlohnten Beschäftigung - eine geringfügig entlohnte Beschäftigung mit einer nicht ge-

ringfügigen versicherungspflichtigen Beschäftigung zusammenzurechnen sind und damit 

keine geringfügige Beschäftigung mehr vorliegt, tritt die Versicherungspflicht nach § 8 

Abs. 2 Satz 3 SGB IV aufgrund der dann nicht geringfügigen Beschäftigung mit der Be-

kanntgabe dieser Feststellung durch die Einzugsstelle (vgl. E) oder durch einen Renten-

versicherungsträger ein (vgl. Beispiel 53).  

 

Dass die vorgenannte Amnestieregelung nicht gilt, wenn der Arbeitgeber vorsätzlich oder 

grob fahrlässig versäumt hat, den Sachverhalt für die versicherungsrechtliche Beurteilung 

aufzuklären, hat der Gesetzgeber in § 8 Abs. 2 Satz 4 SGB IV klargestellt. Vorsatz ist das 

Wissen und Wollen des rechtswidrigen Erfolgs. Grobe Fahrlässigkeit liegt vor, wenn die 

Beteiligten die verkehrsübliche Sorgfalt in besonders grobem Maße verletzt haben, also 

einfachste, jedem einleuchtende Überlegungen nicht angestellt wurden. Von einem Vor-

satz ist z. B. dann auszugeben, wenn der Arbeitgeber Hinweise des Beschäftigten oder 

anderer Personen, die zwangsläufig zu einer anderen versicherungsrechtlichen Beurtei-

lung der Beschäftigung hätten führen müssen, bewusst ignoriert hat. Vorsätzlich werden 

Sozialversicherungsbeiträge schon dann vorenthalten, wenn der Beitragsschuldner die 

Beitragspflicht für möglich hielt, die Nichtabführung des Beitrags aber billigend in Kauf 

nahm. Grobe Fahrlässigkeit liegt z. B. dann vor, wenn der Arbeitgeber nichts unternom-

men hat, um den Sachverhalt zu ermitteln. 

 

Zuständige Einzugsstelle (vgl. E) im oben genannten Sinne ist die Minijob-Zentrale der 

Deutschen Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See (§ 8 Abs. 2 Satz 3 in Verbindung 

mit § 28i Satz 5 SGB IV). Ein Rentenversicherungsträger ist zuständig, wenn eine unter-

bliebene Zusammenrechnung im Rahmen einer Betriebsprüfung festgestellt wird. Die 

Minijob-Zentrale bzw. der zuständige Rentenversicherungsträger wird dem Arbeitgeber im 

Übrigen in dem Bescheid über die festgestellte Versicherungspflicht definitiv den Tag des 

Beginns der Versicherungspflicht mitteilen und den bzw. die Arbeitgeber auffordern, die 

entsprechenden Meldungen vorzunehmen. Dieser ist zu den Entgeltunterlagen zu 

nehmen (vgl. F). 

 

Die Ausführungen gelten sinngemäß auch bei der Prüfung der Berufsmäßigkeit unter der 

Voraussetzung, dass die Versicherungspflicht durch Zusammenrechnung von Beschäfti-

gungszeiten ausgelöst wurde (vgl. 2.3.3.2). Liegen die Gründe für das Vorliegen von Be-
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rufsmäßigkeit im Status des Arbeitnehmers (z. B. weil er arbeitsuchend und beschäfti-

gungslos ist), findet § 8 Abs. 2 Satz 3 SGB IV keine Anwendung. 

 

7 Fortbestand der Versicherungspflicht und Befreiung von der  
Versicherungspflicht in Übergangsfällen ab 1. April 2003 

 

In der Kranken-, Pflege-, Renten- und Arbeitslosenversicherung sind durch § 7 Abs. 2 

SGB V, § 229 Abs. 6 SGB VI und § 436 SGB III Bestandsschutzregelungen für diejenigen 

Arbeitnehmer vorgesehen worden, die bis zum 31. März 2003 aufgrund ihrer Beschäfti-

gung einen Versicherungsschutz hatten, diesen aber bei Anwendung des vom 1. April 

2003 an geltenden Rechts verloren hätten. Betroffen hiervon waren in erster Linie Arbeit-

nehmer, die wegen Erreichens der Zeitgrenze von 15 Wochenstunden oder wegen Über-

schreitens der Arbeitsentgeltgrenze von 325 Euro versicherungspflichtig waren und deren 

Arbeitsentgelt vom 1. April 2003 an nicht mehr als 400 Euro betrug. Diese Arbeitnehmer 

blieben - in der Krankenversicherung und damit auch in der Pflegeversicherung allerdings 

nur unter bestimmten Voraussetzungen - weiterhin versicherungspflichtig; sie hatten je-

doch die Möglichkeit, sich von dieser Versicherungspflicht befreien zu lassen.  

 

Der Sinn und Zweck der Bestandsschutzregelungen bestand darin, denjenigen Arbeit-

nehmern einen dauerhaften Versicherungsschutz zu gewähren, die diesen (bewusst) be-

gründet haben. Folglich musste der Fortbestand der Versicherungspflicht unabhängig 

davon eingeräumt werden, ob der Arbeitnehmer nach dem bis zum 31. März 2003 gel-

tenden Recht der Versicherungspflicht unterlag, weil er die maßgebenden Zeit- und Ar-

beitsentgeltgrenzen aufgrund nur einer Beschäftigung oder aufgrund mehrerer Beschäfti-

gungen überschritten hatte. 

 

Weitere Informationen können den Geringfügigkeits-Richtlinien in der Fassung vom       

20. Dezember 2012 entnommen werden. 
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C Beitragsrecht 

 

1 Allgemeines 

 

Für geringfügig entlohnte Beschäftigungen hat der Arbeitgeber unter bestimmten Voraus-

setzungen Pauschalbeiträge zur Kranken- und Rentenversicherung zu zahlen. Zur Pfle-

ge- und Arbeitslosenversicherung fallen solche Pauschalbeiträge nicht an. Auch für kurz-

fristige Beschäftigungen sind keine Pauschalbeiträge zu zahlen, und zwar auch dann 

nicht, wenn die kurzfristige Beschäftigung gleichzeitig die Voraussetzungen einer gering-

fügig entlohnten Beschäftigung erfüllt. 

 

Arbeitnehmer unterliegen grundsätzlich der Rentenversicherungspflicht und werden an 

der Beitragstragung beteiligt. 

 

Werden neben einer nicht geringfügigen versicherungspflichtigen (Haupt-)Beschäftigung 

mehrere geringfügig entlohnte Beschäftigungen ausgeübt, sind die Beiträge zur Kranken- 

und Rentenversicherung auch für diejenige geringfügig entlohnte Beschäftigung zu zah-

len, die nicht mit der mehr als geringfügigen versicherungspflichtigen (Haupt-)Beschäf-

tigung zusammengerechnet wird und damit wegen geringfügiger Entlohnung in der Kran-

kenversicherung versicherungsfrei und in der Rentenversicherung je nach Sachverhalt 

versicherungsfrei, versicherungspflichtig oder von der Versicherungspflicht befreit sind 

(vgl. B 2.2.2.2). Soweit geringfügig entlohnte Beschäftigungen durch Zusammenrechnung 

mit versicherungspflichtigen Beschäftigungen nicht mehr geringfügig entlohnt sind und 

deshalb der Versicherungspflicht in der Kranken-, Pflege- und Rentenversicherung unter-

liegen, besteht zu diesen Versicherungszweigen auch Beitragspflicht nach den allgemei-

nen, für nicht geringfügige versicherungspflichtige Arbeitnehmer geltenden, beitragsrecht-

lichen Regelungen. Überschreiten die Arbeitsentgelte aus den einzelnen Beschäftigungen 

insgesamt die jeweiligen Beitragsbemessungsgrenzen, sind die Beiträge nach § 22 

Abs. 2 Satz 1 SGB IV von den Arbeitgebern anteilmäßig entsprechend der Höhe der Ar-

beitsentgelte zu zahlen (vgl. gemeinsame Grundsätze der Spitzenorganisationen der So-

zialversicherung zur Beitragsberechnung nach § 22 Abs. 2 SGB IV bei Arbeitnehmern mit 

mehreren versicherungspflichtigen Beschäftigungen).  

 

Die Beiträge sind auch für Zeiten der entgeltlichen Freistellung von der Arbeitsleistung im 

Rahmen sonstiger flexibler Arbeitszeitregelungen (vgl. B 5.1) bis zu drei Monaten und für 
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Zeiten der Freistellung von der Arbeitsleistung im Rahmen von Wertguthabenvereinba-

rungen (vgl. B 5.2) zu zahlen. Sofern Zeitguthaben nicht durch Freizeit ausgeglichen, 

sondern in Arbeitsentgelt abgegolten werden, erfolgt dessen Verbeitragung wie einmalig 

gezahltes Arbeitsentgelt (§ 23a SGB IV). Gleiches gilt für die in Zeiten der Freistellung 

von der Arbeitsleistung im Rahmen einer sonstigen flexiblen Arbeitszeitregelung nach 

Ablauf des dritten Monats gewährten Bezüge, die als einmalig gezahltes Arbeitsentgelt 

dem letzten Entgeltabrechnungszeitraum zuzuordnen sind (vgl. B 5.3 und Beispiel 8b). 

Die Abwälzung der vom Arbeitgeber zu zahlenden Pauschalbeiträge auf den Arbeitneh-

mer stellt eine Ordnungswidrigkeit dar und kann mit einer Geldbuße bis zu 5.000 Euro 

geahndet werden (§ 249b Satz 3 SGB V und § 172 Abs. 4 SGB VI oder § 276a Abs. 2 

SGB VI in Verb. mit § 111 Absätze 2 und 4 SGB IV). Dies gilt selbst dann, wenn die Ab-

wälzung der Pauschalbeiträge mit Duldung des Arbeitnehmers erfolgt, weil solche Ver-

einbarungen gegen geltendes Recht verstoßen und deshalb nach § 32 SGB I nichtig sind. 

 

2 Pauschalbeiträge zur Krankenversicherung 

 

Nach § 249b Satz 1 SGB V hat der Arbeitgeber einer geringfügig entlohnten Beschäfti-

gung für Versicherte, die in dieser Beschäftigung versicherungsfrei oder nicht versiche-

rungspflichtig sind, einen Pauschalbeitrag zur Krankenversicherung in Höhe von 13 Pro-

zent des Arbeitsentgelts aus dieser Beschäftigung zu zahlen. Der Zusatzbeitrag nach 

§ 242 SGB V fällt nicht an. Wird die geringfügig entlohnte Beschäftigung ausschließlich 

im Privathaushalt (§ 8a SGB IV) ausgeübt, beträgt der Pauschalbeitrag nach § 249b Satz 

2 SGB V 5 Prozent des Arbeitsentgelts. Die Zahlung des Pauschalbeitrags setzt voraus, 

dass der geringfügig Beschäftigte nach dem Fünften Buch Sozialgesetzbuch in der ge-

setzlichen Krankenversicherung versichert ist. Die Regelung des § 249b SGB V gilt in der 

landwirtschaftlichen Krankenversicherung entsprechend (§ 48 Abs. 6 Zweites Gesetz 

über die Krankenversicherung der Landwirte - KVLG 1989 -). 

 

2.1 Versicherung in der gesetzlichen Krankenversicherung 

 

Der Pauschalbeitrag zur Krankenversicherung fällt nur an, wenn der geringfügig Beschäf-

tigte in der gesetzlichen Krankenversicherung versichert ist. Dabei ist unerheblich, ob es 

sich bei dieser Versicherung um eine Pflichtversicherung (z. B. als Rentner oder als Leis-

tungsbezieher nach dem Zweiten oder Dritten Buch Sozialgesetzbuch), eine freiwillige 

Versicherung oder eine Familienversicherung handelt (vgl. Beispiele 2, 3a, 3b, 5, 7a bis 
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7c, 8a bis 8c, 11, 13, 14, 16, 18, 19, 20, 22, 24, 25, 27, 31, 32, 33, 34, 36, 44, 51a bis 

51c und 52). Es spielt auch keine Rolle, ob und inwieweit aufgrund der Pflichtversiche-

rung oder der freiwilligen Versicherung bereits Beiträge zur Krankenversicherung gezahlt 

werden.  

 

Im Übrigen ist der Pauschalbeitrag nur für solche Zeiten zu zahlen, für die tatsächlich 

eine Versicherung in der gesetzlichen Krankenversicherung besteht. Endet z. B. die Fa-

milienversicherung, weil der Stammversicherte aus der Versicherung ausscheidet, entfällt 

die Zahlung des Pauschalbeitrags. Zeiten eines nachgehenden Anspruchs nach § 19 

SGB V sowie die Gewährung von Krankenbehandlung für nicht Versicherungs-

pflichtige nach § 264 SGB V (Kostenerstattungsfälle) gelten nicht als Versicherungs-

zeiten im Sinne des § 249b SGB V.  

 

Für geringfügig Beschäftigte, die privat krankenversichert sind, fällt kein Pauschalbeitrag 

an (vgl. Beispiele 15a bis 15e, 17, 23, 28, 29, 30, 35 und 54). 

 

2.2 Versicherungsfreie oder nicht versicherungspflichtige geringfügig Beschäftigte 

 

Der Pauschalbeitrag zur Krankenversicherung kommt nicht nur für geringfügig entlohnte 

Beschäftigte in Betracht, die nach § 7 SGB V krankenversicherungsfrei sind, sondern fällt 

auch für solche geringfügig entlohnte Arbeitnehmer an, die z. B. aus einem der in § 6 

SGB V genannten Gründe krankenversicherungsfrei sind. Der Pauschalbeitrag ist mithin 

z. B. auch für nach § 6 Abs. 1 Nr. 1 SGB V wegen Überschreitens der Jahresarbeitsent-

geltgrenze krankenversicherungsfreie Arbeitnehmer (vgl. Urteil des BSG vom 25. Januar 

2006 - B 12 KR 27/04 R -, USK 2006-3; Beispiele 25 bis 27), für nach § 6 Abs. 1 Nr. 2 

SGB V krankenversicherungsfreie Beamte (vgl. Beispiele 22 und 24) sowie für nach § 6 

Abs. 1 Nr. 3 SGB V krankenversicherungsfreie Werkstudenten zu zahlen, die eine gering-

fügig entlohnte Beschäftigung ausüben und gesetzlich krankenversichert sind.  

 

Darüber hinaus kommt der Pauschalbeitrag zur Krankenversicherung für (freiwillig kran-

kenversicherte) hauptberuflich selbständig Erwerbstätige im Sinne des § 5 Abs. 5 SGB V 

in Betracht, die neben ihrer selbständigen Tätigkeit eine geringfügig entlohnte Beschäfti-

gung ausüben. 
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Der Pauschalbeitrag zur Krankenversicherung fällt auch für Personen an, für die in den 

unter B 7 aufgeführten Übergangsfällen aufgrund eines Anspruchs im Rahmen der Fami-

lienversicherung keine Versicherungspflicht in der Krankenversicherung fortbesteht mit 

der Folge, dass Krankenversicherungsfreiheit eintritt.  

 

2.3 Versicherung in der landwirtschaftlichen Krankenversicherung 

 

In der berufsständischen landwirtschaftlichen Krankenversicherung ist die Frage, ob ein 

entgeltliches Beschäftigungsverhältnis ausgeübt wird, kein Kriterium für die Begründung 

von Versicherungspflicht; infolgedessen enthält das KVLG 1989 keine dem § 7 SGB V 

entsprechende Regelungen. 

 

Sofern eine bei der landwirtschaftlichen Krankenkasse aufgrund eines anderen Tatbe-

standes versicherte Person eine geringfügige Beschäftigung im Sinne des § 8 Abs. 1 

Nr. 1 SGB IV ausübt, die krankenversicherungsfrei oder nicht krankenversicherungs-

pflichtig ist (vgl. 2.2), hat der Arbeitgeber den pauschalen Krankenversicherungsbeitrag in 

Höhe von 13 Prozent des Arbeitsentgelts aus der geringfügigen Beschäftigung an die 

Minijob-Zentrale zu zahlen (§ 48 Abs. 6 KVLG 1989 in Verb. mit § 249b SGB V). 

 

Die Zahlung dieses pauschalen Krankenversicherungsbeitrags kommt insbesondere für 

versicherungspflichtige landwirtschaftliche Unternehmer (Nebenerwerbslandwirte, die 

wegen § 5 Abs. 5 SGB V nicht als Arbeitnehmer nach § 5 Abs. 1 Nr. 1 SGB V versiche-

rungspflichtig sind, oder Vollerwerbslandwirte), mitarbeitende Familienangehörige, Alten-

teiler, Studenten, Leistungsbezieher nach dem Zweiten oder Dritten Buch Sozialgesetz-

buch, für freiwillig Versicherte und bisher Nichtversicherte (Rückkehrer) sowie für Fami-

lienversicherte in Betracht. 

 

2.4 Vorgeschriebene Praktika 

 

Praktikanten, die ein in einer Studien- oder Prüfungsordnung vorgeschriebenes Vor- oder 

Nachpraktikum gegen Arbeitsentgelt ableisten, unterliegen als zur Berufsausbildung Be-

schäftigte der Krankenversicherungspflicht, für die unabhängig von der Höhe des gezahl-

ten Arbeitsentgelts die Versicherungsfreiheit aufgrund einer geringfügigen Beschäftigung 

nach § 7 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SGB V ausgeschlossen ist (vgl. B 1) und infolge dessen kei-

ne Pauschalbeiträge, sondern individuelle Beiträge zur Krankenversicherung (nach den 
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allgemeinen, für nicht geringfügige versicherungspflichtige Arbeitnehmer geltenden, bei-

tragsrechtlichen Regelungen) anfallen. Pauschalbeitragspflicht besteht jedoch für eine 

daneben ausgeübte geringfügig entlohnte Beschäftigung, da nach § 8 Abs. 2 Satz 1 

SGB IV in Verb. mit § 7 Abs. 1 Satz 2 SGB V eine versicherungspflichtige Beschäftigung 

nicht mit einer (ersten) geringfügig entlohnten Beschäftigung zusammenzurechnen ist 

(vgl. B 2.2.2.2).  

 

Vorgeschriebene Vor- und Nachpraktika ohne Entgeltzahlung begründen in der Kranken-

versicherung keine Versicherungspflicht aufgrund einer Beschäftigung, so dass hierfür 

auch keine Krankenversicherungsbeiträge aufgrund einer Beschäftigung zu zahlen sind. 

Neben dem vorgeschriebenen Vor- und Nachpraktikum ohne Arbeitsentgelt ausgeübte 

geringfügig entlohnte Beschäftigungen begründen Pauschalbeitragspflicht, solange das 

(auch aus mehreren geringfügig entlohnten Beschäftigungen insgesamt) erzielte Arbeits-

entgelt die zulässige Entgeltgrenze von 450 Euro nicht übersteigt (vgl. B 2.2.2.1). Ande-

renfalls fallen für diese Beschäftigungen individuelle Beiträge zur Krankenversicherung 

(nach den allgemeinen, für nicht geringfügige versicherungspflichtige Arbeitnehmer gel-

tenden, beitragsrechtlichen Regelungen) an. 

 

Für vorgeschriebene Zwischenpraktika sind generell keine Beiträge zur Krankenversiche-

rung zu zahlen. Auch erfolgt keine Zusammenrechnung mit geringfügig entlohnten Be-

schäftigungen. Vielmehr fallen für alle neben dem vorgeschriebenen Zwischenpraktikum 

ausgeübten geringfügig entlohnten Beschäftigungen Pauschalbeiträge zur Krankenversi-

cherung an, solange die insgesamt aus den geringfügig entlohnten Nebenbeschäftigun-

gen erzielten Arbeitsentgelte die zulässige Arbeitsentgeltgrenze von 450 Euro nicht über-

steigen (vgl. B 2.2.2.1). Anderenfalls sind für alle geringfügig entlohnten Beschäftigungen 

individuelle Beiträge zur Krankenversicherung (nach den allgemeinen, für nicht geringfü-

gige versicherungspflichtige Arbeitnehmer geltenden, beitragsrechtlichen Regelungen) zu 

zahlen. 

 

2.5 Nicht vorgeschriebene Praktika 

 

Für nicht in der Studien- oder Prüfungsordnung vorgeschriebene Praktika sind keine Be-

sonderheiten zu beachten. Hier fallen Pauschalbeiträge zur Krankenversicherung an, 

wenn das Praktikum die Kriterien einer geringfügig entlohnten Beschäftigung erfüllt 

(vgl. B 2.2).  
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2.6 Arbeitnehmer aus einem anderen EU-/EWR-Mitgliedstaat  

sowie der Schweiz oder dem sonstigen Ausland 

 

Ausländische Arbeitnehmer, die ausschließlich eine geringfügige Beschäftigung in 

Deutschland ausüben, unterliegen grundsätzlich den deutschen Rechtsvorschrif-

ten über soziale Sicherheit, ungeachtet ihrer Staatsangehörigkeit, ihres Wohnsitzes 

oder des Firmensitzes des Arbeitgebers. Es sind somit versicherungs- und bei-

tragsrechtlich keine Besonderheiten zu beachten, selbst wenn der Arbeitnehmer im 

Ausland wohnt, nicht die deutsche Staatsangehörigkeit besitzt und/oder der Ar-

beitgeber seinen Sitz oder seine Niederlassung außerhalb Deutschlands hat.  

 

Da die geringfügige Beschäftigung selbst krankenversicherungsfrei ist, begründet 

sie keine Mitgliedschaft in der gesetzlichen Krankenversicherung. Allerdings 

kommt für diese Personen, sofern sie nicht nach § 10 SGB V familienversichert 

nach § 9 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 oder 2 SGB V freiwillig krankenversichert sind, eine 

Versicherungspflicht nach § 5 Abs. 1 Nr. 13 SGB V (sogenannte Auffang-Versiche-

rungspflicht) in Betracht. Ausgenommen von der Auffang-Versicherungspflicht 

sind nur Arbeitnehmer, die zuletzt privat krankenversichert waren. Dies kann bei 

Arbeitnehmern aus einem EU-/EWR-Mitgliedstaat sowie der Schweiz auch eine in 

ihrem Heimatland bestehende oder zuletzt bestandene private Krankenversiche-

rung sein. Die private Krankenversicherung ist entsprechend nachzuweisen 

(vgl. F). Sofern der Arbeitnehmer in Deutschland gesetzlich krankenversichert ist 

bzw. die Voraussetzungen hierfür erfüllt, fallen Pauschalbeiträge zur Krankenversi-

cherung an. 

 

Bei Arbeitnehmern, die eine geringfügige Beschäftigung in Deutschland ausüben 

und daneben in einem anderen EU-/EWR-Mitgliedstaat sowie der Schweiz erwerbs-

tätig sind, können die Rechtsvorschriften über soziale Sicherheit eines anderen 

Mitgliedstaates gelten. Dies ist durch Vorlage der sogenannten A1-Bescheinigung 

nachzuweisen (vgl. F). In diesem Fall finden die Regelungen für geringfügige Be-

schäftigungen in Deutschland keine Anwendung, so dass keine Pauschalbeiträge 

zur Krankenversicherung (und auch keine anderen Abgaben) zu zahlen sind. Sämt-

liche dem Arbeitgeber obliegenden Melde- und Beitragspflichten richten sich dann 

nach dem Recht des zuständigen Mitgliedstaates. 
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3 Beiträge zur Rentenversicherung 

 

3.1 Pauschalbeiträge zur Rentenversicherung 

 

Für geringfügig entlohnte Beschäftige, die 

 

� in der geringfügigen Beschäftigung nach § 230 Abs. 8 Satz 1 SGB VI rentenversi-
cherungsfrei (vgl. Beispiele 2, 15a bis 15e, 17, 19, 20, 24, 25, 27), 

 
� nach § 6 Abs. 1b SGB VI (vgl. B 2.2.4), § 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 oder 3 SGB VI, 

§ 229 Abs. 6 SGB VI (vgl. B 7) oder § 231 und § 231a SGB VI von der Rentenver-
sicherungspflicht befreit (vgl. Beispiele 2, 15d, 15e, 34, 36, 51a bis 51c und 54), 

 
� als Bezieher einer Vollrente wegen Alters nach Erreichen der Regelaltersgrenze 

oder in Bestandsfällen vor Erreichen der Regelaltersgrenze rentenversiche-
rungsfrei (§ 5 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 SGB VI, § 230 Abs. 9 Satz 1 SGB VI), 

 
� als Bezieher einer Versorgung nach Erreichen einer Altersgrenze (Ruhestandsbe-

amte und gleichgestellte Personen sowie Bezieher einer berufsständischen Al-
tersversorgung) rentenversicherungsfrei (§ 5 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 SGB VI) oder 

 
� die bis zum Erreichen der Regelaltersgrenze nicht versichert waren oder nach Er-

reichen der Regelaltersgrenze aus ihrer Versicherung eine Beitragserstattung er-
halten haben und daher nach Erreichen der Regelaltersgrenze rentenversiche-
rungsfrei (§ 5 Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 SGB VI) 

 

sind, hat der Arbeitgeber Pauschalbeiträge zur Rentenversicherung in Höhe von 15 Pro-

zent des Arbeitsentgelts zu zahlen (§ 172 Abs. 3 Satz 1 und § 276a Abs. 1 Satz 1 

SGB VI).  

 

Dies gilt auch für Versicherte der knappschaftlichen Rentenversicherung. Wird die gering-

fügig entlohnte Beschäftigung ausschließlich im Privathaushalt (§ 8a SGB IV) ausgeübt, 

beträgt der Pauschalbeitrag nach § 172 Abs. 3a und § 276a Abs. 1 Satz 2 SGB VI fünf 

Prozent des Arbeitsentgelts.  

 

Für Beamte, die neben ihrer Beamtenbeschäftigung eine geringfügig entlohnte Beschäfti-

gung ausüben, auf die die Gewährleistung einer Versorgungsanwartschaft erstreckt wor-

den ist, ist kein Pauschalbeitrag zur Rentenversicherung zu zahlen. 

 

 

 



- 87 - 
 
 
 

3.2 Pflichtbeiträge zur Rentenversicherung 

 

Seit 1. Januar 2013 sind geringfügig entlohnte Beschäftigte in der Rentenversicherung  

grundsätzlich versicherungspflichtig. Die Rentenversicherungspflicht nach § 1 Satz 1 

Nr. 1 SGB VI ergibt sich für 

 

� Arbeitnehmer, die nach dem 31. Dezember 2012 eine geringfügig entlohnte Be-
schäftigung aufnehmen und nicht von ihrem Befreiungsrecht nach § 6 Abs. 1b 
SGB VI Gebrauch machen (vgl. B 2.2.4); Beispiele 2, 3a, 3b, 4c, 5, 7a bis 7c, 8a 
bis 8c, 11, 13, 14, 15b, 15c, 16, 18, 23, 26, 32, 44, 51c und 54, 
 

� Arbeitnehmer, die vor dem 1. Januar 2013 eine geringfügig entlohnte Beschäfti-
gung aufgenommen und auf die Versicherungsfreiheit in der Rentenversicherung 
verzichtet haben (§ 229 Abs. 5 SGB VI, vgl. B 2.2.3.3); Beispiele 32 und 35, sowie 
 

� Arbeitnehmer, die am 31. Dezember 2012 in einer geringfügig entlohnten Be-
schäftigung nach § 230 Abs. 8 Satz 1 SGB VI rentenversicherungsfrei waren und 
nach § 230 Abs. 8 Satz 2 SGB VI auf die Rentenversicherungsfreiheit verzichten 
(vgl. B 2.2.3.2); Beispiel 28. 

 

Entscheidend ist hier, dass - gegebenenfalls auch unter Beachtung von Zusammenrech-

nungsregelungen (vgl. B 2.2.2) - eine geringfügig entlohnte Beschäftigung vorliegt. In 

diesen Fällen sind Rentenversicherungsbeiträge unter Zugrundelegung des Beitragssat-

zes von derzeit 18,6 Prozent zu zahlen (vgl. Beispiele 28 bis 30). Allerdings gelten im 

Vergleich zu nicht geringfügigen versicherungspflichtigen Beschäftigungen abweichende 

Regelungen zur Beitragslastverteilung (vgl. 3.2.2). Für die Beitragsberechnung gilt in die-

sen Fällen die Regelung des § 2 Abs. 1 Satz 3 BVV. Danach ergibt sich der für den Ar-

beitnehmer insgesamt zu zahlende Rentenversicherungsbeitrag durch Addition der ge-

trennt berechneten gerundeten Beitragsanteile.  

 

Für Beamte, die neben ihrer Beamtenbeschäftigung eine rentenversicherungspflichtige 

geringfügig entlohnte Beschäftigung ausüben, auf die die Gewährleistung einer Versor-

gungsanwartschaft erstreckt worden ist, ist kein Beitrag zur Rentenversicherung zu zah-

len. 

 

Übt ein Arbeitnehmer neben der rentenversicherungspflichtigen geringfügigen Be-

schäftigung eine rentenversicherungspflichtige mehr als geringfügige Beschäfti-

gung aus und übersteigt das Entgelt aus beiden Beschäftigungen die maßgebende 

Beitragsbemessungsgrenze, findet für die Bemessung der Rentenversicherungs-
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beiträge eine Aufteilung der beitragspflichtigen Einnahmen gemäß § 22 Abs. 2 

SGB IV statt. Ist der geringfügig Beschäftigte hingegen von der Rentenversiche-

rungspflicht befreit (vgl. B 2.2.4) oder rentenversicherungsfrei (vgl. B 2.2.3.1), han-

delt es sich nicht um einen Anwendungsfall nach vorgenannter Regelung, da bei-

tragspflichtige Einnahmen nicht aus mehreren Versicherungsverhältnissen (ein 

Versicherungsverhältnis begründet in diesem Fall nur die mehr als geringfügige 

Beschäftigung) zusammentreffen.  

 

3.2.1 Mindestbeitragsbemessungsgrundlage 

 

Für die Berechnung der Pflichtbeiträge ist als Mindestbeitragsbemessungsgrundlage 

nach § 163 Abs. 8 SGB VI ein Betrag in Höhe von 175 Euro pro Kalendermonat zugrunde 

zu legen. Für Personen, die mehrere geringfügig entlohnte Beschäftigungen ausüben, 

sind die Arbeitsentgelte für die Prüfung der Mindestbeitragsbemessungsgrundlage aus 

allen Beschäftigungen zusammenzurechnen. Dies gilt nicht für Arbeitsentgelte aus einer 

nach § 230 Abs. 8 Satz 1 SGB VI weiterhin rentenversicherungsfreien geringfügig ent-

lohnten Beschäftigung. Die Mindestbeitragsbemessungsgrundlage von 175 Euro ist ab 

dem 1. Januar 2013 auch für versicherungspflichtig geringfügig entlohnte Beschäftigun-

gen anzuwenden, die vor dem 1. Januar 2013 aufgenommen wurden.   

 

Bei mehreren Beschäftigungen mit einem Gesamtarbeitsentgelt unterhalb von 175 Euro 

im Kalendermonat ermittelt sich die Mindestbeitragsbemessungsgrundlage für die einzel-

ne Beschäftigung für einen vollen Beitragsmonat (Kalendermonat) wie folgt: 

 

 Einzelarbeitsentgelt x 175 Euro =     anteilige Mindestbeitragsbemessungs- 

         Gesamtarbeitsentgelt               grundlage für Einzelarbeitsentgelt 

 

Sofern das Beschäftigungsverhältnis im Laufe eines Kalendermonats beginnt oder endet, 

kommt ein anteiliger Mindestbeitrag in Betracht (vgl. Beispiele 29 und 30). Entsprechen-

des gilt im Falle von Arbeitsunterbrechungen (z. B. wegen Ablaufs der Entgeltfortzahlung 

bei Arbeitsunfähigkeit). Die anteilige Mindestbeitragsbemessungsgrundlage ist wie folgt 

zu ermitteln: 

 

 175 Euro   x   Kalendertage  =  anteilige Mindestbeitrags- 

                              30                            bemessungsgrundlage 
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Dagegen führt ein unbezahlter Urlaub von nicht mehr als einem Monat nicht zu einer Kür-

zung der Mindestbeitragsbemessungsgrundlage, weil die Beschäftigung nach § 7 Abs. 3 

Satz 1 SGB IV als gegen Arbeitsentgelt fortbestehend gilt. Dauert der unbezahlte Urlaub 

länger als einen Monat, ist die Mindestbeitragsbemessungsgrundlage allerdings entspre-

chend zu kürzen (vgl. Beispiel 30). Für Kalendermonate, in denen tatsächliches Arbeits-

entgelt nicht erzielt wird, ist allerdings kein Mindestbeitrag zu zahlen. 

 

Sofern neben der geringfügig entlohnten Beschäftigung eine rentenversicherungspflichti-

ge (Haupt-)Beschäftigung besteht, ist die Mindestbeitragsbemessungsgrundlage nicht zu 

prüfen. In diesem Fall wird unterstellt, dass die beitragspflichtigen Einnahmen in der Ren-

tenversicherung mindestens 175 Euro im Monat betragen. Gleiches gilt, wenn der gering-

fügig entlohnte Beschäftigte bereits aufgrund anderer Tatbestände nach den §§ 1 bis 4 

SGB VI der Rentenversicherungspflicht unterliegt. 

 

3.2.2 Verteilung der Beitragslast 

 

Für die Pflichtbeiträge erfolgt keine hälftige Beitragslastverteilung. Der Arbeitgeber hat 

nach § 168 Abs. 1 Nr. 1b oder 1c SGB VI vielmehr einen Betrag in Höhe von 15 Prozent 

bzw. 5 Prozent des der Beschäftigung zugrunde liegenden Arbeitsentgelts als Beitrag zu 

tragen; den Restbeitrag, also derzeit 3,6 Prozent bzw. 13,6 Prozent, hat der geringfügig 

Beschäftigte aufzubringen (vgl. Beispiele 28 bis 30). Da andererseits aber mindestens ein 

Beitrag in Höhe von 32,55 Euro zu zahlen ist, bedeutet dies, dass der geringfügig Be-

schäftigte bei monatlichen Arbeitsentgelten unter 175 Euro den vom Arbeitgeber in Höhe 

von 15 Prozent bzw. 5 Prozent zu tragenden Beitragsanteil auf 32,55 Euro aufstocken 

muss. Ein Mindestbeitrag fällt in einer geringfügig entlohnten Beschäftigung allerdings 

dann nicht an, wenn diese neben einer weiteren geringfügig entlohnten Beschäftigung 

bzw. einer versicherungspflichtigen (Haupt-)Beschäftigung ausgeübt wird und das insge-

samt erzielte Arbeitsentgelt die Mindestbeitragsbemessungsgrundlage (vgl. 3.2.1) über-

steigt. Der Aufstockungsbetrag wird nach § 2 Abs. 1 Satz 5 BVV ermittelt, indem der ge-

rundete Arbeitgeberbeitragsanteil vom Mindestbeitrag abgezogen wird (vgl. Beispiele 29 

und 30). Im Übrigen ist der Beitragsanteil des Arbeitnehmers vom Arbeitsentgelt einzube-

halten; reicht das Arbeitsentgelt hierfür nicht aus, hat der Arbeitnehmer dem Arbeitgeber 

den Restbetrag zu erstatten. 
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Die Regelung des § 168 Abs. 1 Nrn. 1b und 1c SGB VI gilt auch für Mitglieder berufs-

ständischer Versorgungseinrichtungen, die in ihrer geringfügig entlohnten Beschäftigung 

nach § 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SGB VI von der Rentenversicherungspflicht befreit sind. Die 

Rentenversicherungsbeiträge werden in diesen Fällen nach § 172a SGB VI an die be-

rufsständische Versorgungseinrichtung gezahlt (vgl. Beispiele 31 und 33). 

 

3.3 Praktikanten 

 

3.3.1 Vorgeschriebene Praktika 

 

Personen in vorgeschriebenen Vor- und Nachpraktika sind zur Berufsausbildung beschäf-

tigt, so dass für sie die besonderen beitragsrechtlichen Regelungen für geringfügig Be-

schäftigte nicht gelten (vgl. B 1). Sie stehen vielmehr in einer sogenannten (Haupt-)Be-

schäftigung.  

 

Beiträge zur Rentenversicherung sind aber für eine neben dem vorgeschriebenen Vor- 

oder Nachpraktikum ausgeübte geringfügig entlohnte Beschäftigung zu zahlen, da nach 

§ 8 Abs. 2 Satz 1 SGB IV in Verb. mit § 6 Abs. 1b Satz 3 SGB VI eine versicherungs-

pflichtige (Haupt-)Beschäftigung (vorgeschriebenes Vor- oder Nachpraktikum) nicht mit 

einer (ersten) geringfügig entlohnten (Neben-)Beschäftigung zusammenzurechnen ist 

(vgl. B 2.2.2.2). Werden weitere geringfügig entlohnte Beschäftigungen neben dem vor-

geschriebenen Vor- oder Nachpraktikum ausgeübt, sind für diese dagegen Rentenversi-

cherungsbeiträge nach den allgemeinen, für mehr als geringfügige versicherungspflichti-

ge Arbeitnehmer geltenden, beitragsrechtlichen Regelungen zu zahlen. 

 

Für vorgeschriebene Zwischenpraktika besteht nach § 5 Abs. 3 SGB VI Rentenversiche-

rungsfreiheit, so dass Beiträge auch bei einem regelmäßigen Arbeitsentgelt bis 450 Euro 

im Monat nicht zu zahlen sind. Für geringfügig entlohnte Beschäftigungen, die neben ei-

nem vorgeschriebenen Zwischenpraktikum (rentenversicherungsfreie Beschäftigung) 

ausgeübt werden, sind Rentenversicherungsbeiträge aufgrund einer geringfügig entlohn-

ten Beschäftigung zu zahlen, wenn das (auch aus mehreren geringfügig entlohnten Be-

schäftigungen insgesamt) erzielte Arbeitsentgelt in der Summe 450 Euro im Monat nicht 

überschreitet (vgl. B 2.2.2.1). Anderenfalls fallen Rentenversicherungsbeiträge nach den 

allgemeinen, für mehr als geringfügige versicherungspflichtige Arbeitnehmer geltenden, 

beitragsrechtlichen Regelungen an.  
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3.3.2 Nicht vorgeschriebene Praktika 

 

Werden nicht vorgeschriebene Vor- oder Nachpraktika geringfügig entlohnt ausgeübt, 

gelten die beitragsrechtlichen Regelungen für geringfügig entlohnte Beschäftigungen 

(vgl.  3.1 und 3.2). Beiträge zur Rentenversicherung aufgrund einer geringfügig entlohn-

ten Beschäftigung sind daher zu zahlen, wenn das (auch aus mehreren geringfügig ent-

lohnten Beschäftigungen insgesamt) erzielte Arbeitsentgelt die zulässige Arbeitsentgelt-

grenze von 450 Euro nicht übersteigt (vgl. B 2.2.2.1). 

 

Nach § 172 Abs. 3 Satz 2 SGB VI gilt die Regelung über den Pauschalbeitrag zur Ren-

tenversicherung (vgl. 3.1) nicht für Studierende, die während der Dauer eines Studiums 

als ordentlich Studierende einer Fachschule oder Hochschule ein Praktikum ableisten 

(Zwischenpraktikum), das nicht in ihrer Studien- oder Prüfungsordnung vorgeschrieben ist 

und die Kriterien für eine rentenversicherungsfreie (vgl. B 2.2.3.1) oder von der Renten-

versicherungspflicht befreite (vgl. B 2.2.4) geringfügig entlohnte Beschäftigung erfüllt. Für 

diese Praktikanten sind Pauschalbeiträge daher nicht zu zahlen. Für eine neben einem 

solchem Praktikum ausgeübte geringfügig entlohnte Beschäftigung hat der Arbeitgeber 

Beiträge zur Rentenversicherung zu zahlen, sofern die Arbeitsentgelte (unter Berücksich-

tigung des Arbeitsentgelts aus dem geringfügig entlohnten freiwilligen Zwischenprakti-

kum) in der Summe 450 Euro im Monat nicht überschreiten.  

 

Sofern das nicht in der Studien- oder Prüfungsordnung vorgeschriebene geringfügig ent-

lohnte Zwischenpraktikum rentenversicherungspflichtig ist, weil der Praktikant entweder 

bei Beschäftigungsaufnahme vor dem 1. Januar 2013 auf die Rentenversicherungsfreiheit 

verzichtet (vgl. B 2.2.3.2) oder bei Beschäftigungsaufnahme nach dem 31. Dezember 

2012 nicht von seinem Befreiungsrecht nach § 6 Abs. 1b SGB VI Gebrauch gemacht hat, 

sind Pflichtbeiträge zur Rentenversicherung zu zahlen, die zusammen vom Arbeitgeber 

und Praktikanten zu tragen sind (vgl. 3.2.2).  

 

4 Beiträge für das Wertguthaben aufgrund einer Wertguthabenvereinbarung 

 

Das Wertguthaben aufgrund einer Wertguthabenvereinbarung wird in der Arbeitsphase 

aus dem Entgeltguthaben und die darauf entfallenden, vom Arbeitgeber zu zahlenden, 

Beiträge gebildet. In der Arbeitsphase 
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� sind beim Vorliegen einer geringfügig entlohnten Beschäftigung, die in der Kran-
kenversicherung versicherungsfrei bzw. in der Rentenversicherung versicherungs-
frei, versicherungspflichtig oder von der Versicherungspflicht befreit ist, die vom 
Arbeitgeber zu zahlenden Pauschalbeiträge zur Krankenversicherung, wenn der 
Arbeitnehmer gesetzlich krankenversichert ist (vgl. 2.1), und Pauschalbeiträge 
bzw. Beitragsanteile zur Rentenversicherung (vgl. 3)  

 
oder 

 
� beim Vorliegen einer (für sich gesehen) geringfügig entlohnten Beschäftigung, die 

wegen Zusammenrechnung mit einer weiteren geringfügig entlohnten Beschäfti-
gung bzw. einer nicht geringfügigen versicherungspflichtigen (Haupt-)Be-
schäftigung (vgl. B 2.2.2.1 und B 2.2.2.2) versicherungspflichtig ist, die vom Ar-
beitgeber zu tragenden Beitragsanteile an den zu zahlenden Pflichtbeiträgen zur 
Kranken-, Renten-, Arbeitslosen- und Pflegeversicherung 

 

ins Wertguthaben zu stellen. 

 

Die im Rahmen einer (für sich gesehen) geringfügig entlohnten Beschäftigung in der An-

sparphase vom Arbeitgeber zu zahlenden Beiträge fließen - unabhängig vom jeweiligen 

Versicherungsstatus - in dasselbe Wertguthaben ein. Eine getrennte Wertguthabenfüh-

rung innerhalb der Beschäftigung, die von geringfügiger Entlohnung in mehr als geringfü-

gige Entlohnung oder umgekehrt und damit den Versicherungsstatus wechselt, ist ausge-

schlossen. In der Freistellungsphase sind je nach Versicherungsstatus in der (für sich 

gesehen) geringfügig entlohnten Beschäftigung aus dem Wertguthaben entweder Beiträ-

ge im Rahmen einer geringfügig entlohnten Beschäftigung oder Beiträge im Rahmen ei-

ner mehr als geringfügig entlohnten Beschäftigung zu zahlen (vgl. B 2.2.2.1 und 

B 2.2.2.2). 

 

Die beitragsrechtliche Behandlung des aus dem Wertguthaben einer (für sich gesehen) 

geringfügig entlohnten Beschäftigung bezogenen Arbeitsentgelts richtet sich allein nach 

dem Versicherungsstatus während der Entsparung. Dieser wird von den tatsächlichen 

Verhältnissen während der Entsparung bestimmt. Liegt während der Entsparung eine 

geringfügig entlohnte Beschäftigung vor, weil keine Zusammenrechnung mit einer 

(Haupt-)Beschäftigung oder weiteren geringfügig entlohnten Beschäftigungen erfolgt, 

kann Versicherungspflicht aufgrund einer mehr als geringfügigen Beschäftigung nicht 

dadurch eintreten, dass das zu entsparende Wertguthaben während der Ansparphase 

aufgrund von Zusammenrechnungen versicherungspflichtig aufgebaut wurde (vgl. B 5.2). 

Lag in der Ansparphase eine geringfügig entlohnte Beschäftigung vor und ergab sich le-

diglich in der Entsparphase aufgrund von Zusammenrechnungen Versicherungspflicht für 
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eine mehr als geringfügig entlohnte Beschäftigung, sind aus dem im Rahmen der gering-

fügig entlohnten Beschäftigung angesparten Wertguthaben Pflichtbeiträge zu zahlen. Ein 

Entnahmerecht des Arbeitgebers für die Differenz zwischen dem ins Wertguthaben ein-

gestellten Pauschalbeitrag zum tatsächlich zu zahlenden Arbeitgeberbeitragsanteil am 

Gesamtsozialversicherungsbeitrag besteht nicht. 

 

Die vorgenannten Grundsätze gelten im Störfall entsprechend. Im Regelfall (durchgehend 

geringfügig entlohnte Beschäftigung) werden bei Eintritt eines Störfalls die sich im Wert-

guthaben befindlichen Pauschalbeiträge zur Kranken- und Rentenversicherung unmittel-

bar fällig und sind vom Arbeitgeber zu zahlen. Die Zahlung der Pauschalbeiträge zur 

Krankenversicherung erfolgt somit unabhängig davon, ob der Arbeitnehmer zum Zeit-

punkt des Störfalls gesetzlich krankenversichert ist. Im Störfall sind Pauschalbeiträge auf 

die vollen Entgelte im Wertguthaben zu zahlen, für die Beiträge eingestellt worden sind, 

so dass eine besondere Bildung der SV-Luft für die Ermittlung der Beitragsbemessungs-

grundlagen nicht erforderlich ist. 

 

In den Fällen, in denen während des Wertguthabenauf- bzw. -abbaus der Versicherungs-

status in einer (für sich gesehen) durchgehend geringfügig entlohnten Beschäftigung auf-

grund einer Zusammenrechnung mit einer (Haupt-)Beschäftigung oder weiteren geringfü-

gig entlohnten Beschäftigungen wechselt, richtet sich die Verbeitragung des Wertgutha-

bens im Störfall aus verwaltungspraktikablen Gründen allein nach dem aktuellen Versi-

cherungsstatus. Dabei ist unerheblich, ob während der Ansparphase aufgrund des jewei-

ligen Versicherungsstatus in der (für sich gesehen) geringfügig entlohnten Beschäftigung 

Pauschal- oder Pflichtbeiträge ins Wertguthaben eingestellt worden sind. Andernfalls wä-

re eine getrennte Wertguthabenführung (Wertguthaben aus einer mehr als geringfügigen 

Beschäftigung und Wertguthaben aus einer geringfügig entlohnten Beschäftigung) und 

die Bildung der SV-Luft (insbesondere für die Arbeitslosenversicherung) erforderlich. 

 

5 Berechnung und Abführung der Beiträge 

 

Die Beiträge zur Kranken- und Rentenversicherung sind aus dem tatsächlich erzielten 

Arbeitsentgelt zu berechnen, also gegebenenfalls auch aus einem 450 Euro übersteigen-

den Betrag, z. B. bei schwankenden Arbeitsentgelten, bei unvorhersehbarem Überschrei-

ten (vgl. Beispiele 51a und 51b) oder bei Einmalzahlungen. Bei einer rentenversiche-

rungspflichtigen geringfügig entlohnten Beschäftigung sind die Rentenversicherungsbei-
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träge - bei mehreren Beschäftigungen insgesamt - mindestens aus der Mindestbeitrags-

bemessungsgrundlage von 175 Euro zu berechnen (vgl. 3.2.1).  

 

Sofern eine geringfügig entlohnte Beschäftigung im Laufe eines Monats beginnt oder 

endet oder die Krankenversicherung nur für Teile eines Monats besteht, sind die Beiträge  

nur für den entsprechenden Teilmonat zu zahlen. Entsprechendes gilt im Falle von Ar-

beitsunterbrechungen (z. B. wegen Ablaufs der Entgeltfortzahlung bei Arbeitsunfähigkeit). 

Dies bedeutet, dass wie bei sozialversicherungspflichtigen mehr als geringfügig entlohn-

ten Beschäftigungen auch für geringfügig entlohnte Beschäftigungen der allgemeine Bei-

tragsberechnungsgrundsatz gilt, wonach Beiträge nach dem Beitragssatz von der Bei-

tragsbemessungsgrundlage (Arbeitsentgelt) bis zur jeweiligen (abhängig von den maß-

gebenden Sozialversicherungstagen) anteiligen Beitragsbemessungsgrenze zu erheben 

sind. 

 

Der Beitragsanteil des Arbeitnehmers in einer rentenversicherungspflichtigen geringfügig 

entlohnten Beschäftigung gehört wie der Arbeitgeberbeitragsanteil zum Gesamtsozialver-

sicherungsbeitrag. Dies gilt auch für die Pauschalbeiträge zur Kranken- und Rentenversi-

cherung (§ 249b Satz 3 SGB V und § 172 Abs. 4 bzw. § 276a Abs. 2 SGB VI). 

 

Die aufgrund einer geringfügig entlohnten Beschäftigung zu zahlenden Beiträge sind der 

Minijob-Zentrale im Beitragsnachweis anzuzeigen, und zwar 

 

 unter 6000 Pauschalbeitrag zur Krankenversicherung, 
 

unter 0100 voller Beitrag zur Rentenversicherung (bei Rentenversiche- 
  rungspflicht), 
 

 unter 0500 Pauschalbeitrag zur Rentenversicherung (bei Versicherungsfreiheit oder 
Befreiung von der Rentenversicherungspflicht nach § 6 Abs. 1b 
SGB VI).  

 

Soweit in Übergangsfällen (vgl. B 7), infolge der Zusammenrechnung mehrerer geringfü-

gig entlohnter Beschäftigungen (vgl. B 2.2.2.1) oder infolge der Zusammenrechnung ei-

ner geringfügig entlohnten Beschäftigung mit einer nicht geringfügigen versicherungs-

pflichtigen Beschäftigung (vgl. B 2.2.2.2) Pflichtbeiträge (nach den allgemeinen, für nicht 

geringfügige versicherungspflichtige Arbeitnehmer geltenden, beitragsrechtlichen Rege-

lungen) anfallen, sind diese an die zuständige Krankenkasse in ihrer Funktion als Ein-

zugsstelle abzuführen (vgl. E). 
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Die Rentenversicherungsbeiträge für Mitglieder berufsständischer Versorgungseinrich-

tungen, die in ihrer geringfügig entlohnten Beschäftigung nach § 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 

SGB VI von der Rentenversicherungspflicht befreit sind, erhält die berufsständische Ver-

sorgungseinrichtung. Die Zahlung der Rentenversicherungsbeiträge an die berufsständi-

sche Versorgungseinrichtung kommt nur für berufsständische geringfügig entlohnte Be-

schäftigte in Frage, die entweder aufgrund einer nach dem 31. Dezember 2012 aufge-

nommenen Beschäftigung kraft Gesetzes oder aufgrund einer vor dem 1. Januar 2013 

aufgenommenen Beschäftigung wegen Verzichts auf die Rentenversicherungsfreiheit 

(vgl. B 2.2.3.2.3 und B 2.2.4.3) dem Grunde nach rentenversicherungspflichtig sind. So-

fern es sich bei der geringfügig entlohnten Beschäftigung nicht um eine von der Befreiung 

nach § 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SGB VI erfasste (berufsfremde) rentenversicherungspflichti-

ge Beschäftigung handelt, erhält hingegen die Deutsche Rentenversicherung über die 

Minijob-Zentrale (vgl. E) die Rentenversicherungsbeiträge. 

 

 

D Meldungen 

 

1 Allgemeines 

 

Für geringfügig Beschäftigte gilt das Meldeverfahren nach der Datenerfassungs- und  

-übermittlungsverordnung (DEÜV). Dies bedeutet, dass nicht nur An- und Abmeldungen, 

sondern grundsätzlich auch alle anderen Meldungen zu erstatten sind. Meldungen und 

Beitragsnachweise müssen durch Datenübertragung aus systemgeprüften Programmen 

oder mittels maschinell erstellter Ausfüllhilfen übermittelt werden. Geringfügig Beschäftig-

te in Privathaushalten können auch per Beleg in einem vereinfachten Verfahren, dem so-

genannten Haushaltsscheck-Verfahren, gemeldet werden. 

 

Arbeitgeber, die im privaten Bereich nichtgewerbliche Zwecke oder mildtätige, kirchliche, 

religiöse, wissenschaftliche bzw. gemeinnützige Zwecke im Sinne des § 10b EStG verfol-

gen, und einen Arbeitnehmer geringfügig beschäftigen, können auf Antrag bei der Mi-

nijob-Zentrale Meldungen auf Vordrucken erstatten, wenn sie glaubhaft machen, dass 

ihnen eine Meldung auf maschinell verwertbaren Datenträgern oder durch Datenübertra-

gung nicht möglich ist (§ 28a Abs. 6a SGB IV). 
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In einigen Fällen kann es vorkommen, dass der Arbeitgeber für ein und dieselbe Beschäf-

tigung Meldungen mit unterschiedlichen Beitragsgruppenschlüsseln an die Minijob-

Zentrale einerseits und an die zuständige Krankenkasse andererseits zu erstatten hat 

(vgl. E). 

 

Seit dem 1. Januar 2016 müssen Arbeitgeber für jeden in der Unfallversicherung 

versicherten Beschäftigten eine besondere UV-Jahresmeldung erstatten (vgl. 5). 

Zudem sind Arbeitgeber bestimmter Wirtschaftszweige verpflichtet, zusätzlich zu 

den üblichen DEÜV-Meldungen eine Sofortmeldung zu übermitteln (vgl. 6). 

 

2 Geringfügig entlohnte Beschäftigungen 

 

Bei den geringfügig entlohnten Beschäftigungen (Personengruppenschlüssel „109”) ist 

die Beitragsgruppe zur Krankenversicherung mit „6” und die Beitragsgruppe zur Renten-

versicherung bei Versicherungsfreiheit nach § 230 Abs. 8 Satz 1 SGB VI oder Befreiung 

von der Versicherungspflicht nach § 6 Abs. 1b SGB VI mit „5” bzw. bei Versicherungs-

pflicht mit „1” zu verschlüsseln. Die Beitragsgruppen zur Arbeitslosen- und Pflegeversi-

cherung sind mit „0” anzugeben.  

 

Eine vom Arbeitnehmer im laufenden Beschäftigungsverhältnis beantragte Befreiung von 

der Rentenversicherungspflicht nach § 6 Abs. 1b SGB VI, die nicht bereits ab Beschäfti-

gungsbeginn wirkt, wird melderechtlich über einen Wechsel der Beitragsgruppe in der 

Rentenversicherung von „1“ (Rentenversicherungspflicht) in „5“ (Befreiung von der Ren-

tenversicherungspflicht) angezeigt. In diesen Fällen hat eine Abmeldung mit Abgabe-

grund „32“ zum Ende des Zeitraums der Rentenversicherungspflicht sowie eine Anmel-

dung mit Abgabegrund „12“ ab Beginn des Zeitraums der Befreiung von der Rentenversi-

cherungspflicht (erster Tag des Kalendermonats) zu erfolgen. Der Tag des Eingangs des 

Befreiungsantrags beim Arbeitgeber wird in der Meldung nicht angegeben; er bestimmt in 

Verbindung mit dem Eingang der Meldung des Arbeitgebers bei der Minijob-Zentrale le-

diglich den Zeitpunkt, zu dem die Befreiung wirksam wird (vgl. Beispiel 36). 

 

Ein vom Arbeitnehmer erklärter Verzicht auf die Rentenversicherungsfreiheit in der lau-

fenden geringfügig entlohnten Beschäftigung (vgl. B 2.2.3.2) wird melderechtlich eben-

falls über einen Wechsel der Beitragsgruppe angezeigt. In diesen Fällen wechselt die 

Beitragsgruppe in der Rentenversicherung von „5“ (Rentenversicherungsfreiheit) in 



- 97 - 
 
 
 

„1“ (Rentenversicherungspflicht). Hier erfolgt die Abmeldung mit Abgabegrund „32“ zum 

Ende des Zeitraums der Rentenversicherungsfreiheit sowie die Anmeldung mit Abgabe-

grund „12“ ab Beginn des Zeitraums der Rentenversicherungspflicht. 

 

Meldet der Arbeitgeber den Eingang des Antrags auf Befreiung von der Rentenversiche-

rungspflicht nach § 6 Abs. 1b SGB VI der Minijob-Zentrale nicht spätestens innerhalb von 

sechs Wochen nach Eingang des schriftlichen Befreiungsantrages des Arbeitnehmers 

(vgl. B 2.2.4.1), wirkt die Befreiung von der Rentenversicherungspflicht erst nach Ablauf 

des Kalendermonats, der dem Kalendermonat des Eingangs der die Befreiung anzeigen-

den Meldung bei der Minijob-Zentrale folgt. Auch in diesen Fällen sind die Daten zur Be-

freiung von der Versicherungspflicht in der Rentenversicherung ausschließlich mit der 

Meldung zur Sozialversicherung zu übermitteln (Abmeldung mit Abgabegrund „32“, An-

meldung mit Abgabegrund „12“). Sollte dem Arbeitgeber die Übermittlung der Mel-

dung(en) für den in der Zukunft liegenden Entgeltabrechnungszeitraum nicht möglich 

sein, weil das Arbeitsentgelt noch nicht bekannt ist oder die verwendete Entgeltabrech-

nungssoftware Meldungen in der Zukunft nicht vorsieht, muss er der Minijob-Zentrale den 

Eingang des Befreiungsantrags zunächst in schriftlicher Form anzeigen (vgl. Beispiel 36, 

Variante c). Hierfür bietet die Minijob-Zentrale im Download-Bereich unter www.minijob-

zentrale.de die sogenannte „Vorabmeldung zur verfristeten Anzeige des Eingangs eines 

Befreiungsantrags von der Versicherungspflicht in der Rentenversicherung“ an. Eine Ko-

pie der Meldung ist zu den Entgeltunterlagen zu nehmen (vgl. F). Die erforderlichen 

DEÜV-Meldungen sind im Nachgang zu übermitteln. 

 

Sofern Arbeitnehmer in einer bisher nach § 230 Abs. 8 Satz 1 SGB VI rentenversiche-

rungsfreien Beschäftigung (vgl. B 2.2.3.1) aufgrund der Erhöhung des regelmäßigen Ar-

beitsentgelts auf mehr als 400 Euro, aber nicht mehr als 450 Euro, im Monat in der wei-

terhin geringfügig entlohnten Beschäftigung dem Grunde nach rentenversicherungspflich-

tig werden, aber mit Wirkung ab dem Monat der Erhöhung des Arbeitsentgelts von ihrem 

Recht auf Befreiung von der Rentenversicherungspflicht (vgl. B 2.2.4) Gebrauch machen, 

ist der Eingang des Befreiungsantrags mit einer Abmeldung mit Abgabegrund „33“ zum 

Ende des Zeitraums der Rentenversicherungsfreiheit nach § 230 Abs. 8 Satz 1 SGB VI 

sowie eine Anmeldung mit dem Abgabegrund „13“ ab dem Beginn des Zeitraums der Be-

freiung von der Rentenversicherungspflicht nach § 6 Abs. 1b SGB VI (erster des Kalen-
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dermonats) zu melden. Die Beitragsgruppe „5“ in der Rentenversicherung bleibt unverän-

dert (vgl. Beispiele 15d und 15e).  

 

Die vorherigen Ausführungen gelten in einer bisher nach § 230 Abs. 8 Satz 1 SGB VI 

rentenversicherungsfreien Beschäftigung analog, wenn das regelmäßige (Gesamt-)Ar-

beitsentgelt durch Hinzutritt einer weiteren geringfügig entlohnten Beschäftigung auf mehr 

als 400 Euro, aber nicht mehr als 450 Euro erhöht wird. Dies setzt voraus, dass der Ar-

beitnehmer nicht bereits in der hinzugetretenen Beschäftigung einen Befreiungsantrag 

gestellt hat, der der Minijob-Zentrale gemeldet wurde und sich somit auch auf die Be-

standsbeschäftigung auswirkt. Die Minijob-Zentrale informiert in diesem Fall den bisheri-

gen Arbeitgeber über die Wirkung der Befreiung auf die bei ihm bestehende geringfügig 

entlohnte Beschäftigung.  

 

Sofern für eine geringfügig entlohnte Beschäftigung weder Pauschalbeiträge zur Kran-

kenversicherung (wegen einer privaten Krankenversicherung, vgl. C 1.1) noch Beiträge 

zur Rentenversicherung (z. B. wegen Beitragszahlung an eine berufsständische Versor-

gungseinrichtung, vgl. C 1.2.2) anfallen, sind Meldungen zur Sozialversicherung mit dem 

Personengruppenschlüssel „190“ und dem Beitragsgruppenschlüssel „0000“ zu erstatten, 

sofern es sich um Beschäftigte handelt, die ausschließlich in der gesetzlichen Unfallversi-

cherung versichert sind. Anderenfalls fallen keine Meldungen an. 

 

Als beitragspflichtiges Arbeitsentgelt ist in den Meldungen das Arbeitsentgelt einzutragen, 

von dem Rentenversicherungsbeiträge gezahlt worden sind, wobei bei einer rentenversi-

cherungspflichtigen Beschäftigung die Mindestbeitragsbemessungsgrundlage von monat-

lich 175 Euro zu beachten ist (vgl. C 3.2.1).  

 

Der Wechsel von einer geringfügig entlohnten Beschäftigung zu einer nicht geringfügig 

entlohnten Beschäftigung oder umgekehrt bei demselben Arbeitgeber ist mit den Abga-

begründen „31“ und „11“ (Wechsel der Einzugsstelle) zu melden. Dies gilt z. B. auch in 

den Fällen, in denen während der Elternzeit eine geringfügig entlohnte Beschäftigung 

beim bisherigen Arbeitgeber ausgeübt wird.  

 

Bei Unterbrechungen der Entgeltzahlung von länger als einem Monat (z. B. unbezahlter 

Urlaub oder im Falle der Arbeitsunfähigkeit nach einem Monat nach Ablauf der Entgelt-

fortzahlung) ist eine Abmeldung zum Ablauf des (Zeit-)Monats mit Abgabegrund „34” (§ 7 
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Abs. 3 Satz 1 SGB IV findet auch auf geringfügig Beschäftigte Anwendung, vgl. Beispiel 

30) zu erstatten. Der Meldegrund „34“ gilt auch für Beschäftigungen, in denen der 

Arbeitgeber steuerfreie Aufwandsentschädigungen bei durchgehendem Arbeits-

verhältnis en bloc ausschöpft (vgl. B. 2.2.1.6) und die Beschäftigung deshalb im-

mer wieder an- und abgemeldet werden muss; eine Abmeldung hat in diesen Fällen 

regelmäßig zum 31.01. des Folgejahres zu erfolgen, weil Arbeitsentgelt im Sinne 

der Sozialversicherung bis zum 31.12. gezahlt wird. Bei einer Freistellung von der 

Arbeitsleistung gegen Entgeltzahlung von mehr als drei Monaten im Rahmen einer sons-

tigen flexiblen Arbeitszeitregelung (§ 7 Abs. 1a Satz 2 SGB IV) ist die Abmeldung mit 

Abmeldegrund „30“ (vgl. B 5.3 und Beispiel 8b) vorzunehmen. Bei Bezug von Verletzten-

geld, Übergangsgeld oder Versorgungskrankengeld erfolgt eine Unterbrechungsmeldung 

zum Ende des Zeitraums der Arbeitsentgeltzahlung mit Abgabegrund „51”. 

 

3 Geringfügig entlohnte Beschäftigungen neben versicherungspflichtiger 
  Beschäftigung 
 

Wird die geringfügig entlohnte Beschäftigung neben einer versicherungspflichtigen Be-

schäftigung ausgeübt, ist für die erste geringfügig entlohnte Beschäftigung grundsätzlich 

der Personengruppenschlüssel „109“ zu verwenden. Für die zweite und jede weitere für 

sich gesehen geringfügig entlohnte Beschäftigung neben einer versicherungspflichtigen 

Beschäftigung ist der Personengruppenschlüssel „101“ oder - falls ein Beschäftigungs-

verhältnis Besonderheiten aufweist - ein anderer Personengruppenschlüssel maßgebend. 

 

4 Kurzfristige Beschäftigungen 

 

Auch für kurzfristig Beschäftigte (Personengruppenschlüssel „110”) sind grundsätzlich die 

gleichen Meldungen zu erstatten wie für versicherungspflichtig Beschäftigte. Eine Jah-

resmeldung hat nicht zu erfolgen (§ 28a Abs. 9 Satz 2 SGB IV). Allerdings ist seit 

dem 1. Januar 2016 für jeden in der Unfallversicherung versicherten Beschäftigten 

eine besondere Jahresmeldung zur Unfallversicherung abzugeben (vgl. 5). Kurzfris-

tige Beschäftigungen können entweder durch eine gesonderte An- und Abmeldung 

mit den Abgabegründen „10“ und „30“ oder mit einer gleichzeitigen An- und Ab-

meldung mit dem Abgabegrund „40“ vorgenommen werden. Hierbei ist zu beachten, 

dass sämtliche Beitragsgruppen bei kurzfristig Beschäftigten mit „0” zu verschlüsseln 

sind, das beitragspflichtige Bruttoarbeitsentgelt ist mit 0 Euro anzugeben.  
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Bei Rahmenvereinbarungen bestehen keine Bedenken, wenn - auch bei Zeiträumen 

von mehr als einem Monat zwischen den Beschäftigungen - eine Anmeldung mit 

Abgabegrund „10“ zum Beginn der Rahmenvereinbarung und eine Abmeldung mit 

Abgabegrund „30“ zum Ende der Rahmenvereinbarung erfolgt.  

 

5 Angaben zur Unfallversicherung 

 

Das Recht der Unfallversicherung sieht keine Versicherungsfreiheit geringfügig Beschäf-

tigter vor. Die Arbeitsentgelte der Beschäftigten zählen demnach zum beitragspflichtigen 

Arbeitsentgelt in der Unfallversicherung. Während die Daten zur Unfallversicherung 

bis zum 31. Dezember 2015 noch in den originären Entgeltmeldungen nach der 

DEÜV enthalten waren, sind die unfallversicherungsrelevanten Daten seit dem 

1. Januar 2016 nach § 28a Abs. 2a SGB IV in einer gesonderten UV-Jahresmeldung 

mit dem Meldegrund „92“ bis zum 16. Februar des Folgejahres für das Vorjahr zu 

melden. Nähere Informationen können dem Gemeinsamen Rundschreiben „Melde-

verfahren zur Sozialversicherung“ der Spitzenorganisationen der Sozialversiche-

rung entnommen werden. 

 

6 Sofortmeldung 

 

Nach § 28a Abs. 4 SGB IV besteht für Wirtschaftsbereiche, in denen ein erhöhtes Risiko 

für Schwarzarbeit und illegale Beschäftigung gegeben ist, die Verpflichtung zur Abgabe 

einer Sofortmeldung. Diese ist spätestens zum Zeitpunkt der Aufnahme einer Beschäfti-

gung zu erstatten. Dies gilt auch für geringfügige Beschäftigungen. 

 

Die Pflicht zur Abgabe von Sofortmeldungen umfasst alle Arbeitgeber, die folgenden 

Wirtschaftsbereichen oder Wirtschaftszweigen zuzuordnen sind: 

 
� Baugewerbe 
� Gaststätten- und Beherbergungsgewerbe 
� Personenbeförderungsgewerbe 
� Speditions-, Transport- und damit verbundenen Logistikgewerbe 
� Schaustellergewerbe 
� Unternehmen der Forstwirtschaft 
� Gebäudereinigungsgewerbe 
� Unternehmen, die sich am Auf- und Abbau von Messen  

und Ausstellungen beteiligen 
� Fleischwirtschaft 
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� Prostitutionsgewerbe 
 

Zeitarbeitsunternehmen sind nicht zur Abgabe einer Sofortmeldung verpflichtet, weil der-

artige Unternehmen als Arbeitgeber nicht nur in einer Wirtschaftsbranche tätig sind, die 

von der Verpflichtung zur Abgabe einer Sofortmeldung erfasst ist. 

 

Die Sofortmeldung wurde in das bestehende DEÜV-Meldeverfahren integriert. Hierfür 

wurde der Meldegrund 20 eingeführt, welcher aus den Entgeltabrechnungsprogrammen 

sowie mit maschinellen Ausfüllhilfen erzeugt werden kann. Anders als die Anmeldung zur 

Sozialversicherung, die weiterhin mit Meldegrund 10 gegenüber der Einzugsstelle zu er-

folgen hat, wird die Sofortmeldung direkt der Datenstelle der Träger der Rentenversiche-

rung (DSRV) übermittelt.  

 

Eine Sofortmeldung ist immer dann zu erstellen, wenn eine Anmeldung mit Abgabegrund 

10 bei einer Einzugsstelle erforderlich wird. 

 

7 Geringfügig Beschäftigte in Privathaushalten 

 

Geringfügig Beschäftigte in Privathaushalten sind im Rahmen des Haushaltsscheck-

Verfahrens bei der Minijob-Zentrale zu melden. Näheres hierzu regelt das Gemeinsame 

Rundschreiben „Haushaltsscheck-Verfahren“ der Spitzenorganisationen der Sozial-

versicherung. 

 

8 Meldungen gegenüber der zuständigen Krankenkasse 

 

Die Minijob-Zentrale ist für die Entgegennahme der Datenmeldungen für geringfügige 

Beschäftigungen zuständig.  

 

Soweit in Übergangsfällen (vgl. B 7), infolge der Zusammenrechnung mehrerer geringfü-

gig entlohnter Beschäftigungen (vgl. B 2.2.2.1) oder infolge der Zusammenrechnung ei-

ner geringfügig entlohnten Beschäftigung mit einer nicht geringfügigen versicherungs-

pflichtigen Beschäftigung (vgl. B 2.2.2.2) individuelle Beiträge (nach den allgemeinen für 

nicht geringfügige versicherungspflichtige Arbeitnehmer geltenden beitragsrechtlichen 

Regelungen) anfallen und diese an die zuständige Krankenkasse abzuführen sind 
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(vgl. E), müssen gegenüber dieser Krankenkasse auch die entsprechenden Meldungen 

abgegeben werden (vgl. Beispiel 25). 

 

 

E Zuständige Einzugsstelle 

 

Zuständige Einzugsstelle für geringfügig Beschäftigte (auch für geringfügig Beschäftigte 

im Privathaushalt) ist allein die Minijob-Zentrale der Deutschen Rentenversicherung 

Knappschaft-Bahn-See in 45115 Essen. Sie nimmt die vom Arbeitgeber zu zahlenden 

Beiträge für geringfügig entlohnte Beschäftigte entgegen. Mithin sind auch sämtliche 

Meldungen für geringfügig entlohnte Beschäftigte gegenüber der Minijob-Zentrale zu er-

statten. Entsprechendes gilt für die Meldungen für kurzfristig Beschäftigte. 

 

In den Fällen, in denen in der geringfügig entlohnten Beschäftigung aufgrund der Zu-

sammenrechnung mit einer nicht geringfügigen versicherungspflichtigen Beschäftigung 

Versicherungspflicht besteht, sind Meldungen und Beiträge aus der versicherungspflichti-

gen Beschäftigung an die Krankenkasse zu entrichten, bei der der geringfügig Beschäf-

tigte krankenversichert ist oder - bei privat Krankenversicherten - zuletzt krankenversi-

chert war. Sofern für ein und dieselbe Beschäftigung in einem Versicherungszweig eine 

geringfügig entlohnte Beschäftigung vorliegt und die darauf entfallenden Pauschalbeiträ-

ge (oder auch Pflichtbeiträge zur Rentenversicherung) zu zahlen sind, während in (einem) 

anderen Versicherungszweig(en) eine mehr als geringfügig entlohnte Beschäftigung be-

steht und individuelle Beiträge (nach den allgemeinen, für nicht geringfügige versiche-

rungspflichtige Arbeitnehmer geltenden, beitragsrechtlichen Regelungen) anfallen, dürfen 

nur die aufgrund der geringfügig entlohnten Beschäftigung anfallenden Beiträge an die 

Minijob-Zentrale abgeführt werden; die individuellen Beiträge erhält die zuständige Kran-

kenkasse. Hierbei handelt es sich allerdings nur um wenige Ausnahmefälle, die z. B. ein-

treten können, wenn 

 

� in Übergangsfällen (vgl. B 7) wegen Bestehens einer Familienversicherung kraft 
Gesetzes mit Wirkung vom 1. April 2003 in der Krankenversicherung Versiche-
rungsfreiheit eintrat und damit einhergehend keine Versicherungspflicht in der 
Pflegeversicherung bestand sowie in der Renten- und Arbeitslosenversicherung 
die Versicherungspflicht fortbestand und kein Antrag auf Befreiung von der Ver-
sicherungspflicht oder nur in der Renten- oder nur in der Arbeitslosenversiche-
rung ein solcher Antrag gestellt wurde, 
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� in Übergangsfällen (vgl. B 7) die Versicherungspflicht in allen vier Versicherungs-
zweigen fortbestand und ein Antrag auf Befreiung von der Versicherungspflicht 
nicht in allen Versicherungszweigen gestellt wurde, 

 
� ein freiwillig krankenversicherter Beamter neben seinem Beamtenverhältnis mehr 

als eine weitere Beschäftigung ausübt, von denen eine Beschäftigung geringfügig 
entlohnt ist (vgl. B 2.2.2.2) oder ein freiwillig oder privat krankenversicherter Ar-
beitnehmer neben seiner wegen Überschreitens der Jahresarbeitsentgeltgrenze 
krankenversicherungsfreien, aber renten- und arbeitslosenversicherungspflichti-
gen (Haupt-)Beschäftigung mehr als eine weitere Beschäftigung ausübt, von de-
nen eine Beschäftigung geringfügig entlohnt ist (vgl. B 2.2.2.2). 

 

In den vorgenannten Fällen hat der Arbeitgeber für ein und dieselbe Beschäftigung Mel-

dungen mit unterschiedlichen Beitragsgruppenschlüsseln an die Minijob-Zentrale einer-

seits und an die zuständige Krankenkasse andererseits zu erstatten. In beiden Meldun-

gen ist der gleiche Personengruppenschlüssel zu verwenden, wobei sich die Verschlüsse-

lung am Recht der Rentenversicherung orientiert. Die Minijob-Zentrale erhält eine Mel-

dung hinsichtlich der Pauschalbeiträge, während gegenüber der zuständigen Kranken-

kasse eine Meldung hinsichtlich der individuellen Beiträge abzugeben ist (vgl. Beispiel 

25). Demzufolge müssen für eine solche Beschäftigung auch die Pauschalbeiträge ge-

genüber der Minijob-Zentrale sowie die individuellen Beiträge gegenüber der zuständigen 

Einzugsstelle in getrennten Beitragsnachweisen nachgewiesen werden. 

 

 

F Entgeltunterlagen 

 

Die Verpflichtung des Arbeitgebers nach § 28f Abs. 1 Satz 1 SGB IV in Verbindung mit 

§ 8 BVV Entgeltunterlagen zu führen, gilt uneingeschränkt auch für geringfügig Beschäf-

tigte. Er hat die für die Versicherungsfreiheit maßgebenden Angaben in den Entgeltunter-

lagen aufzuzeichnen und Nachweise, aus denen die erforderlichen Angaben ersichtlich 

sind, zu den Entgeltunterlagen zu nehmen. Hierzu gehören insbesondere Angaben und 

Unterlagen über 

 

� das monatliche Arbeitsentgelt, 
 
� die Beschäftigungsdauer, 
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� die regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit und die tatsächlich geleisteten Arbeits-
stunden∗, 
 

� die Erklärung des geringfügig entlohnten Beschäftigten über das Vorliegen weite-
rer Beschäftigungen sowie die Bestätigung, dass dem Arbeitgeber die Aufnahme 
weiterer Beschäftigungen angezeigt wird (vgl. B 6.1), 

 
� der Bescheid der Minijob-Zentrale/des Rentenversicherungsträgers über die Fest-

stellung von Sozialversicherungspflicht (vgl. B 6.3), 
 
� die schriftliche Erklärung des Beschäftigten über den Verzicht auf die Rentenver-

sicherungsfreiheit nach § 5 Abs. 2 Satz 2 SGB VI in der bis zum 31. Dezember 
2012 geltenden Fassung bzw. nach § 230 Abs. 8 Satz 2 SGB VI (vgl. B 2.2.3.2 
und B 2.2.3.3), 
 

� der Antrag auf Befreiung von der Versicherungspflicht nach § 6 Abs. 1b SGB VI, 
auf dem der Tag des Eingangs beim Arbeitgeber dokumentiert ist (vgl. B 2.2.4.1), 

 
� die schriftliche Meldung an die Minijob-Zentrale über den Eingang eines Antrags 

auf Befreiung von der Rentenversicherungspflicht nach § 6 Abs. 1b SGB VI bei 
verspäteter Meldung bzw. Bestandsbeschäftigungen (vgl. D 2), 

 
� Bescheide der zuständigen Einzugsstelle über die Feststellung des Bestehens 

oder Nichtbestehens von Versicherungspflicht, 
 

� die Bescheinigung A1 für Aushilfsbeschäftigungen von Saisonarbeitskräften aus 
einem EU/EWR-Mitgliedstaat sowie der Schweiz (vgl. B 1 und C 2.6),  

 
� die Erklärung des Beschäftigten über die Befreiung von der Versicherungspflicht 

(vgl. B 7) bzw. der Nachweis der Krankenkasse über eine bestehende Familien-
versicherung, 
 

� die Aufzeichnungen nach § 17 Abs. 1 des Mindestlohngesetzes über Beginn, En-
de und Dauer der täglichen Arbeitszeit der geringfügig Beschäftigten, 
 

� die schriftliche Erklärung des Verzichts auf die Versicherungsfreiheit nach 
§ 5 Abs. 4 Satz 2 SGB VI oder § 230 Abs. 9 Satz 2 SGB VI, auf der der Tag 
des Eingangs beim Arbeitgeber dokumentiert ist (vgl. B 2.2.3.2.2 und 
B 2.2.4.2), 
 

� der Nachweis über eine bestehende private Krankenversicherung im In- oder 
Ausland zur Bestätigung der Nichtzahlung von Pauschalbeiträgen zur Kran-
kenversicherung bei einer geringfügig entlohnten Beschäftigung (vgl. C 2.1 
und C 2.6). 

 

                                                
∗ Stundenaufzeichnungen sind u. a. erforderlich für den Betriebsprüfdienst der Rentenversiche-   

rung zur Überprüfbarkeit von Entscheidungen des Arbeitgebers über die Versicherungsfreiheit  
  zur Arbeitslosenversicherung (vgl. B 4), von beitragsrechtlichen Beurteilungen zu Sonntags-,  
  Feiertags- und Nachtarbeitszuschlägen und der Anwendung des Entstehungsprinzips bei allge- 
  mein verbindlichen Tarifverträgen. 
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Bei kurzfristig Beschäftigten sind zusätzlich Nachweise oder Erklärungen über 

 

� eventuelle weitere kurzfristige Beschäftigungen im Kalenderjahr vor Beginn der zu 
beurteilenden Beschäftigung sowie die Bestätigung, dass dem Arbeitgeber die 
Aufnahme weiterer Beschäftigungen angezeigt wird (vgl. B 6.1), 

 
� den Status (z. B. Hausfrau, Schüler, Student, freiwillig Wehrdienstleistender, Bun-

desfreiwilligendienstleistender, beschäftigungsloser Ausbildung- oder Arbeitsu-
chender, Rentner) des Beschäftigten 

 

den Entgeltunterlagen beizufügen. 

 

 

G Verfahren zum Ausgleich der Arbeitgeberaufwendungen  

 

Als Ausgleich für die Verpflichtung zur Entgeltfortzahlung bei Arbeitsunfähigkeit hat der 

Gesetzgeber für kleine bis mittlere Betriebe - bei Mutterschaftsleistungen für alle Betrie- 

be - eine Erstattung der Arbeitgeberaufwendungen vorgesehen (§ 1 Aufwendungsaus-

gleichsgesetz - AAG). Für geringfügige Beschäftigungen ist die Deutsche Rentenversi-

cherung Knappschaft-Bahn-See als Träger der knappschaftlichen Krankenversicherung 

grundsätzlich die zuständige Stelle für den Ausgleich dieser Arbeitgeberaufwendungen, 

unabhängig davon, ob und bei welcher Krankenkasse eine Krankenversicherung durch-

geführt wird. Nähere Einzelheiten sind im gemeinsamen Rundschreiben der Spitzenver-

bände der Krankenkassen und der Deutschen Rentenversicherung Bund zum AAG gere-

gelt.  

 

Die Mittel zur Durchführung des Ausgleichs der Arbeitgeberaufwendungen werden durch 

gesonderte Umlagen (für U1 und U2) von den am Ausgleich beteiligten Arbeitgebern auf-

gebracht. Der Umlagesatz für die U1 wird für die Entgeltzahlung bei Arbeitsunfähigkeit 

erhoben; für eine kurzfristige Beschäftigung fällt er nur dann an, wenn die Beschäftigung 

länger als vier Wochen dauert. Der Umlagesatz für die U2 wird für Mutterschaftsleistun-

gen erhoben; kurzfristige Beschäftigungen sind hier uneingeschränkt umlagepflichtig. Der 

Umlagesatz für die U1 beträgt für geringfügig Beschäftigte 0,9 Prozent bei einem Erstat-

tungssatz von 80 Prozent der erstattungsfähigen Aufwendungen. Der Umlagesatz für die 

U2 beträgt 0,24 Prozent bei einem Erstattungsbetrag für die erstattungsfähigen Aufwen-

dungen von 100 Prozent. Die Mindestbeitragsbemessungsgrundlage nach § 163 Abs. 8 

SGB VI (vgl. C 3.2.1) findet keine Anwendung. 
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H Umlage für das Insolvenzgeld 

 

1 Allgemeines 

 

Die Mittel für die Zahlung des Insolvenzgeldes werden nach § 358 Abs. 1 SGB III durch 

eine monatliche Umlage von den Arbeitgebern aufgebracht. Die Insolvenzgeldumlage 

wird von den Einzugsstellen zusammen mit dem Gesamtsozialversicherungsbeitrag ein-

gezogen und arbeitstäglich an die Bundesagentur für Arbeit (BA) weitergeleitet. Die für 

den Gesamtsozialversicherungsbeitrag geltenden Vorschriften des SGB IV finden für den 

Einzug der Umlage entsprechende Anwendung. 

 

Die Umlagepflicht des Arbeitgebers ergibt sich kraft Gesetz und ist nicht von einem 

rechtsbegründenden Verwaltungsakt der Einzugsstelle abhängig. Von der Zahlung der 

Insolvenzgeldumlage sind nach § 358 Abs. 1 Satz 2 SGB III nur Arbeitgeber der öffentli-

chen Hand und Privathaushalte sowie Wohnungseigentümergemeinschaften ausgenom-

men. Die Einzugsstellen treffen in Zweifelsfällen die Entscheidung über die Umlagepflicht 

der Arbeitgeber. 

 

Nähere Einzelheiten sind im gemeinsamen Rundschreiben der Spitzenorganisationen der 

Sozialversicherung zur Insolvenzgeldumlage geregelt. 

 

2 Bemessungsgrundlagen 

 

Nach § 358 Abs. 2 SGB III ist die Umlage nach einem Prozentsatz des Arbeitsentgelts 

(Umlagesatz) zu erheben. Der Umlagesatz beträgt 0,06 Prozent (§§ 360, 361 SGB III). 

 

Für geringfügig entlohnte Beschäftigungen (vgl. B 2.2) und kurzfristige Beschäftigungen 

(vgl. B 2.3) ist für die Berechnung der Insolvenzgeldumlage das Arbeitsentgelt maßge-

bend, nach dem die Rentenversicherungsbeiträge im Falle des Bestehens von Renten-

versicherungspflicht zu bemessen wären. Maßgebend ist somit das tatsächliche Arbeits-

entgelt im Sinne von § 14 SGB IV, also bei schwankendem Arbeitsentgelt im Rahmen 

einer geringfügig entlohnten Beschäftigung auch der die 450-Euro-Grenze überschreiten-

de Betrag. Die Mindestbeitragsbemessungsgrundlage nach § 163 Abs. 8 SGB VI 

(vgl. C 3.2.1) findet keine Anwendung.  
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3 Einzug und Nachweis der Insolvenzgeldumlage 

 

Für geringfügige Beschäftigungen zieht die Minijob-Zentrale die Insolvenzgeldumlage ein. 

Dies gilt auch für nach § 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SGB VI von der Rentenversicherungs-

pflicht befreite Mitglieder berufsständischer Versorgungswerke, für die keine Rentenversi-

cherungsbeiträge und wegen einer privaten Krankenversicherung auch keine Pau-

schalbeiträge an die Minijob-Zentrale zu zahlen sind (vgl. B 2.2.3.2.3, C 2 und C 5).  

 

Die Umlagebeträge sind im Beitragsnachweisdatensatz unter dem Beitragsgruppen-

schlüssel 0050 anzugeben.  

 

 

I Steuerliche Behandlung von geringfügig entlohnten Beschäftigungen 

 

1 Besteuerung des Arbeitsentgelts aus geringfügig entlohnten Beschäftigungen 
 

Das Arbeitsentgelt aus einer geringfügig entlohnten Beschäftigung im Sinne des § 8 

Abs. 1 Nr. 1 oder des § 8a SGB IV ist stets steuerpflichtig. Die Lohnsteuer vom Arbeits-

entgelt ist pauschal oder nach den individuellen Lohnsteuerabzugsmerkmalen zu erhe-

ben. 

 

2 Lohnsteuerpauschalierung 

 

Für die Lohnsteuerpauschalierung ist zu unterscheiden zwischen der einheitlichen 

Pauschsteuer in Höhe von 2 Prozent (§ 40a Abs. 2 EStG) und der pauschalen Lohnsteu-

er in Höhe von 20 Prozent des Arbeitsentgelts (§ 40a Abs. 2a EStG). In beiden Fällen der 

Lohnsteuerpauschalierung ist Voraussetzung, dass eine geringfügig entlohnte Beschäfti-

gung im Sinne des § 8 Abs. 1 Nr. 1 oder des § 8a SGB IV vorliegt. Das Steuerrecht 

knüpft damit an die Voraussetzungen des Vierten Buchs Sozialgesetzbuch an. 

 

2.1 Einheitliche Pauschsteuer in Höhe von 2 Prozent 

 

Der Arbeitgeber kann die Lohnsteuer entweder nach den individuellen Lohnsteuerab-

zugsmerkmalen oder pauschal einschließlich Solidaritätszuschlag und Kirchensteuer für 

das Arbeitsentgelt aus einer geringfügigen Beschäftigung im Sinne des § 8 Abs. 1 Nr. 1 
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SGB IV (geringfügig entlohnte Beschäftigung) oder des § 8a SGB IV (geringfügig ent-

lohnte Beschäftigung in Privathaushalten), für das er Beiträge zur gesetzlichen Renten-

versicherung in Höhe von 15 Prozent oder 5 Prozent nach § 168 Abs. 1 Nr. 1b oder 1c 

SGB VI (geringfügig versicherungspflichtig Beschäftigte) oder nach § 172 Abs. 3 oder 3a 

SGB VI (versicherungsfrei oder von der Versicherungspflicht befreite geringfügig Be-

schäftigte) oder nach § 276a Abs. 1 SGB VI (versicherungsfrei geringfügig Beschäftigte) 

zu entrichten hat, mit einem einheitlichen Pauschsteuersatz in Höhe von insgesamt 

2 Prozent des Arbeitsentgelts erheben (einheitliche Pauschsteuer, § 40a Abs. 2 EStG). 

Diese Regelung gilt auch für nach § 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SGB VI von der Rentenversi-

cherungspflicht befreite Mitglieder berufsständischer Versorgungseinrichtungen, die die 

Rentenversicherungsbeiträge für eine nicht berufsfremde geringfügig entlohnte Beschäf-

tigung an die berufsständische Versorgungseinrichtung zahlen. In dieser einheitlichen 

Pauschsteuer sind neben der Lohnsteuer auch der Solidaritätszuschlag und die Kirchen-

steuer enthalten. Der einheitliche Pauschsteuersatz von 2 Prozent ist auch anzuwenden, 

wenn der Arbeitnehmer keiner erhebungsberechtigten Religionsgemeinschaft angehört.  

 

Bei Wertguthabenvereinbarungen (vgl. B 2.2.1.4 und 5.2) entfällt die einheitliche 

Pauschsteuer immer auf das Arbeitsentgelt, welches in der Arbeits- oder der Freistel-

lungsphase zur Auszahlung gelangt. Eine Einstellung der einheitlichen Pauschsteuer ins 

Wertguthaben während der Arbeitsphase erfolgt nicht. 

 

2.2 Pauschaler Lohnsteuersatz in Höhe von 20 Prozent 

 

Hat der Arbeitgeber für das Arbeitsentgelt aus einer geringfügig entlohnten Beschäftigung 

im Sinne des § 8 Abs. 1 Nr. 1 oder des § 8a SGB IV den (pauschalen) Beitrag zur gesetz-

lichen Rentenversicherung in Höhe von 15 Prozent oder 5 Prozent nicht zu entrichten, 

kann er die pauschale Lohnsteuer mit einem Steuersatz in Höhe von 20 Prozent des Ar-

beitsentgelts erheben. Hinzu kommen der Solidaritätszuschlag (5,5 Prozent der Lohn-

steuer) und die Kirchensteuer nach dem jeweiligen Landesrecht. 

 

3 Besteuerung nach individuellen Lohnsteuerabzugsmerkmalen 

 

Wählt der Arbeitgeber für eine geringfügig entlohnte Beschäftigung im Sinne des § 8 

Abs. 1 Nr. 1 oder des § 8a SGB IV nicht die pauschale Lohnsteuererhebung, ist die 

Lohnsteuer vom Arbeitsentgelt nach Maßgabe der individuellen Lohnsteuerabzugsmerk-
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male zu erheben. Die Höhe des Lohnsteuerabzugs hängt dann von der Lohnsteuerklasse 

ab. Bei den Lohnsteuerklassen I (Alleinstehende), II (bestimmte Alleinerziehende mit 

Kind) oder III und IV (verheiratete Arbeitnehmer/innen) fällt für das Arbeitsentgelt aus 

einer geringfügig entlohnten Beschäftigung keine Lohnsteuer an; etwas anderes gilt bei 

der Lohnsteuerklasse V oder VI. 

 

4 Anmeldung und Abführung der Lohnsteuer 

 
4.1 Einheitliche Pauschsteuer 

 

Für den Einzug der einheitlichen Pauschsteuer in Höhe von 2 Prozent des Arbeitsentgelts 

ist stets die Minijob-Zentrale zuständig. Das gilt sowohl für Beschäftigte im Privathaushalt 

als auch für Beschäftigte bei anderen Arbeitgebern. Bei geringfügiger Beschäftigung in 

Privathaushalten - ausgenommen davon sind Beschäftigungen, die wegen Bestands-

schutzes Versicherungspflicht begründen (vgl. B 7) - ist ausschließlich der Haushalts-

scheck zu verwenden. In diesem Haushaltsscheck gibt der Arbeitgeber das Arbeitsentgelt 

an und teilt darüber hinaus mit, ob die Lohnsteuer mit der einheitlichen Pauschsteuer er-

hoben werden soll. Die Minijob-Zentrale berechnet die einheitliche Pauschsteuer und 

zieht sie zusammen mit den übrigen Abgaben jeweils im Juli (für den Zeitraum vom 1. Ja-

nuar bis zum 30. Juni) und im Januar (für den Zeitraum vom 1. Juli bis zum 31. Dezem-

ber) vom Arbeitgeber ein. 

 

Andere Arbeitgeber (außerhalb des Haushaltsscheck-Verfahrens) berechnen die ein-

heitliche Pauschsteuer selbst und teilen der Minijob-Zentrale den Betrag im Beitrags-

nachweis-Verfahren mit. 

 

4.2 Pauschale Lohnsteuer in Höhe von 20 Prozent und Lohnsteuer nach  
den individuellen Lohnsteuerabzugsmerkmalen 

 

Für die Fälle der Lohnsteuerpauschalierung in Höhe von 20 Prozent des Arbeitsentgelts 

oder der Besteuerung nach Maßgabe der individuellen Lohnsteuerabzugsmerkmale ist 

stets das so genannte Betriebsstättenfinanzamt zuständig. Dies ist für den Privathaushalt 

als Arbeitgeber regelmäßig das für die Veranlagung zur Einkommensteuer zuständige 

Wohnsitzfinanzamt und für andere Arbeitgeber das Finanzamt, in dessen Bezirk sich der 

Betrieb befindet. 
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Die Lohnsteuer ist in der Lohnsteuer-Anmeldung anzugeben und an das Betriebsstätten-

finanzamt abzuführen; gegebenenfalls ist eine so genannte Nullmeldung abzugeben. Der 

Arbeitgeber braucht keine weiteren Lohnsteuer-Anmeldungen abzugeben, wenn er dem 

Betriebsstättenfinanzamt mitteilt, dass er im Lohnsteuer-Anmeldungszeitraum keine 

Lohnsteuer einzubehalten oder zu übernehmen hat, weil der Arbeitslohn nicht steuerbe-

lastet ist (zur Lohnsteuer-Anmeldung wird auf § 41a EStG bzw. 41a.1 Lohnsteuer-

Richtlinien - LStR - verwiesen). 
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J Beispiele: 
 

 Beispiel 1a (zu B 2.1.1): 
 

Der freiberuflich selbständige Zahnarzt (Einzelunternehmer) beschäftigt eine Ar-
beitnehmerin mit Hilfsarbeiten in seinen Praxisräumen und mit Reinigungsarbeiten 
in seiner Wohnung.  
 
Es ist von einem einheitlichen Beschäftigungsverhältnis auszugehen, da Arbeitge-
beridentität besteht (der Zahnarzt als Arbeitgeber ist eine natürliche Person, die 
nicht für den Arbeitsbereich in der Praxis und den Arbeitsbereich im Haushalt ge-
trennt betrachtet werden kann); unbedeutend ist, dass sich die einzelnen Beschäf-
tigungen klar abgrenzen lassen. 

 
 
 

 Beispiel 1b (zu B 2.1.1): 
 

Die Auto GmbH, die ihrem Geschäftszweck nach eine Kfz-Werkstatt und eine Au-
tovermietung betreibt (zwei organisatorisch selbständige Betriebe), beschäftigt ei-
nen Arbeitnehmer vormittags in der Kfz-Werkstatt und nachmittags in der Auto-
vermietung.  
 
Der Arbeitnehmer steht in einem einheitlichen Beschäftigungsverhältnis zur Auto 
GmbH. 

 
 
 
 Beispiel 1c (zu B 2.1.2): 
 

Der Arbeitgeber betreibt eine Kiesgrube, in der ein Arbeitnehmer als Baggerfahrer 
und ergänzend auf Selbständigenbasis als Maschinist für Wartungs- und Repara-
turarbeiten an Anlagen des Betriebs tätig ist. Für seine Leistungen als Maschinist 
erstellt der Arbeitnehmer eigenständig Rechnungen, für die Arbeiten an den Anla-
gen setzt er nur zum Teil eigenes Handwerkszeug ein, die Tätigkeit wird zu vom 
Arbeitgeber/Auftraggeber vorgegebenen (wenngleich auch arbeitnehmerunübli-
chen) Zeiten ausgeübt, eine Gewerbeanmeldung liegt vor.  
 
Er ist im Ergebnis betriebsorganisatorisch und –technisch in dem vom Arbeitgeber 
zumindest übergeordnet vorgegebenen Betriebsablauf integriert und auch hin-
sichtlich Art, Ort und Zeit der Tätigkeit Weisungen unterworfen. Von einem einheit-
lichen Beschäftigungsverhältnis ist auszugehen. 

 
 
 

 Beispiel 1d (zu B 2.1.3): 
 

Herr A ist Geschäftsführer und Mehrheitsgesellschafter bei der GmbH X und der 
GmbH Y. Der Arbeitnehmer Z wird bei der GmbH X im Rahmen einer mehr als ge-
ringfügigen (Haupt-)Beschäftigung eingesetzt und bei der GmbH Y im Rahmen ei- 
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ner geringfügigen Beschäftigung. Die ausgeübten Tätigkeiten sind – vom Umfang 
abgesehen – identisch. Das Direktionsrecht über beide Beschäftigungen übt Herr 
A aus.  
 
Da es sich um mehrere Beschäftigungen bei rechtlich verschiedenen Arbeitgebern 
handelt, ist eine getrennte versicherungsrechtliche Beurteilung vorzunehmen. 
 
 
 

 Beispiel 1e (zu B 2.1.3): 
 

In der X Kommanditgesellschaft (KG) werden versicherungspflichtige Arbeitneh-
mer beschäftigt. In dieser KG ist die natürliche Person Herr A Komplementär, der 
mit über 60 % an der KG beteiligt ist. Kommanditist mit einer Beteiligung von 40 % 
ist Herr B. Auf dem Betriebsgelände der KG befindet sich auch die Y KG. In dieser 
KG ist Herr A mit 70 % der Gesellschaftsanteile ebenfalls Komplementär. Die ver-
sicherungspflichtigen Arbeitnehmer der X KG sind gleichzeitig in der Y KG als ge-
ringfügig Beschäftigte tätig.  
 
In einer KG erfolgt die Vertretung grundsätzlich durch natürliche Personen; hier 
also durch den Komplementär Herrn A. In beiden Gesellschaften handelt es sich 
demnach bei dem Komplementär um dieselbe natürliche Person (Herr A). Da es 
sich allerdings um Beschäftigungen bei rechtlich verschiedenen Arbeitgebern 
handelt, ist eine getrennte versicherungsrechtliche Beurteilung vorzunehmen.  

 
 
 
 Beispiel 1f (zu B 2.1.3): 
 

Der Muster e. V. hält 100 % der Kapitalanteile an der Y GmbH. Herr B ist als Ge-
schäftsführer der Y GmbH gleichzeitig auch Geschäftsführer des Muster e. V. und 
dem Vorstand verantwortlich. Mitarbeiter, die hauptberuflich beim Muster e. V. be-
schäftigt sind, üben daneben bei der Y GmbH geringfügige Beschäftigungen aus.  
 
Da es sich um mehrere Beschäftigungen bei rechtlich verschiedenen Arbeitgebern 
handelt, ist eine getrennte versicherungsrechtliche Beurteilung vorzunehmen.  

 
 
 
 Beispiel 1g (zu B 2.1.4): 
 
 Die Z GmbH beschäftigt mehrere Arbeitnehmer als Verkäufer in ihren Supermärk-

ten. Für die Regalauffüllung mit neuen Waren aus Sonderaktionen lässt sie sich 
diese Arbeitnehmer über ein Leiharbeitsunternehmen im Rahmen geringfügiger 
Beschäftigungen verleihen.  
 
Die Beschäftigungen werden im Rahmen einheitlicher Beschäftigungsverhältnisse 
ausgeübt, da die berufstypische Mehrarbeit der Arbeitnehmer für die Z GmbH 
über ein Verleihunternehmen eine zum Nachteil des sozialversicherungsrechtli-
chen Schutzes der Arbeitnehmer führende Vertragsgestaltung darstellt. 
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Beispiel 2 (zu B 2.2, B 2.2.3.1, C 2.1, C 3.1 und C 3.2): 
 
 Eine familienversicherte Raumpflegerin arbeitet gegen ein monatliches Arbeits-

entgelt von 350 Euro und nimmt  
  

a) bis 31.12.2012, 
b) ab 01.01.2013 
 
eine Beschäftigung auf. 
 
Zu a): 

 Die Raumpflegerin ist geringfügig entlohnt beschäftigt, weil das Arbeitsentgelt 
450 Euro nicht übersteigt. Es besteht Versicherungsfreiheit in der Kranken-, Ren-
ten- und Arbeitslosenversicherung sowie keine Versicherungspflicht in der Pflege-
versicherung. Der Arbeitgeber hat Pauschalbeiträge zur Kranken- und Rentenver-
sicherung zu zahlen. Die Versicherungsfreiheit in der Rentenversicherung bleibt 
über den 31.12.2012 hinaus bestehen, solange das Arbeitsentgelt 400 Euro nicht 
übersteigt. 

 
 Personengruppenschlüssel: 109 
 Beitragsgruppenschlüssel: 6    5    0    0 
 

Zu b): 
 Die Raumpflegerin ist geringfügig entlohnt beschäftigt, weil das Arbeitsentgelt 

450 Euro nicht übersteigt. Es besteht Versicherungsfreiheit in der Kranken- und 
Arbeitslosenversicherung sowie keine Versicherungspflicht in der Pflegeversiche-
rung. In der Rentenversicherung liegt Versicherungspflicht vor. Der Arbeitgeber 
hat Pauschalbeiträge zur Krankenversicherung und gemeinsam mit der Arbeit-
nehmerin Pflichtbeiträge zur Rentenversicherung zu zahlen.  

  
 Personengruppenschlüssel: 109 
 Beitragsgruppenschlüssel: 6    1    0    0 
 

In der Rentenversicherung kann die Arbeitnehmerin schriftlich gegenüber dem Ar-
beitgeber die Befreiung von der Rentenversicherungspflicht beantragen mit der 
Folge, dass er nicht an der Beitragszahlung zur Rentenversicherung beteiligt wird. 
Bei einer wirksamen Befreiung von der Rentenversicherungspflicht ab Beschäfti-
gungsbeginn sind in der Rentenversicherung lediglich Pauschalbeiträge vom Ar-
beitgeber zu zahlen. 

 
 Personengruppenschlüssel: 109 
 Beitragsgruppenschlüssel: 6    5    0    0 
 
 
 
 Beispiel 3a (zu B 2.2, C 2.1 und C 3.2): 
 
 Eine Verkäuferin nimmt am 15.04. eine Beschäftigung gegen ein monatliches Ar-

beitsentgelt von 450 Euro auf, welches auch bereits im Monat der Beschäfti-
gungsaufnahme in voller Höhe gezahlt wird. 
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Obwohl die Beschäftigung im Laufe des Monats April beginnt, gilt die Arbeitsent-
geltgrenze von 450 Euro auch in diesem Monat. Die Verkäuferin ist geringfügig 
entlohnt beschäftigt, weil das Arbeitsentgelt 450 Euro nicht übersteigt. Es besteht 
Versicherungsfreiheit in der Kranken- und Arbeitslosenversicherung sowie keine 
Versicherungspflicht in der Pflegeversicherung. In der Rentenversicherung liegt 
Versicherungspflicht vor, von der sich der Arbeitnehmer auf Antrag befreien las-
sen kann. Der Arbeitgeber hat Pauschalbeiträge zur Krankenversicherung und 
gemeinsam mit der Arbeitnehmerin Pflichtbeiträge zur Rentenversicherung zu 
zahlen. 

 
Personengruppenschlüssel: 109 

 Beitragsgruppenschlüssel: 6    1    0    0 
 
 
 
 Beispiel 3b (zu B 2.2, C 2.1 und C 3.2): 
 
 Eine Verkäuferin ist nach 70 Arbeitstagen kurzfristiger Beschäftigung im 

laufenden Kalenderjahr erneut vom 15.12. bis 23.12. gegen ein Arbeitsentgelt 
von 450 Euro beschäftigt. 

 
Eine kurzfristige Beschäftigung liegt nicht vor, da die Verkäuferin bereits 
mehr als 70 Arbeitstage im Kalenderjahr beschäftigt war. Die Verkäuferin ist 
geringfügig entlohnt beschäftigt, weil das Arbeitsentgelt 450 Euro nicht 
übersteigt. Es besteht Versicherungsfreiheit in der Kranken- und Arbeitslo-
senversicherung sowie keine Versicherungspflicht in der Pflegeversiche-
rung. In der Rentenversicherung liegt Versicherungspflicht vor, von der sich 
der Arbeitnehmer auf Antrag befreien lassen kann. Der Arbeitgeber hat Pau-
schalbeiträge zur Krankenversicherung und gemeinsam mit der Arbeitneh-
merin Pflichtbeiträge zur Rentenversicherung zu zahlen. 

 
Personengruppenschlüssel: 109 

 Beitragsgruppenschlüssel: 6    1    0    0 
 
 
 
 Beispiel 4a (zu B 2.3.3.5 und B 4): 
 
 Ein Bezieher von Arbeitslosengeld wird als Kellner für die Zeit vom 01.08. 

bis 20.08. gegen ein Arbeitsentgelt von 500 Euro bei einer wöchentlichen Ar-
beitszeit von 14 Stunden befristet beschäftigt.  

 
Da der Arbeitnehmer als Bezieher von Arbeitslosengeld als berufsmäßig Be-
schäftigter anzusehen ist und das Arbeitsentgelt für den Beschäftigungs-
zeitraum (500 Euro) die Arbeitsentgeltgrenze von 450 Euro übersteigt, liegt 
keine geringfügige Beschäftigung vor. Es besteht Versicherungspflicht in 
der Kranken-, Renten- und Pflegeversicherung. In der Arbeitslosenversiche-
rung liegt Versicherungsfreiheit vor, weil ein Anspruch auf Arbeitslosengeld 
besteht und der Arbeitnehmer diesen Anspruch wegen der wöchentlichen 
Arbeitszeit unter 15 Stunden auch nicht verliert. 
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Personengruppenschlüssel: 101 
 Beitragsgruppenschlüssel: 3    1    0    1 
 
 
 
 Beispiel 4b (zu B 2.3.3 und B 2.3.3.4): 
 
 Eine Krankenschwester übernimmt während der Elternzeit für die Zeit vom 

20.08. bis 22.09. eine Aushilfsbeschäftigung im Pflegedienst. Sie verdient 
450 Euro im August und 900 Euro im September. Die wöchentliche Arbeits-
zeit beläuft sich auf 18 Stunden.  
 
Da die Arbeitnehmerin während der Elternzeit als berufsmäßig Beschäftigte 
anzusehen ist und das durchschnittlich pro Kalendermonat im Beschäfti-
gungszeitraum gezahlte Arbeitsentgelt mit 675 Euro (450 Euro + 900 Euro = 
1.350 Euro : 2) die Arbeitsentgeltgrenze von 450 Euro übersteigt, liegt keine 
geringfügige Beschäftigung vor. Es besteht Versicherungspflicht in der 
Kranken-, Renten-, Arbeitslosen- und Pflegeversicherung.  

 
Personengruppenschlüssel: 101 

 Beitragsgruppenschlüssel: 3    1    1    1 
 
 
 
 Beispiel 4c (zu B 2.2.2.1, B 2.3.3 und B 2.3.3.5): 
 
 Ein Schulentlassener, der ausbildungsuchend gemeldet ist, arbeitet als In-

venturaushilfe befristet vom 16.04. bis 30.04. gegen ein Arbeitsentgelt von 
260 Euro. Er gibt an, unmittelbar zuvor bei einem anderen Arbeitgeber vom 
01.04. bis 15.04. gegen ein Arbeitsentgelt von 210 Euro kurzfristig beschäf-
tigt gewesen zu sein.  

 
 Da der Arbeitnehmer ausbildungsuchend gemeldet ist, ist er als berufsmä-

ßig Beschäftigter anzusehen. Eine kurzfristige Beschäftigung liegt somit 
nicht vor, weil das im Monat April erzielte Gesamtentgelt mit 470 Euro 
(260 Euro + 210 Euro) die monatliche Entgeltgrenze von 450 Euro über-
schreitet. Das Arbeitsentgelt aus der zuvor kurzfristigen Beschäftigung bei 
einem anderen Arbeitgeber ist für diese Prüfung zu berücksichtigen, weil 
beide Beschäftigungen in demselben Kalendermonat April beginnen und 
enden. Die Inventuraushilfe ist geringfügig entlohnt beschäftigt, weil das Ar-
beitsentgelt in dieser Beschäftigung 450 Euro nicht übersteigt. Es besteht 
Versicherungsfreiheit in der Kranken- und Arbeitslosenversicherung sowie 
keine Versicherungspflicht in der Pflegeversicherung. In der Rentenversi-
cherung liegt Versicherungspflicht vor, von der sich der Arbeitnehmer auf 
Antrag befreien lassen kann. Der Arbeitgeber hat Pauschalbeiträge zur 
Krankenversicherung und gemeinsam mit dem Arbeitnehmer Pflichtbeiträge 
zur Rentenversicherung zu zahlen. 
 
Personengruppenschlüssel: 109 

 Beitragsgruppenschlüssel: 6    1    0    0 
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 Beispiel 4d (zu B 2.3.3, B 2.3.3.5 und B 4): 
 
 Ein Bezieher von Arbeitslosengeld arbeitet  
  

a) vom 16.04. bis 15.10. befristet bei Arbeitgeber A einmal die Woche 
(8 Stunden) gegen ein Arbeitsentgelt von 360 Euro im Monat (insgesamt 
26 Arbeitstage) und 
 

b) vom 10.07. bis 18.12. befristet bei Arbeitgeber B einmal die Woche 
(6 Stunden) gegen ein Arbeitsentgelt von 300 Euro im Monat (insgesamt 
24 Arbeitstage). 

 
 Da der Arbeitnehmer Arbeitslosengeld bezieht, ist er als berufsmäßig Be-

schäftigter anzusehen. Die Beschäftigung beim Arbeitgeber A ist zunächst 
als kurzfristige Beschäftigung zu beurteilen, da die Aufnahme der späteren 
Beschäftigung bei Arbeitgeber B noch nicht absehbar ist und das Arbeits-
entgelt die monatliche Entgeltgrenze von 450 Euro nicht überschreitet sowie 
die Zeitgrenze von 70 Arbeitstagen im Kalenderjahr nicht überschritten wird. 
Mit Aufnahme der Beschäftigung beim Arbeitgeber B übersteigt das aus bei-
den Beschäftigungen erzielte Arbeitsentgelt mit insgesamt 660 Euro in den 
Kalendermonaten Juli bis Oktober die monatliche Entgeltgrenze von 450 Eu-
ro, so dass die Beschäftigungen in der Zeit vom 10.07. bis 15.10. nicht ge-
ringfügig, sondern berufsmäßig mit einem Arbeitsentgelt von insgesamt 
mehr als 450 EUR im Monat ausübt werden. Die ab 16.10. allein beim Arbeit-
geber B ausgeübte Beschäftigung ist kurzfristig, weil das Arbeitsentgelt 450 
Euro im Monat nicht übersteigt und die Zeitgrenze von 70 Arbeitstagen im 
Kalenderjahr (auch unter Berücksichtigung von Beschäftigung A) nicht 
überschritten wird. 

 
 In der Beschäftigung bei Arbeitgeber A besteht vom 16.04. bis 09.07. Versi-

cherungsfreiheit in der Kranken-, Renten- und Arbeitslosenversicherung 
sowie keine Versicherungspflicht in der Pflegeversicherung. Vom 10.07. bis 
15.10. besteht in den Beschäftigungen beim Arbeitgeber A und beim Arbeit-
geber B Versicherungspflicht in der Kranken-, Renten- und Pflegeversiche-
rung. In der Arbeitslosenversicherung liegt Versicherungsfreiheit vor, weil 
ein Anspruch auf Arbeitslosengeld besteht und der Arbeitnehmer diesen An-
spruch wegen der wöchentlichen Arbeitszeit unter 15 Stunden auch nicht 
verliert. In der Beschäftigung beim Arbeitgeber B besteht ab 16.10. Versiche-
rungsfreiheit in der Kranken-, Renten- und Arbeitslosenversicherung sowie 
keine Versicherungspflicht in der Pflegeversicherung. 
 
Arbeitgeber A vom 16.04. bis 09.07. 
Personengruppenschlüssel: 110 

 Beitragsgruppenschlüssel: 0    0    0    0 
 

Arbeitgeber A und B vom 10.07. bis 15.10. 
Personengruppenschlüssel: 101 

 Beitragsgruppenschlüssel: 1    1    0    1 
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Arbeitgeber B vom 16.10. bis 18.12. 
Personengruppenschlüssel: 110 

 Beitragsgruppenschlüssel: 0    0    0    0 
 
 
 

Beispiel 5 (zu B 2.2.1, C 2.1 und C 3.2): 
 
 Eine Bürohilfe arbeitet gegen ein monatliches Arbeitsentgelt von 900 Euro. Am 

15.04. wird mit Wirkung ab 01.05. die Arbeitszeit dauerhaft reduziert, was eine 
Minderung des monatlichen Arbeitsentgelts auf 420 Euro zur Folge hat. 

 
Die Versicherungspflicht in der Kranken-, Renten-, Arbeitslosen- und Pflegeversi-
cherung für die mehr als geringfügig entlohnte Beschäftigung endet am 30.04. 
Vom 01.05. an beträgt das Arbeitsentgelt regelmäßig nicht mehr als 450 Euro im 
Monat, so dass die Bürohilfe geringfügig entlohnt beschäftigt ist. Von diesem Zeit-
punkt an besteht Versicherungsfreiheit in der Kranken- und Arbeitslosenversiche-
rung sowie keine Versicherungspflicht in der Pflegeversicherung. In der Renten-
versicherung liegt Versicherungspflicht vor, von der sich die Arbeitnehmerin auf 
Antrag befreien lassen kann. Der Arbeitgeber hat ab 01.05. Pauschalbeiträge zur 
Krankenversicherung und gemeinsam mit der Arbeitnehmerin Pflichtbeiträge zur 
Rentenversicherung zu zahlen. 

 
 Ab 01.05.: 

Personengruppenschlüssel: 109 
 Beitragsgruppenschlüssel: 6    1    0    0 
 
 
 
 Beispiel 6 (zu B 2.2.1.1): 
 

Eine Raumpflegerin arbeitet gegen ein monatliches Arbeitsentgelt von 440 Euro. 
Außerdem erhält sie jeweils im Dezember ein ihr vertraglich zugesichertes Weih-
nachtsgeld in Höhe von 240 Euro. 

 
 Das für die versicherungsrechtliche Beurteilung maßgebende Arbeitsentgelt ist wie 

folgt zu ermitteln: 
  

Laufendes Arbeitsentgelt (440 Euro x 12 =) 5.280 Euro 
 Weihnachtsgeld    240 Euro 
 zusammen 5.520 Euro 

 
Ein Zwölftel dieses Betrages beläuft sich auf (5.520 Euro : 12 =) 460 Euro und 
übersteigt die Arbeitsentgeltgrenze von 450 Euro, so dass die Raumpflegerin 
mehr als geringfügig entlohnt versicherungspflichtig in der Kranken-, Renten-,  
Arbeitslosen- und Pflegeversicherung beschäftigt ist. 
 

 Personengruppenschlüssel: 101 
 Beitragsgruppenschlüssel: 1    1    1    1 
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 Beispiel 7a (zu B 2.2.1.2, B 3.1, C 2.1 und C 3.2): 
 
 Eine Raumpflegerin arbeitet zu einem Stundenlohn in Höhe von 11 Euro. Sie soll 

zwischen 8 und 12 Stunden in der Woche eingesetzt werden. Die genaue Anzahl 
und der konkrete Umfang der regelmäßigen Arbeitseinsätze stehen nicht fest.  

 
 Der Arbeitgeber geht in seiner Jahresprognose davon aus, dass das Arbeitsent-

gelt der Raumpflegerin im Jahr 5.400 Euro nicht übersteigt, so dass sie geringfü-
gig entlohnt beschäftigt beurteilt werden kann. In der Kranken- und Arbeitslosen-
versicherung besteht Versicherungsfreiheit und in der Pflegeversicherung keine 
Versicherungspflicht. In der Rentenversicherung liegt Versicherungspflicht vor, von 
der sich die Arbeitnehmerin auf Antrag befreien lassen kann. Der Arbeitgeber hat 
Pauschalbeiträge zur Krankenversicherung und gemeinsam mit der Arbeitnehme-
rin Pflichtbeiträge zur Rentenversicherung zu zahlen. 

 
 Personengruppenschlüssel: 109 
 Beitragsgruppenschlüssel: 6    1    0    0 
 
 
 
 Beispiel 7b (zu B 2.2.1.2, B 3.1, C 2.1 und C 3.2): 
 
 Ein Kellner im Eiscafé erzielt in den Monaten April bis September monatlich 

560 Euro und in den Monaten Oktober bis März monatlich 340 Euro. 
 
 Das für die versicherungsrechtliche Beurteilung maßgebende Arbeitsentgelt ist wie  

folgt zu ermitteln: 
 
 April bis September (6 x 560 Euro =) 3.360 Euro 
 Oktober bis März (6 x 340 Euro =) 2.040 Euro 
 zusammen  5.400 Euro 
 

Ein Zwölftel dieses Betrages beläuft sich auf (5.400 Euro : 12 =) 450 Euro und 
übersteigt die Arbeitsentgeltgrenze von 450 Euro nicht, so dass der Kellner ge-
ringfügig entlohnt beschäftigt ist. Es besteht Versicherungsfreiheit in der Kran-
ken- und Arbeitslosenversicherung sowie keine Versicherungspflicht in der 
Pflegeversicherung. In der Rentenversicherung liegt Versicherungspflicht 
vor, von der sich der Arbeitnehmer auf Antrag befreien lassen kann. Der Ar-
beitgeber hat Pauschalbeiträge zur Krankenversicherung und gemeinsam 
mit dem Arbeitnehmer Pflichtbeiträge zur Rentenversicherung zu zahlen. 

 
Personengruppenschlüssel: 109 

 Beitragsgruppenschlüssel: 6    1    0    0 
 
 
 
 Beispiel 7c (zu B 2.2.1, B 2.2.1.2, B 2.3, C 2.1 und C 3.2): 
 
 Ein Abiturient überbrückt die Zeit bis zum nächstmöglichen Studienbeginn im Win-

tersemester mit einer Aushilfsbeschäftigung als Kellner in einem Ausflugslokal. 
Die Beschäftigung ist von vornherein für die Zeit vom 01.06. bis 31.12. bei einem 
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Arbeitseinsatz von mehr als 70 Arbeitstagen befristet. Das Arbeitsentgelt wird wie 
folgt gezahlt: 

 
Juni bis August                 =      970 Euro monatlich 
September bis Dezember =        60 Euro monatlich 
 
Die Beschäftigung ist nicht kurzfristig, weil zu ihrem Beginn feststeht, dass sie 
länger als drei Monate bzw. 70 Arbeitstage dauern wird. Es handelt sich auch 
nicht um eine geringfügig entlohnte Beschäftigung mit schwankendem Arbeitsent-
gelt. Der Charakter der regelmäßigen geringfügig entlohnten Beschäftigung ist 
nicht gegeben, weil der Beschäftigungsumfang einer erheblichen Schwankung un-
terliegt. Der Schwerpunkt der Beschäftigung liegt in den Monaten Juni bis August. 
Die Schwankungen in der Arbeitszeit verändern den Charakter der Beschäftigung 
derart, dass es sich nicht durchgehend um dieselbe regelmäßige Beschäftigung 
handelt, die einheitlich zu beurteilen ist. Die Beschäftigung ist in den Monaten Juni 
bis August nicht geringfügig entlohnt und in den Monaten September bis Dezem-
ber geringfügig entlohnt. Dabei ist unerheblich, dass der Gesamtverdienst im Zeit-
raum vom 01.06. bis 31.12. die zulässige anteilige Entgeltgrenze von 3.150 Euro 
nicht übersteigt. 

  
 Bis 31.08.: 
 Personengruppenschlüssel: 101 
 Beitragsgruppenschlüssel: 1    1    1    1 
 

Ab 01.09.: 
 Personengruppenschlüssel: 109 
 Beitragsgruppenschlüssel: 6    1    0    0 
 
 
 
 Beispiel 8a (zu B 2.2.1.3, C 2.1 und C 3.2): 
 

Einstellung eines Hausmeisters zum 01.04. auf Stundenlohnbasis (10 Euro pro 
Stunde). Es wird ein verstetigtes Arbeitsentgelt von 420 Euro im Monat vereinbart. 
Dies entspricht einer monatlichen Arbeitszeit von 42 Stunden (Jahresarbeitszeit 
= 504 Stunden). Der Arbeitseinsatz soll flexibel erfolgen und die wöchentliche Ar-
beitszeit demnach schwanken. Der Arbeitgeber schließt mit dem Hausmeister da-
her eine Gleitzeitvereinbarung über die Einrichtung eines Arbeitszeitkontos ab, die 
es dem Hausmeister ermöglicht, monatliche Überstunden auf- und abzubauen. 
 
Soweit der Arbeitgeber in der vorausschauenden Betrachtung davon ausgeht, 
dass das Arbeitszeitkonto zum Ende des maßgebenden Zeitjahres (31.03. des 
Folgejahres) maximal 36 Stunden Restguthaben enthalten wird, ist der Hausmeis-
ter geringfügig entlohnt beschäftigt, weil das durchschnittliche Arbeitsentgelt 
450 Euro nicht übersteigt (504 + 36 = 540 Stunden : 12 Monate x 10 Euro = 
450 Euro). Der Arbeitgeber hat von dem verstetigten Arbeitsentgelt Pauschalbei-
träge zur Krankenversicherung und gemeinsam mit dem Arbeitnehmer Pflichtbei-
träge zur Rentenversicherung zu zahlen. Der Arbeitnehmer kann die Befreiung 
von der Rentenversicherungspflicht beantragen. 

 
 Personengruppenschlüssel: 109 
 Beitragsgruppenschlüssel: 6    1    0    0 
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 Beispiel 8b (zu B 2.2.1.3, B 5.3, C 1, C 2.1, C 3.2 und D 2): 
  

Fortsetzung von Beispiel 8a 
 
 In der Zeit ab 15.08. erfolgt eine Freistellung von der Arbeitsleistung, die Arbeit 

wird danach erst am 01.12. wieder aufgenommen. Das verstetigte Arbeitsentgelt 
von 420 Euro wird entsprechend der Vereinbarung auch in den Monaten Septem-
ber, Oktober und November in voller Höhe gezahlt. Im Arbeitszeitkonto befindet 
sich zum 01.12. kein Restguthaben. 

 
 Die sozialversicherungsrechtliche Beschäftigung besteht längstens für drei Monate 

der Freistellung und endet am 14.11. Das darüber hinaus in der Freistellungspha-
se vom 15.11. bis 30.11. gezahlte Arbeitsentgelt ist wie eine Einmalzahlung dem 
Entgeltabrechnungszeitraum bis 14.11. zuzuordnen und entsprechend zu verbei-
tragen.  
 
Abmeldung zum 14.11.: 

 Personengruppenschlüssel: 109 
 Beitragsgruppenschlüssel: 6    1    0    0 

Grund der Abgabe: 30  
Rentenversicherungspflichtiges Arbeitsentgelt: 003360 
 
Für die Zeit ab 01.12. hat der Arbeitgeber das regelmäßige Arbeitsentgelt neu zu 
bestimmen und, sofern eine geringfügig entlohnte Beschäftigung vorliegt, folgende 
Anmeldung vorzunehmen: 
 
Personengruppenschlüssel: 109 

 Beitragsgruppenschlüssel: 6    1    0    0 
Grund der Abgabe: 10  

 
 
 
 Beispiel 8c (zu B 2.2.1.3, C 2.1 und C 3.2): 
  

Fortsetzung von Beispiel 8a 

 
In der Zeit vom 01.04. bis 31.12. wird ein Arbeitszeitguthaben von 128 Stunden 
aufgebaut. Im folgenden Januar arbeitet der Hausmeister 44 Stunden, demzufolge 
sich das Arbeitszeitguthaben um weitere 2 Stunden erhöht. 

  
Der Hausmeister hat demnach vom 01.04. bis 31.01. 550 Stunden (42 Stunden 
x 9 Monate = 378 Stunden + 128 Stunden Zeitguthaben + 44 Stunden Arbeitszeit 
im Januar) gearbeitet und die maximal zulässige Arbeitszeit von 540 Stunden im 
maßgebenden Jahreszeitraum (01.04. bis 31.03.) bereits im Januar um 10 Stun-
den überschritten. Ab 01.01. besteht Versicherungspflicht in der Kranken-, Ren-
ten-, Arbeitslosen- und Pflegeversicherung. Pflichtbeiträge sind vom monatlichen 
Arbeitsentgelt in Höhe von 420 Euro zu zahlen.  
 
Eine geringfügig entlohnte Beschäftigung liegt ab dem Zeitpunkt wieder vor, von 
dem an in einer neu angestellten Jahresbetrachtung davon ausgegangen werden 
kann, dass das regelmäßige Arbeitsentgelt unter Berücksichtigung des sich aus 
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dem bereits bestehenden und dem zu erwartenden Arbeitszeitguthaben abzulei-
tenden Arbeitsentgeltanspruchs 450 Euro nicht übersteigt. 
Abmeldung zum 31.12.: 
 

 Personengruppenschlüssel: 109 
 Beitragsgruppenschlüssel: 6    1   0    0 

Grund der Abgabe: 31 
Rentenversicherungspflichtiges Arbeitsentgelt: 003780 
 
Anmeldung zum 01.01.: 
Personengruppenschlüssel: 101 

 Beitragsgruppenschlüssel: 1    1    1    1 
 Grund der Abgabe: 11 
 
 
 

Beispiel 9 (zu B 5.1): 
  

Die Reinigungskraft eines Gebäudereinigungsunternehmens ist mit einem monat-
lichen Arbeitsentgelt in Höhe von 450 Euro für drei Jahre befristet geringfügig ent-
lohnt beschäftigt. Die Arbeitszeit kann über ein Arbeitszeitkonto flexibel gestaltet 
werden. Zusätzlich erklärt sich die Reinigungskraft bereit, Urlaubs- und Krank-
heitsvertretungen zu übernehmen, die ihrem Arbeitszeitkonto gut geschrieben 
werden. Das Arbeitszeitguthaben soll am Ende der Beschäftigung in Arbeitsentgelt 
abgegolten werden. 

 
 Da bereits von vornherein feststeht, dass die aufgrund der Urlaubs- und Krank-

heitsvertretungen aufgebauten Arbeitszeitguthaben nicht bis zum Ende der Be-
schäftigung abgebaut werden, hat die versicherungs- und beitragsrechtliche Beur-
teilung unter Berücksichtigung der zu erwartenden Vertretungsarbeit zu erfolgen. 
Die sonstige flexible Arbeitszeitregelung ist dabei irrelevant. 

 
 
 
 Beispiel 10 (zu B 2.2.1.4 und B 5.2): 
 
 Eine Verkäuferin ist gegen ein monatliches Arbeitsentgelt von 850 Euro beschäf-

tigt. Im Laufe der Beschäftigung verzichtet die Verkäuferin im Rahmen einer 
Wertguthabenvereinbarung auf die Auszahlung von monatlich 400 Euro. Diese 
sollen monatlich als Wertguthaben für eine spätere Freistellung angespart werden.  

 
 Die Verkäuferin ist weiterhin versicherungspflichtig in der Kranken-, Renten-, Ar-

beitslosen- und Pflegeversicherung, weil das Bruttoarbeitsentgelt 450 Euro über-
steigt. Die Umwandlung einer versicherungspflichtigen Beschäftigung in eine ver-
sicherungsfreie Beschäftigung durch eine Wertguthabenvereinbarung ist unzuläs-
sig. Die besonderen Regelungen zu Wertguthabenvereinbarungen finden keine 
Anwendung. Auf Basis des monatlich erarbeiteten Arbeitsentgeltanspruchs von 
850 Euro besteht Beitragspflicht. Eine sozialversicherungsrechtlich relevante Ent-
sparung des „Wertguthabens“ ist nicht möglich. Die versicherungspflichtige Be-
schäftigung endet vor Beginn der Freistellung der Verkäuferin von der Arbeitsleis-
tung und der Auszahlung des „Wertguthabens“. 
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Personengruppenschlüssel: 101 
 Beitragsgruppenschlüssel: 1    1    1    1 
 
 
 

Beispiel 11 (zu B 2.2.1.6, C 2.1 und C 3.2): 
 
 Eine familienversicherte Hausfrau nimmt am 01.04. im Rahmen einer abhän-

gigen Beschäftigung eine nebenberufliche Lehrtätigkeit auf. Sie arbeitet ge-
gen ein monatliches Arbeitsentgelt von 700 Euro. Der Arbeitgeber beabsich-
tigt, auf das Arbeitsentgelt den als Aufwandsentschädigung vorgesehenen 
Steuerfreibetrag von jährlich 2.400 Euro (Übungsleiterpauschale) anzuwen-
den, da der Steuerfreibetrag von der Arbeitnehmerin auch nicht für andere 
Zwecke genutzt wird und bei Beschäftigungsbeginn in voller Höhe zur Ver-
fügung steht. Der Steuerfreibetrag soll en bloc ausgeschöpft werden. 

 
Das regelmäßige Arbeitsentgelt ist für jedes Kalenderjahr gesondert zu er-
mitteln, also vom 01.04. bis 31.12. und erneut ab 01.01. des Folgejahres.  
 
01.04. bis 31.12.: 
 
Verdienst (700 Euro x 9 =) 6.300 Euro 

 ./. Steuerfreibetrag 2.400 Euro 
 Sozialversicherungsrechtliches Arbeitsentgelt 3.900 Euro 

 
Ein Neuntel dieses Betrages beläuft sich auf (3.900 Euro : 9) 433,33 Euro und 
übersteigt die Arbeitsentgeltgrenze von 450 Euro nicht, so dass vom 01.04. 
bis 31.12. eine geringfügig entlohnte Beschäftigung vorliegt. Es besteht Ver-
sicherungsfreiheit in der Kranken- und Arbeitslosenversicherung sowie kei-
ne Versicherungspflicht in der Pflegeversicherung. In der Rentenversiche-
rung liegt Versicherungspflicht vor, von der sich die Arbeitnehmerin auf An-
trag befreien lassen kann. Der Arbeitgeber hat Pauschalbeiträge zur Kran-
kenversicherung und gemeinsam mit der Arbeitnehmerin Pflichtbeiträge zur 
Rentenversicherung zu zahlen. Die geringfügig entlohnte Beschäftigung ist 
erst nach Ausschöpfung des Steuerfreibetrages ab dem Monat Juli zu mel-
den und zu verbeitragen. Die Monate April bis Juni sind voll (jeweils 700 Eu-
ro) und der Monat Juli teilweise (300 Euro) mit Steuerfreibeträgen belegt. 

 
 Personengruppenschlüssel: 109 
 Beitragsgruppenschlüssel: 6    1    0    0 
 

Ab 01.01. des Folgejahres: 
 
Verdienst (700 Euro x 12 =) 8.400 Euro 

 ./. Steuerfreibetrag 2.400 Euro 
 Sozialversicherungsrechtliches Arbeitsentgelt 6.000 Euro 

 
 Ein Zwölftel dieses Betrages beläuft sich auf (6.000 Euro : 12) 500 Euro und 

übersteigt die Arbeitsentgeltgrenze von 450 Euro, so dass die nebenberufli-
che Lehrkraft ab 01.01. mehr als geringfügig entlohnt versicherungspflichtig 
in der Kranken-, Renten-, Arbeitslosen- und Pflegeversicherung beschäftigt 
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ist. Die mehr als geringfügig entlohnte Beschäftigung ist erst nach Aus-
schöpfung des Steuerfreibetrages ab dem Monat April zu melden und zu 
verbeitragen. Die Monate Januar bis März sind voll (jeweils 700 Euro) und 
der Monat April teilweise (300 Euro) mit Steuerfreibeträgen belegt. 

 
 Personengruppenschlüssel: 101 
 Beitragsgruppenschlüssel: 1    1    1    1 
 
 
 
 Beispiel 12 (zu B 2.2.1.6): 
 
 Eine privat krankenversicherte Hausfrau nimmt vom 01.03. bis 31.10. im 

Rahmen einer abhängigen Beschäftigung eine nebenberufliche Lehrtätigkeit 
auf. Sie arbeitet gegen ein monatliches Arbeitsentgelt von 750 Euro. Der Ar-
beitgeber beabsichtigt, auf das Arbeitsentgelt den als Aufwandsentschädi-
gung vorgesehenen Steuerfreibetrag von jährlich 2.400 Euro (Übungsleiter-
pauschale) in Höhe von 2.000 Euro anzuwenden, da im Kalenderjahr des Be-
schäftigungsbeginns der Steuerfreibetrag von der Arbeitnehmerin bereits in 
Höhe von 400 Euro in Anspruch genommen wurde. Der Steuerfreibetrag soll 
pro rata ausgeschöpft werden. 

 
Das regelmäßige Arbeitsentgelt vom 01.03. bis 31.10. ermittelt sich wie folgt: 
 
Verdienst (750 Euro x 8 =) 6.000 Euro 

 ./. Steuerfreibetrag (2.400 Euro ./. 400 Euro) 2.000 Euro 
 Sozialversicherungsrechtliches Arbeitsentgelt 4.000 Euro 

 
 Ein Achtel dieses Betrages beläuft sich auf (4.000 Euro : 8) 500 Euro und 

übersteigt die Arbeitsentgeltgrenze von 450 Euro, so dass die nebenberufli-
che Lehrkraft mehr als geringfügig entlohnt versicherungspflichtig in der 
Kranken-, Renten-, Arbeitslosen- und Pflegeversicherung beschäftigt ist. Die 
Beschäftigung ist vom 01.03. bis 31.10. zu melden und zu verbeitragen. 

  
 Personengruppenschlüssel: 101 
 Beitragsgruppenschlüssel: 1    1    1    1 
 
 
 

Beispiel 13 (zu B 2.2.1.6, C 2.1 und C 3.2): 
 

Ein gesetzlich krankenversicherter Hausmann ist im Sportverein als 
Übungsleiter gegen ein monatliches Arbeitsentgelt von 640 Euro tätig. 
Gleichzeitig nimmt er im selben Sportverein die Position des Kassenwarts 
wahr, für die er monatlich 70 Euro erhält. Es handelt sich um ein einheitli-
ches Beschäftigungsverhältnis bei demselben Arbeitgeber. Der Arbeitgeber 
beabsichtigt, auf das Arbeitsentgelt die als Aufwandsentschädigung vorge-
sehenen Steuerfreibeträge von jährlich 2.400 Euro (Übungsleiterpauschale) 
und 720 Euro (Ehrenamtspauschale) anzuwenden. Die Steuerfreibeträge sol-
len pro rata ausgeschöpft werden. 
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Das regelmäßige Arbeitsentgelt für die Zeit von Januar bis Dezember ermit-
telt sich wie folgt: 
 
 
Verdienst (640 Euro + 70 Euro = 710 Euro x 12 =) 8.520 Euro 

 ./. Steuerfreibetrag „Übungsleiterpauschale“ 2.400 Euro 
 ./. Steuerfreibetrag „Ehrenamtspauschale“ __720 Euro 
 Sozialversicherungsrechtliches Arbeitsentgelt 5.400 Euro 

 
Die Beschäftigung ist geringfügig entlohnt, weil das Arbeitsentgelt unter Be-
rücksichtigung der steuerfreien Aufwandsentschädigungen 450 Euro 
(5.400 Euro : 12) nicht übersteigt. Es besteht Versicherungsfreiheit in der 
Kranken- und Arbeitslosenversicherung sowie keine Versicherungspflicht in 
der Pflegeversicherung. In der Rentenversicherung liegt Versicherungs-
pflicht vor, von der sich der Arbeitnehmer auf Antrag befreien lassen kann. 
Der Arbeitgeber hat Pauschalbeiträge zur Krankenversicherung und ge-
meinsam mit dem Arbeitnehmer Pflichtbeiträge zur Rentenversicherung zu 
zahlen. Die Beschäftigung ist ganzjährig zu melden und zu verbeitragen. 
 
Personengruppenschlüssel: 109 

 Beitragsgruppenschlüssel: 6    1    0    0 
 
 
 

Beispiel 14 (zu B 2.2.1.7, C 2.1 und C 3.2): 
 
Eine Bürohilfe vereinbart mit dem Arbeitgeber, dass der Arbeitgeber den Brutto-
entgeltanspruch in Höhe von 560 Euro ab Beschäftigungsbeginn im Juni um 
120 Euro mindert und in diesem Umfang eine Versorgungszusage zu Gunsten ei-
ner betrieblichen Altersversorgung abgibt. 
 
Die Bürohilfe ist geringfügig entlohnt beschäftigt, weil das Arbeitsentgelt von 
440 Euro (560 ./. 120) nach der Entgeltumwandlung 450 Euro nicht übersteigt. Es 
besteht Versicherungsfreiheit in der Kranken- und Arbeitslosenversicherung sowie 
keine Versicherungspflicht in der Pflegeversicherung. In der Rentenversicherung 
liegt Versicherungspflicht vor, von der sich die Arbeitnehmerin auf Antrag befreien 
lassen kann. Der Arbeitgeber hat Pauschalbeiträge zur Krankenversicherung und 
gemeinsam mit der Arbeitnehmerin Pflichtbeiträge zur Rentenversicherung zu 
zahlen. 
 

 Personengruppenschlüssel: 109 
 Beitragsgruppenschlüssel: 6    1    0    0 
 
 
 
 Beispiel 15a (zu B 2.2.2.1, B 2.2.3.1, C 2.1 und C 3.1): 
 
 Eine privat krankenversicherte Raumpflegerin arbeitet ab 01.07.2012 
 
 beim Arbeitgeber A (Privathaushalt) gegen ein monatliches 
 Arbeitsentgelt von    170 Euro 
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 beim Arbeitgeber B gegen ein monatliches 
 Arbeitsentgelt von    150 Euro 
 
 Die Raumpflegerin ist geringfügig entlohnt beschäftigt, weil das Arbeitsentgelt aus 

beiden Beschäftigungen insgesamt 450 Euro nicht übersteigt. Es besteht Versi-
cherungsfreiheit in der Kranken-, Renten- und Arbeitslosenversicherung sowie 
keine Versicherungspflicht in der Pflegeversicherung. Die Arbeitgeber haben Pau-
schalbeiträge zur Rentenversicherung zu zahlen. Für den Arbeitgeber A findet das 
Haushaltsscheck-Verfahren Anwendung. Die Versicherungsfreiheit in der Renten-
versicherung bleibt über den 31.12.2012 hinaus bestehen, solange das insgesamt 
erzielte Arbeitsentgelt 400 Euro nicht übersteigt. 

 
 Personengruppenschlüssel: 109 

Beitragsgruppenschlüssel: 0    5    0    0 
 
 
 

Beispiel 15b (zu B 2.2.2.1, B 2.2.3.1, C 2.1, C 3.1 und C 3.2): 
 
 Eine privat krankenversicherte Raumpflegerin arbeitet  
 
 ab 01.07.2012 beim Arbeitgeber A gegen ein monatliches 
 Arbeitsentgelt von    170 Euro 
 
 ab 01.02.2013 beim Arbeitgeber B gegen ein monatliches 
 Arbeitsentgelt von    150 Euro 
 
 Die Raumpflegerin ist geringfügig entlohnt beschäftigt, weil das Arbeitsentgelt aus 

beiden Beschäftigungen insgesamt 450 Euro nicht übersteigt. In beiden Beschäf-
tigungen besteht Versicherungsfreiheit in der Kranken- und Arbeitslosenversiche-
rung sowie keine Versicherungspflicht in der Pflegeversicherung. Die Beschäfti-
gung beim Arbeitgeber A ist rentenversicherungsfrei, weil es sich um eine be-
standsgeschützte Beschäftigung handelt und das insgesamt erzielte Arbeitsentgelt 
400 Euro nicht übersteigt. In der Beschäftigung beim Arbeitgeber B liegt Renten-
versicherungspflicht vor, von der sich die Arbeitnehmerin befreien lassen kann. 
Der Arbeitgeber A hat Pauschalbeiträge zur Rentenversicherung und der Arbeit-
geber B gemeinsam mit der Arbeitnehmerin Pflichtbeiträge zur Rentenversiche-
rung zu zahlen.  

 
 Arbeitgeber A ab 01.07.2012: 
 Personengruppenschlüssel: 109 

Beitragsgruppenschlüssel: 0    5    0    0 
 

 Arbeitgeber B ab 01.02.2013: 
 Personengruppenschlüssel: 109 

Beitragsgruppenschlüssel:    0    1    0    0 
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Beispiel 15c (zu B 2.2.2.1, B 2.2.3.1, C 2.1, C 3.1 und C 3.2): 
 
 Eine privat krankenversicherte Raumpflegerin arbeitet  
 
 ab 01.07.2012 beim Arbeitgeber A gegen ein monatliches 
 Arbeitsentgelt von    250 Euro 
 
 ab 01.02.2013 beim Arbeitgeber B gegen ein monatliches 
 Arbeitsentgelt von    200 Euro 
   

Die Raumpflegerin ist geringfügig entlohnt beschäftigt, weil das Arbeitsentgelt aus 
beiden Beschäftigungen insgesamt 450 Euro nicht übersteigt. Es besteht Versi-
cherungsfreiheit in der Kranken- und Arbeitslosenversicherung sowie keine Versi-
cherungspflicht in der Pflegeversicherung. In der bestandsgeschützten Beschäfti-
gung beim Arbeitgeber A besteht bis 31.01.2013 Rentenversicherungsfreiheit. Ab 
01.02.2013 wirkt die Bestandschutzregelung für Beschäftigung A nicht mehr, weil 
aufgrund des Hinzutritts der Beschäftigung beim Arbeitgeber B das insgesamt er-
zielte Arbeitsentgelt 400 Euro übersteigt. Für beide Beschäftigungen ergibt sich ab 
01.02.2013 Rentenversicherungspflicht, von der sich die Arbeitnehmerin befreien 
lassen kann. Der Arbeitgeber A hat bis 31.01.2013 Pauschalbeiträge zur Renten-
versicherung zu zahlen. Ab 01.02.2013 zahlen beide Arbeitgeber gemeinsam mit 
der Arbeitnehmerin Pflichtbeiträge zur Rentenversicherung.  

 
 Arbeitgeber A bis 31.01.2013: 
 Personengruppenschlüssel: 109 

Beitragsgruppenschlüssel: 0    5    0    0 
 

 Arbeitgeber A und B ab 01.02.2013: 
 Personengruppenschlüssel: 109 

Beitragsgruppenschlüssel:    0    1    0    0 
 
 
 

Beispiel 15d (zu B 2.2.2.1, B 2.2.3.1, B 2.2.4, C 2.1, C 3.1 und D 2): 
 
 Eine privat krankenversicherte Raumpflegerin arbeitet  
 
 ab 01.07.2012 beim Arbeitgeber A gegen ein monatliches 
 Arbeitsentgelt von    250 Euro 
 
 ab 01.02.2013 beim Arbeitgeber B gegen ein monatliches 
 Arbeitsentgelt von    200 Euro 
 (Der Antrag auf Befreiung von der Rentenversicherungspflicht wird wirksam ab 

Beschäftigungsbeginn gestellt) 
  

Die Raumpflegerin ist geringfügig entlohnt beschäftigt, weil das Arbeitsentgelt aus 
beiden Beschäftigungen insgesamt 450 Euro nicht übersteigt. Es besteht Versi-
cherungsfreiheit in der Kranken- und Arbeitslosenversicherung sowie keine Versi-
cherungspflicht in der Pflegeversicherung. In der bestandsgeschützten Beschäfti-
gung beim Arbeitgeber A besteht bis 31.01.2013 Rentenversicherungsfreiheit. Ab 
01.02.2013 wirkt die Bestandschutzregelung für Beschäftigung A nicht mehr, weil 
aufgrund des Hinzutritts der Beschäftigung beim Arbeitgeber B das insgesamt er-
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zielten Arbeitsentgelt 400 Euro übersteigt. Für beide Beschäftigungen ergibt sich 
ab 01.02.2013 grundsätzlich Rentenversicherungspflicht, von der sich die Arbeit-
nehmerin jedoch hat befreien lassen. Die beim Arbeitgeber B beantragte Befrei-
ung von der Rentenversicherungspflicht ab 01.02.2013 wirkt sich auch auf die Be-
schäftigung beim Arbeitgeber A aus. Beim Arbeitgeber A muss daher kein geson-
derter Befreiungsantrag gestellt werden, der der Minijob-Zentrale zu melden wäre. 
Der Arbeitgeber A hat durchgehend ab 01.07.2012 und der Arbeitgeber B ab 
01.02.2013 Pauschalbeiträge zur Rentenversicherung zu zahlen.  

 
 Arbeitgeber A ab 01.07.2012: 
 Personengruppenschlüssel: 109 

Beitragsgruppenschlüssel: 0    5    0    0 
 Arbeitgeber B ab 01.02.2013: 
 Personengruppenschlüssel: 109 

Beitragsgruppenschlüssel:    0    5    0    0 
 
 
 

Beispiel 15e (zu B 2.2.3.1, C 2.1, C 3.1 und D 2): 
 
 Eine privat krankenversicherte Raumpflegerin arbeitet ab 01.07.2012 gegen ein 

monatliches Arbeitsentgelt von 390 Euro, welches ab 01.04.2013 auf 430 Euro 
abgehoben wird. Der Antrag auf Befreiung von der Rentenversicherungspflicht 
wird wirksam ab dem Zeitpunkt der Entgelterhöhung gestellt. 

 
 Die Raumpflegerin ist geringfügig entlohnt beschäftigt, weil das Arbeitsentgelt 

450 Euro nicht übersteigt. Es besteht Versicherungsfreiheit in der Kranken- und 
Arbeitslosenversicherung sowie keine Versicherungspflicht in der Pflegeversiche-
rung. Bis 31.03.2013 ist die Arbeitnehmerin rentenversicherungsfrei, weil das Ar-
beitsentgelt 400 Euro nicht übersteigt. Ab 01.04.2013 tritt grundsätzlich Renten-
versicherungspflicht ein, von der sich die Arbeitnehmerin jedoch hat befreien las-
sen. Der Arbeitgeber meldet der Minijob-Zentrale den Eingang des Befreiungsan-
trags und damit das Ende der bisherigen Rentenversicherungsfreiheit sowie den 
Beginn der Befreiung von der Rentenversicherungspflicht durch eine Ab- und An-
meldung aus sonstigen Gründen (bzw. nutzt alternativ die Mustermeldung der Mi-
nijob-Zentrale). Der Beitragsgruppenschlüssel bleibt unverändert. Der Arbeitgeber 
hat durchgehend ab 01.07.2012 Pauschalbeiträge zur Rentenversicherung zu 
zahlen.  

 
 Bis 31.03.2013: 
 Personengruppenschlüssel: 109 

Beitragsgruppenschlüssel: 0    5    0    0 
Grund der Abgabe: 33 

 
 Ab 01.04.2013: 
 Personengruppenschlüssel: 109 

Beitragsgruppenschlüssel: 0    5    0    0 
 Grund der Abgabe: 13 
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 Beispiel 16 (zu B 2.2.2.1, C 2.1 und C 3.2): 
 
 Eine familienversicherte Raumpflegerin arbeitet befristet 
 
 beim Arbeitgeber A vom 02.05. bis 28.06.  
 (Sechs-Tage-Woche)   58 Kalendertage 
 gegen ein monatliches Arbeitsentgelt von 700 Euro 
 
 beim Arbeitgeber B vom 02.05. bis  03.08. 94 Kalendertage 
 gegen ein monatliches Arbeitsentgelt von 320 Euro 
 
 Die Beschäftigung beim Arbeitgeber A ist wegen ihrer Dauer und die Beschäfti-

gung beim Arbeitgeber B wegen der Höhe des Arbeitsentgelts geringfügig. Mithin 
besteht in Beschäftigung A Versicherungsfreiheit in der Kranken-, Renten- und 
Arbeitslosenversicherung sowie keine Versicherungspflicht in der Pflegeversiche-
rung und in Beschäftigung B Versicherungsfreiheit in der Kranken- und Arbeitslo-
senversicherung sowie keine Versicherungspflicht in der Pflegeversicherung und 
Versicherungspflicht in der Rentenversicherung. Eine Zusammenrechnung der 
beiden Beschäftigungen kann nicht vorgenommen werden, da es sich bei der Be-
schäftigung beim Arbeitgeber A um eine kurzfristige Beschäftigung und bei der 
Beschäftigung beim Arbeitgeber B um eine geringfügig entlohnte Beschäftigung 
handelt. Der Arbeitgeber B hat Pauschalbeiträge zur Krankenversicherung und 
gemeinsam mit der Arbeitnehmerin Pflichtbeiträge zur Rentenversicherung zu 
zahlen. 
 

 Arbeitgeber A Personengruppenschlüssel: 110 
  Beitragsgruppenschlüssel: 0    0    0    0 
 
 Arbeitgeber B Personengruppenschlüssel: 109 
  Beitragsgruppenschlüssel: 6    1    0    0 
 
 
 
 Beispiel 17 (zu B 2.2.2.1, B 2.2.3.1, C 2.1 und C 3.1): 
 
 Eine privat krankenversicherte Verkäuferin arbeitet seit dem 01.04.2012 beim Ar-

beitgeber A gegen ein monatliches Arbeitsentgelt von 350 Euro (Dauerbeschäfti-
gung). Am 01.03.2015 nimmt sie zusätzlich eine bis zum 20.04.2015 befristete 
Beschäftigung beim Arbeitgeber B auf; dort arbeitet sie als Verkäuferin gegen ein 
monatliches Arbeitsentgelt von 200 Euro. 

 
 Die Verkäuferin bleibt auch in der Zeit vom 01.03. bis zum 20.04.2015 weiterhin 

versicherungsfrei in der Kranken-, Renten- und Arbeitslosenversicherung, weil es 
sich bei der Beschäftigung beim Arbeitgeber A um eine (vor dem 01.01.2013 auf-
genommene) geringfügig entlohnte und bei der Beschäftigung beim Arbeitgeber B 
um eine kurzfristige Beschäftigung handelt und keine Zusammenrechnung vorzu-
nehmen ist. Aus der Krankenversicherungsfreiheit folgt, dass in der Beschäftigung 
A auch keine Versicherungspflicht in der Pflegeversicherung besteht. Der Arbeit-
geber A hat den Pauschalbeitrag zur Rentenversicherung zu zahlen. Die Versiche-
rungsfreiheit in der Rentenversicherung bleibt in der Beschäftigung beim Arbeit-
geber A über den 31.12.2012 hinaus bestehen, solange das Arbeitsentgelt 
400 Euro nicht übersteigt 
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Arbeitgeber A Personengruppenschlüssel: 109 
  Beitragsgruppenschlüssel: 0    5    0    0 
 
 Arbeitgeber B Personengruppenschlüssel: 110 
  Beitragsgruppenschlüssel:  0    0    0    0 
 
 
 
 Beispiel 18 (zu B 2.2.1.4, B 2.2.2.1, C 2.1 und C 3.2): 
 
 Eine gesetzlich krankenversicherte Verkäuferin arbeitet 
 
 beim Arbeitgeber A seit dem 01.07. gegen ein monatliches 
 Arbeitsentgelt von    450 Euro 
 in Wertguthaben angelegtes Arbeitsentgelt   200 Euro 
 
 beim Arbeitgeber B seit dem 01.11. gegen ein monatliches 
 Arbeitsentgelt von    150 Euro 
  
 Maßgebend für die Ermittlung des regelmäßigen Arbeitsentgelts bei Beschäfti-

gung A ist der ausgezahlte Betrag von 250 Euro. Die Verkäuferin ist geringfügig 
entlohnt beschäftigt, weil das Arbeitsentgelt aus beiden Beschäftigungen insge-
samt 450 Euro nicht übersteigt. Es besteht Versicherungsfreiheit in der Kranken- 
und Arbeitslosenversicherung sowie keine Versicherungspflicht in der Pflegeversi-
cherung. In der Rentenversicherung besteht Versicherungspflicht, von der sich die 
Arbeitnehmerin befreien lassen kann. Die Arbeitgeber haben Pauschalbeiträge zur 
Krankenversicherung und gemeinsam mit der Arbeitnehmerin Pflichtbeiträge zur 
Rentenversicherung zu zahlen.  

 
 Personengruppenschlüssel: 109 

Beitragsgruppenschlüssel: 6    1    0    0 
 
 
 

Beispiel 19 (zu B 2.2.2.2, B 2.2.3.1, C 2.1 und C 3.1): 
 
 Eine Verkäuferin arbeitet regelmäßig 
 
 beim Arbeitgeber A gegen ein monatliches 
 Arbeitsentgelt von   1.800 Euro 
 

beim Arbeitgeber B seit dem 01.09.2012 gegen ein monatliches 
 Arbeitsentgelt von      300 Euro 
  
 Die Verkäuferin unterliegt in der (Haupt-)Beschäftigung beim Arbeitgeber A der 

Versicherungspflicht in der Kranken-, Renten-, Arbeitslosen- und Pflegeversiche-
rung. Die Beschäftigung beim Arbeitgeber B ist geringfügig entlohnt, weil das Ar-
beitsentgelt 450 Euro nicht übersteigt und versicherungsfrei in der Kranken- und 
Arbeitslosenversicherung sowie nicht versicherungspflichtig in der Pflegeversiche-
rung. In der Rentenversicherung besteht in der Beschäftigung beim Arbeitgeber B 
über den 31.12.2012 hinaus Versicherungsfreiheit, solange das Arbeitsentgelt 
400 Euro nicht übersteigt. Eine Zusammenrechnung der geringfügig entlohnten 
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Beschäftigung mit der versicherungspflichtigen (Haupt-)Beschäftigung findet nicht 
statt. Der Arbeitgeber B hat Pauschalbeiträge zur Kranken- und Rentenversiche-
rung zu zahlen. 

 
 Arbeitgeber A Personengruppenschlüssel: 101 
  Beitragsgruppenschlüssel: 1    1    1    1 
 
 
 Arbeitgeber B Personengruppenschlüssel: 109 
  Beitragsgruppenschlüssel: 6    5    0    0 
 
 
 
 Beispiel 20 (zu B 2.2.2.2, B 2.2.3.1, C 2.1 und C 3.1): 
 
 Eine Raumpflegerin arbeitet regelmäßig 
 
 seit Jahren beim Arbeitgeber A gegen ein  
 monatliches Arbeitsentgelt von    600 Euro 
 
 seit 01.06.2012 beim Arbeitgeber B gegen ein 
 monatliches Arbeitsentgelt von    230 Euro 
 
 seit 01.02.2013 beim Arbeitgeber C gegen ein 
 monatliches Arbeitsentgelt von    200 Euro 
 
 Die Raumpflegerin unterliegt in der (Haupt-)Beschäftigung beim Arbeitgeber A der 

Versicherungspflicht in der Kranken-, Renten-, Arbeitslosen- und Pflegeversiche-
rung. Bei den beiden übrigen Beschäftigungen handelt es sich jeweils um gering-
fügig entlohnte Beschäftigungen, weil das Arbeitsentgelt aus den einzelnen Be-
schäftigungen 450 Euro nicht übersteigt. Da die Beschäftigung beim Arbeitgeber B 
zeitlich zuerst aufgenommen wird, wird sie nicht mit der versicherungspflichtigen 
(Haupt-)Beschäftigung beim Arbeitgeber A zusammengerechnet und bleibt in der 
Kranken- und Rentenversicherung versicherungsfrei sowie nicht versicherungs-
pflichtig in der Pflegeversicherung. Die Versicherungsfreiheit in der Rentenversi-
cherung bleibt in der Beschäftigung B über den 31.12.2012 hinaus bestehen, so-
lange das Arbeitsentgelt 400 Euro nicht übersteigt. Die Beschäftigung beim Ar-
beitgeber C ist hingegen mit der versicherungspflichtigen (Haupt-)Beschäftigung 
beim Arbeitgeber A zusammenzurechnen mit der Folge, dass sie als mehr als ge-
ringfügige Beschäftigung Versicherungspflicht in der Kranken-, Renten- und Pfle-
geversicherung begründet. In der Arbeitslosenversicherung besteht in den Be-
schäftigungen beim Arbeitgeber B und beim Arbeitgeber C Versicherungsfreiheit, 
weil das Arbeitsentgelt aus diesen Beschäftigungen jeweils 450 Euro nicht über-
schreitet und geringfügig entlohnte Beschäftigungen mit versicherungspflichtigen 
(Haupt-)Beschäftigungen nicht zusammengerechnet werden. Der Arbeitgeber B 
hat Pauschalbeiträge zur Kranken- und Rentenversicherung zu zahlen. 

 
 Arbeitgeber A Personengruppenschlüssel: 101 
  Beitragsgruppenschlüssel: 1    1    1    1 
 
 Arbeitgeber B Personengruppenschlüssel: 109 
  Beitragsgruppenschlüssel: 6    5    0    0 
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 Arbeitgeber C Personengruppenschlüssel: 101 
  Beitragsgruppenschlüssel: 1    1    0    1 
 
 
 
 Beispiel 21 (zu B 2.2.2.2): 
 
 Ein privat krankenversicherter Beamter übt neben seiner Beamtenbeschäftigung 

beim Arbeitgeber A weitere Beschäftigungen bei den Arbeitgebern B und C aus. 
Beim Arbeitgeber B arbeitet er als Programmierer gegen ein monatliches Arbeits-
entgelt von 280 Euro; beim Arbeitgeber C arbeitet er als Buchhalter gegen ein 
monatliches Arbeitsentgelt von 200 Euro.  

 
 Die Beamtentätigkeit beim Arbeitgeber A ist keine versicherungspflichtige  
 (Haupt-)Beschäftigung, so dass sie nicht mit den weiteren Beschäftigungen zu-

sammengerechnet wird. Der Beamte ist aufgrund der Beschäftigungen bei den 
Arbeitgebern B und C in der Krankenversicherung generell versicherungsfrei und 
damit in der Pflegeversicherung nicht versicherungspflichtig. In der Renten- und 
Arbeitslosenversicherung besteht für den Beamten aufgrund der Beschäftigungen 
bei den Arbeitgebern B und C Versicherungspflicht, weil das Arbeitsentgelt aus 
diesen Beschäftigungen 450 Euro übersteigt.  

 
 Arbeitgeber B/C Personengruppenschlüssel: 101 
   Beitragsgruppenschlüssel: 0    1    1    0 
 
 
 
 Beispiel 22 (zu B 2.2.2.2 und C 2.1): 
 

Ein freiwillig krankenversicherter Beamter übt neben seiner Beamtenbeschäfti-
gung beim Arbeitgeber A seit 01.02. weitere Beschäftigungen bei den Arbeitge-
bern B und C aus. Beim Arbeitgeber B arbeitet er als Programmierer gegen ein 
monatliches Arbeitsentgelt von 250 Euro; beim Arbeitgeber C arbeitet er als Buch-
halter gegen ein monatliches Arbeitsentgelt von 150 Euro. Der Arbeitnehmer be-
antragt mit Wirkung ab 01.02. die Befreiung von der Rentenversicherungspflicht 
aufgrund der geringfügig entlohnten Beschäftigungen.  
 

 Die Beamtentätigkeit beim Arbeitgeber A ist keine versicherungspflichtige  
(Haupt-)Beschäftigung, so dass sie nicht mit den weiteren Beschäftigungen zu-
sammengerechnet wird. Bei den Beschäftigungen bei den Arbeitgebern B und C 
handelt es sich um geringfügig entlohnte Beschäftigungen, weil das Arbeitsentgelt 
insgesamt 450 Euro nicht übersteigt. Die Beschäftigungen sind versicherungsfrei 
in der Kranken- und Arbeitslosenversicherung sowie nicht versicherungspflichtig in 
der Pflegeversicherung. Aufgrund des Antrags auf Befreiung von der Rentenversi-
cherungspflicht ist der Arbeitnehmer in den Beschäftigungen B und C von der 
Rentenversicherungspflicht befreit. Die Arbeitgeber B und C haben Pauschalbei-
träge zur Kranken- und Rentenversicherung zu zahlen. 
 
Arbeitgeber B/C Personengruppenschlüssel: 109 
 Beitragsgruppenschlüssel: 6   5   0   0 
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 Beispiel 23 (zu B 2.2.2.2, C 2.1 und C 3.2): 
 
 Ein privat krankenversicherter Beamter übt neben seiner Beamtenbeschäftigung 

beim Arbeitgeber A weitere Beschäftigungen bei den Arbeitgebern B und C aus. 
Beim Arbeitgeber B arbeitet er als Buchhalter gegen ein monatliches Arbeitsent-
gelt von 500 Euro; beim Arbeitgeber C arbeitet er seit dem 01.03. als Taxifahrer 
gegen ein monatliches Arbeitsentgelt von 200 Euro. 

 
 Die Beamtentätigkeit beim Arbeitgeber A ist keine versicherungspflichtige  

(Haupt-)Beschäftigung, so dass sie nicht mit den weiteren Beschäftigungen zu-
sammengerechnet wird. Der Beamte ist aufgrund der Beschäftigungen bei den 
Arbeitgebern B und C in der Krankenversicherung generell versicherungsfrei und 
damit in der Pflegeversicherung nicht versicherungspflichtig. In der Beschäftigung 
beim Arbeitgeber B unterliegt der Beamte der Versicherungspflicht in der Renten- 
und Arbeitslosenversicherung, weil das Arbeitsentgelt 450 Euro übersteigt. Die 
Beschäftigung beim Arbeitgeber C ist als (erste) geringfügig entlohnte Beschäfti-
gung neben der versicherungspflichtigen (Haupt-)Beschäftigung beim Arbeitge- 
ber B in der Rentenversicherung versicherungspflichtig mit der Möglichkeit der Be-
freiung von der Rentenversicherungspflicht, weil das monatliche Arbeitsentgelt 
450 Euro nicht übersteigt. In der Arbeitslosenversicherung besteht in der Beschäf-
tigung beim Arbeitgeber C Versicherungsfreiheit, weil geringfügig entlohnte Be-
schäftigungen mit versicherungspflichtigen Beschäftigungen nicht zusammenge-
rechnet werden. 

 
 Arbeitgeber B Personengruppenschlüssel: 101 

 Beitragsgruppenschlüssel: 0    1    1    0 
 
 Arbeitgeber C Personengruppenschlüssel: 109 

 Beitragsgruppenschlüssel: 0    1    0    0 
 
 
 

Beispiel 24 (zu B 2.2.2.2, B 2.2.3.1, C 2.1 und C 3.1): 
 
 Ein freiwillig krankenversicherter Beamter übt neben seiner Beamtenbeschäfti-

gung beim Arbeitgeber A weitere Beschäftigungen bei den Arbeitgebern B und C 
aus. Beim Arbeitgeber B arbeitet er als Buchhalter gegen ein monatliches Arbeits-
entgelt von 500 Euro; beim Arbeitgeber C arbeitet er seit 01.03.2012 als Taxifah-
rer gegen ein monatliches Arbeitsentgelt von 200 Euro. 

 
 Die Beamtentätigkeit beim Arbeitgeber A ist keine versicherungspflichtige  

(Haupt-)Beschäftigung, so dass sie nicht mit den weiteren Beschäftigungen zu-
sammengerechnet wird. Der Beamte ist aufgrund der Beschäftigungen bei den 
Arbeitgebern B und C in der Krankenversicherung versicherungsfrei und damit in 
der Pflegeversicherung nicht versicherungspflichtig. In der Beschäftigung beim 
Arbeitgeber B unterliegt der Beamte der Versicherungspflicht in der Renten- und 
Arbeitslosenversicherung, weil das Arbeitsentgelt 450 Euro übersteigt. Die Be-
schäftigung beim Arbeitgeber C bleibt als (erste) geringfügig entlohnte Beschäfti-
gung neben der versicherungspflichtigen (Haupt-)Beschäftigung beim Arbeitgeber 
B in der Rentenversicherung versicherungsfrei, weil die Beschäftigung bereits vor 
dem 01.01.2013 bestanden hat und das monatliche Arbeitsentgelt 400 Euro nicht 
übersteigt. In der Arbeitslosenversicherung besteht in der Beschäftigung beim Ar-
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beitgeber C ebenfalls Versicherungsfreiheit, weil geringfügig entlohnte Beschäfti-
gungen mit versicherungspflichtigen Beschäftigungen nicht zusammengerechnet 
werden. Der Arbeitgeber B hat individuelle Beiträge zur Renten- und Arbeitslosen-
versicherung zu zahlen; Pauschalbeiträge zur Krankenversicherung fallen nicht 
an, weil es sich nicht um eine geringfügig entlohnte Beschäftigung handelt. Der 
Arbeitgeber C hat Pauschalbeiträge zur Kranken- und Rentenversicherung zu zah-
len. 

 
 Arbeitgeber B Personengruppenschlüssel: 101 
  Beitragsgruppenschlüssel: 0    1    1    0 
 
 Arbeitgeber C Personengruppenschlüssel: 109 
  Beitragsgruppenschlüssel: 6    5    0    0 
 
 
 
 Beispiel 25 (zu B 2.2.2.2, B 2.2.3.1, C 2.1, C 3.1, D 8 und E): 
 
 Ein Programmierer arbeitet beim Arbeitgeber A gegen ein monatliches Arbeitsent-

gelt von 4.400 Euro. Er ist wegen Überschreitens der Jahresarbeitsentgeltgrenze 
krankenversicherungsfrei und in der gesetzlichen Krankenversicherung freiwillig 
versichert. Die Beiträge zur Krankenversicherung werden vom Arbeitgeber im 
Rahmen des Gesamtsozialversicherungsbeitrags überwiesen (Firmenzahler). Am 
01.07.2012 nimmt er eine zweite Beschäftigung als Programmierer beim Arbeit-
geber B gegen ein monatliches Arbeitsentgelt von 200 Euro und am 01.09.2012 
eine weitere Beschäftigung als Programmierer beim Arbeitgeber C gegen ein mo-
natliches Arbeitsentgelt von 150 Euro auf. 

 
 Der Programmierer unterliegt aufgrund der (Haupt-)Beschäftigung beim Arbeitge-

ber A der Versicherungspflicht in der Renten- und Arbeitslosenversicherung. Bei 
den beiden übrigen Beschäftigungen handelt es sich jeweils um geringfügig ent-
lohnte Beschäftigungen, weil das Arbeitsentgelt aus den einzelnen Beschäftigun-
gen (auch insgesamt) 450 Euro nicht übersteigt. Da die Beschäftigung beim Ar-
beitgeber B zuerst aufgenommen wird, wird sie nicht mit der rentenversicherungs-
pflichtigen (Haupt-)Beschäftigung zusammengerechnet. Sie bleibt in der Renten-
versicherung versicherungsfrei, weil die Beschäftigung bereits vor dem 01.01.2013 
bestanden hat und das monatliche Arbeitsentgelt 400 Euro nicht übersteigt; der 
Arbeitgeber B hat Pauschalbeiträge zur Rentenversicherung zu zahlen. Die Be-
schäftigung beim Arbeitgeber C ist hingegen mit der rentenversicherungspflichti-
gen (Haupt-)Beschäftigung beim Arbeitgeber A zusammenzurechnen mit der Fol-
ge, dass sie Versicherungspflicht in der Rentenversicherung begründet. In der Ar-
beitslosenversicherung besteht in den Beschäftigungen bei den Arbeitgebern B 
und C Versicherungsfreiheit, weil das Arbeitsentgelt aus diesen Beschäftigungen 
jeweils 450 Euro nicht überschreitet und geringfügig entlohnte Beschäftigungen 
mit versicherungspflichtigen Beschäftigungen nicht zusammengerechnet werden. 
Eine Zusammenrechnung der zweiten geringfügig entlohnten Beschäftigung mit 
der (Haupt-)Beschäftigung beim Arbeitgeber A kommt für den Bereich der Kran-
kenversicherung und damit auch für den Bereich der Pflegeversicherung nicht in 
Betracht, weil die (Haupt-)Beschäftigung keine Versicherungspflicht begründet. Da 
das Arbeitsentgelt aus den beiden geringfügig entlohnten Beschäftigungen insge-
samt 450 Euro nicht übersteigt, haben die Arbeitgeber B und C Pauschalbeiträge 
zur Krankenversicherung zu zahlen. 
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 Arbeitgeber A Personengruppenschlüssel: 101 
 Beitragsgruppenschlüssel: 9    1    1    1 

  
 Arbeitgeber B Personengruppenschlüssel: 109 
  Beitragsgruppenschlüssel: 6    5    0    0 
 
 Arbeitgeber C a) an zuständige Krankenkasse 
  Personengruppenschlüssel: 101 
  Beitragsgruppenschlüssel: 0    1    0    0 
 
  b) an Minijob-Zentrale 
  Personengruppenschlüssel: 101 
  Beitragsgruppenschlüssel: 6    0    0    0 
 
 
 
 Beispiel 26 (zu B 2.2.2.2, C 3.2): 
 
 Ein Programmierer arbeitet beim Arbeitgeber A gegen ein monatliches Arbeitsent-

gelt von 4.400 Euro. Er ist wegen Überschreitens der Jahresarbeitsentgeltgrenze 
krankenversicherungsfrei und in der gesetzlichen Krankenversicherung als Selbst-
zahler freiwillig versichert. Am 01.07. nimmt er eine zweite Beschäftigung als Pro-
grammierer beim Arbeitgeber B gegen ein monatliches Arbeitsentgelt von 
300 Euro und am 01.09. eine weitere Beschäftigung als Programmierer beim Ar-
beitgeber C gegen ein monatliches Arbeitsentgelt von 200 Euro auf. 

 
 Der Programmierer unterliegt aufgrund der (Haupt-)Beschäftigung beim Arbeitge-

ber A der Versicherungspflicht in der Renten- und Arbeitslosenversicherung. Bei 
den beiden übrigen Beschäftigungen handelt es sich jeweils um geringfügig ent-
lohnte Beschäftigungen, weil das Arbeitsentgelt aus den einzelnen Beschäftigun-
gen 450 Euro nicht übersteigt. Da die Beschäftigung beim Arbeitgeber B zuerst 
aufgenommen wird, wird sie nicht mit der rentenversicherungspflichtigen  
(Haupt-)Beschäftigung zusammengerechnet und bleibt in der Rentenversicherung 
als geringfügig entlohnte Beschäftigung versicherungspflichtig mit der Möglichkeit 
der Befreiung von der Rentenversicherungspflicht; ohne diese Befreiung hat der 
Arbeitgeber B gemeinsam mit dem Arbeitnehmer Pflichtbeiträge zur Rentenversi-
cherung zu zahlen. Die Beschäftigung beim Arbeitgeber C ist hingegen mit der 
rentenversicherungspflichtigen (Haupt-)Beschäftigung zusammenzurechnen mit 
der Folge, dass sie aus diesem Grunde Versicherungspflicht in der Rentenversi-
cherung begründet. In der Arbeitslosenversicherung besteht in den Beschäftigun-
gen bei den Arbeitgebern B und C Versicherungsfreiheit, weil das Arbeitsentgelt 
aus diesen Beschäftigungen jeweils 450 Euro nicht überschreitet und geringfügig 
entlohnte Beschäftigungen mit versicherungspflichtigen Beschäftigungen nicht zu-
sammengerechnet werden. Eine Zusammenrechnung der zweiten geringfügig ent-
lohnten Beschäftigung bei Arbeitgeber C mit der (Haupt-)Beschäftigung beim Ar-
beitgeber A kommt für den Bereich der Krankenversicherung und damit auch für 
den Bereich der Pflegeversicherung nicht in Betracht, weil die (Haupt-)Beschäf-
tigung keine Versicherungspflicht begründet. Da das Arbeitsentgelt aus den bei-
den geringfügig entlohnten Beschäftigungen insgesamt 450 Euro übersteigt, sind 
vom Arbeitgeber B und C keine Pauschalbeiträge zur Krankenversicherung zu 
zahlen. Da der Programmierer in der gesetzlichen Krankenversicherung freiwillig 
versichert und deshalb versicherungspflichtig in der Pflegeversicherung ist, haben 
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die Arbeitgeber B und C jedoch anteilige Beitragszuschüsse zur Kranken- und 
Pflegeversicherung zu zahlen. 
 
Ab 01.09.: 

 Arbeitgeber A Personengruppenschlüssel: 101  
  Beitragsgruppenschlüssel: 0    1    1    1 
 
 Arbeitgeber B a) an die zuständige Krankenkasse 
  Personengruppenschlüssel: 109 
  Beitragsgruppenschlüssel: 0    0    0    1    

 
b) an die Minijob-Zentrale 

  Personengruppenschlüssel: 109 
  Beitragsgruppenschlüssel: 0    1    0    0 
 

Arbeitgeber C Personengruppenschlüssel: 101 
 Beitragsgruppenschlüssel: 0    1    0    1 

 
 
 
 Beispiel 27 (zu B 2.2.2.2, B 2.2.2.8, B 2.2.3.1, C 2.1 und C 3.1): 
 
 Ein Programmierer arbeitet beim Arbeitgeber A gegen ein monatliches Arbeitsent-

gelt von 4.100 Euro. Am 01.06.2012 nimmt er eine zweite Beschäftigung als Pro-
grammierer beim Arbeitgeber B gegen ein monatliches Arbeitsentgelt von 
150 Euro und am 01.08.2012 eine weitere Beschäftigung als Programmierer beim 
Arbeitgeber C gegen ein monatliches Arbeitsentgelt von 270 Euro auf. 

 
Der Programmierer unterliegt aufgrund der (Haupt-)Beschäftigung beim Arbeitge-
ber A der Versicherungspflicht in der Kranken-, Renten-, Arbeitslosen- und Pfle-
geversicherung. Bei den beiden übrigen Beschäftigungen handelt es sich jeweils 
um geringfügig entlohnte Beschäftigungen, weil das Arbeitsentgelt aus den ein-
zelnen Beschäftigungen 450 Euro nicht übersteigt. Da die Beschäftigung beim Ar-
beitgeber B zuerst aufgenommen wird, wird sie nicht mit der versicherungspflichti-
gen (Haupt-)Beschäftigung zusammengerechnet und bleibt in der Kranken- und 
Rentenversicherung versicherungsfrei sowie nicht versicherungspflichtig in der 
Pflegeversicherung. Die Versicherungsfreiheit in der Rentenversicherung bleibt 
über den 31.12.2012 hinaus bestehen, solange das Arbeitsentgelt 400 Euro nicht 
übersteigt. Der Arbeitgeber B hat Pauschalbeiträge zur Kranken- und Rentenver-
sicherung zu zahlen. Die Beschäftigung beim Arbeitgeber C ist hingegen mit der 
versicherungspflichtigen (Haupt-)Beschäftigung zusammenzurechnen mit der Fol-
ge, dass sie Versicherungspflicht in der Kranken-, Renten- und Pflegeversiche-
rung begründet. Im Übrigen scheidet der Programmierer zum 31.12.2012 aus der 
Krankenversicherungspflicht aus, weil die Arbeitsentgelte aus den Beschäftigun-
gen bei den Arbeitgebern A und C  insgesamt die Jahresarbeitsentgeltgrenze 
überschreiten und voraussichtlich die Jahresarbeitsentgeltgrenze für das Jahr 
2013 überschreiten werden. Vom 01.01.2013 an besteht Versicherungsfreiheit in 
der Krankenversicherung und damit auch keine Versicherungspflicht mehr in der 
Pflegeversicherung aufgrund einer Beschäftigung. Der Programmierer ist vom 
01.01.2013 an in der gesetzlichen Krankenversicherung als Selbstzahler freiwillig 
versichert und in dieser Eigenschaft versicherungspflichtig in der Pflegeversiche-
rung, vorausgesetzt er entscheidet sich nicht für eine private Krankenversiche-
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rung. Die Beiträge zur Kranken- und Pflegeversicherung sind aus den Beschäfti-
gungen bei den Arbeitgebern A und C vom 01.08.2012 an anteilig entsprechend 
der Höhe der Arbeitsentgelte zu zahlen; vom 01.01.2013 an sind anteilige Bei-
tragszuschüsse zur Kranken- und Pflegeversicherung zu zahlen. In der Arbeitslo-
senversicherung besteht in den Beschäftigungen bei den Arbeitgebern B und C 
Versicherungsfreiheit, weil das Arbeitsentgelt aus diesen Beschäftigungen jeweils 
450 Euro nicht überschreitet und geringfügig entlohnte Beschäftigungen mit versi-
cherungspflichtigen Beschäftigungen nicht zusammengerechnet werden. 
 
Bis 31.12.2012: 

 Arbeitgeber A Personengruppenschlüssel: 101 
  Beitragsgruppenschlüssel: 1    1    1    1 
 
 Arbeitgeber B Personengruppenschlüssel: 109 
  Beitragsgruppenschlüssel: 6    5    0    0 
 

Arbeitgeber C Personengruppenschlüssel: 101 
  Beitragsgruppenschlüssel: 1    1    0    1 
 
 Ab 01.01.2013: 
 Arbeitgeber A Personengruppenschlüssel: 101 
  Beitragsgruppenschlüssel: 0    1    1    1 
 
 Arbeitgeber B Personengruppenschlüssel: 109 
  Beitragsgruppenschlüssel: 6    5    0    0 
 
 Arbeitgeber C Personengruppenschlüssel: 101 
  Beitragsgruppenschlüssel: 0    1    0    1 
 
 
 

Beispiel 28 (zu B 2.2.3.2, B 2.2.3.2.1, C 2.1, C 3.2 und C 3.2.2): 
 
Eine privat krankenversicherte Raumpflegerin nimmt am 01.07.2012 eine Be-
schäftigung auf; sie arbeitet gegen ein monatliches Arbeitsentgelt von 200 Euro. 
Am 30.04.2013 gibt sie bei ihrem Arbeitgeber eine schriftliche Erklärung ab, dass 
sie ab sofort auf die Rentenversicherungsfreiheit verzichtet. 
 
Die Raumpflegerin ist in der Kranken- und Arbeitslosenversicherung versiche-
rungsfrei sowie nicht versicherungspflichtig in der Pflegeversicherung, weil das 
monatliche Arbeitsentgelt 450 Euro nicht übersteigt. Ein Pauschalbeitrag zur 
Krankenversicherung fällt nicht an, weil die Raumpflegerin privat krankenversi-
chert ist. In der Rentenversicherung besteht durch den Verzicht auf die Versiche-
rungsfreiheit vom 01.05.2013 an (Tag nach Eingang der Erklärung beim Arbeitge-
ber) Versicherungspflicht.  
 
Es sind folgende Beiträge zur Rentenversicherung zu zahlen: 
 
    Arbeitgeber     (15 %  von 200 Euro =)  30,00 Euro 
    Arbeitnehmer  (3,6 % von 200 Euro =)    7,20 Euro 
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 Personengruppenschlüssel: 109 
 Beitragsgruppenschlüssel: 0    1    0    0 
 
 
 
 Beispiel 29 (zu C 2.1, C 3.2.1 und C 3.2.2): 
 
 Eine privat krankenversicherte Haushaltshilfe arbeitet in einem privaten Haushalt 

gegen ein monatliches Arbeitsentgelt von 90 Euro; sie unterliegt der Rentenversi-
cherungspflicht. Das Beschäftigungsverhältnis endet am 20.06.; für den Monat 
Juni erhält sie ein Arbeitsentgelt von 60 Euro. 

 
 Für den Monat Juni ergibt sich für die Berechnung der Rentenversicherungsbei-

träge eine monatliche Mindestbeitragsbemessungsgrundlage von (175 Euro x 20 : 
30 =) 116,67 Euro, so dass der Mindestbeitrag 21,70 Euro beträgt. Dieser Min-
destbeitrag ist wie folgt aufzubringen: 

  
 Mindestbeitrag                     (18,6 % von 116,67 Euro =)  21,70 Euro 

 ./. Arbeitgeberbeitragsanteil (5 % von 60,00 Euro =)           3,00 Euro 
 Arbeitnehmerbeitragsanteil                                              18,70 Euro 
 

Personengruppenschlüssel: 209 
 Beitragsgruppenschlüssel: 0    1    0    0 
 
 
 
 Beispiel 30 (zu C 2.1, C 3.2, C 3.2.1, C 3.2.2 und D 2): 
 
 Eine privat krankenversicherte Raumpflegerin arbeitet gegen ein monatliches Ar-

beitsentgelt von 100 Euro; sie unterliegt der Rentenversicherungspflicht. Vom 
19.07. bis zum 22.08. nimmt die Raumpflegerin unbezahlten Urlaub und erzielt im 
Juli ein Arbeitsentgelt in Höhe von 65 Euro und im August ein Arbeitsentgelt in 
Höhe von 25 Euro. 

 
 Die monatliche Mindestbeitragsbemessungsgrundlage für Juli beträgt 175 Euro 

(30 SV-Tage); die Beiträge zur Rentenversicherung sind wie folgt aufzubringen: 
 

 Mindestbeitrag (18,6 % von 175,00 Euro =)   32,55 Euro 
 ./. Arbeitgeberbeitragsanteil (15 % von 65,00 Euro =)          9,75 Euro 
 Arbeitnehmerbeitragsanteil                                                22,80 Euro 

 
 Die monatliche Mindestbeitragsbemessungsgrundlage für August beträgt 

157,50 Euro (27 SV-Tage vom 01.08. bis zum 18.08. und vom 23.08. bis zum 
31.08.); die Beiträge zur Rentenversicherung sind wie folgt aufzubringen: 

 
 Mindestbeitrag (18,6 % von 157,50 Euro =)   29,31 Euro 
 ./. Arbeitgeberbeitragsanteil (15 % von 25,00 Euro =)          3,75 Euro 

 Arbeitnehmerbeitragsanteil                                                25,56 Euro 
 

Personengruppenschlüssel: 109 
 Beitragsgruppenschlüssel: 0    1    0    0 
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 Beispiel 31 (zu B 2.2.3.2, B 2.2.4.3, C 2.1 und C 3.2.2): 
  
 Ein Apotheker arbeitet beim Arbeitgeber A gegen ein monatliches Arbeitsentgelt 

von 2.800 Euro. Er ist als Mitglied einer berufsständischen Versorgungseinrich-
tung von der Rentenversicherungspflicht befreit.  

 
 a)  Am 01.09.2012 nimmt er eine weitere Beschäftigung als Apotheker beim Ar-

beitgeber B auf; dort arbeitet er gegen ein monatliches Arbeitsentgelt von 
200 Euro und hat mit Wirkung ab Beginn der Beschäftigung gegenüber sei-
nem Arbeitgeber B den Verzicht auf die Rentenversicherungsfreiheit erklärt. 

 
 b) Am 01.09.2013 nimmt er eine weitere Beschäftigung als Apotheker beim Ar-

beitgeber B gegen ein monatliches Arbeitsentgelt von 300 Euro auf. Im An-
schluss beantragt er die Befreiung von der Rentenversicherungspflicht nach 
§ 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SGB VI und wird zum 01.09.2013 von der Rentenver-
sicherungspflicht befreit. 

 
 Zu a) und b): 
 Der Apotheker ist aufgrund der Beschäftigung beim Arbeitgeber A versicherungs-

pflichtig in der Kranken-, Arbeitslosen- und Pflegeversicherung. Die Beschäftigung 
beim Arbeitgeber B ist geringfügig entlohnt, weil das monatliche Arbeitsentgelt 
450 Euro nicht übersteigt und versicherungsfrei in der Kranken- und Arbeitslosen-
versicherung sowie nicht versicherungspflichtig in der Pflegeversicherung. In Be-
schäftigung B bei Variante a) besteht die im Jahr 2012 wegen Verzicht auf die 
Rentenversicherungsfreiheit begründete Rentenversicherungspflicht dem Grunde 
nach über den 31.12.2012 hinaus fort. Bei Variante b) besteht dem Grunde nach 
Rentenversicherungspflicht kraft Gesetzes. Es sind aufgrund der Beschäftigung 
beim Arbeitgeber A individuelle Beiträge zur Kranken-, Arbeitslosen- und Pflege-
versicherung und aufgrund der Beschäftigung beim Arbeitgeber B Pauschalbeiträ-
ge zur Krankenversicherung zu zahlen. Im Übrigen sind Rentenversicherungsbei-
träge wegen der Befreiung von der Rentenversicherungspflicht nach § 6 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 1 SGB VI für die Beschäftigungen A und B zur berufsständischen Ver-
sorgungseinrichtung zu leisten. 

 
 Arbeitgeber A Personengruppenschlüssel: 101 
  Beitragsgruppenschlüssel: 1    0    1    1 
 
 Arbeitgeber B Personengruppenschlüssel: 109 
  Beitragsgruppenschlüssel: 6    0    0    0 
 
 
 
 Beispiel 32 (zu B 2.2.3.2, C 2.1 und C 3.2): 
 
 Ein Architekt arbeitet beim Arbeitgeber A gegen ein monatliches Arbeitsentgelt 

von 2.600 Euro. Er ist als Mitglied einer berufsständischen Versorgungseinrich-
tung von der Rentenversicherungspflicht befreit.  

 
a)  Am 01.07.2012 nimmt er eine weitere Beschäftigung als Buchhalter 

beim Arbeitgeber B auf; dort arbeitet er gegen ein monatliches Arbeitsentgelt 
von 180 Euro und hat mit Wirkung ab Beginn der  Beschäftigung gegenüber 
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seinem Arbeitgeber B den Verzicht auf die Rentenversicherungsfreiheit er-
klärt. 
 

 b) Am 01.07.2013 nimmt er eine weitere Beschäftigung als Buchhalter beim Ar-
beitgeber B auf; dort arbeitet er gegen ein monatliches Arbeitsentgelt von 
180 Euro. 

  
 Zu a) und b): 
 Der Architekt ist aufgrund der Beschäftigung beim Arbeitgeber A versicherungs-

pflichtig in der Kranken-, Arbeitslosen- und Pflegeversicherung. Die Beschäftigung 
beim Arbeitgeber B ist geringfügig entlohnt, weil das monatliche Arbeitsentgelt 
450 Euro nicht übersteigt und versicherungsfrei in der Kranken- und Arbeitslosen-
versicherung sowie nicht versicherungspflichtig in der Pflegeversicherung. Die Be-
freiung von der Rentenversicherungspflicht aufgrund der Mitgliedschaft in einem 
berufsständischen Versorgungswerk findet nur auf die Beschäftigung beim Arbeit-
geber A Anwendung. In Beschäftigung B bei Variante a) besteht die im Jahr 2012 
wegen Verzicht auf die Rentenversicherungsfreiheit begründete Rentenversiche-
rungspflicht über den 31.12.2012 hinaus fort. Bei Variante B ergibt sich Renten-
versicherungspflicht kraft Gesetzes. Es sind aufgrund der Beschäftigung beim Ar-
beitgeber A individuelle Beiträge zur Kranken-, Arbeitslosen- und Pflegeversiche-
rung und aufgrund der Beschäftigung beim Arbeitgeber B Pauschalbeiträge zur 
Krankenversicherung sowie Pflichtbeiträge zur Rentenversicherung für eine ge-
ringfügig entlohnte Beschäftigung zu zahlen. Bei Variante b) kann der Arbeitneh-
mer in der Beschäftigung beim Arbeitgeber B die Befreiung von der Rentenversi-
cherungspflicht nach § 6 Abs. 1b SGB VI beantragen mit der Folge, dass nur der 
Arbeitgeber den Pauschalbeitrag zur Rentenversicherung zahlen muss. 

 
 Arbeitgeber A   Personengruppenschlüssel: 101 
  Beitragsgruppenschlüssel: 1    0    1    1 
 
 Arbeitgeber B Personengruppenschlüssel: 109 
  Beitragsgruppenschlüssel: 6    1    0    0  
 
 Optional für b) bei Befreiung von der Rentenversicherungspflicht: 
 Arbeitgeber B Personengruppenschlüssel: 109 
  Beitragsgruppenschlüssel: 6    5    0    0  
 
 
 

Beispiel 33 (zu B 2.2.3.2, B 2.2.3.2.3, B 2.2.4.3, C 2.1 und C 3.2.2): 
 

Ein familienversicherter Rechtsanwalt nimmt eine geringfügig entlohnte Beschäfti-
gung gegen ein monatliches Arbeitsentgelt von 400 Euro in einer Rechtsanwalts-
kanzlei auf. Er ist Pflichtmitglied in einer berufsständischen Versorgungseinrich-
tung.  

 
a) Die Beschäftigung beginnt am 01.07.2012 und der Arbeitnehmer erklärt ge-

genüber seinem Arbeitgeber mit Wirkung ab 01.05.2013 den Verzicht auf die 
Rentenversicherungsfreiheit. Im Anschluss beantragt er die Befreiung von der 
Rentenversicherungspflicht nach § 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SGB VI und wird 
zum 01.05.2013 von der Rentenversicherungspflicht befreit.  
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b) Die Beschäftigung beginnt am 01.05.2013. Der Arbeitnehmer beantragt die 
Befreiung von der Rentenversicherungspflicht nach § 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 
SGB VI und wird zum 01.05.2013 von der Rentenversicherungspflicht befreit.  

 
 Zu a) und b): 

Die Beschäftigung ist geringfügig entlohnt, weil das monatliche Arbeitsentgelt 
450 Euro nicht übersteigt und versicherungsfrei in der Kranken- und Arbeitslosen-
versicherung sowie nicht versicherungspflichtig in der Pflegeversicherung. In der 
bestandsgeschützten Beschäftigung bei Variante a) kann der Arbeitnehmer den 
Verzicht auf die Rentenversicherungsfreiheit erklären, weil das Arbeitsentgelt 
400 Euro nicht übersteigt, so dass er dem Grunde nach der Rentenversiche-
rungspflicht unterliegt. Für die Beschäftigung bei Variante b) besteht kraft Geset-
zes Rentenversicherungspflicht. Die Befreiung von der Rentenversicherungspflicht 
nach § 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SGB VI findet auf die Beschäftigung bei beiden Vari-
anten Anwendung. Es sind Pauschalbeiträge zur Krankenversicherung zu zahlen 
und Rentenversicherungsbeiträge zur berufsständischen Versorgungseinrichtung 
zu leisten. 

 
 Personengruppenschlüssel: 109 

Beitragsgruppenschlüssel: 6    0    0    0 
 
 
 

Beispiel 34 (zu B 2.2.4, B 2.2.4.3, C 2.1 und C 3.1): 
 

Ein familienversicherter Rechtsanwalt nimmt eine geringfügig entlohnte Beschäfti-
gung gegen ein monatliches Arbeitsentgelt von 450 Euro in einer Rechtsanwalts-
kanzlei auf. Er ist Pflichtmitglied in einer berufsständischen Versorgungseinrich-
tung. Die Beschäftigung beginnt am 01.06. Der Arbeitnehmer beantragt mit Wir-
kung ab Beschäftigungsbeginn die Befreiung von der Rentenversicherungspflicht 
nach § 6 Abs. 1b SGB VI.  

 

 Die Beschäftigung ist als geringfügig entlohnte Beschäftigung in der Kranken- und 
Arbeitslosenversicherung versicherungsfrei sowie nicht versicherungspflichtig in 
der Pflegeversicherung, weil das monatliche Arbeitsentgelt 450 Euro nicht über-
steigt. In der Rentenversicherung besteht grundsätzlich kraft Gesetzes Versiche-
rungspflicht, von der der Arbeitnehmer im Rahmen der geringfügig entlohnten Be-
schäftigung befreit ist. Es sind Pauschalbeiträge zur Kranken- und Rentenversi-
cherung zu zahlen. 

 
 Personengruppenschlüssel: 109 

Beitragsgruppenschlüssel: 6    5    0    0 
 
 
 

Beispiel 35 (zu B 2.2.3.2.1, B 2.2.3.3, B 2.2.4.5, C 2.1 und C 3.2): 
 

Eine privat krankenversicherte Verkäuferin übt seit 2011 eine geringfügig entlohn-
te Beschäftigung aus, in der sie auf die Versicherungsfreiheit in der Rentenversi-
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cherung verzichtet hat. Im Januar 2013 beantragt sie die Befreiung von der Ren-
tenversicherungspflicht nach § 6 Abs. 1b SGB VI. 

 

Die Verkäuferin bleibt in der geringfügig entlohnten Beschäftigung rentenversiche-
rungspflichtig, weil der einmal ausgesprochene Verzicht auf die Rentenversiche-
rungsfreiheit für die Dauer der Beschäftigung wirkt und nicht rückgängig gemacht 
werden kann. Dem Befreiungsantrag darf nicht entsprochen werden. 

 

 Personengruppenschlüssel: 109 
Beitragsgruppenschlüssel: 0    1   0    0 

 
 
 

Beispiel 36 (zu B 2.2.4, B 2.2.4.1, C 2.1, C 3.1 und D 2): 
 

Ein familienversicherter Pförtner nimmt am 03.05. eine geringfügig entlohnte Be-
schäftigung gegen ein monatliches Arbeitsentgelt von 440 Euro auf. Der Arbeit-
nehmer beantragt schriftlich gegenüber dem Arbeitgeber die Befreiung von der 
Rentenversicherungspflicht nach § 6 Abs. 1b SGB VI. 

 
a) Der Antrag geht am 05.05. beim Arbeitgeber ein. Der Arbeitgeber berücksich-

tigt den Befreiungsantrag fristgerecht mit der Anmeldung der Beschäftigung an 
die Minijob-Zentrale. 

b) Der Antrag geht am 02.06. beim Arbeitgeber ein. Der Arbeitgeber berücksich-
tigt den Befreiungsantrag fristgerecht mit der Anmeldung der Beschäftigung an 
die Minijob-Zentrale. 

c) Der Antrag geht am 05.05. beim Arbeitgeber ein. Der Arbeitgeber berücksich-
tigt den Befreiungsantrag erst mit der Anmeldung Ende Juni zur Minijob-
Zentrale. 

 
 Die Befreiung von der Rentenversicherungspflicht wirkt bei a) ab 03.05. und bei b) 

ab 01.06. jeweils ab Beginn des Monats, in dem der Antrag dem Arbeitgeber zu-
gegangen ist. Im Fall c) hat der Arbeitgeber den Eingang des Antrags auf Befrei-
ung von der Rentenversicherungspflicht nicht innerhalb von sechs Wochen 
(42 Tagen) nach dem Eingang des Antrags bei der Minijob-Zentrale gemeldet. In 
diesem Fall wirkt die Befreiung erst nach Ablauf des Kalendermonats, der dem 
Kalendermonat des Eingangs der Meldung bei der Minijob-Zentrale folgt, also ab 
01.08. Entscheidend im Fall c) ist aber, dass der Arbeitgeber der Minijob-Zentrale 
den in der Zukunft liegenden Beginn der Befreiung bereits Ende Juni mit der Mel-
dung zur Sozialversicherung anzeigt.  

  
 Zu a): 
 Ab 03.05. 
 Personengruppenschlüssel: 109 

Beitragsgruppenschlüssel: 6    5    0    0 
Grund der Abgabe: 10 
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 Zu b): 
 Bis 31.05. 
 Personengruppenschlüssel: 109 

Beitragsgruppenschlüssel: 6    1    0    0 
Grund der Abgabe: 32 
 
Ab 01.06. 

 Personengruppenschlüssel: 109 
Beitragsgruppenschlüssel: 6    5    0    0 
Grund der Abgabe: 12 
 

 Zu c): 
 Bis 31.07. 
 Personengruppenschlüssel: 109 

Beitragsgruppenschlüssel: 6    1    0    0 
Grund der Abgabe: 32 
 
Ab 01.08. 

 Personengruppenschlüssel: 109 
Beitragsgruppenschlüssel: 6    5    0    0 
Grund der Abgabe: 12 

 
 
 
 Beispiel 37 (zu B 2.3): 
 
 Eine Verkäuferin nimmt am 15.11.2015 eine bis zum 15.03.2016 des Folgejahres 

befristete Beschäftigung (Fünf-Tage-Woche) gegen ein monatliches Arbeitsentgelt 
von 1.500 Euro auf. 

 
 Die Verkäuferin ist versicherungspflichtig, weil die Beschäftigung von vornherein 

auf mehr als drei Monate befristet und deshalb nicht kurzfristig ist. Dem steht nicht 
entgegen, dass die Beschäftigungszeit in den beiden Kalenderjahren jeweils drei 
Monate nicht überschreitet. 

 
Personengruppenschlüssel: 101 

 Beitragsgruppenschlüssel: 1    1    1    1 
 
 
 
 Beispiel 38 (zu B 2.3 und B 3.2): 
 
 a) Eine Hausfrau nimmt am 01.05. eine Beschäftigung als Aushilfsverkäuferin 

(Sechs-Tage-Woche) gegen ein monatliches Arbeitsentgelt von 1.800 Euro auf. 
Sie vertritt nacheinander drei Verkäuferinnen während des Urlaubs. Da die Ur-
laubsvertretung am 15.07. beendet sein soll, wird zunächst eine kurzfristige Be-
schäftigung angenommen, die versicherungsfrei in der Kranken-, Renten- und Ar-
beitslosenversicherung sowie nicht versicherungspflichtig in der Pflegeversiche-
rung bleibt. 

 
 Die zuletzt vertretene Verkäuferin teilt ihrem Arbeitgeber jedoch am 15.07. mit, 

dass sie die Arbeit nicht am 16.07., sondern erst am 01.08. aufnehmen werde. 
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Damit verlängert sich die Urlaubsvertretung bis zum 31.07 Da aber auch durch 
diese Verlängerung die Beschäftigung nicht über drei Monate ausgedehnt wird,  

 gilt sie weiterhin als kurzfristige Beschäftigung und bleibt daher versicherungsfrei 
in der Kranken-, Renten- und Arbeitslosenversicherung sowie nicht versiche-
rungspflichtig in der Pflegeversicherung. 

 
 b) Es liegt der gleiche Sachverhalt wie zu a vor mit der Abweichung, dass die ver-

tretene Verkäuferin am 01.08. mitteilt, ihre Beschäftigung erst am 05.08. wieder 
aufzunehmen, so dass die Urlaubsvertretung bis zum 04.08. verlängert wird. Die-
se Beschäftigung ist vom 01.08. an nicht mehr als kurzfristige Beschäftigung an-
zusehen und unterliegt daher von diesem Zeitpunkt an der Versicherungspflicht in 
der Kranken-, Renten-, Arbeitslosen- und Pflegeversicherung. 

 
 c) Es liegt der gleiche Sachverhalt wie zu a vor mit der Abweichung, dass die ver-

tretene Verkäuferin ihrem Arbeitgeber bereits am 15.07. mitteilt, dass sie ihre Be-
schäftigung erst am 05.08. aufnehmen werde. In diesem Falle gilt die Urlaubsver-
tretung schon vom 15.07. an nicht mehr als kurzfristige Beschäftigung, so dass 
von diesem Zeitpunkt an Versicherungspflicht in der Kranken-, Renten-, Arbeitslo-
sen- und Pflegeversicherung besteht. 

 
 d) Es liegt der gleiche Sachverhalt wie zu a vor mit der Abweichung, dass die ver-

tretene Verkäuferin ihrem Arbeitgeber am 15.07. mitteilt, sie sei arbeitsunfähig 
geworden. Die Aushilfsverkäuferin erklärt sich am selben Tage bereit, die Vertre-
tung für die Dauer der Arbeitsunfähigkeit weiter zu übernehmen. Da nunmehr das 
Ende dieser Beschäftigung ungewiss ist, liegt bereits vom 15.07. an keine kurzfris-
tige Beschäftigung mehr vor; so dass ab diesem Zeitpunkt Versicherungspflicht in 
der Kranken-, Renten-, Arbeitslosen- und Pflegeversicherung besteht. Das gilt 
auch dann, wenn die Beschäftigung tatsächlich schon vor dem 01.08. beendet 
wird. 

 
 Zu a und b: 
 Personengruppenschlüssel: 110 
 Beitragsgruppenschlüssel: 0    0    0    0 
 
 Zu b (ab 01.08.), c und d (jeweils ab 15.07.): 
 Personengruppenschlüssel: 101 
 Beitragsgruppenschlüssel: 1    1    1    1 
 
 
 
 Beispiel 39 (zu B 2.3 und B 2.3.3.1): 
 
 Ein Kraftfahrer übt beim Arbeitgeber A eine Dauerbeschäftigung gegen ein monat-

liches Arbeitsentgelt von 2.300 Euro aus. Am 01.07. nimmt er zusätzlich eine Be-
schäftigung beim Arbeitgeber B als Kellner auf, die von vornherein bis zum 30.09. 
befristet ist; in dieser Beschäftigung erzielt er ein monatliches Arbeitsentgelt von 
500 Euro. 

 
 Die Beschäftigung beim Arbeitgeber A unterliegt der Versicherungspflicht in der 

Kranken-, Renten-, Arbeitslosen- und Pflegeversicherung, weil es sich nicht um 
eine geringfügige Beschäftigung handelt. Dagegen bleibt die Beschäftigung beim 
Arbeitgeber B wegen Kurzfristigkeit versicherungsfrei in der Kranken-, Renten- 
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und Arbeitslosenversicherung sowie nicht versicherungspflichtig in der Pflegever-
sicherung, weil sie von vornherein auf nicht mehr als drei Monate befristet ist und 
auch nicht berufsmäßig ausgeübt wird. 

 
Arbeitgeber A Personengruppenschlüssel: 101 

  Beitragsgruppenschlüssel: 1    1    1    1 
 
 Arbeitgeber B Personengruppenschlüssel: 110 
  Beitragsgruppenschlüssel: 0    0    0    0 
 
 
 

Beispiel 40 (zu B 2.3, B 2.3.2, B 2.3.3.1 und B 3.2): 
 
 Ein Verkäufer übt seit Jahren beim Arbeitgeber A eine Beschäftigung gegen ein 

monatliches Arbeitsentgelt von 2.200 Euro aus. Am 01.08. nimmt er zusätzlich ei-
ne Beschäftigung beim Arbeitgeber B als Taxifahrer auf, die von vornherein bis 
zum 20.09. befristet ist; in dieser Beschäftigung erzielt er ein monatliches Arbeits-
entgelt von 650 Euro. Neben seiner Beschäftigung beim Arbeitgeber A war der 
Verkäufer im laufenden Kalenderjahr wie folgt beschäftigt: 

 
 a) vom 10.01. bis 31.01. 
     (Sechs-Tage-Woche;  

 Personengruppenschlüssel 110) =   22 Kalendertage 
 
 b) vom 01.04. bis 30.04. 
     (Sechs-Tage-Woche; 
  Personengruppenschlüssel 110) =   30 Kalendertage 
  
 c) vom 01.08. bis 20.09. 
     (Sechs-Tage-Woche)  =   50 Kalendertage 
 
 zusammen  = 102 Kalendertage 
 
 Die Beschäftigung beim Arbeitgeber A unterliegt der Versicherungspflicht in der 

Kranken-, Renten-, Arbeitslosen- und Pflegeversicherung, weil es sich nicht um 
eine geringfügige Beschäftigung handelt. Das Gleiche gilt für die Beschäftigung 
beim Arbeitgeber B, weil zu ihrem Beginn feststeht, dass sie zusammen mit den  

 - neben der Beschäftigung beim Arbeitgeber A - im laufenden Kalenderjahr bereits 
verrichteten Beschäftigungen die Grenze von drei Monaten (90 Kalendertagen) 
überschreitet. Stehen bereits bei Aufnahme der ersten Beschäftigung (10.01.) die 
gesamten folgenden Beschäftigungszeiten fest, so unterliegen alle Beschäftigun-
gen der Versicherungspflicht in der Kranken-, Renten-, Arbeitslosen- und Pflege-
versicherung. 

 
Arbeitgeber A Personengruppenschlüssel: 101 

  Beitragsgruppenschlüssel: 1    1    1    1 
 
 Arbeitgeber B Personengruppenschlüssel: 101 
  Beitragsgruppenschlüssel: 1    1    1    1 
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 Beispiel 41a (zu B 2.3): 
 
Ein Rentner erklärt gegenüber einem Gastronomiebetrieb unbefristet die grund-
sätzliche Bereitschaft, bei unerwarteten Personalausfällen und unerwartetem Per-
sonalbedarf als Aushilfskellner einzuspringen. Eine vertragliche Absprache über 
die Anzahl der Arbeitseinsätze oder eine Rufbereitschaft wird nicht getroffen. Der 
Gastronomiebetrieb verfügt über ausreichendes Stammpersonal und ist 
nicht strukturell auf den Einsatz von Aushilfskräften ausgerichtet.  
 

 Die Beschäftigung wird gelegentlich ausgeübt, weil die einzelnen Arbeitseinsät-
ze ohne Bestehen einer Abrufvereinbarung unvorhersehbar zu unterschied-
lichen Anlässen ohne erkennbaren Rhythmus erfolgen. Der Rentner ist kurz-
fristig beschäftigt und somit versicherungsfrei in der Kranken-, Renten- und Ar-
beitslosenversicherung sowie nicht versicherungspflichtig in der Pflegeversiche-
rung, solange die Zeitdauer von 70 Arbeitstagen im Laufe eines Kalenderjahres 
nicht überschritten wird.  
 
Personengruppenschlüssel:  110 

 Beitragsgruppenschlüssel: 0    0    0    0 
 
 
 
 Beispiel 41b (zu B 2.3): 

 
Eine Hausfrau arbeitet als Bankkauffrau unbefristet bei einem Geldinstitut jeweils 
an den letzten fünf Arbeitstagen im Kalendermonat gegen ein monatliches Ar-
beitsentgelt von 750 Euro. 

 
 Die Tatsache, dass die Bankkauffrau aufgrund der vorhersehbaren Einsätze über 

einen Zeitraum von mehreren Jahren eine regelmäßige Beschäftigung ausübt, 
schließt das Vorliegen einer kurzfristigen Beschäftigung aus. Dabei ist unerheb-
lich, dass die für die Kurzfristigkeit einer Beschäftigung maßgebende Zeitdauer 
von 70 Arbeitstagen im Laufe eines Jahres nicht überschritten wird. Die Bankkauf-
frau ist versicherungspflichtig in der Kranken-, Renten-, Arbeitslosen- und Pflege-
versicherung, weil das Arbeitsentgelt 450 Euro übersteigt und auch keine gering-
fügig entlohnte Beschäftigung vorliegt.  
 
Personengruppenschlüssel: 101 

 Beitragsgruppenschlüssel: 1    1    1    1 
 
 
 
 Beispiel 42 (zu B 2.3.1): 
 
 Ein Arbeitgeber stellt in seinem Betrieb für Saisonarbeiten mehrere Hausfrauen 

mit einer regelmäßigen Arbeitszeit an 
 
 a) sechs Tagen 
 b) fünf Tagen und 
 c) vier Tagen 
 
 in der Woche ein. 
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 Da in den Fällen a und b die Beschäftigung an mindestens fünf Tagen in der Wo-
che ausgeübt wird, ist bei der Feststellung, ob Zeitdauer (drei Monate oder 70 Ar-
beitstage) überschritten wird, von der Dreimonatsfrist auszugehen; im Fall c hin-
gegen ist auf den Zeitraum von 70 Arbeitstagen abzustellen, weil die Beschäfti-
gung weniger als fünf Tage in der Woche in Anspruch nimmt. 

 
 
 
 Beispiel 43 (zu B 2.3.2): 
 
 Eine Hausfrau nimmt am 02.05. eine Beschäftigung als Aushilfsverkäuferin (Ur-

laubsvertretung) auf, die von vornherein bis zum 08.07. befristet ist und wöchent-
lich sechs Arbeitstage umfassen soll. Die Hausfrau war im laufenden Kalenderjahr 
wie folgt beschäftigt: 

 
 a) vom 02.01. bis 25.01. 
     (Fünf-Tage-Woche; 
 Personengruppenschlüssel 110) =   24 Kalendertage 
 
 b) vom 31.03. bis 15.04. 
     (Sechs-Tage-Woche; 
 Personengruppenschlüssel 110) =   16 Kalendertage 
 
 c) vom 02.05. bis 08.07. 
     (Sechs-Tage-Woche)  =   68 Kalendertage 

 zusammen  = 108 Kalendertage 

 

 Die Beschäftigung zu c ist versicherungspflichtig in der Kranken-, Renten-, Ar-
beitslosen- und Pflegeversicherung, weil zu ihrem Beginn feststeht, dass sie zu-
sammen mit den im laufenden Kalenderjahr bereits verrichteten Beschäftigungen 
die Grenze von drei Monaten (90 Kalendertagen) überschreitet. Stehen bereits bei 
Aufnahme der ersten Beschäftigung (am 02.01.) die gesamten folgenden Be-
schäftigungszeiten fest, so unterliegen alle Beschäftigungen der Versicherungs-
pflicht in der Kranken-, Renten-, Arbeitslosen- und Pflegeversicherung. 

 
Personengruppenschlüssel: 101 

 Beitragsgruppenschlüssel: 1    1    1    1 
 
 
 
 Beispiel 44 (zu B 2.3.2, B 3.2, C 2.1 und C 3.2): 
 
 Eine familienversicherte Verkäuferin arbeitet befristet 
 
 vom 02.05. bis 28.06. (Sechs-Tage-Woche) 57 Kalendertage 
 gegen ein monatliches Arbeitsentgelt von 720 Euro 
 (Personengruppenschlüssel 110) 
 
 vom 03.08. bis 30.09. (Sechs-Tage-Woche) 59 Kalendertage 
 gegen ein monatliches Arbeitsentgelt von 310 Euro 
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 Die zweite Beschäftigung ist keine kurzfristige Beschäftigung, weil zu ihrem Be-
ginn feststeht, dass sie zusammen mit der ersten Beschäftigung die Grenze von 
drei Monaten (90 Kalendertagen) überschreitet. Es handelt sich aber um eine ge-
ringfügig entlohnte Beschäftigung, weil das monatliche Arbeitsentgelt 450 Euro 
nicht übersteigt. In der zweiten Beschäftigung besteht somit Versicherungsfreiheit 
in der Kranken- und Arbeitslosenversicherung sowie keine Versicherungspflicht in 
der Pflegeversicherung. In der Rentenversicherung liegt Versicherungspflicht vor, 
von der sich die Verkäuferin auf Antrag befreien lassen kann. Der Arbeitgeber hat 
Pauschalbeiträge zur Krankenversicherung und gemeinsam mit der Arbeitnehme-
rin Pflichtbeiträge zur Rentenversicherung zu zahlen. 
 
Personengruppenschlüssel: 109 

 Beitragsgruppenschlüssel: 6    1    0    0 
 
 
 
 Beispiel 45 (zu B 2.3.2): 
 
 Eine (bis zum 02.08.) familienversicherte Verkäuferin arbeitet befristet 
 
 vom 02.05. bis 28.06. (Sechs-Tage-Woche) 57 Kalendertage 
 beim Arbeitgeber A gegen ein monatliches Arbeitsentgelt von 300 Euro 
 
 vom 03.08. bis 30.09. (Sechs-Tage-Woche) 59 Kalendertage 
 beim Arbeitgeber B gegen ein monatliches Arbeitsentgelt von 700 Euro 
 
 Die Beschäftigung beim Arbeitgeber A ist eine kurzfristige Beschäftigung, weil die 

Grenze von drei Monaten (90 Kalendertagen) nicht überschritten wird. Die Be-
schäftigung beim Arbeitgeber B ist keine kurzfristige Beschäftigung, weil zu ihrem 
Beginn feststeht, dass sie zusammen mit der Beschäftigung beim Arbeitgeber A 
die Grenze von drei Monaten (90 Kalendertagen) überschreitet. Sie ist auch keine 
geringfügig entlohnte Beschäftigung, weil das monatliche Arbeitsentgelt mehr als 
450 Euro beträgt, so dass die Beschäftigung beim Arbeitgeber B versicherungs-
pflichtig in der Kranken-, Renten-, Arbeitslosen- und Pflegeversicherung ist.  

 
Arbeitgeber A Personengruppenschlüssel: 110 

  Beitragsgruppenschlüssel: 0    0    0    0 
 
 Arbeitgeber B Personengruppenschlüssel: 101 
  Beitragsgruppenschlüssel: 1    1    1    1 
 
 
 
 Beispiel 46 (zu B 2.3.2): 
 
 Eine Hausfrau nimmt am 01.12. eine Beschäftigung als Aushilfsverkäuferin gegen 

ein monatliches Arbeitsentgelt von 1.000 Euro auf. Die Beschäftigung ist von 
vornherein bis zum 28.02. des Folgejahres befristet. Die Hausfrau hat im laufen-
den Kalenderjahr bereits vom 01.06. bis zum 31.08. eine Beschäftigung ausgeübt. 

 
 Die am 01.12. aufgenommene Beschäftigung ist nicht kurzfristig und daher versi-

cherungspflichtig in der Kranken-, Renten-, Arbeitslosen- und Pflegeversicherung, 
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weil zu ihrem Beginn feststeht, dass die Beschäftigungsdauer im laufenden Ka-
lenderjahr unter Berücksichtigung der Vorbeschäftigung mehr als drei Monate be-
trägt. Die Beschäftigung bleibt auch über den Jahreswechsel hinaus weiterhin ver-
sicherungspflichtig, weil bei kalenderjahrüberschreitenden Beschäftigungen eine 
getrennte versicherungsrechtliche Beurteilung nicht in Betracht kommt. 

 
Personengruppenschlüssel: 101 

 Beitragsgruppenschlüssel: 1    1    1    1 
 
 
 
 Beispiel 47 (zu B 2.3.2): 
 
 Eine Hausfrau nimmt am 01.12. eine Beschäftigung als Aushilfsverkäuferin gegen 

ein monatliches Arbeitsentgelt von 900 Euro auf. Die Beschäftigung ist von vorn-
herein bis zum 28.02. des Folgejahres befristet. Die Hausfrau hat im laufenden 
Kalenderjahr bereits vom 01.07. bis zum 31.08. eine Beschäftigung ausgeübt. 

 
 Die am 01.12. aufgenommene Beschäftigung ist kurzfristig und damit versiche-

rungsfrei in der Kranken-, Renten- und Arbeitslosenversicherung sowie nicht ver-
sicherungspflichtig in der Pflegeversicherung, weil zu ihrem Beginn feststeht, dass 
die Beschäftigungsdauer im laufenden Kalenderjahr unter Berücksichtigung der 
Vorbeschäftigung nicht mehr als drei Monate beträgt. Die Beschäftigung bleibt 
auch über den Jahreswechsel hinaus weiterhin versicherungsfrei bzw. nicht versi-
cherungspflichtig, weil sie auf nicht mehr als drei Monate befristet ist. 

 
Personengruppenschlüssel: 110 

 Beitragsgruppenschlüssel: 0    0    0    0 
 
 
 

Beispiel 48 (zu B 2.3.2 und B 2.3.3.3): 
 
 Eine Hausfrau nimmt am 13.08. eine Beschäftigung als Aushilfsverkäuferin gegen 

ein monatliches Arbeitsentgelt von 1.400 Euro auf. Die Beschäftigung ist von 
vornherein bis zum 20.09. befristet. Im laufenden Kalenderjahr war die Hausfrau 
wie folgt beschäftigt (das Arbeitsentgelt betrug jeweils mehr als 450 Euro bei einer 
Fünf-Tage-Woche): 

 
 a) vom 02.03. bis 15.06. (Personengruppenschlüssel 101)   = 105 Kalendertage 
 b) vom 13.08 bis 20.09.    =   38 Kalendertage 
 zusammen   = 143 Kalendertage 
  
 Eine Zusammenrechnung der beiden Beschäftigungszeiten nach B 2.2.2 scheidet 

aus, da hiernach nur geringfügige (das heißt Beschäftigungen mit einer Dauer von 
nicht mehr als drei Monaten bzw. 70 Arbeitstagen) zusammengerechnet werden 
können. Für die Prüfung der Berufsmäßigkeit sind die Beschäftigungen jedoch in 
jedem Falle zusammenzurechnen, weil die Arbeitsentgelte jeweils mehr als 
450 Euro betrugen. Da die Beschäftigungszeiten im laufenden Kalenderjahr ins-
gesamt 143 Kalendertage, also mehr als drei Monate, betragen, wird die Beschäf-
tigung berufsmäßig ausgeübt; es besteht deshalb Versicherungspflicht in der 
Kranken-, Renten-, Arbeitslosen- und Pflegeversicherung. 
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Personengruppenschlüssel: 101 
 Beitragsgruppenschlüssel: 1    1    1    1 
 
 
 
 Beispiel 49 (zu B 2.3.2 und B 2.3.3.3): 
 
 Eine Verkäuferin hatte ihre langjährige Beschäftigung (das Arbeitsentgelt betrug 

zuletzt 1.800 Euro) wegen Altersvollrentenbezuges zum 30.06. aufgegeben. Am 
01.08. nimmt sie eine Beschäftigung als Aushilfsverkäuferin auf, die von vornhe-
rein bis zum 30.09. befristet ist. Im laufenden Kalenderjahr war die Verkäuferin 
neben ihrer (Haupt-)Beschäftigung wie folgt beschäftigt (das Arbeitsentgelt betrug 
jeweils mehr als 450 Euro bei einer Fünf-Tage-Woche): 
 
a) vom 12.01. bis 10.02. (Personengruppenschlüssel 110) =     30 Kalendertage 
b) vom 02.03. bis 15.06. (Personengruppenschlüssel 101) = 105 Kalendertage 
c) vom 01.08. bis 30.09.   =   60 Kalendertage 
 
Prüfung nach B 2.3.2: 
 
Für eine Zusammenrechnung der Beschäftigungszeiten scheiden die (Haupt-)Be-
schäftigung und die Beschäftigung b aus, da hiernach nur geringfügige (das heißt 
Beschäftigungen mit einer Dauer von nicht mehr als drei Monaten bzw. 70 Arbeits-
tagen) zusammengerechnet werden können. Die jeweils für sich betrachteten 
kurzfristigen Beschäftigungen a und c sind hingegen zusammenrechnen und 
übersteigen die zulässige Zeitgrenze von drei Monaten (90 Kalendertagen) inner-
halb des Kalenderjahres nicht. 
 
Prüfung nach B 2.3.3.3: 

 
 Bei der Prüfung der Berufsmäßigkeit bleiben die bis zum 30.06. ausgeübten Be-

schäftigungen außer Betracht. Die am 01.08. aufgenommene Beschäftigung wird 
mithin nicht berufsmäßig ausgeübt. 

 
Die am 01.08. aufgenommene Beschäftigung ist kurzfristig, weil die Grenze von 
drei Monaten (90 Kalendertagen) nicht überschritten wird und sie auch nicht be-
rufsmäßig ausgeübt wird. Sie ist daher versicherungsfrei in der Kranken-, Renten- 
und Arbeitslosenversicherung. Aus der Krankenversicherungsfreiheit folgt, dass in 
der Pflegeversicherung keine Versicherungspflicht besteht. 

 
Personengruppenschlüssel: 110 

 Beitragsgruppenschlüssel: 0    0    0    0 
 
 
 
 Beispiel 50 (zu B 3.1): 
 
 Eine Raumpflegerin arbeitet gegen ein monatliches Arbeitsentgelt von 440 Euro. 

Am 15.05. wird eine Erhöhung des Arbeitsentgelts auf 460 Euro mit Wirkung vom 
01.06. vereinbart. 

 



- 150 - 
 
 
 

 Da das Arbeitsentgelt vom 01.06. an 450 Euro überschreitet, endet die Versiche-
rungsfreiheit in der Kranken- und Arbeitslosenversicherung sowie das Nichtbeste-
hen von Versicherungspflicht in der Pflegeversicherung am 31.05. In der Renten-
versicherung besteht bis 31.05. Versicherungspflicht aufgrund einer geringfügig 
entlohnten Beschäftigung, sofern die Arbeitnehmerin nicht von ihrem Recht auf 
Befreiung von der Rentenversicherungspflicht Gebrauch gemacht hat. Ab 01.06. 
besteht Versicherungspflicht in der Kranken-, Pflege-, Renten- und Arbeitslosen-
versicherung aufgrund einer mehr als geringfügigen Beschäftigung. 

 
 Ab 01.06.: 

Personengruppenschlüssel: 101 
 Beitragsgruppenschlüssel: 1    1    1    1 
 
 
 

Beispiel 51a (zu B 3.1, C 2.1, C 3.1 und C 5): 
 
 Eine familienversicherte Raumpflegerin arbeitet seit dem 01.01.2017 gegen ein 

monatliches Arbeitsentgelt von 420 Euro. Sie hat sich in der geringfügig ent-
lohnten Beschäftigung von der Rentenversicherungspflicht befreien lassen. 
Ende Juli 2018 bittet der Arbeitgeber sie wider Erwarten, vom 01.08. bis zum 
30.09.2018 zusätzlich die Krankheitsvertretung für eine Vollzeitkraft zu überneh-
men. Dadurch erhöht sich das Arbeitsentgelt in den Monaten August und Sep-
tember 2018 auf monatlich 2.000 Euro. 

 
 Aufgrund der Krankheitsvertretung übersteigt das regelmäßige monatliche Ar-

beitsentgelt im Durchschnitt der Jahresbetrachtung (01.01.2018 bis 31.12.2018) 
die für die Annahme einer geringfügig entlohnten Beschäftigung maßgebende 
Entgeltgrenze von 450 Euro. Die Raumpflegerin bleibt dennoch auch für die Zeit 
vom 01.08. bis zum 30.09.2018 weiterhin geringfügig entlohnt beschäftigt, da es 
sich innerhalb des maßgebenden Zeitraums (01.10.2017 bis 30.09.2018) nur um 
ein gelegentliches (maximal dreimaliges) und nicht vorhersehbares Überschrei-
ten der Arbeitsentgeltgrenze handelt. Der Arbeitgeber hat (auch in der Zeit vom 
01.08. bis zum 30.09.18) weiterhin Pauschalbeiträge zur Kranken- und Ren-
tenversicherung aufgrund der durchgehend geringfügig entlohnten Beschäf-
tigung zu zahlen. Die Befreiung von der Rentenversicherungspflicht wirkt 
fort. 

 
Personengruppenschlüssel: 109 

 Beitragsgruppenschlüssel: 6    5    0    0 
 
 
 
 Beispiel 51b (zu B 3.1, C 2.1, C 3.1 und C 5): 
 

Fortsetzung von Beispiel 51a 
 
 Der Arbeitgeber bittet die Raumpflegerin Ende Oktober 2018 erneut wider Erwar-

ten, vom 01.11. bis zum 30.11.2018 zusätzlich die Krankheitsvertretung für eine 
Vollzeitkraft zu übernehmen. Dadurch erhöht sich das Arbeitsentgelt im Monat 
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November 2018 auf 2.000 Euro. Ab 01.12.2018 werden wieder laufend 420 Euro 
monatlich gezahlt. 

 
 Aufgrund der Krankheitsvertretung übersteigt das regelmäßige monatliche Ar-

beitsentgelt im Durchschnitt der Jahresbetrachtung (01.01.2018 bis 31.12.2018) 
die für die Annahme einer geringfügig entlohnten Beschäftigung maßgebende 
Entgeltgrenze von 450 Euro. Die Raumpflegerin bleibt dennoch auch für die Zeit 
vom 01.11. bis zum 30.11.2018 weiterhin geringfügig entlohnt beschäftigt, da es 
sich innerhalb des maßgebenden Zeitraums (01.12.2017 bis 30.11.2018) nur um 
ein gelegentliches (maximal dreimaliges) und nicht vorhersehbares Überschreiten 
der Arbeitsentgeltgrenze handelt. Der Arbeitgeber hat (auch in der Zeit vom 01.11. 
bis zum 30.11.2018) weiterhin Pauschalbeiträge zur Kranken- und Rentenversi-
cherung aufgrund der durchgehend geringfügig entlohnten Beschäftigung zu 
zahlen. Die Befreiung von der Rentenversicherungspflicht wirkt fort. 

 
Personengruppenschlüssel: 109 

 Beitragsgruppenschlüssel: 6    5    0    0 
 
 
 
 Beispiel 51c (zu B 2.2.4.1, B 3.1, C 2.1, C 3.1 und C 3.2): 
 

Fortsetzung von Beispiel 51b 
 
 Der Arbeitgeber bittet die Raumpflegerin Ende Juni 2019 erneut wider Erwarten, 

vom 01.07. bis zum 31.07.2019 zusätzlich die Krankheitsvertretung für eine Voll-
zeitkraft zu übernehmen. Dadurch erhöht sich das Arbeitsentgelt im Monat Juli 
2019 auf 2.000 Euro. Ab 01.08.2019 werden wieder laufend 420 Euro monatlich 
gezahlt. 

 
 Die Raumpflegerin wird vom 01.07. bis 31.07.2019 versicherungspflichtig in der 

Kranken-, Renten-, Arbeitslosen- und Pflegeversicherung, weil das regelmäßige 
monatliche Arbeitsentgelt unter Berücksichtigung der Krankheitsvertretung im 
Durchschnitt der Jahresbetrachtung (01.01.2019 bis 31.12.2019) die maßgebende 
Entgeltgrenze von 450 Euro übersteigt und innerhalb des maßgebenden Zeit-
raums (01.08.2018 bis 31.07.2019) bereits in den Monaten August, September 
und November 2018 ein nicht vorhersehbares Überschreiten der Arbeitsentgelt-
grenze vorgelegen hat. Im Monat Juli 2019 liegt somit kein gelegentliches Über-
schreiten der Arbeitsentgeltgrenze mehr vor. Ab 01.08.2019 liegt wieder eine ge-
ringfügig entlohnte Beschäftigung vor, weil das regelmäßige monatliche Arbeits-
entgelt im Durchschnitt einer von diesem Zeitpunkt an (aufgrund der dauerhaften 
Reduzierung bzw. Weiterzahlung des vertraglich vereinbarten Arbeitsentgelts auf 
420 Euro) neu angestellten Jahresbetrachtung 450 Euro nicht übersteigt. In der 
Rentenversicherung ergibt sich ab diesem Zeitpunkt allerdings Versicherungs-
pflicht, weil die Befreiung von der Rentenversicherungspflicht aufgrund der 
zwischenzeitlich mehr als geringfügig entlohnten Beschäftigung dauerhaft außer 
Kraft gesetzt worden ist. Die Arbeitnehmerin kann sich aber erneut von der Ren-
tenversicherungspflicht befreien lassen. 
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Bis 30.06.2019: 
Personengruppenschlüssel: 109 

 Beitragsgruppenschlüssel: 6    5    0    0 
  
 Vom 01.07.2019 bis 31.07.2019: 

Personengruppenschlüssel: 101 
 Beitragsgruppenschlüssel: 1    1    1    1 
  
 Ab 01.08.2019 

Personengruppenschlüssel: 109 
 Beitragsgruppenschlüssel: 6    1    0    0 
 
 
 
 Beispiel 52 (zu B 3.1, C 2.1): 
 
 Eine familienversicherte Raumpflegerin arbeitet gegen ein monatliches Arbeits-

entgelt von 440 Euro. Durch Tarifvertrag vom 15.08. wird das Arbeitsentgelt rück-
wirkend vom 01.07. an auf 470 Euro erhöht. 

 
 Infolge der rückwirkenden Erhöhung des Arbeitsentgelts wird die Arbeitsentgelt-

grenze zwar vom 01.07. an überschritten; Versicherungspflicht in der Kranken-, 
Renten-, Arbeitslosen- und Pflegeversicherung tritt jedoch erst mit dem 15.08. ein, 
weil an diesem Tage der Anspruch auf das erhöhte Arbeitsentgelt entstanden ist. 
Für die Zeit bis zum 14.08. verbleibt es bei der geringfügig entlohnten Beschäfti-
gung, für die allerdings die Beiträge zur Kranken- und Rentenversicherung von 
dem Arbeitsentgelterhöhungsbetrag nachzuzahlen sind.  

  
 Bis 14.08.: 

Personengruppenschlüssel: 109 
 Beitragsgruppenschlüssel: 6    1    0    0 
 
 Ab 15.08.: 

Personengruppenschlüssel: 101 
 Beitragsgruppenschlüssel: 1    1    1    1 
 
 
 
 Beispiel 53 (zu B 6.3): 
 

Eine Raumpflegerin arbeitet beim Arbeitgeber A gegen ein monatliches Arbeits-
entgelt von 250 Euro und wird als geringfügig entlohnte Beschäftigte bei der Mi-
nijob-Zentrale gemeldet. 
 
Am 01.08. nimmt sie zusätzlich eine Beschäftigung als Raumpflegerin gegen ein 
monatliches Arbeitsentgelt von 300 Euro beim Arbeitgeber B auf. Die Raumpflege-
rin hat die Frage des Arbeitgebers B nach dem Vorliegen einer weiteren Beschäf-
tigung verneint. Arbeitgeber B meldet die Arbeitnehmerin somit ebenfalls im Rah-
men einer geringfügig entlohnten Beschäftigung bei der Minijob-Zentrale an.  
 
Die Minijob-Zentrale stellt im Oktober desselben Jahres fest, dass die Raumpfle-
gerin in beiden Beschäftigungen wegen Überschreitung der Arbeitsentgeltgrenze 
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von 450 Euro nicht geringfügig beschäftigt ist. Die Minijob-Zentrale informiert die 
Arbeitgeber A und B mit Schreiben vom 15.10. darüber, dass die Arbeitnehmerin 
zum 17.10. als geringfügig Beschäftigte bei der Minijob-Zentrale ab- und ab 18.10. 
als versicherungspflichtig (mehr als geringfügig) Beschäftigte bei der zuständigen 
Krankenkasse anzumelden ist. 
 
 
 
Beispiel 54 (zu B 2.2.3.1, B 2.2.3.2.1, B 2.2.3.3, B 2.2.4.1, B. 2.4, C 2.1, C 3.1 

und C 3.2): 
 
Ein privat krankenversicherter Beamter nimmt  
 
a) am 01.10. eine geringfügig entlohnte Beschäftigung auf. Bei demselben 

Arbeitgeber war er zuletzt bis zum 31.07.  
 

b) am 15.09. eine geringfügig entlohnte Beschäftigung auf. Bei demselben 
Arbeitgeber war er zuletzt bis zum 16.07. 

 
geringfügig entlohnt beschäftigt und von der Rentenversicherungspflicht 
nach § 6 Abs. 1b SGB VI befreit.  

 
Zu a): 

 In der Rentenversicherung liegt Versicherungspflicht vor, von der sich der 
Arbeitnehmer auf Antrag befreien lassen kann. Die Befreiung von der Ren-
tenversicherungspflicht aufgrund der bis zum 31.07. bei demselben Arbeit-
geber bestandenen geringfügig entlohnten Beschäftigung wirkt nicht fort, 
weil wegen der Dauer der Unterbrechung zwischen beiden Beschäftigungen 
von mindestens zwei Monaten (01.08. bis 30.09.) eine neue Beschäftigung 
angenommen wird. Der Arbeitgeber hat gemeinsam mit dem Arbeitnehmer 
Pflichtbeiträge zur Rentenversicherung zu zahlen. 

 
 Personengruppenschlüssel: 109 

Beitragsgruppenschlüssel: 0    1    0    0 
 
Zu b): 

 In der Rentenversicherung liegt keine Versicherungspflicht vor, weil die Be-
freiung von der Rentenversicherungspflicht aufgrund der bis zum 16.07. bei 
demselben Arbeitgeber ausgeübten geringfügig entlohnten Beschäftigung 
weiterhin wirkt. Da die Beschäftigung bei demselben Arbeitgeber nicht min-
destens für zwei Monate (17.07. – 16.09.) unterbrochen wurde, wird unter-
stellt, dass es sich immer noch um dieselbe geringfügig entlohnte Beschäf-
tigung handelt, für die seinerzeit die Befreiung von der Rentenversiche-
rungspflicht erfolgt ist. Der Arbeitgeber hat den Pauschalbeitrag zur Renten-
versicherung zu zahlen. 

 
 Personengruppenschlüssel: 109 

Beitragsgruppenschlüssel: 0    5    0    0 
 
 



Anlage 1 
 
Übersicht über die Entwicklung der Entgeltgrenze für geringfügig entlohnte Be-
schäftigungen und die darauf entfallenden Abgaben 
 
 
 

Zeitraum 
Entgelt-
grenze 

Pauschal- 
beiträge  

AG 
Beitragsan-
teil AN bei 
RV-Pflicht* 

Umlagen Einheit-
liche 

Pausch-
steuer KV RV U1 U2 INSGU 

              – 31.03.03 325 € 10% 12% 

7,5% 

individuell 

Einzug 
durch die 

UV-
Träger 

- 

01.04.03 – 31.12.04 

400 € 

11% 12% 

1,2% 0,1% 

2% 

01.01.05 – 30.06.06 

0,1% 0% 01.07.06 – 31.12.06 

13% 15% 

4,5% 

01.01.07 – 31.12.08 

4,9% 

01.01.09 – 31.12.09 

0,6% 

0,07% 

0,1% 

01.01.10 – 31.12.10 0,41% 

01.01.11 – 31.12.11 

0,14% 

0% 

 01.01.12 – 31.12.12 4,6% 

0,7% 

0,04% 

 01.01.13 – 31.12.14 

450 € 

3,9% 

0,15 %  01.01.15 – 31.08.15 

3,7% 

0,24 

01.09.15 – 31.12.15 

1,0% 

0,3% 01.01.16 – 31.12.16 0,12% 

01.01.17 – 31.12.17 

0,9% 

0,09% 

01.01.18 – 31.12.18 

3,6% 0,24% 0,06% 

01.01.19 -  

 
 
* Rentenversicherungspflicht aufgrund des Verzichts auf die Versicherungsfreiheit für Beschäftigungen, die vor dem 1. Januar 2013 
begonnen haben bzw. kraft Gesetzes für Beschäftigungen, die nach dem 31. Dezember 2012 aufgenommen wurden. 
 
 



Anlage 2 
 
Antrag auf Befreiung von der Rentenversicherungspflicht bei einer geringfügig ent-
lohnten Beschäftigung nach § 6 Absatz 1b SGB VI 
 
Arbeitnehmer 
 
 
Name:  _____________________________________ 
 
Vorname: _____________________________________ 
 
Rentenversicherungsnummer:                   
 
Hiermit beantrage ich die Befreiung von der Versicherungspflicht in der Rentenversiche-
rung im Rahmen meiner geringfügig entlohnten Beschäftigung und verzichte damit auf 
den Erwerb von Pflichtbeitragszeiten. Ich habe die Hinweise auf dem Merkblatt „Aufklä-
rung über die möglichen Folgen einer Befreiung von der Rentenversicherungspflicht“ zur 
Kenntnis genommen. 
 
Mir ist bekannt, dass der Befreiungsantrag für alle von mir zeitgleich ausgeübten gering-
fügig entlohnten Beschäftigungen gilt und für die Dauer der Beschäftigungen bindend ist; 
eine Rücknahme ist nicht möglich. Ich verpflichte mich, alle weiteren Arbeitgeber, bei de-
nen ich eine geringfügig entlohnte Beschäftigung ausübe, über diesen Befreiungsantrag 
zu informieren. 
 
 
_____________________   _____________________________________ 
(Ort, Datum) (Unterschrift des Arbeitnehmers bzw. bei Minderjährigen 

Unterschrift des gesetzlichen Vertreters) 
 
 
Arbeitgeber 
 
Name: ___________________________________________   
 
Betriebsnummer:         
 
 
Der Befreiungsantrag ist am         bei mir eingegangen. 
  T T M M J J J J 
 
Die Befreiung wirkt ab         . 
  T T M M J J J J 
 
 
_____________________   __________________________________ 
(Ort, Datum)     (Unterschrift des Arbeitgebers) 
 
 
Hinweis für den Arbeitgeber:  
Der Befreiungsantrag ist nach § 8 Absatz 2 Nr. 4a Beitragsverfahrensverordnung (BVV) 
zu den Entgeltunterlagen zu nehmen. 
 



Merkblatt zur Aufklärung über die möglichen Folgen einer Befreiung von der Rentenversi-
cherungspflicht 
 
Allgemeines 
 
Seit dem 1. Januar 2013 unterliegen Arbeitnehmer, die eine geringfügig entlohnte Beschäftigung (450-Euro-
Minijob) ausüben, grundsätzlich der Versicherungs- und vollen Beitragspflicht in der gesetzlichen Rentenver-
sicherung. Der vom Arbeitnehmer zu tragende Anteil am Rentenversicherungsbeitrag beläuft sich auf 3,6 
Prozent (bzw. 13,6 Prozent bei geringfügig entlohnten Beschäftigungen in Privathaushalten) des Arbeitsent-
gelts. Er ergibt sich aus der Differenz zwischen dem Pauschalbeitrag des Arbeitgebers (15 Prozent bei ge-
ringfügig entlohnten Beschäftigungen im gewerblichen Bereich/ bzw. 5 Prozent bei solchen in Privathaushal-
ten) und dem vollen Beitrag zur Rentenversicherung in Höhe von 18,6 Prozent. Zu beachten ist, dass der 
volle Rentenversicherungsbeitrag mindestens von einem Arbeitsentgelt in Höhe von 175 Euro zu zahlen ist. 
 
Vorteile der vollen Beitragszahlung zur Rentenversicherung 
 
Die Vorteile der Versicherungspflicht für den Arbeitnehmer ergeben sich aus dem Erwerb von Pflichtbeitrags-
zeiten in der Rentenversicherung. Das bedeutet, dass die Beschäftigungszeit in vollem Umfang für die Erfül-
lung der verschiedenen Wartezeiten (Mindestversicherungszeiten) berücksichtigt wird. Pflichtbeitragszeiten 
sind beispielsweise Voraussetzung für 
 

• einen früheren Rentenbeginn,  
• Ansprüche auf Leistungen zur Rehabilitation (sowohl im medizinischen Bereich als auch im Arbeits-

leben),  
• den Anspruch auf Übergangsgeld bei Rehabilitationsmaßnahmen der gesetzlichen Rentenversiche-

rung,  
• die Begründung oder Aufrechterhaltung des Anspruchs auf eine Rente wegen Erwerbsminderung,  
• den Anspruch auf Entgeltumwandlung für eine betriebliche Altersversorgung und  
• die Erfüllung der Zugangsvoraussetzungen für eine private Altersvorsorge mit staatlicher Förderung 

(zum Beispiel die sogenannte Riester-Rente) für den Arbeitnehmer und gegebenenfalls sogar den 
Ehepartner. 

 
Darüber hinaus wird das Arbeitsentgelt nicht nur anteilig, sondern in voller Höhe bei der Berechnung der 
Rente berücksichtigt. 
 
Antrag auf Befreiung von der Rentenversicherungspflicht 
 
Ist die Versicherungspflicht nicht gewollt, kann sich der Arbeitnehmer von ihr befreien lassen. Hierzu muss er 
seinem Arbeitgeber - möglichst mit dem beiliegenden Formular - schriftlich mitteilen, dass er die Befreiung 
von der Versicherungspflicht in der Rentenversicherung wünscht. Übt der Arbeitnehmer mehrere geringfügig 
entlohnte Beschäftigungen aus, kann der Antrag auf Befreiung nur einheitlich für alle zeitgleich ausgeübten 
geringfügigen Beschäftigungen gestellt werden. Über den Befreiungsantrag hat der Arbeitnehmer alle weite-
ren - auch zukünftige - Arbeitgeber zu informieren, bei denen er eine geringfügig entlohnte Beschäftigung 
ausübt. Die Befreiung von der Versicherungspflicht ist für die Dauer der Beschäftigung(en) bindend; sie kann 
nicht widerrufen werden.  
 
Die Befreiung wirkt grundsätzlich ab Beginn des Kalendermonats des Eingangs beim Arbeitgeber, frühestens 
ab Beschäftigungsbeginn. Voraussetzung ist, dass der Arbeitgeber der Minijob-Zentrale die Befreiung bis zur 
nächsten Entgeltabrechnung, spätestens innerhalb von 6 Wochen nach Eingang des Befreiungsantrages bei 
ihm meldet. Anderenfalls beginnt die Befreiung erst nach Ablauf des Kalendermonats, der dem Kalendermo-
nat des Eingangs der Meldung bei der Minijob-Zentrale folgt. 
 
Konsequenzen aus der Befreiung von der Rentenversicherungspflicht 
 
Geringfügig entlohnt Beschäftigte, die die Befreiung von der Rentenversicherungspflicht beantragen, verzich-
ten freiwillig auf die oben genannten Vorteile. Durch die Befreiung zahlt lediglich der Arbeitgeber den Pau-
schalbeitrag in Höhe von 15 Prozent (bzw. 5 Prozent bei Beschäftigungen in Privathaushalten) des Arbeits-
entgelts. Die Zahlung eines Eigenanteils durch den Arbeitnehmer entfällt hierbei. Dies hat zur Folge, dass der 
Arbeitnehmer nur anteilig Monate für die Erfüllung der verschiedenen Wartezeiten erwirbt und auch das er-
zielte Arbeitsentgelt bei der Berechnung der Rente nur anteilig berücksichtigt wird. 
 
Hinweis: Bevor sich ein Arbeitnehmer für die Befreiung von der Rentenversicherungspflicht ent-

scheidet, wird eine individuelle Beratung bezüglich der rentenrechtlichen Auswirkungen der 
Befreiung bei einer Auskunfts- und Beratungsstelle der Deutschen Rentenversicherung 
empfohlen. Das Servicetelefon der Deutschen Rentenversicherung ist kostenlos unter der 
0800 10004800 zu erreichen.



Anlage 3 
 
Erklärung des Verzichts auf die Rentenversicherungsfreiheit nach § 230 Absatz 8 
Satz 2 SGB VI 
 
Arbeitnehmer 
 
 
Name:  _____________________________________ 
 
Vorname: _____________________________________ 
 
Rentenversicherungsnummer:                   
 
Hiermit erkläre ich den Verzicht auf die Versicherungsfreiheit in der Rentenversicherung 
im Rahmen meiner geringfügig entlohnten Beschäftigung und bin bereit, den Arbeitge-
beranteil von 15 Prozent bis zum vollen Pflichtbeitrag aufzustocken. 
 
Mir ist bekannt, dass diese Erklärung für alle von mir zeitgleich ausgeübten geringfügig 
entlohnten Beschäftigungen gilt und für die Dauer der Beschäftigungen bindend ist; eine 
Rücknahme ist nicht möglich. Dies gilt auch für alle geringfügig entlohnten Beschäftigun-
gen, die ich zukünftig noch zusätzlich aufnehmen werde. Die Erklärung erlischt erst dann, 
wenn die letzte Beschäftigung, für die diese Erklärung gültig ist, beendet wird. 
 

Die Verzichtserklärung gilt  � ab sofort 

                                           �  ab          

  T   T  M  M   J    J   J   J    
 
 
_____________________   _____________________________________ 
(Ort, Datum) (Unterschrift des Arbeitnehmers bzw. bei Minderjährigen 

Unterschrift des gesetzlichen Vertreters) 
 
Arbeitgeber 
 
Name: ___________________________________________   
 
Betriebsnummer:         
 
 
Die Verzichtserklärung ist 
am 

        bei mir eingegangen. 

  T T M M J J J J 
 
Der Verzicht wirkt ab         (frühestens Tag nach Eingang der Erklärung) 

  T T M M J J J J 
 
 
_____________________   __________________________________ 
(Ort, Datum)     (Unterschrift des Arbeitgebers) 
 
 
Hinweis für den Arbeitgeber:  
Die Verzichtserklärung ist nach § 8 Absatz 2 Nr. 4 Beitragsverfahrensverordnung (BVV) 
zu den Entgeltunterlagen zu nehmen. 

Achtung: Gilt nur für geringfügig entlohnte Beschäftigungen, die vor dem     
1. Januar 2013 aufgenommen wurden und in denen das regelmäßiges Ar-
beitsentgelt 400 Euro im Monat nicht übersteigt! 
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Merkblatt zur Aufklärung über die Vorteile eines Verzichts auf die  
Rentenversicherungsfreiheit 
 
Allgemeines 
 
Arbeitnehmer, deren geringfügig entlohnte Beschäftigung über den 31. Dezember 2012 hinaus besteht, sind 
versicherungsfrei in der Rentenversicherung, solange ihr monatliches Arbeitsentgelt die Grenze von 400 Euro 
nicht überschreitet. Sie können wie Arbeitnehmer, die erst seit dem 1. Januar 2013 geringfügig entlohnt be-
schäftigt sind, rentenversicherungspflichtig werden, wenn sie auf die Rentenversicherungsfreiheit verzichten. 
In diesem Fall beläuft sich der vom Arbeitnehmer zu tragende Anteil am Rentenversicherungsbeitrag auf 3,6 
Prozent (bzw. 13,6 Prozent bei geringfügig entlohnten Beschäftigungen in Privathaushalten) des Arbeitsent-
gelts. Er ergibt sich aus der Differenz zwischen dem Pauschalbeitrag des Arbeitgebers (15 Prozent bei ge-
ringfügig entlohnten Beschäftigungen im gewerblichen Bereich/ bzw. 5 Prozent bei solchen in Privathaushal-
ten) und dem vollen Beitrag zur Rentenversicherung in Höhe von 18,6 Prozent. Zu beachten ist, dass der 
volle Rentenversicherungsbeitrag mindestens von einem Arbeitsentgelt in Höhe von 175 Euro zu zahlen ist. 
 
Vorteile der vollen Beitragszahlung zur Rentenversicherung 
 
Die Vorteile der Versicherungspflicht für den Arbeitnehmer ergeben sich aus dem Erwerb von Pflichtbeitrags-
zeiten in der Rentenversicherung. Das bedeutet, dass die Beschäftigungszeit in vollem Umfang für die Erfül-
lung der verschiedenen Wartezeiten (Mindestversicherungszeiten) berücksichtigt wird. Pflichtbeitragszeiten 
sind beispielsweise Voraussetzung für 
 

• einen früheren Rentenbeginn,  
• Ansprüche auf Leistungen zur Rehabilitation (sowohl im medizinischen Bereich als auch im Arbeits-

leben),  
• den Anspruch auf Übergangsgeld bei Rehabilitationsmaßnahmen der gesetzlichen Rentenversiche-

rung,  
• die Begründung oder Aufrechterhaltung des Anspruchs auf eine Rente wegen Erwerbsminderung,  
• den Anspruch auf Entgeltumwandlung für eine betriebliche Altersversorgung und  
• die Erfüllung der Zugangsvoraussetzungen für eine private Altersvorsorge mit staatlicher Förderung 

(zum Beispiel die sogenannte Riester-Rente) für den Arbeitnehmer und gegebenenfalls sogar den 
Ehepartner. 

 
Darüber hinaus wird das Arbeitsentgelt nicht nur anteilig, sondern in voller Höhe bei der Berechnung der 
Rente berücksichtigt. 
 
Erklärung des Verzichts auf die Rentenversicherungsfreiheit 
 
Möchte der geringfügig Beschäftigte Ansprüche wie ein rentenversicherungspflichtiger Arbeitnehmer erwer-
ben, muss er - möglichst mit dem beiliegenden Formular - schriftlich gegenüber seinem Arbeitgeber den 
Verzicht auf die Rentenversicherungsfreiheit erklären.  Übt der Arbeitnehmer mehrere geringfügig entlohnte 
Beschäftigungen aus, kann der Verzicht auf die Rentenversicherungsfreiheit nur einheitlich für alle zeitgleich 
ausgeübten geringfügigen Beschäftigungen erklärt werden. Über die Erklärung hat der Arbeitnehmer alle 
weiteren - auch zukünftige - Arbeitgeber zu informieren, bei denen er eine geringfügig entlohnte Beschäfti-
gung ausübt. Die Erklärung des Verzichts auf die Rentenversicherungsfreiheit ist für die Dauer der Beschäfti-
gung(en) bindend; sie kann nicht widerrufen werden.  
 
Die Befreiung wirkt frühestens von dem Tag nach Eingang der Erklärung bei dem Arbeitgeber, sofern der 
Arbeitnehmer keinen späteren Termin wünscht. 
 
Individuelle Beratung durch die Rentenversicherungsträger 
 
Bevor ein Arbeitnehmer sich für einen Verzicht auf die Rentenversicherungsfreiheit entscheidet, kann er sich 
individuell bezüglich der rentenrechtlichen Auswirkungen der Verzichtserklärung bei einer Auskunfts- und 
Beratungsstelle der Deutschen Rentenversicherung beraten lassen. Das Servicetelefon der Deutschen Ren-
tenversicherung ist kostenlos unter der 0800 10004800 zu erreichen. 
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Veröffentlichung: ja 
 

Besprechung des GKV-Spitzenverbandes, der Deutschen 
Rentenversicherung Bund und der Bundesagentur für Arbeit 

über Fragen des gemeinsamen Beitragseinzugs 
 

am 21.11.2018 
 
 

3. Beitragsrechtliche Beurteilung von Beiträgen und Zuwendungen zum Aufbau betriebli-
cher Altersversorgung; 
hier: Aktualisierung des Gemeinsamen Rundschreibens 

 
 
 
 
Mit dem Gesetz zur Stärkung der betrieblichen Altersversorgung und zur Änderung anderer 

Gesetze (Betriebsrentenstärkungsgesetz) vom 17.08.2017 (BGBl. I S. 3214) soll die mög-

lichst weite Verbreitung der betrieblichen Altersversorgung und damit verbunden ein höheres 

Versorgungsniveau der Beschäftigten durch kapitalgedeckte Zusatzrenten erreicht werden. 

Hierfür wurden im Arbeits- und Steuerrecht Neuregelungen getroffen, die im Wesentlichen 

zum 01.01.2018 in Kraft getreten sind. 

 

Die Spitzenorganisationen der Sozialversicherung haben anlässlich der Besprechung über 

Fragen des gemeinsamen Beitragseinzugs am 08.11.2017 die wesentlichen Auswirkungen 

auf die steuer- und beitragsrechtliche Behandlung der Beiträge und Zuwendungen zum Auf-

bau betrieblicher Altersversorgung erörtert (vgl. Punkt 7 der Niederschrift). Es wurde darüber 

hinaus vereinbart, das Gemeinsame Rundschreiben der Spitzenorganisationen der Sozial-

versicherung zur beitragsrechtlichen Beurteilung von Beiträgen und Zuwendungen zum Auf-

bau betrieblicher Altersversorgung vom 25.09.2008 zu überarbeiten. Die vorliegende aktuali-

sierte Fassung berücksichtigt neben den sich durch das Betriebsrentenstärkungsgesetz er-

gebenden Anpassungen auch die bereits vor 2018 erfolgten Klarstellungen zu folgenden 

Punkten: 

 

• Steuer- und Beitragsfreiheit von Finanzierungsanteilen der Arbeitnehmer am Arbeitgeber-

beitrag zur kapitalgedeckten betrieblichen Altersversorgung (BFH-Urteil vom 09.12.2010 – 

VI R 57/08) 

• Beitragsfreiheit von Abfindungen von Anwartschaften auf betriebliche Altersversorgung 

(BSG-Urteil vom 25.04.2012 – B 12 KR 26/10 R) 

• Beitragsfreiheit von Sanierungsgeldern durch das Fünfte Gesetz zur Änderung des Vier-

ten Buches Sozialgesetzbuch und anderer Gesetze (5. SGB IV – ÄndG) vom 15.04.2015 
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Das überarbeitete Gemeinsame Rundschreiben enthält ferner Ausführungen zur arbeits-

rechtlichen Verpflichtung des Arbeitgebers, in den Fällen der Entgeltumwandlung zugunsten 

einer kapitalgedeckten betrieblichen Altersversorgung an einen Pensionsfonds, eine Pensi-

onskasse oder eine Direktversicherung einen Zuschuss in Höhe von 15 % des umgewandel-

ten Arbeitsentgelts zu der betrieblichen Altersversorgung zu zahlen, soweit er durch die Ent-

geltumwandlung Sozialversicherungsbeiträge einspart (§§ 1a Abs. 1a bzw. 23 Abs. 2 Be-

trAVG). Aufgrund des in der Sozialversicherung für Beitragsansprüche aus laufendem Ar-

beitsentgelt geltenden Entstehungsprinzips können aus dem Anspruch auf den Arbeitgeber-

zuschuss beitragsrechtliche Konsequenzen resultieren. 

 

Ob durch eine Entgeltumwandlung Sozialversicherungsbeiträge eingespart werden, ist im 

Monat des Entstehens der Beitragsansprüche zu beurteilen (vgl. Ziffer 4.4 des Gemeinsa-

men Rundschreibens). Nach § 22 Abs. 1 SGB IV entstehen die Beitragsansprüche aus lau-

fendem Arbeitsentgelt, wenn der Anspruch auf das Arbeitsentgelt besteht und aus einmalig 

gezahltem Arbeitsentgelt, wenn dieses Arbeitsentgelt gezahlt wird. Die Beiträge werden nach 

§ 23 Abs. 1 Satz 2 SGB IV in dem Monat fällig, in dem der Anspruch auf das laufende Ar-

beitsentgelt besteht bzw. einmalig gezahltes Arbeitsentgelt gezahlt wird. Der maßgebende 

Umfang der Einsparung der Sozialversicherungsbeiträge ergibt sich daher aus der konkreten 

beitragsrechtlichen Auswirkung der Entgeltumwandlung von laufendem oder einmalig ge-

zahltem Arbeitsentgelt auf das beitragspflichtige Arbeitsentgelt in dem Monat der Entgeltab-

rechnung, in dem die Entgeltumwandlung erfolgt. Dabei ist auch in Monaten mit laufendem 

und daneben einmalig gezahltem Arbeitsentgelt darauf abzustellen, ob der Arbeitgeberbei-

tragsanteil insgesamt ohne die Entgeltumwandlung höher gewesen wäre. 

 

Für eine Jahresbetrachtung zur Ermittlung des maßgebenden Umfangs der Einsparung von 

Sozialversicherungsbeiträgen, die auch den beitragspflichtigen Umfang schwankender Ar-

beitsentgelte oder von Einmalzahlungen berücksichtigen würde, fehlt es an einer entspre-

chenden Rechtsgrundlage. Zudem würde die dann maßgebende Prognose der jährlichen 

Einsparung zu weiteren Auslegungsfragen hinsichtlich der Anforderungen an die Prognose-

genauigkeit sowie des Umgangs mit unzutreffenden Prognosen führen.  

 

Demnach kann beispielsweise bei einem monatlichen Arbeitsentgelt in Höhe der Beitrags-

bemessungsgrenze eine monatliche beitragsfreie Entgeltumwandlung zur monatlichen Ein-

sparung von Sozialversicherungsbeiträgen und somit zur Arbeitgeberzuschusspflicht führen, 

die Beitragseinsparung jedoch durch eine spätere, im Rahmen des § 23a SGB IV beitrags-
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pflichtige, Einmalzahlung (z. B. Urlaubs- oder Weihnachtsgeld) teilweise oder vollständig 

aufgehoben werden. Unabhängig von der arbeitsrechtlichen Zulässigkeit einer Korrektur der 

Arbeitgeberzuschussgewährung, ist eine rückwirkende Korrektur beitragsrechtlicher Konse-

quenzen aus der vorherigen Arbeitgeberzuschussgewährung nicht möglich, da im Zeitpunkt 

der jeweiligen Entgeltabrechnung die beitragsrechtliche Behandlung zutreffend war. 

 

Das als Anlage beiliegende aktualisierte Gemeinsame Rundschreiben der Spitzenorganisati-

onen der Sozialversicherung zur beitragsrechtlichen Beurteilung von Beiträgen und Zuwen-

dungen zum Aufbau betrieblicher Altersversorgung wird mit Datum vom 21.11.2018 veröf-

fentlicht und ersetzt das bisherige Gemeinsame Rundschreiben vom 25.09.2008. 

 

Anlage 
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- unbesetzt - 

 

 

 

 



 
 

GKV-SPITZENVERBAND, BERLIN 

DEUTSCHE RENTENVERSICHERUNG BUND, BERLIN 

BUNDESAGENTUR FÜR ARBEIT, NÜRNBERG 
 
 

21. November 2018 

Beitragsrechtliche Beurteilung von Beiträgen und Zuwendungen zum Aufbau 
betrieblicher Altersversorgung 

 

Mit dem Gesetz zur Stärkung der betrieblichen Altersversorgung und zur Änderung anderer 
Gesetze (Betriebsrentenstärkungsgesetz) vom 17.08.2017 (BGBl. I S. 3214) soll die möglichst 
weite Verbreitung der betrieblichen Altersversorgung und damit verbunden ein höheres Ver-
sorgungsniveau der Beschäftigten durch kapitalgedeckte Zusatzrenten erreicht werden. Hier-
für wurden im Arbeits- und Steuerrecht Neuregelungen getroffen, die im Wesentlichen zum 
01.01.2018 in Kraft getreten sind. Dies betrifft insbesondere die Einführung der reinen Bei-
tragszusage ohne Leistungsgarantie als neue Zusageform der betrieblichen Altersversorgung, 
die Verpflichtung der Arbeitgeber beitragsfreie Entgeltumwandlungen zur betrieblichen Alters-
versorgung durch einen Arbeitgeberzuschuss zu fördern und die Erweiterung der steuerlichen 
Förderung von Arbeitgeberbeiträgen zugunsten der kapitalgedeckten betrieblichen Altersver-
sorgung. Die Regelungen für die sozialversicherungsrechtliche Behandlung von Beiträgen und 
Zuwendungen zum Aufbau betrieblicher Altersversorgung sind hingegen im Wesentlichen un-
verändert geblieben. Leistungen aus „riestergeförderter“ betrieblicher Altersversorgung sind 
dabei als Versorgungsbezüge in der Kranken- und Pflegeversicherung beitragsfrei gestellt 
worden.  

Aufgrund der sich durch das Betriebsrentenstärkungsgesetz ergebenden Änderungen war das 
bisherige Gemeinsame Rundschreiben zur beitragsrechtlichen Beurteilung von Beiträgen und 
Zuwendungen zum Aufbau betrieblicher Altersversorgung vom 25.09.2008 zu überarbeiten. 
Dabei sind zudem die bereits vor 2018 erfolgten Klarstellungen zu folgenden Punkten berück-
sichtigt worden: 

- Steuer- und Beitragsfreiheit von Finanzierungsanteilen der Arbeitnehmer am Arbeitge-
berbeitrag zur kapitalgedeckten betrieblichen Altersversorgung (BFH-Urteil vom 
09.12.2010 – VI R 57/08) 

- Beitragsfreiheit von Abfindungen von Anwartschaften auf betriebliche Altersversorgung 
(BSG-Urteil vom 25.04.2012 – B 12 KR 26/10 R)  

- Beitragsfreiheit von Sanierungsgeldern durch das Fünfte Gesetz zur Änderung des 
Vierten Buches Sozialgesetzbuch und anderer Gesetze (5. SGB IV – ÄndG) vom 
15.04.2015 

Die inhaltlichen Änderungen im Text gegenüber der bisherigen Fassung des Rundschreibens 
sind durch Fettdruck hervorgehoben. 
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1 Gesetzliche Vorschriften 
§ 14 SGB IV 
Arbeitsentgelt 

(1) Arbeitsentgelt sind alle laufenden oder einmaligen Einnahmen aus einer Beschäftigung, gleichgültig, 
ob ein Rechtsanspruch auf die Einnahmen besteht, unter welcher Bezeichnung oder in welcher Form 
sie geleistet werden und ob sie unmittelbar aus der Beschäftigung oder im Zusammenhang mit ihr erzielt 
werden. Arbeitsentgelt sind auch Entgeltteile, die durch Entgeltumwandlung nach § 1 Abs. 2 Nr. 3 des 
Betriebsrentengesetzes für betriebliche Altersversorgung in den Durchführungswegen Direktzusage o-
der Unterstützungskasse verwendet werden, soweit sie 4 vom Hundert der jährlichen Beitragsbemes-
sungsgrenze der allgemeinen Rentenversicherung übersteigen. 

(2) und (3) … 
§ 17 SGB IV 

Verordnungsermächtigung 

(1) Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit 
Zustimmung des Bundesrates zur Wahrung der Belange der Sozialversicherung und der Arbeitsförde-
rung, zur Förderung der betrieblichen Altersversorgung oder zur Vereinfachung des Beitragseinzugs zu 
bestimmen, 

1. dass einmalige Einnahmen oder laufende Zulagen, Zuschläge, Zuschüsse oder ähnliche Einnah-
men, die zusätzlich zu Löhnen oder Gehältern gewährt werden, und steuerfreie Einnahmen ganz 
oder teilweise nicht als Arbeitsentgelt gelten, 

2. dass Beiträge an Direktversicherungen und Zuwendungen an Pensionskassen oder Pensionsfonds 
ganz oder teilweise nicht als Arbeitsentgelt gelten, 

3. wie das Arbeitsentgelt, das Arbeitseinkommen und das Gesamteinkommen zu ermitteln und zeitlich 
zuzurechnen sind, 

4. den Wert der Sachbezüge nach dem tatsächlichen Verkehrswert im Voraus für jedes Kalenderjahr. 

Dabei ist eine möglichst weitgehende Übereinstimmung mit den Regelungen des Steuerrechts sicher-
zustellen. 

(2) … 
§ 1 SvEV 

Dem sozialversicherungspflichtigen Arbeitsentgelt  
nicht zuzurechnende Zuwendungen 

(1) Dem Arbeitsentgelt sind nicht zuzurechnen: 

1. bis 3. … 

4. Beiträge nach § 40b des Einkommensteuergesetzes in der am 31. Dezember 2004 geltenden Fas-
sung, die zusätzlich zu Löhnen und Gehältern gewährt werden; dies gilt auch für darin enthal-
tene Beiträge, die aus einer Entgeltumwandlung (§ 1 Abs. 2 Nr. 3 des Betriebsrentengeset-
zes) stammen,  

4a. Zuwendungen nach § 3 Nr. 56 und § 40b des Einkommensteuergesetzes, die zusätzlich zu Löhnen 
und Gehältern gewährt werden und für die Satz 3 und 4 nichts Abweichendes bestimmen,  

5. bis 8. … 

9. steuerfreie Zuwendungen an Pensionskassen, Pensionsfonds oder Direktversicherungen nach § 3 
Nr. 63 Satz 1 und 2 sowie § 100 Abs. 6 Satz 1 des Einkommensteuergesetzes im Kalenderjahr 
bis zur Höhe von insgesamt 4 % der Beitragsbemessungsgrenze in der allgemeinen Rentenversi-
cherung; dies gilt auch für darin enthaltene Beträge, die aus einer Entgeltumwandlung (§ 1 Abs. 2 
Nr. 3 des Betriebsrentengesetzes) stammen,] 

10. Leistungen eines Arbeitgebers oder einer Unterstützungskasse an einen Pensionsfonds zur Über-
nahme bestehender Versorgungsverpflichtungen oder Versorgungsanwartschaften durch den 
Pensionsfonds, soweit diese nach § 3 Nr. 66 des Einkommensteuergesetzes steuerfrei sind, 

11. … 
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12. Sonderzahlungen nach § 19 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 Satz 2 bis 4 des Einkommensteuergesetzes 
der Arbeitgeber zur Deckung eines finanziellen Fehlbetrages an die Einrichtungen, für die Satz 3 
gilt, 

13. bis 16 …. 
Dem Arbeitsentgelt sind die in Satz 1 Nummer 1 bis 4a, 9 bis 11, 13, 15 und 16 genannten Ein-
nahmen, Zuwendungen und Leistungen nur dann nicht zuzurechnen, soweit diese vom Arbeit-
geber oder von einem Dritten mit der Entgeltabrechnung für den jeweiligen Abrechnungszeit-
raum lohnsteuerfrei belassen oder pauschal besteuert werden. Die Summe der in Satz 1 Nr. 4a 
genannten Zuwendungen nach § 3 Nr. 56 und § 40b des Einkommensteuergesetzes, die vom Arbeit-
geber oder von einem Dritten mit der Entgeltabrechnung für den jeweiligen Abrechnungszeit-
raum lohnsteuerfrei belassen oder pauschal besteuert werden, höchstens jedoch monatlich 100 
Euro, sind bis zur Höhe von 2,5 Prozent des für ihre Bemessung maßgebenden Entgelts dem Arbeits-
entgelt zuzurechnen, wenn die Versorgungsregelung mindestens bis zum 31. Dezember 2000 vor der 
Anwendung etwaiger Nettobegrenzungsregelungen eine allgemein erreichbare Gesamtversorgung von 
mindestens 75 Prozent des gesamtversorgungsfähigen Entgelts und nach dem Eintritt des Versor-
gungsfalles eine Anpassung nach Maßgabe der Entwicklung der Arbeitsentgelte im Bereich der ent-
sprechenden Versorgungsregelung oder gesetzlicher Versorgungsbezüge vorsieht; die dem Arbeitsent-
gelt zuzurechnenden Beiträge und Zuwendungen vermindern sich um monatlich 13,30 Euro. Satz 3 gilt 
mit der Maßgabe, dass die Zuwendungen nach § 3 Nr. 56 und § 40b des Einkommensteuergesetzes 
dem Arbeitsentgelt insoweit zugerechnet werden, als sie in der Summe monatlich 100 Euro übersteigen.  

(2) … 

§ 3 EStG 
Steuerfreie Einnahmen 

Steuerfrei sind 

1. bis 54. … 

55. der in den Fällen des § 4 Abs. 2 Nr. 2 und Abs. 3 des Betriebsrentengesetzes vom 19. Dezember 
1974 (BGBl. I S. 3610), das zuletzt durch Artikel 8 des Gesetzes vom 5. Juli 2004 (BGBl. I S. 1427) 
geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung geleistete Übertragungswert nach § 4 Abs. 5 
des Betriebsrentengesetzes, wenn die betriebliche Altersversorgung beim ehemaligen und neuen 
Arbeitgeber über einen Pensionsfonds, eine Pensionskasse oder ein Unternehmen der Lebens-
versicherung durchgeführt wird; dies gilt auch, wenn eine Versorgungsanwartschaft aus einer 
betrieblichen Altersversorgung auf Grund vertraglicher Vereinbarung ohne Fristerfordernis 
unverfallbar ist. Satz 1 gilt auch, wenn der Übertragungswert vom ehemaligen Arbeitgeber oder 
von einer Unterstützungskasse an den neuen Arbeitgeber oder eine andere Unterstützungskasse 
geleistet wird. Die Leistungen des neuen Arbeitgebers, der Unterstützungskasse, des Pensions-
fonds, der Pensionskasse oder des Unternehmens der Lebensversicherung auf Grund des Betra-
ges nach Satz 1 und 2 gehören zu den Einkünften, zu denen die Leistungen gehören würden, wenn 
die Übertragung nach § 4 Abs. 2 Nr. 2 und Abs. 3 des Betriebsrentengesetzes nicht stattgefunden 
hätte; 

55a. bis 55b. … 
55c. Übertragungen von Altersvorsorgevermögen im Sinne des § 92 auf einen anderen auf den 

Namen des Steuerpflichtigen lautenden Altersvorsorgevertrag (§ 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 10 
Buchstabe b des Altersvorsorgeverträge-Zertifizierungsgesetzes), soweit die Leistungen zu 
steuerpflichtigen Einkünften nach § 22 Nr. 5 führen würden. Dies gilt entsprechend 

 a) wenn Anwartschaften aus einer betrieblichen Altersversorgung, die über einen Pensi-
onsfonds, eine Pensionskasse oder ein Unternehmen der Lebensversicherung (Direkt-
versicherung) durchgeführt wird, lediglich auf einen Träger einer betrieblichen Altersver-
sorgung in Form eines Pensionsfonds, einer Pensionskasse oder eines Unternehmens 
der Lebensversicherung (Direktversicherung) übertragen werden, soweit keine Zahlun-
gen unmittelbar an den Arbeitnehmer erfolgen, 

 b) wenn Anwartschaften der betrieblichen Altersversorgung abgefunden werden, soweit 
das Altersvorsorgevermögen zugunsten eines auf den Namen des Steuerpflichtigen lau-
tenden Altersvorsorgevertrages geleistet wird, 
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 c) wenn im Fall des Todes des Steuerpflichtigen das Altersvorsorgevermögen auf einen auf 
den Namen des Ehegatten lautenden Altersvorsorgevertrag übertragen wird, wenn die 
Ehegatten im Zeitpunkt des Todes des Zulageberechtigten nicht dauernd getrennt gelebt 
haben (§ 26 Absatz 1) und ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt in einem Mit-
gliedstaat der Europäischen Union oder einem Staat hatten, auf den das Abkommen über 
den Europäischen Wirtschaftsraum anwendbar ist; 

55d. bis 55e. … 
56. Zuwendungen des Arbeitgebers nach § 19 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 Satz 1 aus dem ersten Dienstver-

hältnis an eine Pensionskasse zum Aufbau einer nicht kapitalgedeckten betrieblichen Altersversor-
gung, bei der eine Auszahlung der zugesagten Alters-, Invaliditäts- oder Hinterbliebenenversor-
gung in Form einer Rente oder eines Auszahlplans (§ 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 des Altersvorsorgever-
träge-Zertifizierungsgesetzes) vorgesehen ist1, soweit diese Zuwendungen im Kalenderjahr 2 Pro-
zent der Beitragsbemessungsgrenze in der allgemeinen Rentenversicherung nicht übersteigen. 
Der in Satz 1 genannte Höchstbetrag erhöht sich ab 1. Januar 2020 auf 3 Prozent und ab 1. Januar 
2025 auf 4 Prozent der Beitragsbemessungsgrenze in der allgemeinen Rentenversicherung. Die 
Beiträge nach den Sätzen 1 und 2 sind jeweils um die nach § 3 Nr. 63 Satz 1, 3 oder Satz 4 
steuerfreien Beträge zu mindern; 

57. bis 62. … 

63. Beiträge des Arbeitgebers aus dem ersten Dienstverhältnis an einen Pensionsfonds, eine Pensi-
onskasse oder für eine Direktversicherung zum Aufbau einer kapitalgedeckten betrieblichen Alters-
versorgung, bei der eine Auszahlung der zugesagten Alters-, Invaliditäts- oder Hinterbliebenenver-
sorgungsleistungen in Form einer Rente oder eines Auszahlungsplans (§ 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 des 
Altersvorsorgeverträge-Zertifizierungsgesetzes vom 26. Juni 2001 (BGBl. I S. 1310, 1322), das zu-
letzt durch Artikel 7 des Gesetzes vom 5. Juli 2004 (BGBl. I S. 1427) geändert worden ist, in der 
jeweils geltenden Fassung) vorgesehen ist2, soweit die Beiträge im Kalenderjahr 8 Prozent der 
Beitragsbemessungsgrenze in der allgemeinen Rentenversicherung nicht übersteigen. Dies gilt 
nicht, soweit der Arbeitnehmer nach § 1a Abs. 3 des Betriebsrentengesetzes verlangt hat, dass die 
Voraussetzungen für eine Förderung nach § 10a oder Abschnitt XI erfüllt werden. Aus Anlass der 
Beendigung des Dienstverhältnisses geleistete Beiträge im Sinne des Satzes 1 sind steuer-
frei, soweit sie 4 Prozent der Beitragsbemessungsgrenze in der allgemeinen Rentenversi-
cherung, vervielfältigt mit der Anzahl der Kalenderjahre, in denen das Dienstverhältnis des 
Arbeitnehmers zu dem Arbeitgeber bestanden hat, höchstens jedoch zehn Kalenderjahre, 
nicht übersteigen. Beiträge im Sinne des Satzes 1, die für Kalenderjahre nachgezahlt wer-
den, in denen das erste Dienstverhältnis ruhte und vom Arbeitgeber im Inland kein steuer-
pflichtiger Arbeitslohn bezogen wurde, sind steuerfrei, soweit sie 8 Prozent der Beitragsbe-
messungsgrenze in der allgemeinen Rentenversicherung, vervielfältigt mit der Anzahl die-
ser Kalenderjahre, höchstens jedoch zehn Kalenderjahre, nicht übersteigen; 

63a. Sicherungsbeiträge des Arbeitgebers nach § 23 Abs. 1 des Betriebsrentengesetzes, soweit 
sie nicht unmittelbar dem einzelnen Arbeitnehmer gutgeschrieben oder zugerechnet wer-
den; 

64. und 65. … 

66. Leistungen eines Arbeitgebers oder einer Unterstützungskasse an einen Pensionsfonds zur Über-
nahme bestehender Versorgungsverpflichtungen oder Versorgungsanwartschaften durch den 
Pensionsfonds, wenn ein Antrag nach § 4d Abs. 3 oder § 4e Abs. 3 gestellt worden ist; 

67. bis 70. … 

  

                                                
1 Der kursiv gesetzte Text soll nach dem Entwurf eines Gesetzes zur Vermeidung von Umsatzsteueraus-
fällen beim Handel mit Waren im Internet und zur Änderung weiterer steuerlicher Vorschriften (BT-Drs. 
19/4455) wie folgt ersetzt werden: „entsprechend § 82 Abs. 2 Satz 2 vorgesehen ist“. 
2 analog Fn. 1 
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§ 19 EStG 
(1) Zu den Einkünften aus nichtselbständiger Arbeit gehören  

1. Gehälter, Löhne, Gratifikationen, Tantiemen und andere Bezüge und Vorteile für eine Beschäftigung 
im öffentlichen oder privaten Dienst; 

1a. und 2. … 

3. laufende Beiträge und laufende Zuwendungen des Arbeitgebers aus einem bestehenden Dienstver-
hältnis an einen Pensionsfonds, eine Pensionskasse oder für eine Direktversicherung für eine be-
triebliche Altersversorgung. Zu den Einkünften aus nichtselbständiger Arbeit gehören auch Sonder-
zahlungen, die der Arbeitgeber neben den laufenden Beiträgen und Zuwendungen an eine solche 
Versorgungseinrichtung leistet, mit Ausnahme der Zahlungen des Arbeitgebers  

a) zur erstmaligen Bereitstellung der Kapitalausstattung zur Erfüllung der Solvabilitätskapi-
talanforderung nach den §§ 89, 213, auch in Verbindung mit den §§ 234 und 238 des Ver-
sicherungsaufsichtsgesetzes, 

b)  zur Wiederherstellung einer angemessenen Kapitalausstattung nach unvorhersehbaren 
Verlusten oder zur Finanzierung der Verstärkung der Rechnungsgrundlagen auf Grund 
einer unvorhersehbaren und nicht nur vorübergehenden Änderung der Verhältnisse, 
wobei die Sonderzahlungen nicht zu einer Absenkung des laufenden Beitrags führen 
oder durch die Absenkung des laufenden Beitrags Sonderzahlungen ausgelöst werden 
dürfen, 

c) in der Rentenbezugszeit nach § 236 Absatz 2 des Versicherungsaufsichtsgesetzes oder 
d) in Form von Sanierungsgeldern; 
Sonderzahlungen des Arbeitgebers sind insbesondere Zahlungen an eine Pensionskasse anläss-
lich  

a) seines Ausscheidens aus einer nicht im Wege der Kapitaldeckung finanzierten betrieblichen 
Altersversorgung oder 

b) des Wechsels von einer nicht im Wege der Kapitaldeckung zu einer anderen nicht im Wege der 
Kapitaldeckung finanzierten betrieblichen Altersversorgung. 

Von Sonderzahlungen im Sinne des Satzes 2 zweiter Halbsatz Buchstabe b ist bei laufenden und 
wiederkehrenden Zahlungen entsprechend dem periodischen Bedarf nur auszugehen, soweit die 
Bemessung der Zahlungsverpflichtungen des Arbeitgebers in das Versorgungssystem nach dem 
Wechsel die Bemessung der Zahlungsverpflichtung zum Zeitpunkt des Wechsels übersteigt. Sanie-
rungsgelder sind Sonderzahlungen des Arbeitgebers an eine Pensionskasse anlässlich der Sys-
temumstellung einer nicht im Wege der Kapitaldeckung finanzierten betrieblichen Altersversorgung 
auf der Finanzierungs- oder Leistungsseite, die der Finanzierung der zum Zeitpunkt der Umstellung 
bestehenden Versorgungsverpflichtungen oder Versorgungsanwartschaften dienen; bei laufenden 
und wiederkehrenden Zahlungen entsprechend dem periodischen Bedarf ist nur von Sanierungsgel-
dern auszugehen, soweit die Bemessung der Zahlungsverpflichtungen des Arbeitgebers in das Ver-
sorgungssystem nach der Systemumstellung die Bemessung der Zahlungsverpflichtung zum Zeit-
punkt der Systemumstellung übersteigt.  

Es ist gleichgültig, ob es sich um laufende oder um einmalige Bezüge handelt und ob ein Rechtsan-
spruch auf sie besteht. 

(2) … 

§ 40b EStG 

Pauschalierung der Lohnsteuer bei bestimmten Zukunftssicherungsleistungen 

(1) Der Arbeitgeber kann die Lohnsteuer von den Zuwendungen zum Aufbau einer nicht kapitalgedeck-
ten betrieblichen Altersversorgung an eine Pensionskasse mit einem Pauschsteuersatz von 20 Prozent 
der Zuwendungen erheben.  

[Fassung bis 31.12.2004: Der Arbeitgeber kann die Lohnsteuer von den Beiträgen für eine Direktversi-
cherung des Arbeitnehmers und von den Zuwendungen an eine Pensionskasse mit einem Pauschsteu-
ersatz von 20 Prozent der Beiträge und Zuwendungen erheben. Die pauschale Erhebung der Lohn-
steuer von Beiträgen für eine Direktversicherung ist nur zulässig, wenn die Versicherung nicht auf den 
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Erlebensfall eines früheren als des 60. Lebensjahrs abgeschlossen und eine vorzeitige Kündigung des 
Versicherungsvertrags durch den Arbeitnehmer ausgeschlossen worden ist.] 

(2) Absatz 1 gilt nicht, soweit die zu besteuernden Zuwendungen des Arbeitgebers für den Arbeitnehmer 
1.752 Euro im Kalenderjahr übersteigen oder nicht aus seinem ersten Dienstverhältnis bezogen wer-
den. Sind mehrere Arbeitnehmer gemeinsam in der Pensionskasse versichert, so gilt als Zuwendung 
für den einzelnen Arbeitnehmer der Teilbetrag, der sich bei einer Aufteilung der gesamten Zuwendun-
gen durch die Zahl der begünstigten Arbeitnehmer ergibt, wenn dieser Teilbetrag 1.752 Euro nicht über-
steigt; hierbei sind Arbeitnehmer, für die Zuwendungen von mehr als 2.148 Euro im Kalenderjahr geleit-
stet werden, nicht einzubeziehen. Für Zuwendungen, die der Arbeitgeber für den Arbeitnehmer aus 
Anlass der Beendigung des Dienstverhältnisses erbracht hat, vervielfältigt sich der Betrag von 
1.752 Euro mit der Anzahl der Kalenderjahre, in denen das Dienstverhältnis des Arbeitnehmers zu dem 
Arbeitgeber bestanden hat; in diesem Fall ist Satz 2 nicht anzuwenden. Der vervielfältigte Betrag ver-
mindert sich um die nach Absatz 1 pauschal besteuerten Zuwendungen, die der Arbeitgeber in dem 
Kalenderjahr, in dem das Dienstverhältnis beendet wird, und in den sechs vorangegangenen Kalender-
jahren erbracht hat. Scheidet ein Arbeitgeber aus einer Pensionskasse aus und muss er anlässlich des 
Ausscheidens an die Pensionskasse Zuwendungen für Versorgungsverpflichtungen und Versorgungs-
anwartschaften leisten, die bestehen bleiben, gelten die Sätze 1 bis 4 für diese Zuwendungen nicht.  

[Fassung bis 31.12.2004: Absatz 1 gilt nicht, soweit die zu besteuernden Beiträge und Zuwendungen 
des Arbeitgebers für den Arbeitnehmer 1.752 Euro im Kalenderjahr übersteigen oder nicht aus seinem 
ersten Dienstverhältnis bezogen werden. Sind mehrere Arbeitnehmer gemeinsam in einem Direktversi-
cherungsvertrag oder in einer Pensionskasse versichert, so gilt als Beitrag oder Zuwendung für den 
einzelnen Arbeitnehmer der Teilbetrag, der sich bei einer Aufteilung der gesamten Beiträge oder der 
gesamten Zuwendungen durch die Zahl der begünstigten Arbeitnehmer ergibt, wenn dieser Teilbetrag 
1.752 Euro nicht übersteigt; hierbei sind Arbeitnehmer, für die Beiträge und Zuwendungen von mehr als 
2.148 Euro im Kalenderjahr geleistet werden, nicht einzubeziehen. Für Beiträge und Zuwendungen, die 
der Arbeitgeber für den Arbeitnehmer aus Anlass der Beendigung des Dienstverhältnisses erbracht hat, 
vervielfältigt sich der Betrag von 1.752 Euro mit der Anzahl der Kalenderjahre, in denen das Dienstver-
hältnis des Arbeitnehmers zu dem Arbeitgeber bestanden hat; in diesem Fall ist Satz 2 nicht anzuwen-
den. Der vervielfältigte Betrag vermindert sich um die nach Absatz 1 pauschal besteuerten Beiträge und 
Zuwendungen, die der Arbeitgeber in dem Kalenderjahr, in dem das Dienstverhältnis beendet wird, und 
in den sechs vorangegangenen Kalenderjahren erbracht hat.] 

(3) … 

(4) In den Fällen des § 19 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 Satz 2 hat der Arbeitgeber die Lohnsteuer mit einem 
Pauschsteuersatz in Höhe von 15 Prozent der Sonderzahlung zu erheben. 

(5) … 

§ 52 EStG 
Anwendungsvorschriften 

(1) bis (3) … 

(4) … § 3 Nr. 63 ist bei Beiträgen für eine Direktversicherung nicht anzuwenden, wenn der Arbeitnehmer 
gegenüber dem Arbeitgeber für diese Beiträge auf die Anwendung des § 3 Nr. 63 verzichtet hat. Der 
Verzicht gilt für die Dauer des Dienstverhältnisses; er ist bei einem Arbeitgeberwechsel bis zur ersten 
Beitragsleistung zu erklären.3 Der Höchstbetrag nach § 3 Nr. 63 Satz 1 verringert sich um Zuwen-
dungen, auf die § 40b Abs. 1 und 2 Satz 1 und 2 in der am 31. Dezember 2004 geltenden Fassung 
angewendet wird. § 3 Nr. 63 Satz 3 in der ab dem 1. Januar 2018 geltenden Fassung ist nicht an-
zuwenden, soweit § 40b Abs. 1 und 2 Satz 3 und 4 in der am 31. Dezember 2004 geltenden Fas-
sung angewendet wird. … 

(5) bis (39) … 

(40) § 40b Abs. 1 und 2 in der am 31. Dezember 2004 geltenden Fassung ist weiter anzuwenden auf 
Beiträge für eine Direktversicherung des Arbeitnehmers und Zuwendungen an eine Pensionskasse, 
wenn vor dem 1. Januar 2018 mindestens ein Betrag nach § 40b Abs. 1 und 2 in der am 31. 

                                                
3 § 52 Abs. 4 Sätze 12 und 13 EStG soll nach dem in Fn. 1 angeführten Gesetzentwurf entfallen.  
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Dezember 2004 geltenden Fassung4 pauschal besteuert wurde. Sofern die Beiträge für eine Direkt-
versicherung die Voraussetzungen des § 3 Nr. 63 erfüllen, gilt dies nur, wenn der Arbeitnehmer nach 
Absatz 4 gegenüber dem Arbeitgeber für diese Beiträge auf die Anwendung des § 3 Nr. 63 verzichtet 
hat5.  

(41) bis (51) … 

§ 100 EStG 
Förderbeitrag zur betrieblichen Altersversorgung 

(1) Arbeitgeber im Sinne des § 38 Abs. 1 dürfen vom Gesamtbetrag der einzubehaltenden Lohn-
steuer für jeden Arbeitnehmer mit einem ersten Dienstverhältnis einen Teilbetrag des Arbeitge-
berbeitrags zur kapitalgedeckten betrieblichen Altersversorgung (Förderbetrag) entnehmen und 
bei der nächsten Lohnsteuer-Anmeldung gesondert absetzen. Übersteigt der insgesamt zu ge-
währende Förderbetrag den Betrag, der insgesamt an Lohnsteuer abzuführen ist, so wird der 
übersteigende Betrag dem Arbeitgeber auf Antrag von dem Finanzamt, an das die Lohnsteuer 
abzuführen ist, aus den Einnahmen der Lohnsteuer ersetzt. 
(2) Der Förderbetrag beträgt im Kalenderjahr 30 Prozent des zusätzlichen Arbeitgeberbeitrags 
nach Absatz 3, höchstens 144 Euro. In Fällen, in denen der Arbeitgeber bereits im Jahr 2016 
einen zusätzlichen Arbeitgeberbeitrag an einen Pensionsfonds, eine Pensionskasse oder für 
eine Direktversicherung geleistet hat, ist der jeweilige Förderbetrag auf den Betrag beschränkt, 
den der Arbeitgeber darüber hinaus leistet. 
(3) Voraussetzung für die Inanspruchnahme des Förderbetrags nach den Absätzen 1 und 2 ist, 
dass  
1. der Arbeitslohn des Arbeitnehmers im Lohnzahlungszeitraum, für den der Förderbetrag gel-

tend gemacht wird, im Inland dem Lohnsteuerabzug unterliegt; 
2. der Arbeitgeber für den Arbeitnehmer zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn im 

Kalenderjahr mindestens einen Betrag in Höhe von 240 Euro an einen Pensionsfonds, eine 
Pensionskasse oder für eine Direktversicherung zahlt; 

3. im Zeitpunkt der Beitragsleistung der laufende Arbeitslohn (§ 39b Abs. 2 Satz 1 und 2), der 
pauschal besteuerte Arbeitslohn (§ 40a Abs. 1 und 3) oder das pauschal besteuerte Arbeits-
entgelt (§ 40a Abs. 2 und 2a) nicht mehr beträgt als 
a) 73,34 Euro bei einem täglichen Lohnzahlungszeitraum, 
b) 513,34 Euro bei einem wöchentlichen Lohnzahlungszeitraum, 
c) 2.200 Euro bei einem monatlichen Lohnzahlungszeitraum oder 
d) 26.400 Euro bei einem jährlichen Lohnzahlungszeitraum; 

4. eine Auszahlung der zugesagten Alters-, Invaliditäts- oder Hinterbliebenenversorgungsleis-
tungen in Form einer Rente oder eines Auszahlungsplans (§ 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 des Alters-
vorsorgeverträge-Zertifizierungsgesetzes) vorgesehen ist6; 

5. sichergestellt ist, dass von den Beiträgen jeweils derselbe prozentuale Anteil zur Deckung 
der Vertriebskosten herangezogen wird; der Prozentsatz kann angepasst werden, wenn die 
Kalkulationsgrundlagen geändert werden, darf die ursprüngliche Höhe aber nicht über-
schreiten. 

(4) Für die Inanspruchnahme des Förderbetrags sind die Verhältnisse im Zeitpunkt der Beitrags-
leistung maßgeblich; spätere Änderungen der Verhältnisse sind unbeachtlich. Abweichend da-
von sind die für den Arbeitnehmer nach Absatz 1 geltend gemachten Förderbeträge zurückzu-
gewähren, wenn eine Anwartschaft auf Leistungen aus einer nach Absatz 1 geförderten betrieb-
lichen Altersversorgung später verfällt und sich daraus eine Rückzahlung an den Arbeitgeber 

                                                
4 Der kursiv gesetzte Text soll nach dem in Fn. 1 angeführten Gesetzentwurf an die bestehende Verwal-
tungsauffassung angepasst und wie folgt geändert werden: „in einer vor dem 1. Januar 2005 geltenden 
Fassung“. 
5 § 52 Abs. 40 Satz 2 EStG soll nach dem in Fn. 1 angeführten Gesetzentwurf entfallen.  
6 analog Fn. 1 
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ergibt. Der Förderbetrag ist nur zurückzugewähren, soweit er auf den Rückzahlungsbetrag ent-
fällt. Der Förderbetrag ist in der Lohnsteuer-Anmeldung für den Lohnzahlungszeitraum, in dem 
die Rückzahlung zufließt, der an das Betriebsstättenfinanzamt abzuführenden Lohnsteuer hin-
zuzurechnen. 
(5) Für den Förderbetrag gelten entsprechend: 
1. die §§ 41, 41a, 42e, 42f und 42g, 
2. die für Steuervergütungen geltenden Vorschriften der Abgabenordnung mit Ausnahme des 

§ 163 der Abgabenordnung und 
3. die §§ 195 bis 203 der Abgabenordnung, die Strafvorschriften des § 370 Abs. 1 bis 4, der §§ 

371, 375 Abs. 1 und des § 376, die Bußgeldvorschriften der §§ 378, 379 Abs. 1 und 4 und der 
§§ 383 und 384 der Abgabenordnung, die §§ 385 bis 408 für das Strafverfahren und die §§ 
409 bis 412 der Abgabenordnung für das Bußgeldverfahren. 

(6) Der Arbeitgeberbeitrag im Sinne des Absatzes 3 Nummer 2 ist steuerfrei, soweit er im Kalen-
derjahr 480 Euro nicht übersteigt. Die Steuerfreistellung des § 3 Nr. 63 bleibt hiervon unberührt. 
 

§ 1 BetrAVG 
Zusage des Arbeitgebers auf betriebliche Altersversorgung 

(1) Werden einem Arbeitnehmer Leistungen der Alters-, Invaliditäts- oder Hinterbliebenenversorgung 
aus Anlass seines Arbeitsverhältnisses vom Arbeitgeber zugesagt (betriebliche Altersversorgung), gel-
ten die Vorschriften dieses Gesetzes. Die Durchführung der betrieblichen Altersversorgung kann unmit-
telbar über den Arbeitgeber oder über einen der in § 1b Abs. 2 bis 4 genannten Versorgungsträger er-
folgen. Der Arbeitgeber steht für die Erfüllung der von ihm zugesagten Leistungen auch dann ein, wenn 
die Durchführung nicht unmittelbar über ihn erfolgt. 

(2) Betriebliche Altersversorgung liegt auch vor, wenn 

1. der Arbeitgeber sich verpflichtet, bestimmte Beiträge in eine Anwartschaft auf Alters-, Invaliditäts-  
oder Hinterbliebenenversorgung umzuwandeln (beitragsorientierte Leistungszusage), 

2. der Arbeitgeber sich verpflichtet, Beiträge zur Finanzierung von Leistungen der betrieblichen Alters-
versorgung an einen Pensionsfonds, eine Pensionskasse oder eine Direktversicherung zu zahlen 
und für Leistungen zur Altersversorgung das planmäßig zuzurechnende Versorgungskapital auf der 
Grundlage der gezahlten Beiträge (Beiträge und die daraus erzielten Erträge), mindestens die 
Summe der zugesagten Beiträge, soweit sie nicht rechnungsmäßig für einen biometrischen Risiko-
ausgleich verbraucht wurden, hierfür zur Verfügung zu stellen (Beitragszusage mit Mindestleistung), 

2a. der Arbeitgeber durch Tarifvertrag oder auf Grund eines Tarifvertrages in einer Betriebs- 
oder Dienstvereinbarung verpflichtet wird, Beiträge zur Finanzierung von Leistungen der 
betrieblichen Altersversorgung an einen Pensionsfonds, eine Pensionskasse oder eine Di-
rektversicherung nach § 22 zu zahlen; die Pflichten des Arbeitgebers nach Absatz 1 Satz 3, 
§ 1a Abs. 4 Satz 2, den §§ 1b bis 6 und 16 sowie die Insolvenzsicherungspflicht nach dem 
Vierten Abschnitt bestehen nicht (reine Beitragszusage), 

3. künftige Entgeltansprüche in eine wertgleiche Anwartschaft auf Versorgungsleistungen umgewan-
delt werden (Entgeltumwandlung) oder 

4. der Arbeitnehmer Beiträge aus seinem Arbeitsentgelt zur Finanzierung von Leistungen der betrieb-
lichen Altersversorgung an einen Pensionsfonds, eine Pensionskasse oder eine Direktversicherung 
leistet und die Zusage des Arbeitgebers auch die Leistungen aus diesen Beiträgen umfasst; die 
Regelungen für Entgeltumwandlung sind hierbei entsprechend anzuwenden, soweit die zugesagten 
Leistungen aus diesen Beiträgen im Wege der Kapitaldeckung finanziert werden. 

 

§ 1a BetrAVG 
Anspruch auf betriebliche Altersversorgung durch Entgeltumwandlung 

(1) Der Arbeitnehmer kann vom Arbeitgeber verlangen, dass von seinen künftigen Entgeltansprüchen 
bis zu 4  Prozent der jeweiligen Beitragsbemessungsgrenze in der allgemeinen Rentenversicherung 
durch Entgeltumwandlung für seine betriebliche Altersversorgung verwendet werden. Die Durchführung 



Beitragsrechtliche Beurteilung von Beiträgen und Zuwendungen  
zum Aufbau betrieblicher Altersversorgung 

 

_________________________________________________   
- 11 - 

des Anspruchs des Arbeitnehmers wird durch Vereinbarung geregelt. Ist der Arbeitgeber zu einer Durch-
führung über einen Pensionsfonds oder eine Pensionskasse (§ 1b Abs. 3) oder eine Versorgungsein-
richtung nach § 22 bereit, ist die betriebliche Altersversorgung dort durchzuführen; andernfalls kann 
der Arbeitnehmer verlangen, dass der Arbeitgeber für ihn eine Direktversicherung (§ 1b Abs. 2) ab-
schließt. Soweit der Anspruch geltend gemacht wird, muss der Arbeitnehmer jährlich einen Betrag in 
Höhe von mindestens einem Hundertsechzigstel der Bezugsgröße nach § 18 Abs. 1 des Vierten Buches 
Sozialgesetzbuch für seine betriebliche Altersversorgung verwenden. Soweit der Arbeitnehmer Teile 
seines regelmäßigen Entgelts für betriebliche Altersversorgung verwendet, kann der Arbeitgeber ver-
langen, dass während eines laufenden Kalenderjahres gleich bleibende monatliche Beträge verwendet 
werden. 

(1a) Der Arbeitgeber muss 15 Prozent des umgewandelten Entgelts zusätzlich als Arbeitgeber-
zuschuss an den Pensionsfonds, die Pensionskasse oder die Direktversicherung weiterleiten, 
soweit er durch die Entgeltumwandlung Sozialversicherungsbeiträge einspart. (Fassung ab 
01.01.2019) 
(2) Soweit eine durch Entgeltumwandlung finanzierte betriebliche Altersversorgung besteht, ist der An-
spruch des Arbeitnehmers auf Entgeltumwandlung ausgeschlossen. 

(3) Soweit der Arbeitnehmer einen Anspruch auf Entgeltumwandlung für betriebliche Altersversorgung 
nach Absatz 1 hat, kann er verlangen, dass die Voraussetzungen für eine Förderung nach §§ 10a, 82 
Abs. 2 des Einkommensteuergesetzes erfüllt werden, wenn die betriebliche Altersversorgung über ei-
nen Pensionsfonds, eine Pensionskasse oder eine Direktversicherung durchgeführt wird. 

(4) Falls der Arbeitnehmer bei fortbestehendem Arbeitsverhältnis kein Entgelt erhält, hat er das Recht, 
die Versicherung oder Versorgung mit eigenen Beiträgen fortzusetzen. Der Arbeitgeber steht auch für 
Leistungen aus diesen Beiträgen ein. Die Regelungen über Entgeltumwandlung gelten entsprechend. 

 

§ 1b BetrAVG 
Unverfallbarkeit und Durchführung der betrieblichen Altersversorgung 

1) Einem Arbeitnehmer, dem Leistungen aus der betrieblichen Altersversorgung zugesagt worden sind, 
bleibt die Anwartschaft erhalten, wenn das Arbeitsverhältnis vor Eintritt des Versorgungsfalls, jedoch 
nach Vollendung des 25. Lebensjahres endet und die Versorgungszusage zu diesem Zeitpunkt mindes-
tens fünf Jahre bestanden hat (unverfallbare Anwartschaft). Ein Arbeitnehmer behält seine Anwartschaft 
auch dann, wenn er auf Grund einer Vorruhestandsregelung ausscheidet und ohne das vorherige Aus-
scheiden die Wartezeit und die sonstigen Voraussetzungen für den Bezug von Leistungen der betrieb-
lichen Altersversorgung hätte erfüllen können. Eine Änderung der Versorgungszusage oder ihre Über-
nahme durch eine andere Person unterbricht nicht den Ablauf der Fristen nach Satz 1. Der Verpflichtung 
aus einer Versorgungszusage stehen Versorgungsverpflichtungen gleich, die auf betrieblicher Übung 
oder dem Grundsatz der Gleichbehandlung beruhen. Der Ablauf einer vorgesehenen Wartezeit wird 
durch die Beendigung des Arbeitsverhältnisses nach Erfüllung der Voraussetzungen der Sätze 1 und 2 
nicht berührt. Wechselt ein Arbeitnehmer vom Geltungsbereich dieses Gesetzes in einen anderen Mit-
gliedstaat der Europäischen Union, bleibt die Anwartschaft in gleichem Umfange wie für Personen er-
halten, die auch nach Beendigung eines Arbeitsverhältnisses innerhalb des Geltungsbereichs dieses 
Gesetzes verbleiben. 

(2) Wird für die betriebliche Altersversorgung eine Lebensversicherung auf das Leben des Arbeitneh-
mers durch den Arbeitgeber abgeschlossen und sind der Arbeitnehmer oder seine Hinterbliebenen hin-
sichtlich der Leistungen des Versicherers ganz oder teilweise bezugsberechtigt (Direktversicherung), 
so ist der Arbeitgeber verpflichtet, wegen Beendigung des Arbeitsverhältnisses nach Erfüllung der in 
Absatz 1 Satz 1 und 2 genannten Voraussetzungen das Bezugsrecht nicht mehr zu widerrufen. Eine 
Vereinbarung, nach der das Bezugsrecht durch die Beendigung des Arbeitsverhältnisses nach Erfüllung 
der in Absatz 1 Satz 1 und 2 genannten Voraussetzungen auflösend bedingt ist, ist unwirksam. Hat der 
Arbeitgeber die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag abgetreten oder beliehen, so ist er verpflich-
tet, den Arbeitnehmer, dessen Arbeitsverhältnis nach Erfüllung der in Absatz 1 Satz 1 und 2 genannten 
Voraussetzungen geendet hat, bei Eintritt des Versicherungsfalles so zu stellen, als ob die Abtretung 
oder Beleihung nicht erfolgt wäre. Als Zeitpunkt der Erteilung der Versorgungszusage im Sinne des 
Absatzes 1 gilt der Versicherungsbeginn, frühestens jedoch der Beginn der Betriebszugehörigkeit. 

(3) Wird die betriebliche Altersversorgung von einer rechtsfähigen Versorgungseinrichtung durchge-
führt, die dem Arbeitnehmer oder seinen Hinterbliebenen auf ihre Leistungen einen Rechtsanspruch 
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gewährt (Pensionskasse und Pensionsfonds), so gilt Absatz 1 entsprechend. Als Zeitpunkt der Erteilung 
der Versorgungszusage im Sinne des Absatzes 1 gilt der Versicherungsbeginn, frühestens jedoch der 
Beginn der Betriebszugehörigkeit. 

(4) Wird die betriebliche Altersversorgung von einer rechtsfähigen Versorgungseinrichtung durchge-
führt, die auf ihre Leistungen keinen Rechtsanspruch gewährt (Unterstützungskasse), so sind die nach 
Erfüllung der in Absatz 1 Satz 1 und 2 genannten Voraussetzungen und vor Eintritt des Versorgungs-
falles aus dem Unternehmen ausgeschiedenen Arbeitnehmer und ihre Hinterbliebenen den bis zum 
Eintritt des Versorgungsfalles dem Unternehmen angehörenden Arbeitnehmern und deren Hinterblie-
benen gleichgestellt. Die Versorgungszusage gilt in dem Zeitpunkt als erteilt im Sinne des Absatzes 1, 
von dem an der Arbeitnehmer zum Kreis der Begünstigten der Unterstützungskasse gehört. 

(5) Soweit betriebliche Altersversorgung durch Entgeltumwandlung einschließlich eines möglichen 
Arbeitgeberzuschusses nach § 1a Abs. 1a erfolgt, behält der Arbeitnehmer seine Anwartschaft, wenn 
sein Arbeitsverhältnis vor Eintritt des Versorgungsfalles endet; in den Fällen der Absätze 2 und 3  

1. dürfen die Überschussanteile nur zur Verbesserung der Leistung verwendet, 

2. muss dem ausgeschiedenen Arbeitnehmer das Recht zur Fortsetzung der Versicherung oder Ver-
sorgung mit eigenen Beiträgen eingeräumt und 

3. muss das Recht zur Verpfändung, Abtretung oder Beleihung durch den Arbeitgeber ausgeschlos-
sen werden. 

Im Fall einer Direktversicherung ist dem Arbeitnehmer darüber hinaus mit Beginn der Entgeltumwand-
lung ein unwiderrufliches Bezugsrecht einzuräumen. 

 

§ 3 BetrAVG 
Abfindung 

(1) Unverfallbare Anwartschaften im Falle der Beendigung des Arbeitsverhältnisses und laufende Leis-
tungen dürfen nur unter den Voraussetzungen der folgenden Absätze abgefunden werden. 

(2) Der Arbeitgeber kann eine Anwartschaft ohne Zustimmung des Arbeitnehmers abfinden, wenn der 
Monatsbetrag der aus der Anwartschaft resultierenden laufenden Leistung bei Erreichen der vorgese-
henen Altersgrenze 1 Prozent, bei Kapitalleistungen zwölf Zehntel der monatlichen Bezugsgröße nach 
§18 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch nicht übersteigen würde. Dies gilt entsprechend für die Ab-
findung einer laufenden Leistung. Die Abfindung ist unzulässig, wenn der Arbeitnehmer von seinem 
Recht auf Übertragung der Anwartschaft Gebrauch macht. 

(3) Die Anwartschaft ist auf Verlangen des Arbeitnehmers abzufinden, wenn die Beiträge zur gesetzli-
chen Rentenversicherung erstattet worden sind. 

(4) Der Teil der Anwartschaft, der während eines Insolvenzverfahrens erdient worden ist, kann ohne 
Zustimmung des Arbeitnehmers abgefunden werden, wenn die Betriebstätigkeit vollständig eingestellt 
und das Unternehmen liquidiert wird. 

(5) Für die Berechnung des Abfindungsbetrages gilt § 4 Abs. 5 entsprechend. 

(6) Die Abfindung ist gesondert auszuweisen und einmalig zu zahlen. 

 

§ 4 BetrAVG 
Übertragung 

(1) Unverfallbare Anwartschaften und laufende Leistungen dürfen nur unter den Voraussetzungen der 
folgenden Absätze übertragen werden. 

(2) Nach Beendigung des Arbeitsverhältnisses kann im Einvernehmen des ehemaligen mit dem neuen 
Arbeitgeber sowie dem Arbeitnehmer 

1. die Zusage vom neuen Arbeitgeber übernommen werden oder 

2. der Wert der vom Arbeitnehmer erworbenen unverfallbaren Anwartschaften auf betriebliche Alters-
versorgung (Übertragungswert) auf den neuen Arbeitgeber übertragen werden, wenn dieser eine 
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wertgleiche Zusage erteilt; für die neue Anwartschaft gelten die Regelungen über Entgeltumwand-
lung entsprechend. 

(3) Der Arbeitnehmer kann innerhalb eines Jahres nach Beendigung des Arbeitsverhältnisses von sei-
nem ehemaligen Arbeitgeber verlangen, dass der Übertragungswert auf den neuen Arbeitgeber oder 
auf die Versorgungseinrichtung nach § 22 des neuen Arbeitgebers übertragen wird, wenn 

1. die betriebliche Altersversorgung über einen Pensionsfonds, eine Pensionskasse oder eine Direkt-
versicherung durchgeführt worden ist und 

2. der Übertragungswert die Beitragsbemessungsgrenze in der allgemeinen Rentenversicherung nicht 
übersteigt. 

Der Anspruch richtet sich gegen den Versorgungsträger, wenn der ehemalige Arbeitgeber die versiche-
rungsförmige Lösung nach § 2 Abs. 2 oder 3 gewählt hat oder soweit der Arbeitnehmer die Versiche-
rung oder Versorgung mit eigenen Beiträgen fortgeführt hat. Der neue Arbeitgeber ist verpflichtet, eine 
dem Übertragungswert wertgleiche Zusage zu erteilen und über einen Pensionsfonds, eine Pensions-
kasse oder eine Direktversicherung durchzuführen. Für die neue Anwartschaft gelten die Regelungen 
über Entgeltumwandlung entsprechend. Ist der neue Arbeitgeber zu einer Durchführung über eine 
Versorgungseinrichtung nach § 22 bereit, ist die betriebliche Altersversorgung dort durchzufüh-
ren; die Sätze 3 und 4 sind in diesem Fall nicht anzuwenden. 

(4) Wird die Betriebstätigkeit eingestellt und das Unternehmen liquidiert, kann eine Zusage von einer 
Pensionskasse oder einem Unternehmen der Lebensversicherung ohne Zustimmung des Arbeitneh-
mers oder Versorgungsträgers übernommen werden, wenn sichergestellt ist, dass die Überschussan-
teile ab Rentenbeginn entsprechend § 16 Abs. 3 Nr. 2 verwendet werden. § 2 Abs. 2 Satz 4 bis 6 gilt 
entsprechend. 

(5) Der Übertragungswert entspricht bei einer unmittelbar über den Arbeitgeber oder über eine Unter-
stützungskasse durchgeführten betrieblichen Altersversorgung dem Barwert der nach § 2 bemessenen 
künftigen Versorgungsleistung im Zeitpunkt der Übertragung; bei der Berechnung des Barwerts sind die 
Rechnungsgrundlagen sowie die anerkannten Regeln der Versicherungsmathematik maßgebend. So-
weit die betriebliche Altersversorgung über einen Pensionsfonds, eine Pensionskasse oder eine Direkt-
versicherung durchgeführt worden ist, entspricht der Übertragungswert dem gebildeten Kapital im Zeit-
punkt der Übertragung. 

(6) Mit der vollständigen Übertragung des Übertragungswerts erlischt die Zusage des ehemaligen Ar-
beitgebers. 

§ 17 BetrAVG 
Persönlicher Geltungsbereich 

(1) Arbeitnehmer im Sinne der §§ 1 bis 16 sind Arbeiter und Angestellte einschließlich der zu ihrer Be-
rufsausbildung Beschäftigten; ein Berufsausbildungsverhältnis steht einem Arbeitsverhältnis gleich. Die 
§§ 1 bis 16 gelten entsprechend für Personen, die nicht Arbeitnehmer sind, wenn ihnen Leistungen der 
Alters-, Invaliditäts- oder Hinterbliebenenversorgung aus Anlass ihrer Tätigkeit für ein Unternehmen zu-
gesagt worden sind. Arbeitnehmer im Sinne von § 1a Abs. 1 sind nur Personen nach den Sätzen 1 
und 2, soweit sie auf Grund der Beschäftigung oder Tätigkeit bei dem Arbeitgeber, gegen den sich der 
Anspruch nach § 1a richten würde, in der gesetzlichen Rentenversicherung pflichtversichert sind. 
 
(2) bis (4) … 

§ 19 BetrAVG 
Allgemeine Tariföffnungsklausel 

(1) Von den §§ 1a, 2, 2a Abs. 1, 3 und 4, § 3, mit Ausnahme des § 3 Abs. 2 Satz 3, von den §§ 4, 
5, 16, 18a Satz 1, §§ 27 und 28 kann in Tarifverträgen abgewichen werden. 
(2) Die abweichenden Bestimmungen haben zwischen nichttarifgebundenen Arbeitgebern und 
Arbeitnehmern Geltung, wenn zwischen diesen die Anwendung der einschlägigen tariflichen Re-
gelung vereinbart ist. 
(3) Im Übrigen kann von den Bestimmungen dieses Gesetzes nicht zuungunsten des Arbeitneh-
mers abgewichen werden. 
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§ 20 BetrAVG 
Tarifvertrag und Entgeltumwandlung; Optionssysteme 

(1) Soweit Entgeltansprüche auf einem Tarifvertrag beruhen, kann für diese eine Entgeltum-
wandlung nur vorgenommen werden, soweit dies durch Tarifvertrag vorgesehen oder durch Ta-
rifvertrag zugelassen ist. 
(2) In einem Tarifvertrag oder auf Grund eines Tarifvertrages in einer Betriebs- oder Dienstver-
einbarung kann geregelt werden, dass der Arbeitgeber für alle Arbeitnehmer oder für eine 
Gruppe von Arbeitnehmern des Unternehmens oder einzelner Betriebe eine automatische Ent-
geltumwandlung einführt, gegen die der Arbeitnehmer ein Widerspruchsrecht hat (Optionssys-
tem). Das Angebot des Arbeitgebers auf Entgeltumwandlung gilt als vom Arbeitnehmer ange-
nommen, wenn er nicht widersprochen hat und das Angebot  
1. in Textform und mindestens drei Monate vor der ersten Fälligkeit des umzuwandelnden 

Entgelts gemacht worden ist und 
2. deutlich darauf hinweist,  

a) welcher Betrag und welcher Vergütungsbestandteil umgewandelt werden sollen und 
b) dass der Arbeitnehmer ohne Angabe von Gründen innerhalb einer Frist von mindestens 

einem Monat nach dem Zugang des Angebots widersprechen und die Entgeltumwand-
lung mit einer Frist von höchstens einem Monat beenden kann.  

Nichttarifgebundene Arbeitgeber können ein einschlägiges tarifvertragliches Optionssystem an-
wenden oder auf Grund eines einschlägigen Tarifvertrages durch Betriebs- oder Dienstverein-
barung die Einführung eines Optionssystems regeln; Satz 2 gilt entsprechend. 

 
§ 22 BetrAVG 

Arbeitnehmer und Versorgungseinrichtung 
(1) Bei einer reinen Beitragszusage hat der Pensionsfonds, die Pensionskasse oder die Direkt-
versicherung dem Versorgungsempfänger auf der Grundlage des planmäßig zuzurechnenden 
Versorgungskapitals laufende Leistungen der betrieblichen Altersversorgung zu erbringen. Die 
Höhe der Leistungen darf nicht garantiert werden. 
(2) Die auf den gezahlten Beiträgen beruhende Anwartschaft auf Altersrente ist sofort unverfall-
bar. Die Erträge der Versorgungseinrichtung müssen auch dem ausgeschiedenen Arbeitnehmer 
zugutekommen. 
(3) Der Arbeitnehmer hat gegenüber der Versorgungseinrichtung das Recht, 
1. nach Beendigung des Arbeitsverhältnisses 

a) die Versorgung mit eigenen Beiträgen fortzusetzen 
oder 
b) innerhalb eines Jahres das gebildete Versorgungskapital auf die neue Versorgungsein-

richtung, an die Beiträge auf der Grundlage einer reinen Beitragszusage gezahlt wer-
den, zu übertragen, 

2. entsprechend § 4a Auskunft zu verlangen und 
3. entsprechend § 6 vorzeitige Altersleistungen in Anspruch zu nehmen. 
(4) Die bei der Versorgungseinrichtung bestehende Anwartschaft ist nicht übertragbar, nicht be-
leihbar und nicht veräußerbar. Sie darf vorbehaltlich des Satzes 3 nicht vorzeitig verwertet wer-
den. Die Versorgungseinrichtung kann Anwartschaften und laufende Leistungen bis zu der Wert-
grenze in § 3 Absatz 2 Satz 1 abfinden; § 3 Absatz 2 Satz 2 gilt entsprechend. 
(5) Für die Verjährung der Ansprüche gilt § 18a entsprechend.  
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§ 23 BetrAVG 
Zusatzbeiträge des Arbeitgebers 

(1) Zur Absicherung der reinen Beitragszusage soll im Tarifvertrag ein Sicherungsbeitrag ver-
einbart werden. 
(2) Bei einer reinen Beitragszusage ist im Fall der Entgeltumwandlung im Tarifvertrag zu regeln, 
dass der Arbeitgeber 15 Prozent des umgewandelten Entgelts zusätzlich als Arbeitgeberzu-
schuss an die Versorgungseinrichtung weiterleiten muss, soweit der Arbeitgeber durch die Ent-
geltumwandlung Sozialversicherungsbeiträge einspart. 

§ 24 BetrAVG 
Nichttarifgebundene Arbeitgeber und Arbeitnehmer  

Nichttarifgebundene Arbeitgeber und Arbeitnehmer können die Anwendung der einschlägigen 
tariflichen Regelung vereinbaren. 

§ 25 BetrAVG 
Verordnungsermächtigung 

Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales wird ermächtigt, im Einvernehmen mit dem Bun-
desministerium der Finanzen durch Rechtsverordnung Mindestanforderungen an die Verwen-
dung der Beiträge nach § 1 Absatz 2 Nummer 2a festzulegen. Die Ermächtigung kann im Einver-
nehmen mit dem Bundesministerium der Finanzen auf die Bundesanstalt für Finanzdienstleis-
tungsaufsicht übertragen werden. Rechtsverordnungen nach den Sätzen 1 und 2 bedürfen nicht 
der Zustimmung des Bundesrates. 

§ 26a BetrAVG (Fassung ab 01.01.2019) 
Übergangsvorschrift zu § 1a Absatz 1a 

§ 1a Abs. 1a gilt für individual- und kollektivrechtliche Entgeltumwandlungsvereinbarungen, die 
vor dem 1. Januar 2019 geschlossen worden sind, erst ab dem 1. Januar 2022. 

§ 30f BetrAVG 

(1) Wenn Leistungen der betrieblichen Altersversorgung vor dem 1. Januar 2001 zugesagt worden sind, 
ist § 1b Abs. 1 mit der Maßgabe anzuwenden, dass die Anwartschaft erhalten bleibt, wenn das Arbeits-
verhältnis vor Eintritt des Versorgungsfalles, jedoch nach Vollendung des 35. Lebensjahres endet und 
die Versorgungszusage zu diesem Zeitpunkt  

1. mindestens zehn Jahre oder 

2. bei mindestens zwölfjähriger Betriebszugehörigkeit mindestens drei Jahre 

bestanden hat; in diesen Fällen bleibt die Anwartschaft auch erhalten, wenn die Zusage ab dem 1. Ja-
nuar 2001 fünf Jahre bestanden hat und bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses das 30. Lebensjahr 
vollendet ist. § 1b Abs. 5 findet für Anwartschaften aus diesen Zusagen keine Anwendung. 

(2) Wenn Leistungen der betrieblichen Altersversorgung vor dem 1. Januar 2009 und nach dem 31. De-
zember 2000 zugesagt worden sind, ist § 1b Abs. 1 Satz 1 mit der Maßgabe anzuwenden, dass die 
Anwartschaft erhalten bleibt, wenn das Arbeitsverhältnis vor Eintritt des Versorgungsfalls, jedoch nach 
Vollendung des 30. Lebensjahres endet und die Versorgungszusage zu diesem Zeitpunkt fünf Jahre 
bestanden hat; in diesen Fällen bleibt die Anwartschaft auch erhalten, wenn die Zusage ab dem 1. Ja-
nuar 2009 fünf Jahre bestanden hat und bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses das 25. Lebensjahr 
vollendet ist.  

§ 30j BetrAVG 
Übergangsregelung zu § 20 Absatz 2 

§ 20 Abs. 2 gilt nicht für Optionssysteme, die auf der Grundlage von Betriebs- oder Dienstver-
einbarungen vor dem 1. Juni 2017 eingeführt worden sind. 
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2 Allgemeines 
Der Aufbau einer betrieblichen Altersversorgung ist nach dem Gesetz zur Verbesserung der 
betrieblichen Altersversorgung (Betriebsrentengesetz – BetrAVG) durch kapitalgedeckte oder 
umlagefinanzierte Altersversorgungssysteme in verschiedenen Durchführungswegen mög-
lich. Dabei ist zwischen arbeitgeber-, arbeitnehmer- und mischfinanzierter betrieblicher Alters-
versorgung zu unterscheiden. 

Die beitragsrechtliche Beurteilung von Beiträgen und Zuwendungen zum Aufbau be-
trieblicher Altersversorgung richtet sich nach der Verordnung über die sozialversiche-
rungsrechtliche Beurteilung von Zuwendungen des Arbeitgebers als Arbeitsentgelt 
(Sozialversicherungsentgeltverordnung – SvEV) und § 14 Abs. 1 Satz 2 SGB IV. Nach 
der Sozialversicherungsentgeltverordnung hängt die beitragsrechtliche Beurteilung 
maßgebend von der steuerrechtlichen Behandlung dieser Beiträge und Zuwendungen 
ab. Die steuerrechtlichen Grundsätze dieser Behandlung hat das Bundesministerium 
der Finanzen in seinem Schreiben zur steuerlichen Förderung der betrieblichen Alters-
versorgung (GZ: IV C 5 - S 2333/17/10002) dargelegt, das in seiner Fassung vom 
06.12.2017 den steuerrechtlichen Ausführungen dieses Rundschreibens zu Grunde 
liegt. 

3 Betriebliche Altersversorgung 

3.1 Begriff der betrieblichen Altersversorgung 
Betriebliche Altersversorgung liegt vor, wenn dem Arbeitnehmer aus Anlass seines Arbeits-
verhältnisses vom Arbeitgeber Leistungen zur Absicherung mindestens eines biometrischen 
Risikos (Alter, Invalidität, Tod) zugesagt werden und Ansprüche auf diese Leistungen erst mit 
dem Eintritt des biologischen Ereignisses fällig werden (§ 1 BetrAVG). Das biologische Ereig-
nis ist bei der Altersversorgung das altersbedingte Ausscheiden aus dem Arbeitsleben, bei der 
Invaliditätsversorgung der Invaliditätseintritt und bei der Hinterbliebenenversorgung der Tod 
des Arbeitnehmers. Der Zweck der Leistung muss die Versorgung beim Ausscheiden aus dem 
Arbeitsleben sein. Altersversorgungsleistungen werden grundsätzlich nur dann als betriebliche 
Altersversorgung anerkannt, wenn sie frühestens mit dem 60. Lebensjahr beginnen. Bei be-
stimmten Berufsgruppen (z. B. Piloten), bei denen schon vor dem 60. Lebensjahr Versor-
gungsleistungen üblich sind, können betriebliche Altersversorgungsleistungen auch schon vor 
dem 60. Lebensjahr gewährt werden, wenn sich diese berufsspezifischen Besonderheiten 
aus einem Gesetz, Tarifvertrag oder einer Betriebsvereinbarung ergeben.  

Die entsprechenden Leistungen müssen dem Arbeitnehmer verbindlich zugesagt wer-
den. Dies ist auch bei der beitragsorientierten Leistungszusage (§ 1 Abs. 2 Nr. 1 Be-
trAVG), der Beitragszusage mit Mindestleistung (§ 1 Abs. 2 Nr. 2 BetrAVG), der Entgel-
tumwandlung in eine wertgleiche Versorgungsanwartschaft (§ 1 Abs. 2 Nr. 3 BetrAVG) 
oder der Zahlung von Eigenbeträgen des Arbeitnehmers (§ 1 Abs. 2 Nr. 4 BetrAVG) der 
Fall. Der Arbeitgeber steht für die Erfüllung der zugesagten Leistungen auch dann ein, 
wenn die Durchführung nicht unmittelbar über ihn erfolgt (§ 1 Satz 3 BetrAVG). Etwas 
anderes gilt bei der seit 01.01.2018 möglichen reinen Beitragszusage (§ 1 Abs. 2 Nr. 2a 
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BetrAVG). Diese sieht lediglich vor, dass der Arbeitgeber durch Tarifvertrag oder auf-
grund eines Tarifvertrages in einer Betriebs- oder Dienstvereinbarung verpflichtet wird, 
Beiträge zur Finanzierung von Leistungen der betrieblichen Altersversorgung an einen 
Pensionsfonds, eine Pensionskasse oder eine Direktversicherung zu zahlen, wobei die 
Höhe der Leistungen jedoch nicht garantiert wird (§ 22 Abs. 1 Satz 2 BetrAVG).  

Eine betriebliche Altersversorgung liegt nicht vor, wenn zwischen Arbeitnehmer und Arbeitge-
ber die Vererblichkeit von Anwartschaften vereinbart ist. Auch Vereinbarungen, nach denen 
Arbeitsentgelt gutgeschrieben und ohne Abdeckung eines biometrischen Risikos zu einem 
späteren Zeitpunkt (z. B. bei Ausscheiden aus dem Beschäftigungsverhältnis) ggf. mit Wert-
steigerung ausgezahlt wird, sind nicht dem Bereich der betrieblichen Altersversorgung zuzu-
ordnen. Gleiches gilt, wenn von vornherein eine Abfindung der Versorgungsanwartschaft, z. 
B. zu einem bestimmten Zeitpunkt oder bei Vorliegen bestimmter Voraussetzungen, vereinbart 
ist und dadurch nicht mehr von der Absicherung eines biometrischen Risikos ausgegangen 
werden kann. Demgegenüber führt allein die Möglichkeit einer Beitragserstattung ein-
schließlich der gutgeschriebenen Erträge bzw. einer entsprechenden Abfindung für den 
Fall des Ausscheidens aus dem Dienstverhältnis vor Erreichen der gesetzlichen Unver-
fallbarkeit und/oder für den Fall des Todes vor Ablauf einer arbeitsrechtlich vereinbar-
ten Wartezeit sowie der Abfindung einer Witwenrente/Witwerrente für den Fall der Wie-
derheirat noch nicht zur Versagung der Anerkennung als betriebliche Altersversorgung. 
Ebenfalls unschädlich für das Vorliegen von betrieblicher Altersversorgung ist die Ab-
findung vertraglich unverfallbarer Anwartschaften; dies gilt sowohl bei Beendigung als 
auch während des bestehenden Arbeitsverhältnisses. Bei Versorgungszusagen, die vor 
2005 erteilt wurden, ist es nicht zu beanstanden, wenn in den Versorgungsordnungen 
die Möglichkeit einer Elternrente oder der Beitragserstattung einschließlich der gutge-
schriebenen Erträge im Fall des Versterbens vor Erreichen der Altersgrenze und ledig-
lich für die zugesagte Altersversorgung, nicht aber für die Hinterbliebenen- oder Invali-
ditätsversorgung die Auszahlung in Form einer Rente oder eines Auszahlungsplans 
vorgesehen ist. 

Besteht Einvernehmen zwischen den Beteiligten ist eine Mitnahme der Anwartschaften, die 
über einen Pensionsfonds, eine Pensionskasse oder eine Direktversicherung erworben wor-
den sind, möglich. Außerdem haben Beschäftigte das Recht, dass von ihnen beim ehemaligen 
Arbeitgeber bzw. dessen Versorgungseinrichtung aufgebaute Betriebsrentenkapital zum 
neuen Arbeitgeber bzw. zu dessen Versorgungseinrichtung mitzunehmen (Portabilität). 

Um Lücken in der betrieblichen Altersversorgung zu vermeiden, können Beschäftigte ihre Be-
triebsrentenansprüche, die in einem Pensionsfonds, einer Pensionskasse oder einer Direkt-
versicherung durchgeführt worden sind, auch dann weiter aufbauen, wenn sie z. B. wegen 
längerer Krankheit oder während der Elternzeit kein Arbeitsentgelt beziehen (§ 1a Abs. 4 Be-
trAVG). Dies betrifft sowohl die Fälle der Entgeltumwandlung nach § 1 Abs. 2 Nr. 3 BetrAVG 
als auch die Fälle, in denen Eigenbeiträge nach § 1 Abs. 2 Nr. 4 BetrAVG geleistet werden. 
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3.2 Durchführungswege der betrieblichen Altersversorgung 
In der betrieblichen Altersversorgung gibt es fünf Durchführungswege: 

3.2.1 Direktzusage (§ 1 Abs. 1 Satz 2 BetrAVG) 
Bei einer Pensions- oder Direktzusage verspricht der Arbeitgeber seinen Arbeitnehmern bei 
Eintritt des Versorgungsfalles unmittelbar Leistungen, d. h. ohne Einschaltung eines externen 
Versorgungsträgers. Deshalb wird diese Altersversorgung auch Firmenrente genannt. Bei die-
ser Form der betrieblichen Altersversorgung werden grundsätzlich keine Beiträge an eine dritte 
Stelle gezahlt. Während der Zeit vor Eintritt des Versorgungsfalls fließt also kein Geld. Der 
Arbeitgeber bildet für seinen Betrieb in der Bilanz so genannte Pensionsrückstellungen nach 
§ 6a EStG. Diese Rückstellungen vermindern steuerrechtlich den Gewinn des Unternehmens 
mit dem Ergebnis größerer Liquidität. Der Arbeitnehmer kann sich an der Finanzierung betei-
ligen. Beim Eintritt des Versorgungsfalles hat der Arbeitnehmer einen direkten Anspruch ge-
gen den Arbeitgeber. 

3.2.2 Unterstützungskasse (§ 1b Abs. 4 BetrAVG) 
Die Unterstützungskasse ist - häufig in der Rechtsform einer GmbH, eines eingetragenen Ver-
eins oder einer Stiftung - eine rechtlich selbständige Versorgungseinrichtung, die nicht der 
Versicherungsaufsicht unterliegt (interner Durchführungsweg). Finanziert wird die Unterstüt-
zungskasse durch Zuwendungen der Arbeitgeber als Trägerunternehmen und aus eigenen 
Kapitalerträgen. Sie gewährt den Arbeitnehmern der Trägerunternehmen keinen Rechtsan-
spruch auf die Versorgungsleistungen. Diese kann der Arbeitnehmer nur gegenüber dem Trä-
gerunternehmen geltend machen. Der Arbeitnehmer kann sich an der Finanzierung beteiligen. 

3.2.3 Direktversicherung (§ 1b Abs. 2 BetrAVG) 
Die Direktversicherung ist eine Lebensversicherung auf das Leben des Arbeitnehmers, die 
durch den Arbeitgeber bei einem Versicherungsunternehmen abgeschlossen wird und bei der 
der Arbeitnehmer oder seine Hinterbliebenen ein unmittelbares Bezugsrecht auf die Versor-
gungsleistung gegenüber dem externen Versicherer haben (externer Durchführungsweg). Bei 
dieser Form der betrieblichen Altersversorgung hat der Arbeitnehmer einen Rechtsanspruch 
auf Versorgungsleistungen gegenüber dem externen Versicherer. Die Finanzierung erfolgt 
durch den Arbeitgeber, ggf. auch unter Beteiligung des Arbeitnehmers. 

3.2.4 Pensionskasse (§ 1b Abs. 3 BetrAVG) 
Eine Pensionskasse ist ein rechtlich selbständiger Versicherungsverein auf Gegenseitigkeit, 
deren Träger ein oder mehrere Arbeitgeber sein können (externer Durchführungsweg). Die 
Arbeitnehmer haben einen Rechtsanspruch auf die zugesagten Leistungen. Die Finanzierung 
erfolgt über Zuwendungen der Trägerunternehmen und aus Vermögenserträgen. Eine Beteili-
gung des Arbeitnehmers ist möglich. 
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3.2.5 Pensionsfonds (§ 1b Abs. 3 BetrAVG, § 112 VAG) 
Bei dem Pensionsfonds handelt es sich um eine rechtlich selbständige Versorgungseinrich-
tung, die dem Versorgungsberechtigten auf seine Leistungen einen unmittelbaren Rechtsan-
spruch gegenüber dem Pensionsfonds gewährt (externer Durchführungsweg). Er wird durch 
Einzahlungen des Arbeitgebers bzw. des Arbeitnehmers finanziert. 

3.3 Finanzierung der betrieblichen Altersversorgung 
Nach den ursprünglichen Vorstellungen des Gesetzgebers im BetrAVG vom 19.12.1974 sollte 
der Aufwand zur betrieblichen Altersvorsorge zwar ausschließlich vom Arbeitgeber geleistet 
werden. An den Aufwendungen für die betriebliche Altersversorgung werden jedoch die Ar-
beitnehmer seit Jahren verstärkt beteiligt.  

Die Aufwendungen für die betriebliche Altersversorgung werden regelmäßig vom Arbeitneh-
mer durch Umwandlung von Arbeitsentgelt finanziert. Hierbei besteht die Möglichkeit der für 
Arbeitnehmer und Arbeitgeber steuer- und beitragsfreien Entgeltumwandlung. Dabei sind bei 
einer Entgeltumwandlung zugunsten einer betrieblichen Altersversorgung die umgewandelten 
Entgeltbestandteile bis zu 8 % der Beitragsbemessungsgrenze der allgemeinen Renten-
versicherung (West) nach § 3 Nr. 63 EStG steuerfrei (2018 = 520 EUR monatlich bzw. 
6.240 EUR jährlich) und diese bis zu insgesamt 4 % der Beitragsbemessungsgrenze der 
allgemeinen Rentenversicherung (West) nicht dem Arbeitsentgelt hinzuzurechnen und damit 
beitragsfrei (2018 = 260 EUR monatlich bzw. 3.120 EUR jährlich). Die Beitragsfreiheit gilt nach 
§ 14 Abs. 1 Satz 2 SGB IV für die Direktzusage und Unterstützungskasse sowie nach § 1 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 9 SvEV i. V. mit § 3 Nr. 63 Satz 1 und 2 oder § 100 Abs. 6 Satz 1 EStG für 
die kapitalgedeckte Pensionskasse, den Pensionsfonds und die Direktversicherung. 

Neben der arbeitgeber- und arbeitnehmerfinanzierten betrieblichen Altersversorgung beste-
hen auch mischfinanzierte Altersversorgungssysteme. Um eine Mischfinanzierung handelt es 
sich insbesondere dann, wenn sowohl der Arbeitgeber als auch der Arbeitnehmer Aufwendun-
gen für die betriebliche Altersversorgung zu dem gleichen Durchführungsweg erbringen. 

4 Entgeltumwandlung 

4.1 Bruttoentgeltumwandlung und Nettoentgeltverwendung 
Um eine durch Entgeltumwandlung nach § 1 Abs. 2 Nr. 3 BetrAVG finanzierte betriebliche Al-
tersversorgung handelt es sich, wenn Arbeitgeber und Arbeitnehmer z. B. durch eine Ände-
rungsvereinbarung zum Arbeitsvertrag vereinbaren, dass künftig anstelle eines Teils des Ent-
geltanspruchs eine wertgleiche Versorgungszusage des Arbeitgebers tritt. Dadurch wird der 
Arbeitsentgeltanspruch entsprechend gemindert. Die Vereinbarung ist zu den Entgeltunterla-
gen zu nehmen (im Rahmen des § 8 Abs. 1 Satz 1 Nr. 10 und 11 BVV). 
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Beispiel 1 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer vereinbaren im Juni, dass der Arbeitgeber vom 01.07. an den 
Bruttoentgeltanspruch des Arbeitnehmers in Höhe von 2.000 EUR um 200 EUR mindert und in 
diesem Umfang eine Versorgungszusage abgibt. 
 
Lösung 
Das beitragspflichtige Bruttoentgelt des Arbeitnehmers beträgt vom 01.07. an 1.800 EUR. 

Von der Entgeltumwandlung zu unterscheiden sind die sog. Eigenbeiträge des Arbeitnehmers 
nach § 1 Abs. 2 Nr. 4 BetrAVG, wenn der Arbeitnehmer aufgrund einer eigenen vertragli-
chen Vereinbarung mit einer Versorgungseinrichtung aus seinem bereits zugeflossenen 
und versteuerten Arbeitsentgelt Beiträge zur Finanzierung der betrieblichen Altersversorgung 
leistet (Nettoentgeltverwendung). In diesem Fall bleibt der Arbeitsentgeltanspruch des Arbeit-
nehmers unverändert bestehen. Dies gilt auch dann, wenn diese Eigenbeiträge vom Ar-
beitgeber an die Versorgungseinrichtung abgeführt werden. Der Entgeltumwandlung 
vergleichbar ist hingegen, wenn die Eigenbeiträge lediglich Bestandteil des aufgrund 
alleiniger vertraglicher Vereinbarung des Arbeitgebers mit einer Versorgungseinrich-
tung vom Arbeitgeber zu zahlenden Gesamtbeitrages zu einer kapitalgedeckten betrieb-
lichen Altersversorgung sind und der Arbeitnehmer keine eigene vertragliche Verpflich-
tung gegenüber der Versorgungseinrichtung hat. 

Beispiel 2 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer verabreden, dass der Arbeitgeber vom 01.07. an berechtigt ist, 
von dem aus dem Bruttoentgeltanspruch des Arbeitnehmers in Höhe von 2.000 EUR auszuzah-
lenden Nettoentgelt einen Betrag in Höhe von 200 EUR unmittelbar an einen externen Versor-
gungsträger abzuführen, mit dem der Arbeitnehmer eine eigene vertragliche Vereinbarung ge-
troffen hat. 
 
Lösung 
Das beitragspflichtige Bruttoentgelt des Arbeitnehmers beträgt vom 01.07. an weiterhin 2.000 
EUR. 

Eine Herabsetzung von Entgeltansprüchen zugunsten betrieblicher Altersversorgung ist als 
Entgeltumwandlung auch dann anzuerkennen, wenn die in § 1 Abs. 2 Nr. 3 BetrAVG gefor-
derte Wertgleichheit außerhalb versicherungsmathematischer Grundsätze berechnet wird. 
Entscheidend ist hierfür allein, dass die Versorgungsleistung zur Absicherung mindestens ei-
nes biometrischen Risikos (Alter, Invalidität, Tod) zugesagt und erst bei Eintritt des biologi-
schen Ereignisses fällig wird. Bei einer Herabsetzung laufenden Arbeitsentgelts zugunsten 
einer betrieblichen Altersversorgung liegt eine Entgeltumwandlung ebenfalls vor, wenn das 
bisherige ungekürzte Arbeitsentgelt weiterhin Bemessungsgrundlage für künftige Erhöhungen 
des Arbeitsentgelts oder anderer Arbeitgeberleistungen (z. B. Weihnachtsgeld, Tantieme, Ju-
biläumszuwendung) bleibt und die Entgeltminderung zeitlich begrenzt oder vereinbart wird, 
dass der Arbeitnehmer oder der Arbeitgeber sie bei künftigen Entgelterhöhungen einseitig än-
dern können. 

Sofern Arbeitnehmer ihren arbeitsrechtlichen Anspruch auf Entgeltumwandlung geltend ma-
chen, findet der Mindestentgeltumwandlungsbetrag in Höhe von 1/160 der Bezugsgröße nach 
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§ 18 Abs. 1 SGB IV Anwendung (§ 1a Abs. 1 Satz 4 BetrAVG). Der Mindestentgeltumwand-
lungsbetrag gilt nicht, wenn Arbeitgeber auf freiwilliger Basis die Entgeltumwandlung ermögli-
chen.  

4.2 Anspruch auf Entgeltumwandlung 
Nach § 1a Abs. 1 Satz 1 BetrAVG kann der Arbeitnehmer von seinem Arbeitgeber verlangen, 
dass von seinen künftigen Arbeitsentgeltansprüchen bis zu 4 % der Beitragsbemessungs-
grenze der allgemeinen Rentenversicherung durch Entgeltumwandlung für seine betriebliche 
Altersversorgung verwendet werden.  

Einen Anspruch auf Entgeltumwandlung haben Arbeitnehmer, die auf Grund ihrer Beschäfti-
gung bei einem Arbeitgeber, gegen den sich der Anspruch auf Entgeltumwandlung richten 
würde, in der gesetzlichen Rentenversicherung pflichtversichert sind (§ 17 Abs. 1 BetrAVG). 
Nicht in der gesetzlichen Rentenversicherung pflichtversicherte Beschäftigte besitzen demzu-
folge grundsätzlich keinen Anspruch auf Entgeltumwandlung. Allerdings wird eine laufende 
Entgeltumwandlung auch dann als zulässig erachtet, wenn dadurch das Bruttoarbeitsentgelt 
unter die Geringfügigkeitsgrenze sinkt und sich der Arbeitnehmer in der dann geringfügig 
entlohnten Beschäftigung von der Rentenversicherungspflicht befreien lässt. Demzu-
folge ist eine Entgeltumwandlung auch in einer von vornherein geringfügig entlohnten Beschäf-
tigung möglich, in der eine Befreiung von der Rentenversicherungspflicht besteht.  

4.3 Entgeltumwandlung und Tarifvorrang 
Nach § 20 Abs. 1 BetrAVG kann ein Entgeltumwandlungsanspruch in Bezug auf Entgeltan-
sprüche, die auf einem Tarifvertrag beruhen, nur geltend gemacht werden, wenn dies durch 
Tarifvertrag vorgesehen oder durch Tarifvertrag zugelassen ist (Tarifvorrang). In diesem Zu-
sammenhang bedeutet „Tarifvertrag vorgesehen“, dass der Tarifvertrag selbst die Entgeltum-
wandlung zulassen muss. „Tarifvertrag zulassen“ bedeutet, dass der Tarifvertrag eine Öff-
nungsklausel enthalten muss, welche über Einzelverträge oder Betriebsvereinbarungen die 
Entgeltumwandlung zulässt. Darüber hinaus kann seit 01.01.2018 durch Tarifvertrag oder 
auf Grund eines Tarifvertrages in einer Betriebs- oder Dienstvereinbarung eine ver-
pflichtende Entgeltumwandlung geregelt werden, die der einzelne Arbeitnehmer aber 
ablehnen kann (sog. „Opting-Out“- bzw. „Optionsmodelle“ nach § 20 Abs. 2 BetrAVG). 

Das Arbeitsentgelt beruht nur dann auf einer tarifvertraglichen Grundlage, wenn sowohl Ar-
beitgeber als auch Arbeitnehmer tarifgebunden sind. Der Arbeitgeber ist tarifgebunden, wenn 
er dem tarifschließenden Arbeitgeberverband angehört oder er einen Firmentarifvertrag ge-
schlossen hat. Der Arbeitnehmer ist tarifgebunden, wenn er Mitglied der tarifschließenden Ge-
werkschaft ist. Für nicht tarifgebundene Arbeitnehmer (keine Gewerkschaftsmitgliedschaft) 
beruht das Arbeitsentgelt im rechtlichen Sinne nicht auf tariflicher Grundlage; dies gilt selbst 
dann, wenn das Arbeitsentgelt „nach Tarif“ gezahlt wird. 
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Monat Januar Februar März April 

Arbeitsentgelt nach 
Tarifvertrag 2.000 EUR 2.000 EUR 2.000 EUR 2.000 EUR 

Umwandlungsbetrag     180 EUR     180 EUR     180 EUR     180 EUR 

Überstunden  
(tariflich) 

      100 EUR   

Tantieme   1.000 EUR  

Urlaubsgeld        300 EUR 

Bruttoarbeitsentgelt-
anspruch 1.820 EUR 1.920 EUR 2.820 EUR 2.120 EUR 

beitragspflichtiges 
Arbeitsentgelt 2.000 EUR 2.100 EUR 2.820 EUR 2.120 EUR 

 
Lösung 
Für Arbeitsentgelt tarifgebundener Arbeitnehmer, das aus einer Beschäftigung bei tarifgebun-
denen Arbeitgebern auf Grund einer nicht tariflich zugelassenen Entgeltumwandlung für die be-
triebliche Altersvorsorge an eine Pensionskasse gezahlt wird, besteht dennoch in Höhe des 
Tariflohns Beitragspflicht. 

4.3.1 Tarifvertrag bzw. Öffnungsklausel zur Entgeltumwandlung liegt vor 
Sieht der Tarifvertrag Regelungen zur Entgeltumwandlung vor oder enthält er eine entspre-
chende Öffnungsklausel, ist es für den Anspruch nach § 1a BetrAVG unerheblich, ob der Ar-
beitnehmer einer Tarifbindung unterliegt oder nicht. Für nicht tarifgebundene Arbeitnehmer 
wird regelmäßig in deren einzelarbeitsvertraglichen Vereinbarungen auf Tarifverträge Bezug 
genommen (§ 24 BetrAVG). Der Entgeltumwandlungsanspruch auf Grund solcher Bezugnah-
meklauseln in den Arbeitsverträgen ist wie bei tarifgebundenen Arbeitnehmern zu beurteilen. 
Insoweit kann jeder Arbeitnehmer den Anspruch auf Entgeltumwandlung verwirklichen. 

4.3.2 Tarifvertrag bzw. Öffnungsklausel zur Entgeltumwandlung liegt nicht vor 
Ein tarifgebundener Arbeitnehmer kann mangels Tarifvertrag zur Entgeltumwandlung oder 
entsprechender Öffnungsklausel sein Recht auf Entgeltumwandlung nicht durchsetzen. Er 
kann aber über- und außertarifliche Arbeitsentgelte zugunsten einer betrieblichen Altersver-
sorgung umwandeln, weil derartige Entgeltteile nicht der Tarifbindung unterliegen. Nicht tarif-
gebundene Arbeitnehmer, bei denen regelmäßig Bezugnahmeklauseln in den Arbeitsverträ-
gen enthalten sind, werden zwar nicht unmittelbar auf Grund eines Tarifvertrages, aber auf 
Grund der einzelvertraglichen Regelung „nach Tarif“ bezahlt. Sie können jederzeit Entgelte in 
eine betriebliche Altersversorgung umwandeln, da der Tarifvorrang nach § 20 Abs. 1 BetrAVG 
nicht eingreift. Dies gilt selbst dann, wenn im Arbeitsvertrag auf die tariflichen Bestimmungen 

Beispiel 
Ein tarifgebundener Arbeitnehmer hat einen monatlichen Arbeitsentgeltanspruch von 2.000 EUR. 
Nach dem Tarifvertrag über Altersvorsorge darf bei Anwendung des Pensionskassenverfahrens 
Arbeitsentgelt maximal bis 4 % der jährlichen Beitragsbemessungsgrenze der allgemeinen Ren-
tenversicherung ausschließlich aus Urlaubsgeld, Jahressonderzahlung und vermögenswirksa-
men Leistungen umgewandelt werden. Gleichwohl wandelt der Arbeitnehmer monatlich einen 
gleich bleibenden Betrag von 180 EUR zugunsten der betrieblichen Altersvorsorge um. 
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Bezug genommen wird. Allein durch die Bezugnahme auf den Tarifvertrag werden diese Ent-
geltbestandteile nicht zu Tariflohn.  

In Tarifverträgen kann nach § 19 Abs. 1 BetrAVG, der u. a. § 1a BetrAVG für tarifdispositiv 
erklärt, auch zum Nachteil der Arbeitnehmer von der Regelung des Rechtsanspruchs auf Ent-
geltumwandlung abgewichen und durch die Tarifvertragsparteien der Anspruch auf Entgelt-
umwandlung ausgeschlossen werden. Von dieser Möglichkeit haben z. B. die Tarifvertrags-
parteien bestimmter Bereiche des öffentlichen Dienstes Gebrauch gemacht (§ 26 Abs. 5 und 
§ 40 Abs. 4 des Tarifvertrages Altersversorgung (ATV) i. V. mit Ziffer 1.3 des Altersvorsorge-
plans). Um betriebseinheitliche Versorgungsbedingungen zu ermöglichen, kann nach § 19 
Abs. 2 BetrAVG im Arbeitsvertrag nicht tarifgebundener Arbeitnehmer auf entsprechende ab-
weichende Bestimmungen in Tarifverträgen Bezug genommen werden, wodurch auch sie vom 
Ausschluss der Entgeltumwandlung erfasst werden können. 

4.3.3 Tarifvertrag ist für allgemein verbindlich erklärt 
Wird ein Tarifvertrag vom Bundesministerium für Arbeit und Soziales für allgemein verbindlich 
erklärt, unterliegt auch ein nicht tarifgebundener Arbeitnehmer der Wirkung dieses Tarifvertra-
ges. Eine Entgeltumwandlung ohne entsprechende Tarifvertragsregelung bzw. Tariföffnungs-
klausel ist dann ausgeschlossen. 

4.3.4 Außer- und übertarifliche Arbeitsentgelte 
Außer- und übertarifliche Arbeitsentgelte (Entgeltteile, die nicht tariflich vereinbart sind) beru-
hen selbst bei tarifgebundenen Arbeitnehmern nicht auf einem Tarifvertrag. Sieht eine tarifver-
tragliche Regelung eine Entgeltumwandlung vor und wird durch diese Regelung der Höchst-
betrag für die Entgeltumwandlung ausgeschöpft, bleibt für eine weitergehende Entgeltum-
wandlung - bezogen auf außer- und übertarifliche Entgelte – kein zusätzlicher Spielraum. Hier 
greift der Tarifvorrang nach § 20 Abs. 1 BetrAVG indirekt ein. 

4.4 Arbeitgeberzuschuss bei Entgeltumwandlung 
Werden Beiträge zugunsten einer kapitalgedeckten betrieblichen Altersversorgung an 
einen Pensionsfonds, eine Pensionskasse oder eine Direktversicherung aus einer Ent-
geltumwandlung gezahlt, hat der Arbeitgeber zusätzlich einen Arbeitgeberzuschuss in 
Höhe von 15 % des umgewandelten Arbeitsentgelts zu der betrieblichen Altersversor-
gung zu zahlen, soweit er durch die Entgeltumwandlung Sozialversicherungsbeiträge 
einspart (§§ 1a Abs. 1a bzw. 23 Abs. 2 BetrAVG). Die Verpflichtung zur Zahlung des 
Arbeitgeberzuschusses gilt für vor dem 01.01.2019 geschlossene Entgeltumwand-
lungsvereinbarungen ab dem 01.01.2022 (§ 26a BetrAVG in der Fassung ab 01.01.2019). 
Für die ab 01.01.2019 geschlossenen Entgeltumwandlungsvereinbarungen gilt die Ver-
pflichtung vorbehaltlich einer anderslautenden tarifvertraglichen Regelung nach § 19 
Abs. 1 BetrAVG. Bei Entgeltumwandlungsvereinbarungen zur betrieblichen Altersver-
sorgung in der neuen Form der reinen Beitragszusage nach § 1 Abs. 2 Nr. 2a BetrAVG 
gilt die Verpflichtung, die nicht tarifdispositiv ist, ab Beginn der Entgeltumwandlung 
(§ 23 Abs. 2 BetrAVG). 
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Zu den betreffenden Sozialversicherungsbeiträgen zählen nach Auffassung der Sozial-
versicherungsträger neben den Arbeitgeberanteilen am Gesamtsozialversicherungs-
beitrag zur gesetzlichen Kranken-, Pflege-, Renten- und Arbeitslosenversicherung auch 
der Arbeitgeberzuschuss zur Rentenversicherung an berufsständische Versorgungs-
einrichtungen sowie zur freiwilligen bzw. privaten Kranken- und Pflegeversicherung 
und Pauschalbeiträge für geringfügig entlohnt Beschäftigte. Umlagen zur Unfallversi-
cherung und nach dem Aufwendungsausgleichsgesetz sowie Insolvenzgeldumlagen 
zählen hingegen nicht zu den betreffenden Sozialversicherungsbeiträgen. 

Unterschreiten die eingesparten Sozialversicherungsbeiträge 15 % des umgewandelten 
Arbeitsentgelts (z. B. bei Arbeitsentgelten nah an der Beitragsbemessungsgrenze der 
allgemeinen Rentenversicherung oder bei Arbeitnehmern, die nicht in allen Zweigen der 
Sozialversicherung versicherungspflichtig sind) ist die Pflicht zur Zahlung des Arbeit-
geberzuschusses auf den Betrag der eingesparten Sozialversicherungsbeiträge be-
grenzt. Der ggf. auf den Arbeitgeberzuschuss entfallende Sozialversicherungsbeitrag 
wirkt sich nicht auf die Mindesthöhe des Arbeitgeberzuschusses aus. 

Ob Sozialversicherungsbeiträge eingespart werden, ist im Monat des Entstehens der 
Beitragsansprüche zu beurteilen. Nach § 22 Abs. 1 SGB IV entstehen die Beitragsan-
sprüche aus laufendem Arbeitsentgelt, wenn der Anspruch auf das Arbeitsentgelt be-
steht und aus einmalig gezahltem Arbeitsentgelt, wenn dieses Arbeitsentgelt gezahlt 
wird. Die Beiträge werden nach § 23 Abs. 1 Satz 2 SGB IV in dem Monat fällig, in dem 
der Anspruch auf das laufende Arbeitsentgelt besteht bzw. einmalig gezahltes Arbeits-
entgelt gezahlt wird. Der maßgebende Umfang der Einsparung der Sozialversicherungs-
beiträge ergibt sich daher aus der konkreten beitragsrechtlichen Auswirkung der Ent-
geltumwandlung von laufendem oder einmalig gezahltem Arbeitsentgelt auf das bei-
tragspflichtige Arbeitsentgelt in dem Monat der Entgeltabrechnung, in dem die Entgelt-
umwandlung erfolgt. Dabei ist auch in Monaten mit laufendem und daneben einmalig 
gezahltem Arbeitsentgelt darauf abzustellen, ob der Arbeitgeberbeitragsanteil insge-
samt ohne die Entgeltumwandlung höher gewesen wäre. 

Für eine Jahresbetrachtung zur Ermittlung des maßgebenden Umfangs der Einsparung 
von Sozialversicherungsbeiträgen, die auch den beitragspflichtigen Umfang schwan-
kender Arbeitsentgelte oder von Einmalzahlungen berücksichtigen würde, fehlt es an 
einer entsprechenden Rechtsgrundlage. Zudem würde die dann maßgebende Prognose 
der jährlichen Einsparung zu weiteren Auslegungsfragen hinsichtlich der Anforderun-
gen an die Prognosegenauigkeit sowie dem Umgang mit unzutreffenden Prognosen 
führen.  

Demnach kann bspw. bei einem monatlichen Arbeitsentgelt in Höhe der Beitragsbemes-
sungsgrenze eine monatliche beitragsfreie Entgeltumwandlung zur monatlichen Ein-
sparung von Sozialversicherungsbeiträgen und somit zur Arbeitgeberzuschusspflicht 
führen, die Beitragseinsparung jedoch durch eine spätere, im Rahmen des § 23a SGB IV 
beitragspflichtige, Einmalzahlung (z. B. Urlaubs- oder Weihnachtsgeld) teilweise oder 
vollständig aufgehoben werden. Unabhängig von der arbeitsrechtlichen Zulässigkeit ei-
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ner Korrektur der Arbeitgeberzuschussgewährung ist eine rückwirkende Korrektur bei-
tragsrechtlicher Konsequenzen aus der vorherigen Arbeitgeberzuschussgewährung 
nicht möglich, da im Zeitpunkt der jeweiligen Entgeltabrechnung die beitragsrechtliche 
Behandlung zutreffend war.  

Nach Auffassung des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales bestehen keine ar-
beitsrechtlichen Bedenken, wenn Arbeitgeber und Arbeitnehmer zur Sicherstellung ei-
nes gleichbleibenden Gesamtbetrages zur betrieblichen Altersversorgung vereinbaren, 
dass dieser verstetigte Gesamtbetrag zukünftig neben einem entsprechend verminder-
ten umgewandelten Entgelt den Arbeitgeberzuschuss enthält (vgl. Fußnote zur Rz. 26 
des in Ziff. 2 angeführten Schreibens des Bundesministeriums der Finanzen vom 
06.12.2017). Hierdurch würde selbst bei schwankenden Arbeitsentgelten ein unter Be-
rücksichtigung des Arbeitgeberzuschusses gleichbleibender Gesamtbetrag zur be-
trieblichen Altersversorgung möglich, wenn eine Entgeltumwandlung in Höhe der Dif-
ferenz des im maßgebenden Entgeltabrechnungszeitraum darauf entfallenden Arbeit-
geberzuschusses und des Gesamtbetrages zur betrieblichen Altersversorgung verein-
bart wird. 

5 Kapitalgedeckte betriebliche Altersversorgung 

5.1 Steuerrechtliche Behandlung der Aufwendungen 

5.1.1 Pensionsfonds, Pensionskasse und Direktversicherung 

5.1.1.1 Steuerfreiheit der Beiträge an einen Pensionsfonds, eine Pensionskasse 
oder für eine Direktversicherung nach § 3 Nr. 63 EStG  

5.1.1.1.1 Steuerfreibetrag 
Für Beiträge des Arbeitgebers an einen Pensionsfonds, eine Pensionskasse oder für eine Di-
rektversicherung zum Aufbau einer kapitalgedeckten betrieblichen Altersversorgung bestand 
bis 2017 Steuerfreiheit nach § 3 Nr. 63 Satz 1 EStG soweit sie im Kalenderjahr 4 % der Bei-
tragsbemessungsgrenze der allgemeinen Rentenversicherung nicht überstiegen. Durch das 
Betriebsrentenstärkungsgesetz wurde ab 01.01.2018 der Freibetrag auf 8 % der Bei-
tragsbemessungsgrenze der allgemeinen Rentenversicherung angehoben (in den alten 
und neuen Bundesländern einheitlich 2018 jährlich 6.240 EUR bzw. monatlich 520 EUR). 
Der zusätzliche Steuerfreibetrag nach § 3 Nr. 63 Satz 3 EStG i. d. F. bis 31.12.2017 in 
Höhe von 1.800 EUR für Beiträge, die vom Arbeitgeber auf Grund einer nach dem 
31.12.2004 erteilten Versorgungszusage geleistet worden sind, ist dafür entfallen.  

Aus Anlass der Beendigung einer Beschäftigung gezahlte Beiträge an einen Pensions-
fonds, eine Pensionskasse oder für eine Direktversicherung sind nach § 3 Nr. 63 Satz 3 
EStG steuerfrei, soweit sie 4 % der Beitragsbemessungsgrenze der allgemeinen Ren-
tenversicherung, vervielfältigt mit der Anzahl der Kalenderjahre der Beschäftigung, al-
lerdings ab 01.01.2018 mit höchstens zehn Kalenderjahren, nicht übersteigen. Eine An-
rechnung von nach § 3 Nr. 63 Satz 1 EStG steuerfreien Beiträgen erfolgt seit 01.01.2018 
nicht mehr.  



Beitragsrechtliche Beurteilung von Beiträgen und Zuwendungen  
zum Aufbau betrieblicher Altersversorgung 

 

_________________________________________________   
- 26 - 

Zudem besteht seit 01.01.2018 die Möglichkeit, Beiträge an einen Pensionsfonds, eine 
Pensionskasse oder eine Direktversicherung nach § 3 Nr. 63 Satz 4 EStG für Zeiten 
steuerfrei nachzuzahlen, in denen das Beschäftigungsverhältnis ruhte und im Inland 
kein steuerpflichtiger Arbeitslohn bezogen wurde (z. B. aufgrund einer Entsendung, ei-
ner Elternzeit oder eines Sabbaticals). Die steuerfreie Nachzahlung ist bis zu 8 % der 
Beitragsbemessungsgrenze der allgemeinen Rentenversicherung vervielfältigt mit der 
Anzahl der Kalenderjahre, in denen die Beschäftigung ruhte, maximal 10 Kalenderjahre, 
möglich.  

5.1.1.1.2 Voraussetzungen für die Steuerfreiheit 
Die Steuerfreiheit setzt ein bestehendes erstes Dienstverhältnis voraus, bei dem es sich auch 
um ein geringfügiges Beschäftigungsverhältnis oder eine Aushilfstätigkeit handeln kann. 
Diese Voraussetzung kann auch erfüllt sein, wenn es sich um ein weiterbestehendes 
Dienstverhältnis ohne Anspruch auf Arbeitslohn (z. B. während der Elternzeit, der Pfle-
gezeit, des Bezugs von Krankengeld) handelt. Arbeitnehmer, deren Arbeitsentgelt bei ei-
nem Arbeitgeber nach der Steuerklasse VI versteuert wird, gehören nicht zu dem von § 3 
Nr. 63 EStG begünstigten Personenkreis. 

Die Steuerfreiheit ist grundsätzlich auf Versorgungszusagen beschränkt, die die Auszahlung 
der Versorgungsleistungen in Form einer lebenslangen monatlichen Rente oder eines Versor-
gungsplanes mit Restverrentung vorsehen. Davon ist auch bei einer betrieblichen Alters-
versorgung in Form der reinen Beitragszusage (§ 22 BetrAVG) auszugehen. 

Allein die Möglichkeit, anstelle der vorgenannten Auszahlungsformen eine Einmalkapi-
talauszahlung (100 % des zu Beginn der Auszahlungsphase zur Verfügung stehenden 
Kapitals) zu wählen, steht der Steuerfreiheit noch nicht entgegen. Hieran hält die Fi-
nanzverwaltung ungeachtet des BFH-Urteils vom 20.09.2016 - X R 23/15 - (BStBl 2017 II 
S. 347) fest. Die Möglichkeit, eine Einmalkapitalauszahlung anstelle einer Rente oder 
eines Auszahlungsplans zu wählen, gilt nicht nur für Altersversorgungsleistungen, son-
dern auch für Invaliditäts- oder Hinterbliebenenversorgungsleistungen. Entscheidet 
sich der Arbeitnehmer zugunsten einer Einmalkapitalauszahlung, so sind von diesem 
Zeitpunkt an die Voraussetzungen des § 3 Nr. 63 EStG nicht mehr erfüllt und die Bei-
tragsleistungen zu besteuern. Erfolgt die Ausübung des Wahlrechtes innerhalb des letz-
ten Jahres vor dem altersbedingten Ausscheiden aus dem Erwerbsleben, so wird es 
von der Finanzverwaltung aus Vereinfachungsgründen nicht beanstandet, wenn die 
Beitragsleistungen weiterhin nach § 3 Nr. 63 EStG steuerfrei belassen werden. Für die 
Berechnung der Jahresfrist wird dabei auf das im Zeitpunkt der Ausübung des Wahl-
rechts vertraglich vorgesehene Ausscheiden aus dem Erwerbsleben (vertraglich vorge-
sehener Beginn der Altersversorgungsleistung) abgestellt. Da die Auszahlungsphase 
bei der Hinterbliebenenleistung erst mit dem Zeitpunkt des Todes des ursprünglich Be-
rechtigten beginnt, wird es in diesem Fall aus steuerlicher Sicht nicht beanstandet, 
wenn das Wahlrecht im zeitlichen Zusammenhang mit dem Tod des ursprünglich Be-
rechtigten ausgeübt wird. Bei Auszahlung oder anderweitiger wirtschaftlicher Verfü-
gung ist der Einmalkapitalbetrag nach § 22 Nr. 5 EStG zu besteuern. 
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Nach § 3 Nr. 63 EStG können auch Beiträge an ausländische betriebliche Altersversor-
gungssysteme steuerfrei sein, wenn diese mit inländischen Pensionsfonds, Pensionskas-
sen und Direktversicherungen sowie deren Leistungen vergleichbar sind und die auslän-
dische Versorgungseinrichtung in vergleichbarer Weise den für inländische Versor-
gungseinrichtungen maßgeblichen Aufbewahrungs-, Mitteilungs- und Bescheinigungs-
pflichten nach dem Einkommensteuergesetz und der Altersvorsorge-Durchführungs-
verordnung zur Sicherstellung der Besteuerung der Versorgungsleistungen im Wesent-
lichen nachkommt. Eine entsprechende steuerliche Anerkennung hat auch beitragsrechtlich 
Auswirkungen in der Sozialversicherung.  

Arbeitgeberaufwendungen zu einem umlagefinanzierten Altersversorgungssystem (z. B. VBL) 
werden nicht von der Steuerfreiheit nach § 3 Nr. 63 EStG erfasst. Werden sowohl Aufwendun-
gen im Umlageverfahren als auch Beiträge im Kapitaldeckungsverfahren erbracht, gehören 
letztere nur dann zu den steuerfreien Arbeitgeberbeiträgen, wenn eine getrennte Verwaltung 
und Abrechnung beider Vermögensmassen erfolgt (Trennungsprinzip). 

5.1.1.1.3 Steuerfreie Aufwendungen 
Steuerfrei sind sowohl die Beiträge des Arbeitgebers, die zusätzlich zum ohnehin geschulde-
ten Arbeitslohn erbracht werden (rein arbeitgeberfinanzierte Beiträge), als auch die im Ge-
samtversicherungsbeitrag des Arbeitgebers enthaltenen Finanzierungsanteile des Ar-
beitnehmers. Zu diesen Finanzierungsanteilen des Arbeitnehmers zählt die Finanzver-
waltung  

− die Beiträge des Arbeitnehmers, die durch Entgeltumwandlung finanziert werden,  

− die Eigenbeiträge des Arbeitnehmers nach § 1 Abs. 2 Nr. 4 BetrAVG, 

− die Arbeitgeberzuschüsse nach § 1a Abs. 1a bzw. § 23 Abs. 2 BetrAVG bei Entgel-
tumwandlung. 

Die Steuerfreiheit rein arbeitgeberfinanzierter Beiträge ist gegenüber den im Gesamtversi-
cherungsbeitrag des Arbeitgebers enthaltenen Finanzierungsanteilen des Arbeitneh-
mers vorrangig. Danach sind beim Freibetrag zunächst die arbeitgeberfinanzierten Beiträge 
und sofern der Freibetrag nicht ausgeschöpft worden ist, die auf den Finanzierungsanteilen 
des Arbeitnehmers beruhenden Beiträge zu berücksichtigen. 

Beispiel 
Der Arbeitgeber hat eine Pensionskasse. Er zahlt jährlich 3.600 EUR und der Arbeitnehmer 
durch Entgeltumwandlung 2.800 EUR in diese Pensionskasse ein. 
 
Lösung 
Die Steuerfreiheit nach § 3 Nr. 63 Satz 1 EStG ist auf 8 % der Beitragsbemessungsgrenze der 
allgemeinen Rentenversicherung (das sind im Jahr 2018 = 6.240 EUR) begrenzt. Nach dem 
Steuerrecht ist bei der Steuerfreiheit nach § 3 Nr. 63 Satz 1 EStG der arbeitgeberfinanzierte 
Beitrag vorrangig gegenüber der Entgeltumwandlung des Arbeitnehmers. Der Beitrag des Ar-
beitnehmers ist deshalb in 2018 in Höhe von 2.640 EUR (6.240 EUR - 3.600 EUR) steuerfrei. 
Der Restbetrag von 160 EUR (2.800 EUR - 2.640 EUR) ist individuell zu versteuern. 

Bei dem Höchstbetrag des § 3 Nr. 63 Satz 1 EStG handelt es sich um einen Jahresbetrag. 
Eine zeitanteilige Kürzung des Höchstbetrags ist daher nicht vorzunehmen, wenn das 
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Arbeitsverhältnis nicht während des ganzen Jahres besteht oder nicht für das ganze 
Jahr Beiträge gezahlt werden. Der Höchstbetrag kann erneut in Anspruch genommen 
werden, wenn der Arbeitnehmer ihn in einem vorangegangenen Dienstverhältnis bereits 
ausgeschöpft hat. Im Fall der Gesamtrechtsnachfolge und des Betriebsübergangs nach 
§ 613a BGB kommt dies dagegen nicht in Betracht.  

Bei monatlicher Zahlung der Beiträge kann der Höchstbetrag in gleichmäßige monatli-
che Teilbeträge aufgeteilt werden. Stellt der Arbeitgeber vor Ablauf des Kalenderjahres, 
z. B. bei Beendigung des Dienstverhältnisses fest, dass die Steuerfreiheit im Rahmen 
der monatlichen Teilbeträge nicht in vollem Umfang ausgeschöpft worden ist oder wer-
den kann, muss eine ggf. vorgenommene Besteuerung der Beiträge rückgängig ge-
macht (spätester Zeitpunkt hierfür ist die Übermittlung oder Erteilung der Lohnsteuer-
bescheinigung) oder der monatliche Teilbetrag im laufenden Kalenderjahr so geändert 
werden, dass der Höchstbetrag ausgeschöpft wird.  

Der steuerfreie Höchstbetrag nach § 3 Nr. 63 Satz 1 EStG verringert sich jedoch nach § 52 
Abs. 4 Satz 14 EStG7 um Beiträge zu einer Pensionskasse oder Direktversicherung, die nach 
§ 40b Abs. 1 und 2 EStG a. F. pauschal besteuert werden. Dies gilt unabhängig von der Höhe 
der pauschal besteuerten Beiträge. Die Reduzierung des steuerfreien Höchstbetrages 
durch die pauschal besteuerten Beiträge erfolgt zunächst für die rein arbeitgeberfinan-
zierten Beiträge. Der hiernach verbleibende Steuerfreibetrag ist auf die Finanzierungs-
anteile des Arbeitnehmers anzuwenden. 

5.1.1.2 Pauschalbesteuerung der Beiträge an eine Pensionskasse oder für eine  
Direktversicherung nach § 40b EStG a. F. 

5.1.1.2.1 Grenzbetrag 
Auf Beiträge zugunsten einer kapitalgedeckten betrieblichen Altersversorgung aus einer Pen-
sionskasse oder Direktversicherung kann unter bestimmten Voraussetzungen § 40b Abs. 1 
und 2 EStG a. F. (am 31.12.2004 geltende Fassung) angewendet werden.  

Die Lohnsteuer wird hiernach mit einem Pauschsteuersatz in Höhe von 20 % erhoben, soweit 
die Beiträge die Entgeltgrenze von 1.752 EUR im Kalenderjahr nicht überschreiten. Sind meh-
rere Arbeitnehmer gemeinsam in einem Direktversicherungsvertrag (Gruppenversicherung) 
versichert, so gilt auch ein höherer Beitrag für den einzelnen Arbeitnehmer, wenn der Durch-
schnittsbetrag, der sich bei einer Aufteilung der gesamten Beiträge durch die Zahl der begüns-
tigten Arbeitnehmer ergibt, 1.752 EUR nicht übersteigt; hierbei sind Arbeitnehmer, für die Bei-
träge von mehr als 2.148 EUR im Kalenderjahr geleistet werden, nicht einzubeziehen (vgl. 
§ 40b Abs. 2 Satz 2 EStG a. F.). 

Im Fall der Durchschnittsberechnung nach § 40b Abs. 2 Satz 2 EStG a. F. sind zur Er-
mittlung des verbleibenden steuerfreien Volumens nach § 3 Nr. 63 Satz 1 EStG grund-
sätzlich die auf den einzelnen Arbeitnehmer entfallenden Leistungen des Arbeitgebers 
mindernd anzurechnen. Hat der Arbeitgeber keine individuelle Zuordnung der auf den 

                                                
7 nach dem in Fn. 1 angeführten Gesetzentwurf § 52 Abs. 4 Satz 12 EStG 



Beitragsrechtliche Beurteilung von Beiträgen und Zuwendungen  
zum Aufbau betrieblicher Altersversorgung 

 

_________________________________________________   
- 29 - 

einzelnen Arbeitnehmer entfallenden Leistungen vorgenommen, bestehen nach Auffas-
sung der Finanzverwaltung keine Bedenken, wenn der Arbeitgeber aus Vereinfachungs-
gründen einheitlich für alle Arbeitnehmer den nach § 40b EStG a. F. pauschal besteuer-
ten Durchschnittsbetrag berücksichtigt. 

 
Beispiel 2 
Der Arbeitgeber zahlt an eine Pensionskasse 3 % seiner Bruttolohnsumme als Beitrag für alle 
Arbeitnehmer. Der auf jeden Arbeitnehmer entfallende und mit 20 % pauschal besteuerte 
Durchschnittsbetrag beträgt 1.500 EUR. 
 
Lösung 
Der Steuerfreibetrag nach § 3 Nr. 63 Satz 1 EStG wird bei jedem Arbeitnehmer um 1.500 EUR 
vermindert. 

5.1.1.2.2 Voraussetzungen für die Pauschalbesteuerung 
Die Pauschalbesteuerung der Beiträge nach § 40b EStG a. F. ist nach § 52 Abs. 40 EStG 
möglich, wenn vor dem 01.01.2018 mindestens ein Beitrag des Arbeitgebers rechtmäßig 
nach § 40b EStG in einer vor dem 01.01.2005 geltenden Fassung pauschal besteuert 
wurde, weil die entsprechenden Beiträge auf Grund einer Versorgungszusage geleistet 
wurden, die vor dem 01.01.2005 erteilt wurde (zur Definition dieser Altzusage vgl. Ziffer 
5.1.2.2 des Rundschreibens in seiner vorherigen Fassung vom 25.09.2008). 

Wurde für einen Arbeitnehmer vor dem 01.01.2018 mindestens ein Beitrag rechtmäßig 
nach § 40b EStG in einer vor dem 01.01.2005 geltenden Fassung pauschal besteuert, 
liegen für diesen Arbeitnehmer die persönlichen Voraussetzungen für die weitere An-
wendung des § 40b EStG a. F. sein ganzes Leben lang vor. Vertragsänderungen (z. B. 
Beitragserhöhungen), Neuabschlüsse, Änderungen der Versorgungszusage, Arbeitge-
berwechsel etc. sind unbeachtlich. Im Fall eines Arbeitgeberwechsels genügt es, wenn 
der Arbeitnehmer gegenüber dem neuen Arbeitgeber nachweist, dass vor dem 
01.01.2018 mindestens ein Beitrag an eine Pensionskasse oder eine Direktversicherung 
nach § 40b EStG in einer vor dem 01.01.2005 geltenden Fassung pauschal besteuert 
wurde (beispielsweise durch eine Gehaltsabrechnung oder eine Bescheinigung eines 
Vorarbeitgebers bzw. des Versorgungsträgers). Der neue Arbeitgeber kann dann die in 
Betracht kommenden Beiträge zugunsten einer kapitalgedeckten Pensionskasse oder 
Direktversicherung ebenfalls weiterhin nach § 40b EStG a. F. pauschal besteuern.  

Übersteigen die Beiträge des Arbeitgebers den Pauschalierungshöchstbetrag, sind 
diese unter den Voraussetzungen des § 3 Nr. 63 Satz 1 EStG i. V. m. § 52 Abs. 4 Satz 14 

Beispiel 1 
Der Arbeitgeber zahlt in einen Gruppenversicherungsvertrag jährlich 600 EUR für den Arbeit-
nehmer A und 2.000 EUR für den Arbeitnehmer B ein. Für jeden Arbeitnehmer wird der Durch-
schnittsbetrag i. H. v. 1.300 EUR mit 20 % pauschal besteuert. 
 
Lösung 
Der Steuerfreibetrag nach § 3 Nr. 63 Satz 1 EStG ist beim Arbeitnehmer A um 600 EUR und 
bei Arbeitnehmer B um 2.000 EUR zu vermindern. 
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EStG8 in Höhe der Differenz vom Pauschalierungshöchstbetrag bis zum Steuerfreibe-
trag nach § 3 Nr. 63 Satz 1 EStG steuerfrei.  

Beispiel 
Dem Arbeitnehmer wurde von Arbeitgeber A eine Versorgungszusage über eine Pensionskasse 
im Jahr 2000 und in Form einer Direktversicherung im Jahr 2010 erteilt. Die Beiträge zur Pen-
sionskasse wurden, soweit sie die Steuerfreiheit nach § 3 Nr. 63 EStG überstiegen bis zur Be-
endigung des Dienstverhältnisses in 2017 nach § 40b EStG a. F. pauschal besteuert. Die Bei-
träge zur Direktversicherung wurden aus versteuerten Arbeitslohn geleistet. Nach einer Zeit der 
Arbeitslosigkeit nimmt der Arbeitnehmer bei Arbeitgeber B im April 2018 ein neues Beschäfti-
gungsverhältnis auf. Arbeitgeber B erteilt dem Arbeitnehmer eine neue Versorgungszusage 
über einen Pensionsfonds und übernimmt die Direktversicherung. Der Arbeitnehmer weist dem 
Arbeitgeber durch eine Gehaltsabrechnung nach, dass die Beiträge für die Pensionskasse vor 
2018 nach § 40b EStG a. F. pauschal besteuert wurden. 
 
Lösung 
Arbeitgeber B kann die Beiträge für die Direktversicherung nach § 40b EStG a. F. pauschal 
besteuern. Der Zeitpunkt der Erteilung der Versorgungszusage für die Direktversicherung ist 
ohne Bedeutung. Die Beiträge an den Pensionsfonds sind nach Maßgabe des § 3 Nr. 63 EStG 
steuerfrei. 

5.1.1.2.3 Direktversicherungen 
Beiträge für eine Direktversicherung, die auch die Voraussetzungen des § 3 Nr. 63 Satz 1 
EStG erfüllen, können nach § 40b Abs. 1 und 2 EStG a. F. pauschal besteuert werden, soweit 
der Arbeitnehmer zuvor gegenüber dem Arbeitgeber für diese Beiträge auf die Anwendung 
des § 3 Nr. 63 EStG verzichtet hat (§ 52 Abs. 40 Satz 2 EStG); der Verzicht gilt für die Dauer 
des jeweiligen Dienstverhältnisses. Bei einem späteren Arbeitgeberwechsel ist in den Fällen 
des § 4 Abs. 2 Nr. 1 und 2 BetrAVG (Übertragung unverfallbarer Anwartschaften) die 
Weiteranwendung des § 40b EStG a. F. möglich, wenn der Arbeitnehmer dem Angebot 
des Arbeitgebers, die Beiträge weiterhin nach § 40b EStG a. F. pauschal zu versteuern, 
spätestens bis zur ersten Beitragsleistung zustimmt.9 

5.1.1.3 Steuerfreie Zusagen neben pauschal besteuerten Zusagen 
Leistet der Arbeitgeber nach § 3 Nr. 63 Satz 1 EStG begünstigte Beiträge an verschiedene 
Versorgungseinrichtungen, kann er § 40b EStG a. F. auf Beiträge an Pensionskassen und 
Direktversicherungen unabhängig von der zeitlichen Reihenfolge der Beitragszahlung anwen-
den, wenn die Voraussetzungen für die weitere Anwendung der Pauschalbesteuerung vorlie-
gen.  

5.1.1.4 Steuerfreiheit nach § 100 Abs. 6 EStG  

5.1.1.4.1 Voraussetzungen 
Beiträge des Arbeitgebers zugunsten einer kapitalgedeckten betrieblichen Altersver-
sorgung aus einem Pensionsfonds, einer Pensionskasse oder einer Direktversicherung 
für Arbeitnehmer mit geringerem Verdienst, die i. H. v. 240 bis 480 EUR im Kalenderjahr 
(20 bis 40 EUR im Monat) zusätzlich zum geschuldeten Arbeitslohn gezahlt werden, sind 
                                                
8 wie Fn. 7 
9 Nach dem in Fn. 1 angeführten Gesetzentwurf fällt die hier angeführte Notwendigkeit einer Verzichtser-
klärung nach § 52 Abs. 40 Satz 2 EStG ersatzlos weg (vgl. Fn. 3 und 5).  
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nach § 100 Abs. 6 EStG steuerfrei, wenn die Voraussetzungen für den Förderbetrag zur 
betrieblichen Altersversorgung nach § 100 EStG (BAV-Förderbetrag) erfüllt sind.  

Die Steuerfreiheit nach § 100 Abs. 6 EStG hat Vorrang gegenüber der Steuerfreiheit nach 
§ 3 Nr. 63 EStG und wird nicht auf den Steuerfreibetrag nach § 3 Nr. 63 EStG angerech-
net. Für einen über den Steuerfreibetrag nach § 100 Abs. 6 EStG hinaus gezahlten Ar-
beitgeberbeitrag findet somit § 3 Nr. 63 EStG Anwendung, soweit der Steuerfreibetrag 
nach § 3 Nr. 63 EStG noch nicht anderweitig ausgeschöpft wurde. 

5.1.1.4.2 BAV-Förderbetrag für Arbeitgeber 
Arbeitgeber, die Beiträge zugunsten einer kapitalgedeckten betrieblichen Altersversor-
gung aus einem Pensionsfonds, einer Pensionskasse oder einer Direktversicherung im 
Sinne des § 3 Nr. 63 EStG (vgl. insbesondere auch Abschn. 5.1.1.1.2) für Arbeitnehmer 
mit geringerem Verdienst zahlen, können hierfür einen Förderbetrag (BAV-Förderbe-
trag) erhalten, der von der einzubehaltenden Lohnsteuer für den Arbeitnehmer entnom-
men werden kann. Übersteigt der BAV-Förderbetrag die einzubehaltende Lohnsteuer, 
kann der übersteigende Betrag auf Antrag vom Betriebsstättenfinanzamt erstattet wer-
den (§ 100 Abs. 1 EStG).  

Anspruch auf den BAV-Förderbetrag besteht nach § 100 Abs. 3 EStG nur dann, wenn 

- der Arbeitnehmer lohnsteuerpflichtigen bzw. (bei Teilzeitbeschäftigten oder ge-
ringfügig Beschäftigten) pauschal besteuerten Arbeitslohn bezieht, 

- der Arbeitgeber die Beiträge zusätzlich zum Arbeitslohn und mindestens in Höhe 
von 240 EUR zahlt, 

- der laufende monatliche Arbeitslohn 2.200 EUR nicht übersteigt (Verdienst-
grenze), 

- die Auszahlung der zugesagten Versorgungsleistung in Form einer Rente oder 
eines Auszahlungsplanes vorgesehen ist und 

- die Abschluss- und Vertriebskosten des Vertrages über die betriebliche Alters-
versorgung nur als fester Anteil der laufenden Beiträge einbehalten werden. 

Da der BAV-Förderbetrag nur für vom Arbeitgeber zusätzlich zum ohnehin geschulde-
ten Arbeitslohn erbrachte Beiträge zur betrieblichen Altersversorgung beansprucht 
werden kann, die z. B. tarifvertraglich, durch eine Betriebsvereinbarung oder auch ein-
zelvertraglich festgelegt sein können, sind die im Gesamtversicherungsbeitrag des Ar-
beitgebers enthaltenen Finanzierungsanteile des Arbeitnehmers sowie die mittels Ent-
geltumwandlung finanzierten Beiträge oder Eigenbeteiligungen des Arbeitnehmers - 
anders als bei § 3 Nr. 63 und § 10a/Abschnitt XI EStG - daher nicht begünstigt. Dies gilt 
auch für den Arbeitgeberzuschuss bei Entgeltumwandlung nach § 1a Abs. 1a und § 23 
Abs. 2 BetrAVG, die er als Ausgleich für die ersparten Sozialversicherungsbeiträge in-
folge der Entgeltumwandlung erbringt. Diese Beiträge werden steuerlich wie die zu 
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Grunde liegende Entgeltumwandlung behandelt. Nicht begünstigt sind ferner Siche-
rungsbeiträge des Arbeitgebers nach § 23 Abs. 1 BetrAVG, die dem einzelnen Arbeit-
nehmer unmittelbar gutgeschrieben oder zugerechnet werden. 

Die Verdienstgrenze beträgt 73,34 EUR bei einem täglichen, 513,34 EUR bei einem wö-
chentlichen und 26.400 EUR bei einem jährlichen Lohnzahlungszeitraum. Maßgebend 
ist demnach der laufende Arbeitslohn im jeweiligen Lohnabrechnungszeitraum. Eine 
Hochrechnung auf einen voraussichtlichen Jahreslohn erfolgt nicht. Steuerfreie Lohn-
bestandteile, sonstige Bezüge, unter die 44 EUR-Freigrenze oder den Rabattfreibetrag 
(§ 8 Abs. 2 Satz 11 und Abs. 3 EStG) fallende Sachbezüge oder nach den §§ 37a, 37b, 
40, 40b EStG oder § 40b EStG a. F. pauschal besteuerter Arbeitslohn bleiben bei der 
Prüfung der Verdienstgrenze unberücksichtigt.  

Wird der Arbeitgeberbeitrag als Einmalbetrag im Kalenderjahr geleistet, müssen nur 
einmal (im Lohnzahlungszeitraum der Beitragsentrichtung) die Verdienstgrenze sowie 
die Erreichung des Mindestbetrags geprüft werden. 

Da die Abschluss- und Vertriebskosten des Vertrages über die betriebliche Altersver-
sorgung nur als fester Anteil der laufenden Beiträge einbehalten werden dürfen, ist die 
Finanzierung der Abschluss- und Vertriebskosten zulasten der ersten Beiträge („Zillme-
rung“) förderschädlich. Bei am 01.01.2018 bereits bestehenden Verträgen kann die steu-
erliche Förderung ausnahmsweise in Anspruch genommen werden, sobald für die Rest-
laufzeit des Vertrages sichergestellt ist, dass die verbliebenen Abschluss- und Ver-
triebskosten und die ggf. neu anfallenden Abschluss- und Vertriebskosten jeweils als 
fester Anteil der ausstehenden laufenden Beiträge einbehalten werden. 

5.1.1.4.3 Höhe des BAV-Förderbetrages 
Der BAV-Förderbetrag beträgt 30 % des förderfähigen Arbeitgeberbeitrags zur betrieb-
lichen Altersversorgung, maximal 144 EUR im Kalenderjahr.  

Bei einem Arbeitgeberwechsel im Laufe eines Kalenderjahres kann jeder Arbeitgeber 
den BAV-Förderbetrag jeweils bis zum Höchstbetrag ausschöpfen.  

 Arbeitgeberbeitrag BAV-Förderbetrag 
monatlich jährlich monatlich jährlich 

Mindestbetrag 20 EUR 240 EUR 6 EUR 72 EUR 
Höchstbetrag  40 EUR 480 EUR 12 EUR 144 EUR 

Da der BAV-Förderbetrag ein Jahresbetrag ist, spielt es grundsätzlich keine Rolle, ob 
der Arbeitgeberbeitrag als Jahresbetrag, halb-, vierteljährlich, monatlich oder unregel-
mäßig gezahlt wird. Bei laufender oder unregelmäßiger Zahlung der Arbeitgeberbei-
träge kann der BAV-Förderbetrag in entsprechenden Teilbeträgen bei der jeweiligen 
Lohnsteuer-Anmeldung oder in einer Summe spätestens bei der letzten Lohnsteuer-
Anmeldung für das Kalenderjahr geltend gemacht werden. 
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Beispiel 
Der Arbeitgeber zahlt monatlich jeweils am 15. einen zusätzlichen Arbeitgeberbeitrag von 40 
EUR. Der laufende Arbeitslohn beträgt 2.150 EUR. Er macht vorerst den BAV-Förderbetrag 
nicht geltend. Im August beträgt der laufende Arbeitslohn 2.250 EUR. Für den Monat August 
liegen die Voraussetzungen für den BAV-Förderbetrag wegen Überschreitens der Verdienst-
grenze somit nicht vor. 
 
Lösung 
Der Arbeitgeber kann den ihm insgesamt zustehenden BAV-Förderbetrag i. H. v. 132 EUR (11 
x 12 EUR) bei der Lohnsteuer-Anmeldung für Dezember in einer Summe geltend machen und 
dabei berücksichtigen, dass die Voraussetzungen für den BAV-Förderbetrag im August nicht 
erfüllt waren.  

Stellt der Arbeitgeber vor Ablauf des Kalenderjahres fest, dass der BAV-Förderbetrag 
nicht vollständig beansprucht worden ist, muss eine anderweitige steuerliche Behand-
lung der Beiträge des Arbeitgebers zur betrieblichen Altersversorgung (z. B. nach § 3 
Nr. 63 EStG oder § 40b EStG a. F.) rückgängig gemacht werden (spätester Zeitpunkt 
hierfür ist die Übermittlung oder Erteilung der Lohnsteuerbescheinigung) oder der mo-
natliche Teilbetrag künftig so geändert werden, dass der BAV-Förderbetrag voll ausge-
schöpft wird.  

5.1.1.4.4 Begrenzung des BAV-Förderbetrages in Bestandsfällen  
Wurde für den Arbeitnehmer bereits 2016 ein zusätzlicher Arbeitgeberbeitrag zur be-
trieblichen Altersversorgung an einen Pensionsfonds, eine Pensionskasse oder für eine 
Direktversicherung gezahlt, ist der jeweilige BAV-Förderbetrag auf den Betrag begrenzt, 
den der Arbeitgeber über diesen Betrag hinaus zahlt (§ 100 Abs. 2 EStG). 

Beispiel 1 
Der Arbeitgeber zahlt seit mehreren Jahren einen zusätzlichen Arbeitgeberbeitrag von jährlich 
200 EUR. Er erhöht den Arbeitgeberbeitrag ab dem Jahr 2018 auf 240 EUR, um den Mindest-
betrag zu erreichen. 
 
Lösung 
Der BAV-Förderbetrag beträgt grundsätzlich 30 % von 240 EUR = 72 EUR. Er ist jedoch auf-
grund der Arbeitgeberleistung in 2016 i. H. v. 200 EUR nach § 100 Abs. 2 Satz 2 EStG auf den 
Erhöhungsbetrag dieser Leistung also 40 EUR begrenzt. Im Ergebnis wird trotz der Begrenzung 
der Aufstockungsbetrag in vollem Umfang über den BAV-Förderbetrag finanziert. Der Beitrag 
des Arbeitgebers ist i. H. v. 240 EUR nach § 100 Abs. 6 EStG steuerfrei. 

 
Beispiel 2 
Der Arbeitgeber zahlt seit mehreren Jahren einen zusätzlichen Arbeitgeberbeitrag von jährlich 
200 EUR. Er erhöht den Arbeitgeberbeitrag ab dem Jahr 2018 auf 300 EUR. 
 
Lösung 
Der BAV-Förderbetrag beträgt 30 % von 300 EUR = 90 EUR. Es erfolgt keine Begrenzung nach 
§ 100 Abs. 2 Satz 2 EStG, da der Arbeitgeberbeitrag um 100 EUR (also um mehr als 90 EUR) 
erhöht wird. Der Beitrag des Arbeitgebers ist i. H. v. 300 EUR nach § 100 Abs. 6 EStG steuerfrei. 
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Beispiel 3 
Der Arbeitgeber zahlt seit mehreren Jahren einen zusätzlichen Arbeitgeberbeitrag von jährlich 
350 EUR. Er erhöht den Arbeitgeberbeitrag ab dem Jahr 2018 um 144 EUR auf 494 EUR. 
 
Lösung 
Der BAV-Förderbetrag beträgt 30 % von 480 EUR = 144 EUR. Es erfolgt keine Begrenzung 
nach § 100 Abs. 2 Satz 2 EStG, da der Arbeitgeberbeitrag um 144 EUR erhöht wird. Im Ergebnis 
wird also der Aufstockungsbetrag in vollem Umfang über den BAV-Förderbetrag finanziert. Der 
Beitrag des Arbeitgebers ist i. H. v. 480 EUR nach § 100 Abs. 6 EStG steuerfrei. Für den den 
Höchstbetrag von 480 EUR übersteigenden Arbeitgeberbeitrag i. H. v. 14 EUR kommt die Steu-
erfreiheit nach § 3 Nr. 63 EStG in Betracht. 

 
Beispiel 4 
Der Arbeitgeber zahlt seit mehreren Jahren einen zusätzlichen Arbeitgeberbeitrag von jährlich 
500 EUR. Er erhöht den Arbeitgeberbeitrag ab dem Jahr 2018 um 144 EUR auf 644 EUR. 
 
Lösung 
Der BAV-Förderbetrag beträgt 30 % von 480 EUR = 144 EUR. Es erfolgt keine Begrenzung 
nach § 100 Abs. 2 Satz 2 EStG, da der Arbeitgeberbeitrag um 144 EUR erhöht wird. Im Ergebnis 
wird also der Aufstockungsbetrag in vollem Umfang über den BAV-Förderbetrag finanziert. Der 
Beitrag des Arbeitgebers ist i. H. v. 480 EUR nach § 100 Abs. 6 EStG steuerfrei. Für den, den 
Höchstbetrag von 480 EUR übersteigenden, Arbeitgeberbeitrag i. H. v. 164 EUR kommt die 
Steuerfreiheit nach § 3 Nr. 63 EStG in Betracht. 

Da für die Begrenzung des BAV-Förderbetrags bei bereits bestehenden Versorgungs-
vereinbarungen auf das Referenzjahr 2016 abgestellt wird, greift bei einer erst ab 2017 
bestehenden betrieblichen Altersversorgung (z. B. Neueinstellung in 2017) die Begren-
zung des § 100 Abs. 2 Satz 2 EStG nicht. Dies gilt für Erhöhungen der zusätzlichen Ar-
beitgeberbeiträge bei bereits bestehenden Versorgungsvereinbarungen ab 2017 ent-
sprechend. 

Beispiel 5 
Der Arbeitgeber zahlt seit mehreren Jahren einen zusätzlichen Arbeitgeberbeitrag von jährlich 
180 EUR. Er erhöht den Arbeitgeberbeitrag ab dem Jahr 2017 um 60 EUR auf 240 EUR. In 
2017 stellt er außerdem drei Arbeitnehmer neu ein. 
 
Lösung 
Der BAV-Förderbetrag beträgt grundsätzlich 30 % von 240 EUR = 72 EUR. Für die 2017 neu 
eingestellten Arbeitnehmer kann der Arbeitgeber den BAV-Förderbetrag in der vollen Höhe von 
72 EUR beanspruchen. Für die zuvor eingestellten Arbeitnehmer kann der Arbeitgeber nach 
§ 100 Abs. 2 Satz 2 EStG den BAV-Förderbetrag nur i. H. v. 60 EUR (Erhöhung des Arbeitge-
berbeitrags) beanspruchen. Der Beitrag des Arbeitgebers ist bei allen Arbeitnehmern i. H. v. 
240 EUR nach § 100 Abs. 6 EStG steuerfrei. 

 
Beispiel 6 
Der Arbeitgeber zahlt seit mehreren Jahren einen zusätzlichen Arbeitgeberbeitrag von jährlich 
210 EUR. Er erhöht den Arbeitgeberbeitrag ab dem Jahr 2017 um 90 EUR auf 300 EUR.  

Lösung 
Der BAV-Förderbetrag beträgt 30 % von 300 EUR = 90 EUR. Es erfolgt keine Begrenzung nach 
§ 100 Abs. 2 Satz 2 EStG, da der Arbeitgeberbeitrag ab 2017 um 90 EUR erhöht wurde. Der 
Beitrag des Arbeitgebers ist i. H. v. 300 EUR nach § 100 Abs. 6 EStG steuerfrei. 
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5.1.1.4.5 Rückwirkende Feststellung geänderter Verhältnisse 
Für die Prüfung der Voraussetzungen des BAV-Förderbetrags sind immer nur die Ver-
hältnisse im Zeitpunkt der Arbeitgeberbeitragsleistung maßgeblich (§ 100 Abs. 4 Satz 1 
EStG). Sich nachträglich ergebende, rückwirkende Änderungen der Verhältnisse sind 
unbeachtlich. Dies betrifft insbesondere Fälle mit schwankendem oder steigendem Ar-
beitslohn, rückwirkende Erhöhungen des Arbeitslohns sowie Fälle, in denen der Arbeit-
geberbeitrag den Mindestbetrag unvorhergesehen nicht erreicht.  

Etwas anderes gilt, wenn z. B. aufgrund einer rechtlich fehlerhaften Lohnabrechnung 
oder im Rahmen einer Lohnsteuer-Außenprüfung nachträglich festgestellt wird, dass 
der für die Prüfung der Nichtüberschreitung der Verdienstgrenze maßgebliche laufende 
Arbeitslohn unzutreffend ermittelt wurde. Wird dabei festgestellt, dass die Verdienst-
grenze überschritten und der BAV-Förderbetrag zu Unrecht in Anspruch genommen 
wurde, sind die jeweiligen Lohnsteuer-Anmeldungen zu korrigieren und der BAV-För-
derbetrag zurückzuzahlen. 

Beispiel 1 
Bei einem Arbeitnehmer beträgt im Januar der laufende Arbeitslohn 2.150 EUR. Der Arbeitge-
ber zahlt monatlich zum 10. des Monats einen zusätzlichen Arbeitgeberbeitrag von 40 EUR und 
nimmt mit der Lohnsteuer-Anmeldung für Januar den BAV-Förderbetrag in Anspruch. Im August 
wird eine Gehaltserhöhung von 3 % vereinbart, und zwar rückwirkend ab Juni. Der laufende 
Arbeitslohn beträgt daher ab Juni 2.214,50 EUR. Der Arbeitgeber zahlt weiterhin monatlich den 
zusätzlichen Arbeitgeberbeitrag. 

Lösung 
Ab August kann der BAV-Förderbetrag nicht mehr in Anspruch genommen werden. Das Über-
schreiten der Verdienstgrenze ab August hat aber keinen Einfluss auf den bereits in den Mona-
ten Januar bis Juli zulässigerweise in Anspruch genommenen BAV-Förderbetrag. 

 
Beispiel 2 
Bei einem Arbeitnehmer beträgt der laufende Arbeitslohn 2.150 EUR. Zusätzlich erhält der Ar-
beitnehmer steuerfreien Arbeitslohn von 200 EUR. Der Arbeitgeber zahlt monatlich zum 10. des 
Monats einen zusätzlichen Arbeitgeberbeitrag von 40 EUR und nimmt mit der Lohnsteuer-An-
meldung jeweils den BAV-Förderbetrag in Anspruch. Im Rahmen einer Lohnsteuer-Außenprü-
fung wird im folgenden Jahr festgestellt, dass die Voraussetzungen für die Steuerfreiheit des 
zusätzlichen Arbeitslohns im August nicht erfüllt sind. 

Lösung 
Der BAV-Förderbetrag kann nicht in Anspruch genommen werden und ist zurückzuzahlen, weil 
der laufende Arbeitslohn unzutreffend ermittelt wurde. Die Lohnsteuer-Anmeldung für den An-
meldungszeitraum August des Vorjahres ist zu korrigieren. 

 
Beispiel 3 
Der Arbeitgeber zahlt bei einem unbefristet beschäftigten Arbeitnehmer monatlich zum 10. des 
Monats einen zusätzlichen Arbeitgeberbeitrag von 30 EUR. Der Arbeitgeber nimmt mit der 
Lohnsteuer-Anmeldung den BAV-Förderbetrag in Anspruch. Zum 1. Mai verlässt der Arbeitneh-
mer unerwartet das Unternehmen. Hierüber hat er den Arbeitgeber am 20. April informiert. Vom 
Arbeitgeber kann der zu zahlende Mindestbetrag von 240 EUR nicht mehr erreicht werden. 
 
Lösung 
Das unerwartete Ausscheiden des Arbeitnehmers hat keinen Einfluss auf den bereits in den 
Monaten Januar bis April in Anspruch genommenen BAV-Förderbetrag (keine rückwirkende 
Korrektur). 
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Beispiel 4 
Der Arbeitgeber zahlt bei einem unbefristet beschäftigten Arbeitnehmer monatlich zum 10. des 
Monats einen zusätzlichen Arbeitgeberbeitrag von 30 EUR. Der Arbeitgeber nimmt mit der 
Lohnsteuer-Anmeldung den BAV-Förderbetrag in Anspruch. Der Arbeitnehmer informiert sei-
nen Arbeitgeber am 20. Januar über seine fristgemäße Kündigung zum 30. April des Jahres. 
 
Lösung 
Das Ausscheiden des Arbeitnehmers hat keinen Einfluss auf den bereits im Monat Januar in 
Anspruch genommenen BAV-Förderbetrag (keine rückwirkende Korrektur). Ab Februar kann 
der BAV-Förderbetrag nicht mehr in Anspruch genommen werden, da der vom Arbeitgeber zu 
zahlende Mindestbetrag von 240 EUR (bei unveränderter Beitragszahlung) nicht mehr erreicht 
werden kann. 

5.1.1.4.6 Rückzahlung des BAV-Förderbetrages 
Verfällt eine Anwartschaft auf Leistungen aus einer geförderten betrieblichen Altersver-
sorgung, z. B. wenn das Dienstverhältnis zum Arbeitnehmer vor Ablauf der Unverfall-
barkeitsfrist von drei Jahren endet (§ 1b Abs. 1 BetrAVG in der ab 01.01.2018 geltenden 
Fassung), und ergibt sich daraus eine ganz oder teilweise Rückzahlung der Beiträge an 
den Arbeitgeber, sind die entsprechenden BAV-Förderbeträge zurück zu gewähren 
(§ 100 Abs. 4 Satz 2 bis 4 EStG).  

Eine Verpflichtung zur Rückgewährung des BAV-Förderbetrages ergibt sich jedoch nur, 
soweit er auf den Rückzahlungsbetrag an den Arbeitgeber entfällt (§ 100 Abs. 4 Satz 3 
EStG). Dies trägt dem Umstand Rechnung, dass nicht in allen Fällen mit der Verfallbar-
keit der Anwartschaft Rückflüsse an den Arbeitgeber erfolgen. Dies kann z. B. der Fall 
sein bei einer verfallenen Invaliditäts- und Hinterbliebenenversorgung im Zusammen-
hang mit der Beitragszusage im Sinne des § 1 Abs. 2 Nr. 2a und § 21 ff. BetrAVG, bei 
der alle Beiträge im Kollektiv verbleiben. 

5.1.2 Direktzusage und Unterstützungskasse 
Rückstellungen für Direktzusagen bzw. Zuwendungen an Unterstützungskassen des Arbeit-
gebers sind keine Einnahmen im steuerrechtlichen Sinne. Dies gilt auf Grund des im Steuer-
recht geltenden Zuflussprinzips, auch für Beträge, die im Zusammenhang mit Entgeltumwand-
lungen zu Direktzusagen bzw. Unterstützungskassen des Arbeitgebers geleistet werden.  

5.2 Sozialversicherungsrechtliche Auswirkungen 

5.2.1 Steuerfreie Zuwendungen an Pensionskassen, Pensionsfonds und für Direkt-
versicherungen 

5.2.1.1 Sozialversicherungsrechtlicher Freibetrag 
Nach § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 9 SvEV sind die nach § 3 Nr. 63 Satz 1 und 2 sowie § 100 Abs. 6 
Satz 1 EStG steuerfreien Zuwendungen an Pensionskassen, Pensionsfonds und für Direkt-
versicherungen (vgl. Ziffern 5.1.1.1.3 und 5.1.1.4) im Kalenderjahr bis zu insgesamt 4 % der 
Beitragsbemessungsgrenze der allgemeinen Rentenversicherung (in den alten und neuen 
Bundesländern einheitlich 2018 jährlich 3.120 EUR bzw. monatlich 260 EUR) nicht dem 
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sozialversicherungspflichtigen Arbeitsentgelt zuzurechnen und somit beitragsfrei. Dieser sozi-
alversicherungsrechtliche Freibetrag gilt auch für darin enthaltene Beträge, die aus einer Ent-
geltumwandlung stammen (§ 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 9 SvEV).  

Die Aufwendungen können sowohl aus laufendem Arbeitsentgelt als auch aus Einmalzahlun-
gen finanziert werden. 

5.2.1.2 Berücksichtigung des Freibetrags 
Bei dem Freibetrag ist zu beachten, dass es sich hierbei um einen echten Freibetrag handelt, 
d. h., dass nur der den Freibetrag übersteigende Betrag sozialversicherungspflichtig ist, so-
weit dieser zusammen mit dem übrigen Arbeitsentgelt die Beitragsbemessungsgrenze 
nicht übersteigt.  

Der Freibetrag ist stets vom Bruttoarbeitsentgelt und nicht von dem auf die Beitragsbemes-
sungsgrenze begrenzten Arbeitsentgelt in Abzug zu bringen. Dies bedeutet, dass sich bei ei-
nem Arbeitnehmer mit einem monatlichen Bruttoarbeitsentgelt von mindestens 6.760 EUR (in 
den alten Bundesländern im Kalenderjahr 2018) keinerlei Auswirkungen auf die beitragsrecht-
liche Beurteilung ergeben, wenn für diesen Arbeitnehmer jeweils ein monatlicher Freibetrag 
von 260 EUR in Anspruch genommen wird, da das für die Beitragsberechnung maßgebende 
Arbeitsentgelt in Höhe von (6.760 EUR - 260 EUR =) 6.500 EUR die Beitragsbemessungs-
grenze (West) nicht unterschreitet. Etwas anderes gilt, wenn der Freibetrag z. B. en bloc in 
Anspruch genommen wird. 

Die folgenden Beispiele für Entgeltumwandlungen für den Durchführungsweg Pensionskasse 
gelten entsprechend für steuerfreie Entgeltumwandlungen zugunsten einer betrieblichen Al-
tersversorgung im Wege einer Direktzusage, einer Unterstützungskassenversorgung, eines 
Pensionsfonds und einer Direktversicherung. 

Beispiel 1  
(monatlich gleich bleibende Berücksichtigung des Freibetrags) 

 

Beschäftigung in 2018 gegen ein mtl. Arbeitsentgelt von 3.100 EUR 
Entgeltumwandlung (Pensionskasse) von mtl. 280 EUR 

Lösung:  
Laufendes Arbeitsentgelt nach Entgeltumwandlung 2.820 EUR 

mtl. Freibetrag: 4 % von 78.000 EUR = 3.120 EUR : 12 = 260 EUR  
Sozialversicherungspflichtiger Betrag der Entgeltumwandlung  
(280 EUR – 260 EUR) 

 
20 EUR 

Sozialversicherungspflichtiges Arbeitsentgelt 2.840 EUR 

 
Beispiel 2  
(jeweils maximale Berücksichtigung des möglichen Freibetrags) 

 

Beschäftigung in 2018 gegen ein mtl. Arbeitsentgelt von 3.100 EUR 
Entgeltumwandlung (Pensionskasse) von mtl. 280 EUR 
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Lösung:  
Maximaler Freibetrag: 4 % von 78.000 EUR = 3.120 EUR  

Arbeitsentgelt i.S. der Sozialversicherung in den Monaten:  

Januar bis November  
mtl. 3.100 EUR – 280 EUR (Entgeltumwandlung = Freibetrag) 
(verbrauchter Freibetrag insgesamt: 280 EUR x 11 Monate = 3.080 EUR, ver-
bleibender Freibetrag 3.120 EUR – 3.080 EUR = 40 EUR) 

2.820 EUR 

Dezember 
3.100 EUR – 280 EUR (Entgeltumwandlung)  
es steht aber nur noch ein Freibetrag von 40 EUR zur Verfügung, also beträgt 
das sozialversicherungspflichtige Arbeitsentgelt  

 
 
 

3.060 EUR 

 
Beispiel 3  
(monatlich gleich bleibende Berücksichtigung des Freibetrags) 
Beschäftigungsverhältnis vom 01.03.2018 an gegen ein mtl. Arbeitsentgelt von 6.900 EUR 
Zulässige Entgeltumwandlung (Pensionskasse) von mtl.        500 EUR 

Lösung:  
Maximaler Freibetrag: 4 % von 78.000 EUR = 3.120 EUR 
 
Kontinuierlich berücksichtigungsfähiger Freibetrag  
(Jahresbetrag 3.120 EUR : 10 Beschäftigungsmonate im Kalenderjahr) 

 
312 EUR 

Arbeitsentgelt nach Entgeltumwandlung (6.900 EUR – 500 EUR) 6.400 EUR 

Sozialversicherungspflichtiger Betrag der Entgeltumwandlung  
(500 EUR – 312 EUR) 

 
188 EUR 

Arbeitsentgelt i.S. der Sozialversicherung  6.588 EUR 

Für die Bemessung der Beiträge zur Renten- und Arbeitslosenversicherung 
maßgebendes Arbeitsentgelt (begrenzt auf Beitragsbemessungsgrenze) 

 
6.500 EUR 

 
Beispiel 4  
(jeweils maximale Berücksichtigung des möglichen Freibetrags) 

 

Beschäftigungsverhältnis vom 01.03.2018 an gegen ein mtl. Arbeitsentgelt von 6.000 EUR 
Zulässige Entgeltumwandlung (Pensionskasse) von mtl. 500 EUR 
 
Lösung: 

 

maximaler Freibetrag: 4 % von 78.000 EUR = 3.120 EUR 

Arbeitsentgelt i.S. der Sozialversicherung in den Monaten:  

März 2018 bis August 2018  
mtl. 6.000 EUR – 500 EUR (Entgeltumwandlung = Freibetrag) 
(verbrauchter Freibetrag insgesamt: 500 EUR x 6 Monate = 3.000 EUR,  
verbleibender Freibetrag 120 EUR) 

 
5.500 EUR 

September 2018  
6.000 EUR – 500 EUR (Entgeltumwandlung), als Rest-Freibetrag stehen nur 
noch 120 EUR zur Verfügung, also 6.000 EUR – 120 EUR = 5.880 EUR Arbeits-
entgelt im Sinne der Sozialversicherung 

 
 
 

5.880 EUR 
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Oktober 2018 bis Dezember 2018 
6.000 EUR – 500 EUR (Entgeltumwandlung) es steht kein Freibetrag mehr zur 
Verfügung, also bleibt das Arbeitsentgelt in voller Höhe beitragspflichtig 

 
 

6.000 EUR 

 
Beispiel 5  
(jeweils maximale Berücksichtigung des möglichen Freibetrags) 
Beschäftigungsverhältnis vom 01.03.2018 an gegen ein mtl. Arbeitsentgelt von 6.000 EUR 
Zulässige Entgeltumwandlung (Pensionskasse) als Einmalbetrag in einem belie-
bigen Monat (hier: Dezember 2018) 

 
6.000 EUR 

Lösung:  
maximaler Freibetrag: 4 % von 78.000 EUR = 3.120 EUR 

Arbeitsentgelt im Sinne der Sozialversicherung in den Monaten:  

März 2018 bis November 2018 mtl.  6.000 EUR 

Dezember 2018 
6.000 EUR – 6.000 EUR (Entgeltumwandlung) als Freibetrag stehen nur 3.120 
EUR zur Verfügung, also: 6.000 EUR – 3.120 EUR = 

 
 

2.880 EUR 
 
 

 

Die Beiträge zur Renten- und Arbeitslosenversicherung werden berechnet aus 
2.880 EUR, obwohl im Dezember 2018 kein Arbeitsentgelt fließt. Die Arbeitneh-
meranteile am Gesamtsozialversicherungsbeitrag können mit der nächsten Ent-
geltabrechnung einbehalten werden. 

 
Wurde der Freibetrag in monatlichen Teilbeträgen berücksichtigt und kann er aufgrund 
einer vorzeitigen Beendigung der Beschäftigung nicht mehr in voller Höhe ausge-
schöpft werden, ist eine rückwirkende Berücksichtigung des verbleibenden Freibetra-
ges in abgelaufenen Entgeltabrechnungszeiträumen mit der Folge nachträglicher zu-
sätzlicher Beitragsfreiheit nicht möglich, da in das zum Zeitpunkt der Entgeltabrech-
nung rechtmäßig abgewickelte Versicherungsverhältnis nicht mehr rückwirkend einge-
griffen werden darf. 

5.2.1.3 Arbeitgeberbezogener Steuerfreibetrag  
Für die Inanspruchnahme der Steuerfreiheit wird auf eine arbeitgeberbezogene Betrachtung 
abgestellt. D. h., wechselt der Arbeitnehmer im Laufe des Kalenderjahres sein erstes Dienst-
verhältnis, kann im neuen Dienstverhältnis der Höchstbetrag des § 3 Nr. 63 EStG erneut in 
Anspruch genommen werden. Diese Regelung wurde in der Sozialversicherung nachvollzo-
gen. Die in § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 9 SvEV enthaltene Formulierung „insgesamt“ bezieht sich auf 
die Durchführungswege Pensionsfonds, Pensionskasse und Direktversicherung, die bei einem 
Arbeitgeber in der Summe mit höchstens 4 % der Beitragsbemessungsgrenze der allgemei-
nen Rentenversicherung beitragsfrei geleistet werden können. 

5.2.1.4 Steuerrechtliche Vervielfältigungsregelungen 
Zusätzlich zu dem Freibetrag nach § 3 Nr. 63 Satz 1 EStG sehen § 3 Nr. 63 Satz 3 und 4 
EStG Steuerfreibeträge für Beiträge vor, die vom Arbeitgeber aus Anlass der Beendigung der 
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Beschäftigung des Arbeitnehmers oder für Zeiten des ruhenden Beschäftigungsverhält-
nisses gezahlt werden (vgl. Ziffer 5.1.1.1.1). Durch die Bezugnahme in § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 9 
SvEV auf § 3 Nr. 63 Satz 1 und 2 EStG ist klargestellt, dass diese Steuerfreistellung in der 
Sozialversicherung nicht (auch nicht im Rahmen des § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SvEV) zur 
Beitragsfreiheit führt. Abfindungen für den Verlust des Arbeitsplatzes im Sinne der Rechtspre-
chung des Bundessozialgerichts vom 21.02.1990 - 12 RK 20/88 - (USK 9010) gehören jedoch 
nicht zum Arbeitsentgelt im Sinne der Sozialversicherung. 

5.2.1.5 Arbeitgeberzuschuss bei Entgeltumwandlung 
Zu den steuerfreien Zuwendungen zählen auch die Arbeitgeberzuschüsse nach § 1a 
Abs. 1a bzw. § 23 Abs. 2 BetrAVG bei Entgeltumwandlung (vgl. Ziffer 5.1.1.1.3), die die-
ser grundsätzlich zu zahlen hat, wenn er durch die Entgeltumwandlung Sozialversiche-
rungsbeiträge einspart (vgl. Ziffer 4.4).  

Wird durch den Arbeitgeberzuschuss der beitragsrechtliche Freibetrag überschritten, 
ist der den Freibetrag übersteigende Teil dem beitragspflichtigen Arbeitsentgelt zuzu-
rechnen.  

Dies gilt aufgrund des in der Sozialversicherung geltenden Entstehungsprinzips auch 
dann, wenn der Arbeitgeberzuschuss nicht gezahlt wird, aber ein arbeitsrechtlicher An-
spruch darauf besteht.  

Beispiel 1    
Beschäftigung in 2018 gegen ein monatliches Arbeitsentgelt von 3.500 EUR 
Entgeltumwandlung (Pensionskasse) von mtl. 
Arbeitgeberzuschuss von 15% der Entgeltumwandlung  

240 EUR 
36 EUR 

  
Lösung:  
laufendes Arbeitsentgelt nach Entgeltumwandlung (3.500 EUR – 240 EUR) 3.260 EUR 

mtl. Freibetrag in 2018: 260 EUR   
beitragspflichtiger Betrag der Entgeltumwandlung (240 EUR – 260 EUR 
beitragspflichtiger Arbeitgeberzuschuss (240 EUR + 36 EUR – 260 EUR) 

0 EUR 
16 EUR 

Sozialversicherungspflichtiges Arbeitsentgelt 3.276 EUR 

 
Beispiel 2    
Beschäftigung in 2018 gegen ein monatliches Arbeitsentgelt von 6.250 EUR 
Entgeltumwandlung (Pensionskasse) von mtl. 
Arbeitgeberzuschuss von maximal der eingesparten SV-Beiträge  
(RV: 9,3 % von 250 EUR = 23,25 EUR, AlV: 1,5 % von 250 EUR = 3,75 EUR; 
15 % der Entgeltumwandlung von 37,50 EUR > Summe der eingesparten SV-
Beiträge von 27 EUR) 

250 EUR 
27 EUR 
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Lösung:  
laufendes Arbeitsentgelt nach Entgeltumwandlung 6.000 EUR 

mtl. Freibetrag in 2018: 260 EUR  
beitragspflichtiger Betrag der Entgeltumwandlung (250 EUR – 260 EUR) 
beitragspflichtiger Arbeitgeberzuschuss (250 EUR + 27 EUR – 260 EUR) 

 0 EUR 
17 EUR 

Sozialversicherungspflichtiges Arbeitsentgelt 6.017 EUR 

Übernimmt der Arbeitgeber den auf den beitragspflichtigen Arbeitgeberzuschuss ent-
fallenden Arbeitnehmerbeitragsanteil, liegt ein beitragspflichtiger geldwerter Vorteil 
vor. Die Übernahme des auf diesen geldwerten Vorteil entfallenden Arbeitnehmerbei-
trags wird nicht als beitragspflichtig angesehen. 

5.2.1.6 Arbeitgeberbeitrag für Arbeitnehmer mit geringerem Verdienst 
Übersteigt der Arbeitgeberbeitrag für Arbeitnehmer mit geringem Verdienst (vgl. Ziffer 
5.1.1.4) den Steuerfreibetrag nach § 100 Abs. 6 EStG von 480 EUR im Kalenderjahr, ist 
der diesen Freibetrag übersteigende Arbeitgeberbeitrag nach § 3 Nr. 63 Satz 1 EStG bis 
zu 8 % der Beitragsbemessungsgrenze der allgemeinen Rentenversicherung steuerfrei. 

Während neben dem Steuerfreibetrag nach § 100 Abs. 6 EStG demnach auch der volle 
Steuerfreibetrag nach § 3 Nr. 63 Satz 1 EStG in Anspruch genommen werden kann, kann 
der beitragsrechtliche Freibetrag nach § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 9 SvEV nur einmal in An-
spruch genommen werden. Demnach kann für Arbeitnehmer mit geringem Verdienst 
neben der Inanspruchnahme des steuer- und beitragsfreien Arbeitgeberbeitrages nach 
§ 100 Abs. 6 EStG von bis zu 480 EUR nur in Höhe der Differenz bis 4 % der Beitragsbe-
messungsgrenze der allgemeinen Rentenversicherung im Kalenderjahr ein höherer Ar-
beitgeberbeitrag oder eine Entgeltumwandlung beitragsfrei erfolgen. 

Bei dem Förderbetrag für den Arbeitgeber handelt es sich nicht um einen geldwerten 
Vorteil für den Arbeitnehmer, der der Beitragspflicht unterliegen könnte. 

Beispiel   
Beschäftigung in 2018 gegen ein monatliches Arbeitsentgelt von 2.200 EUR 
Arbeitgeberbeitrag nach § 100 Abs. 6 EStG von mtl. 
Entgeltumwandlung (Direktversicherung) von mtl. 

40 EUR 
230 EUR 

 
Lösung:  
laufendes Arbeitsentgelt nach Entgeltumwandlung (2.200 EUR – 230 EUR) 1.970 EUR 

mtl. Freibetrag in 2018: 260 EUR – 40 EUR = 220 EUR  
beitragspflichtiger Betrag der Entgeltumwandlung (230 EUR – 220 EUR) 10 EUR 

Sozialversicherungspflichtiges Arbeitsentgelt 1.980 EUR 
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5.2.2 Pauschal besteuerte Zuwendungen an Pensionskassen und für Direktversiche-
rungen 

5.2.2.1 Pauschalierungsbetrag und sozialversicherungsrechtlicher Freibetrag 
Nach § 40b EStG a. F. pauschal besteuerte Zuwendungen an eine Pensionskasse und 
für eine Direktversicherung (vgl. Ziffer 5.1.1.2) werden nach § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 SvEV 
nicht dem sozialversicherungspflichtigen Arbeitsentgelt zugerechnet und sind somit 
beitragsfrei, wenn sie zusätzlich zum Arbeitsentgelt gewährt werden. Dies gilt auch für 
darin enthaltene Beträge, die aus einer Entgeltumwandlung von Einmalzahlungen stam-
men.  

Der sich aus § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 SvEV ergebende sozialversicherungsrechtliche Frei-
betrag in Höhe des Pauschalierungshöchstbetrages von 1.752 EUR / 2.148 EUR im Jahr, 
findet neben dem sich aus § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 9 SvEV ergebenden sozialversiche-
rungsrechtlichen Freibetrag in Höhe von 4% der Beitragsbemessungsgrenze der allge-
meinen Rentenversicherung Anwendung. Eine gegenseitige Anrechnung der sozialver-
sicherungsrechtlichen Freibeträge erfolgt nicht.  

5.2.2.2 Direktversicherung ohne Rentenleistung i. S. des § 3 Nr. 63 Satz 1 EStG  
Beiträge zu Direktversicherungen, die die Voraussetzungen des § 3 Nr. 63 Satz 1 EStG nicht 
erfüllen (keine Rentenleistung oder kein Auszahlungsplan vorgesehen), sind nach § 1 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 4 SvEV sozialversicherungsrechtlich dann kein Arbeitsentgelt, 

- wenn sie nach § 40b EStG a. F. pauschal besteuert werden  
und  

- es sich um zusätzliche Leistungen des Arbeitgebers handelt, die neben dem laufenden 
Arbeitsentgelt gezahlt  

werden.  

Da Einmalzahlungen zu diesen Direktversicherungen als zusätzlich zum laufenden Arbeitsent-
gelt erbracht erachtet werden, können auch diese bei pauschaler Besteuerung im Rahmen 
des § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 SvEV bis zu 1.752 EUR / 2.148 EUR beitragsfrei für die Direktver-
sicherungen verwendet werden. Einmalzahlungen, die - ungeachtet der arbeitsrechtlichen Zu-
lässigkeit - in jedem Kalendermonat zu einem Zwölftel zur Auszahlung gelangen, verlieren 
allerdings ihren Charakter als einmalig gezahltes Arbeitsentgelt im Sinne des § 23a SGB IV 
und sind damit als laufendes Arbeitsentgelt zu qualifizieren.  

Sofern demnach für pauschal besteuerte Direktversicherungsbeiträge laufendes Arbeitsent-
gelt verwendet wird, führt dies nicht zu einer Minderung des beitragspflichtigen Arbeitsentgelts. 
Das heißt, dass die aus dem laufenden Arbeitsentgelt finanzierten Beiträge für eine entspre-
chende Direktversicherung auch bei einer vorgenommenen Pauschalbesteuerung der Bei-
tragspflicht unterliegen. Im Falle der Verwendung einer Einmalzahlung für die Beitragszahlung 
zur Direktversicherung darf die beitragspflichtige Einmalzahlung auch nur um den Betrag der 
pauschal besteuerten Beitragsleistung gekürzt werden. Ist die Einmalzahlung niedriger als die 
Beitragsleistung, kann folglich nur der Zahlbetrag der Einmalzahlung beitragsfrei belassen 
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werden, da eine Umwandlung von laufendem Arbeitsentgelt in Beitragsleistungen für die Di-
rektversicherung nicht zu einer Minderung des beitragspflichtigen Arbeitsentgelts führt (Netto-
entgeltverwendung).  

Soweit der Arbeitgeber zusätzlich zum Arbeitsentgelt gezahlte Direktversicherungsbeiträge 
während der Elternzeit oder des Grundwehr- bzw. Zivildienstes weiterhin zahlt, werden diese 
dennoch als „zusätzliche“ Leistung des Arbeitgebers angesehen, obwohl sie in dieser Zeit die 
einzige Arbeitgeberleistung darstellen. 

Die Regelung in § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 SvEV, wonach auch die in den – zusätzlich zu Löhnen 
und Gehältern gewährten – pauschal besteuerten Direktversicherungsbeiträgen enthaltenen 
Beträge aus einer Entgeltumwandlung nicht dem Arbeitsentgelt zugerechnet werden, bezieht 
sich lediglich auf die vor dieser gesetzlichen Klarstellung zum 01.01.2009 zugelassene bei-
tragsfreie Verwendung von Einmalzahlungen für Direktversicherungsbeiträge. Eine darüber 
hinausgehende Möglichkeit der beitragsfreien Entgeltumwandlung von laufendem Arbeitsent-
gelt wird damit nicht zugelassen, da es in diesen Fällen weiterhin an der erforderlichen Zu-
sätzlichkeit der Direktversicherungsbeiträge fehlt.  

Die vorgenannten Voraussetzungen für die Beitragsfreiheit der Entgeltumwandlung zu 
einer Direktversicherung nach § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 SvEV gelten auch für Direktversi-
cherungen, die im Rahmen des § 52 Abs. 40 EStG erstmals nach 2017 nach § 40b EStG 
a. F. pauschal besteuert werden. 

5.2.2.3 Direktversicherung mit Rentenleistung i. S. des § 3 Nr. 63 Satz 1 EStG 
Bei Direktversicherungsverträgen, die die Voraussetzungen des § 3 Nr. 63 Satz 1 EStG erfül-
len (Rentenleistung oder Auszahlungsplan vorgesehen), ist für die Beiträge zu der Direktver-
sicherung kraft Gesetzes vorrangig die Steuerfreiheit auszuschöpfen (§ 52 Abs. 40 Satz 2 
EStG). Die Beiträge zu dieser Direktversicherung sind über § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 9 SvEV bis 
zu 4 % der Beitragsbemessungsgrenze der allgemeinen Rentenversicherung dem Arbeitsent-
gelt in der Sozialversicherung nicht hinzuzurechnen und damit beitragsfrei. Das gilt auch für 
Entgeltumwandlungen unabhängig davon, ob sie aus laufendem oder einmalig gezahltem Ar-
beitsentgelt finanziert werden.  

Soweit der Arbeitnehmer jedoch nach § 52 Abs. 4 Satz 12 EStG auf die Steuerfreiheit 
nach § 3 Nr. 63 EStG zugunsten der Pauschalbesteuerung nach § 40b EStG a. F. ver-
zichtet hat, ist nur der Teil der Direktversicherungsbeiträge nicht dem Arbeitsentgelt 
hinzuzurechnen, der aus einmalig gezahltem Arbeitsentgelt finanziert wird.10  

5.2.2.4 Pensionskasse 
Für Zuwendungen an eine Pensionskasse, die nach § 40b a. F. EStG pauschal besteuert 
werden, gelten die Aussagen unter Ziffer 5.2.2.2 entsprechend. 

                                                
10 Nach dem in Fn. 1 angeführten Gesetzentwurf soll die Vorrangigkeitsregelung nach § 52 Abs. 40 Satz 2 
EStG sowie die Notwendigkeit des Arbeitnehmerverzichts zur Anwendung des § 3 Nr. 63 EStG entfallen 
(vgl. Fn. 3 und 5). Vielmehr kann dann der Arbeitgeber auch bei Direktversicherungen entscheiden, ob er 
die Pauschalbesteuerung nach § 40b EStG a. F. anwendet, wenn die Voraussetzungen dafür vorliegen. 
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5.2.3 Direktzusage und Unterstützungskasse 
Da Rückstellungen für Direktzusagen und Beiträge zu Unterstützungskassen des Arbeitgebers 
keine Einnahmen im steuerrechtlichen Sinne sind, handelt es sich auch nicht um Arbeitsentgelt 
nach § 14 Abs. 1 SGB IV. Die Arbeitgeberrückstellungen und -beiträge sind daher beitragsfrei. 

Beiträge, die vom Arbeitnehmer im Zusammenhang mit Entgeltumwandlungen zu Direktzusa-
gen des Arbeitgebers und Unterstützungskassen geleistet werden, gelten nach § 14 Abs. 1 
Satz 2 SGB IV bis zu 4 % der Beitragsbemessungsgrenze der allgemeinen Rentenversiche-
rung nicht als Arbeitsentgelt, wobei es unerheblich ist, ob die Aufwendungen aus laufendem 
Arbeitsentgelt oder aus Einmalzahlungen finanziert werden.  

5.2.4 Sicherungsbeitrag für Beitragszusage 
Für die neue Zusageform der betrieblichen Altersversorgung als reine Beitragszusage 
(§ 1 Abs. 2 Nr. 2a BetrAVG) soll als Ausgleich für den Wegfall der Einstandspflicht des 
Arbeitgebers für die Versorgungsleistung im Tarifvertrag vereinbart werden, dass der 
Arbeitgeber einen Sicherungsbeitrag zahlt (§ 23 Abs. 1 BetrAVG). Der Sicherungsbei-
trag kann dazu genutzt werden, die Versorgungsleistung (Betriebsrente) etwa dadurch 
zusätzlich abzusichern, dass die Versorgungseinrichtung einen höheren Kapitalde-
ckungsgrad oder eine konservativere Kapitalanlage realisiert; im Rahmen eines kol-
lektiven Sparmodells kann er auch zum Aufbau kollektiven Kapitals verwendet werden.  

Der Sicherungsbeitrag ist nach § 3 Nr. 63a EStG steuerfrei, soweit er nicht unmittelbar 
dem einzelnen Beschäftigten direkt gutgeschrieben oder zugerechnet wird. Bei diesen 
Beiträgen handelt es sich daher nicht um einen geldwerten Vorteil für den Beschäftig-
ten. Beitragspflichtiges Arbeitsentgelt in der Sozialversicherung liegt nicht vor. Werden 
Sicherungsbeiträge hin-gegen nicht lediglich für die zusätzliche Absicherung der reinen 
Beitragszusage gezahlt, sondern dem einzelnen Beschäftigten direkt gutgeschrieben 
oder zugerechnet, gelten die allgemeinen steuer- und beitragsrechtlichen Regelungen 
für Beiträge zur kapitalgedeckten betrieblichen Altersversorgung. 

5.2.5 Entgeltumwandlung während Altersteilzeit 
Eine beitragsfreie und nicht zu einem Störfall führende Verwendung von Wertguthaben für 
eine Entgeltumwandlung ist gesetzlich nicht ausdrücklich geregelt (§§ 7 Abs. 1a, 23b SGB IV). 
Unter bestimmten Voraussetzungen ist eine nicht zu einem Störfall führende Entgeltumwand-
lung jedoch möglich. 

Bei Altersteilzeitarbeit mit diskontinuierlicher Verteilung der Arbeitszeit (Blockmodell) ist Vo-
raussetzung, dass der Arbeitgeber während der Arbeitsphase die Hälfte des Vollzeitarbeits-
entgelts (vor der Entgeltumwandlung) ins Wertguthaben einstellt und festgelegt wird, dass 
auch während der Freistellungsphase aus diesem Wertguthaben eine entsprechende Entgel-
tumwandlung erfolgt. Dabei muss die Entgeltumwandlung nicht bereits zu Beginn der Arbeits-
phase einsetzen. Es ist ausreichend, wenn mindestens im letzten Monat der Arbeitsphase mit 
der Entgeltumwandlung begonnen wird. Eine tatsächliche und ausschließliche Entgeltum-
wandlung während der Freistellungsphase ist nicht möglich. 
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Die Entgeltumwandlungsbeträge sind während der Arbeits- und Freistellungsphase veränder-
bar (z. B. auf Grund von Dynamisierungsregelungen oder der Reduzierung der Entgeltum-
wandlungsbeträge). Dies schließt auch die Beendigung der Entgeltumwandlung während der 
Freistellungsphase ein. Eine „spiegelbildliche“ Entgeltumwandlung bezogen auf die Höhe 
und/oder die Zeit ist nicht erforderlich. Auch eine ausschließlich in der Arbeitsphase erfolgende 
Entgeltumwandlung ist möglich. Da für die Berechnung der zusätzlichen Beiträge zur Renten-
versicherung (§ 163 Abs. 5 SGB VI) das Arbeitsentgelt nach der Entgeltumwandlung als Re-
gelarbeitsentgelt zugrunde zu legen ist, wirkt sich die Beendigung der Entgeltumwandlung ent-
sprechend auf die zusätzlichen Rentenversicherungsbeiträge aus. 

Ein Störfall führt immer dazu, dass das nicht dem eigentlichen Verwendungszweck zugeführte 
Wertguthaben der Störfallbeitragsberechnung unterliegt. Werden lediglich einzelne Teile eines 
Gesamtwertguthabens nicht vereinbarungsgemäß, d. h. nicht für eine versicherte Freistel-
lungsphase verwendet, führt dies nicht dazu, dass das Gesamtwertguthaben vollständig ver-
beitragt werden muss. Soweit eine Entgeltumwandlung ausschließlich während der Freistel-
lungsphase der Altersteilzeit erwogen wird ist zu beachten, dass diese Entgeltumwandlung 
bezüglich der Umwandlungshöhe eine Störfallbeitragsberechnung nach sich zieht. Diese führt 
bei monatlich vorgenommener Entgeltumwandlung in der Konsequenz u. a. zu einer monatli-
chen Meldung zur Sozialversicherung (Störfallmeldung; Grund der Abgabe 55).  

Bei einer Altersteilzeit mit kontinuierlicher Reduzierung der Altersteilzeitarbeit (Teilzeitmodell) 
kann eine beitragsfreie Entgeltumwandlung jederzeit vereinbart, geändert oder beendet wer-
den. 

5.2.6 Arbeitgeberleistungen im Sinne des § 23c Abs. 1 SGB IV 
Nach § 23c Abs. 1 SGB IV gelten Zuschüsse des Arbeitgebers zum Kranken-, Verletzten-, 
Übergangs-, Pflegeunterstützungs- oder Krankentagegeld sowie sonstige Einnahmen aus 
einer Beschäftigung, die für die Zeit des Bezugs von Kranken-, Krankentage-, Versorgungs-
kranken-, Verletzten-, Übergangs-, Pflegeunterstützungs-, Mutterschafts-, Erziehungs- oder 
Elterngeld weiter erzielt werden, unter bestimmten Voraussetzungen als beitragspflichtiges 
Arbeitsentgelt. Die für Zeiten des Bezugs von Sozialleistungen weitergezahlten Beiträge, die 
nach § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 9 SvEV nicht zum Arbeitsentgelt zu rechnen sind, können dabei 
von vornherein als Arbeitsentgelt ausgeschlossen werden. Auf eine stufenweise Prüfung (zu-
nächst Feststellung der beitragspflichtigen Einnahmen nach § 23c Abs. 1 SGB IV) und an-
schließende Anwendung von § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 9 SvEV kann verzichtet werden. 

6 Umlagefinanzierte betriebliche Altersversorgung 

6.1 Steuerrechtliche Behandlung von Pensionskassenumlagen 
Laufende Zuwendungen des Arbeitgebers sind nach § 19 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 Satz 1 EStG aus 
dem ersten Dienstverhältnis an eine Pensionskasse zum Aufbau einer nicht kapitalgedeckten 
betrieblichen Altersversorgung steuerfrei. Voraussetzung ist, dass die Auszahlung der zuge-
sagten Alters-, Invaliditäts- oder Hinterbliebenenversorgung in Form einer Rente oder eines 
Auszahlungsplans (§ 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 des Altersvorsorgeverträge-Zertifizierungsgeset-
zes) vorgesehen ist. Diese Steuerfreiheit gilt jedoch nur, soweit die Zuwendungen (derzeit) im 
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Kalenderjahr 2 % der Beitragsbemessungsgrenze in der allgemeinen Rentenversicherung 
nicht übersteigen. 

Dieser Steuerfreibetrag beträgt somit 2018 monatlich 130 EUR (bzw. jährlich 1.560 EUR). An-
stelle der monatlich gleichbleibenden Berücksichtigung des Steuerfreibetrags im sog. Verteil-
modell, wird im sog. Aufzehrmodell zu Beginn des Jahres der jeweils höchstmögliche Teil des 
Jahressteuerfreibetrags berücksichtigt, bis dieser vollständig aufgebraucht ist. Ab 2020 steigt 
der Steuerfreibetrag auf 3 % und ab 2025 auf 4 % der Beitragsbemessungsgrenze in der 
allgemeinen Rentenversicherung.  

Die steuerfreien Beträge der umlagefinanzierten Versorgungssysteme sind um die nach § 3 
Nr. 63 Satz 1, 3 oder 4 EStG steuerfreien Beträge der kapitalgedeckten betrieblichen Alters-
versorgung zu mindern (§ 3 Nr. 56 Satz 3 EStG); allerdings bleibt die Möglichkeit der Pau-
schalbesteuerung nach § 40b Abs. 1 EStG bestehen. 

6.2 Sozialversicherungsrechtliche Beurteilung von Pensionskassenumlagen 

6.2.1 Beitragsrechtliche Berücksichtigung der Steuerfreiheit 
Die beitragsrechtliche Beurteilung der Zuwendungen richtet sich nach § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4a 
sowie der Sätze 3 und 4 SvEV.  

Für die beitragsrechtliche Beurteilung gelten folgende Regelungen: 

a) Nach § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4a SvEV sind die Zuwendungen, soweit sie nach § 3 Nr. 56 
EStG steuerfrei sind oder nach § 40b EStG pauschal besteuert werden, dem beitrags-
pflichtigen Arbeitsentgelt nicht hinzuzurechnen, wenn sie zusätzlich zu Löhnen und Ge-
hältern gewährt werden. Diese Beitragsfreiheit wird allerdings für Zuwendungen zu Pensi-
onskassen mit einer besonderen Versorgungsregelung i. S. des § 1 Abs. 1 Satz 3 SvEV 
(Versorgungsregelung sieht mindestens bis zum 31. Dezember 2000 vor der Anwendung 
etwaiger Nettobegrenzungsregelungen eine allgemein erreichbare Gesamtversorgung von 
mindestens 75 Prozent des gesamtversorgungsfähigen Entgelts und nach dem Eintritt des 
Versorgungsfalles eine Anpassung nach Maßgabe der Entwicklung der Arbeitsentgelte im 
Bereich der entsprechenden Versorgungsregelung oder gesetzlicher Versorgungsbezüge 
vor) durch § 1 Abs. 1 Sätze 3 und 4 SvEV eingeschränkt bzw. aufgehoben. 

b) Für Zuwendungen zu Pensionskassen mit einer besonderen Versorgungsregelung i. S. 
des § 1 Abs. 1 Satz 3 SvEV ist die Summe aus dem nach § 3 Nr. 56 EStG steuerfreien 
und dem nach § 40b EStG pauschal besteuerten Anteil der Zuwendung, höchstens jedoch 
monatlich 100 EUR, bis zur Höhe von 2,5 % des für ihre Bemessung maßgebenden Ent-
gelts – vermindert um 13,30 EUR – dem Arbeitsentgelt zuzurechnen (Hinzurechnungsbe-
trag nach § 1 Abs. 1 Satz 3 SvEV). Soweit der Umlagesatz den Betrag von 2,5 % nicht 
erreicht, tritt bei der Ermittlung des Hinzurechnungsbetrags dieser Umlagesatz an die 
Stelle des Faktors von 2,5 %. 

c) Ist nach § 1 Abs. 1 Satz 3 SvEV ein beitragsrechtlicher Hinzurechnungsbetrag zu ermitteln, 
sind darüber hinaus die Zuwendungen nach § 3 Nr. 56 und § 40b EStG, die in der Summe 
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monatlich 100 EUR übersteigen, ebenfalls dem Arbeitsentgelt zuzurechnen (§ 1 Abs. 1 
Satz 4 SvEV). 

Aus diesen Vorgaben ergibt sich folgende Beurteilung für den geldwerten Vorteil der Zuwen-
dung: 

• Zunächst ist zu berücksichtigen, dass die Teile der Zuwendung, die die Summe aus dem 
steuerfreien Anteil und dem höchstmöglichen pauschal besteuerbaren Betrag übersteigen, 
von vornherein bereits individuell steuer- und beitragspflichtig sind. 

• Der steuerfreie und der pauschal besteuerbare Anteil der Zuwendung sind zu addieren 
und grundsätzlich nicht dem Arbeitsentgelt zuzurechnen. 

• Aus dieser Summe ist bis zu einem Betrag in Höhe von 100 EUR ein Hinzurechnungsbe-
trag zu bilden und dem Arbeitsentgelt zuzurechnen, wenn eine besondere Versorgungsre-
gelung i. S. des § 1 Abs. 1 Satz 3 SvEV besteht. 

• Ist ein Hinzurechnungsbetrag zu bilden und übersteigt die Summe aus steuerfreier und 
pauschal besteuerbarer Zuwendung den Betrag von 100 EUR, ist der über 100 EUR hin-
ausgehende Betrag in vollem Umfang ebenfalls dem Arbeitsentgelt zuzurechnen. 

  Beispiel 1: 
  Zusatzversorgungspflichtiges Arbeitsentgelt  3.500,00 EUR  
  Arbeitgeberumlage (8,5 %)  297,50 EUR  
  Es besteht keine Versorgungsregelung i. S. des § 1 Abs. 1 Satz 3 SvEV. 
 
  Ermittlung eines von vornherein steuer- und beitragspflichtigen Anteils: 
 Gesamtbetrag der Umlage:  297,50 EUR 
 ./. steuerfreier Anteil nach § 3 Nr. 56 EStG (6.500 EUR x 2 %)  130,00 EUR 
 ./. pauschal besteuerter Anteil    146,00 EUR 
 = individuell steuerpflichtiger und beitragspflichtiger Anteil:   21,50 EUR 
 
   Beitragspflichtiges Arbeitsentgelt insgesamt: 
 laufendes Arbeitsentgelt 3.500,00 EUR 
   individuell steuer- und beitragspflichtiger Anteil 21,50 EUR 
 =  3.521,50 EUR 

 
  Beispiel 2: 
  Zusatzversorgungspflichtiges Arbeitsentgelt  3.500,00 EUR  
  Umlage (8,26 %)  289,10 EUR  
   Arbeitgeberanteil (6,45 %)  225,75 EUR 
   Arbeitnehmerbeitrag (1,81%)  63,35 EUR 
 
  a)  Ermittlung eines von vornherein steuer- und beitragspflichtigen Anteils: 
 Arbeitgeberanteil der Umlage:  225,75 EUR 
 ./. steuerfreier Anteil nach § 3 Nr. 56 EStG (6.500 EUR x 2 %)  130,00 EUR 
 ./. pauschal besteuerter Anteil11     92,03 EUR 
 = individuell steuerpflichtiger und beitragspflichtiger Anteil:     3,72 EUR 
 
  b)  Ermittlung des beitragspflichtigen Anteils der Umlage nach § 1 Abs. 1 Satz 4 i.V.m. Abs. 1  
       Satz 3 und Abs. 1 Satz 1 Nr. 4a SvEV: 

                                                
11 Von dem vom Arbeitgeber zu tragenden Teil der Umlage werden 92,03 EUR pauschal versteuert (§ 37 Abs. 2 
Tarifvertrag Altersversorgung – ATV für die Beschäftigten des Tarifgebiets West bei Zugehörigkeit zur VBL). An-
sonsten liegt der Grenzbetrag bei 89,48 EUR (§ 16 Abs. 2 ATV). Soweit Arbeitgeber des öffentlichen Dienstes (z. 
B. Sparkassen) den vollen Pauschalierungsbetrag des § 40b EStG in Höhe von 146 EUR bzw. 179 EUR monat-
lich ausschöpfen, ist dieser Betrag anstelle von 92,03 EUR oder 89,48 EUR anzusetzen. 
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 Steuerfreier Anteil nach § 3 Nr. 56 EStG (6.500 EUR x 2 %)  130,00 EUR 
 + pauschal besteuerter Anteil      92,03 EUR 
 =   222,03 EUR 
 ./. Grenzbetrag nach § 1 Abs. 1 Satz 3 SvEV   100,00 EUR 
 = beitragspflichtige Einnahme nach § 1 Abs. 1 Satz 4 SvEV   122,03 EUR 
 
  c)  Ermittlung des beitragspflichtigen Hinzurechnungsbetrags nach § 1 Abs. 1 Satz 3 SvEV: 
 (100,00 EUR : 6,45 x 100 =) 1550,39 EUR x 2,5 %  38,76 EUR 
 ./.  13,30 EUR 
   25,46 EUR 
  d)  Beitragspflichtiges Arbeitsentgelt insgesamt: 
 laufendes Arbeitsentgelt 3.500,00 EUR 
     Zusätzliche beitragspflichtige Einnahme aus a) bis c): 
   individuell steuer- und beitragspflichtiger Anteil    3,72 EUR 
   + Grenzbetrag n. § 1 Abs. 1 Satz 4 SvEV übersteigender Anteil 122,03 EUR 
   + Hinzurechnungsbetrag nach § 1 Abs. 1 Satz 3 SvEV                     25,46 EUR 
   insgesamt                                                                                         151,21 EUR  151,21 EUR 
 = 3.651,21 EUR 
 
  Beispiel 3: 
  Zusatzversorgungspflichtiges Arbeitsentgelt  2.200,00 EUR 
  Umlage (8,26 %)  181,72 EUR 
   Arbeitgeberanteil (6,45 %) 141,90 EUR 
   Arbeitnehmerbeitrag (1,81%) 39,82 EUR 
 
  a)  Ermittlung eines individuell steuer- und beitragspflichtigen Anteils entfällt 
 
  b)  Ermittlung des beitragspflichtigen Anteils der Umlage nach § 1 Abs. 1 Satz 4 i.V.m. Abs. 1  
       Satz 3 und Abs. 1 Satz 1 Nr. 4a SvEV: 
 Steuerfreier Anteil nach § 3 Nr. 56 EStG (6.500 EUR x 2 %)  130,00 EUR 
 + pauschal besteuerter Anteil (141,90 EUR - 130,00 EUR)   11,90 EUR 
 =  141,90 EUR 
 ./. Grenzbetrag nach § 1 Abs. 1 Satz 3 SvEV  100,00 EUR 
 = beitragspflichtige Einnahme nach § 1 Abs. 1 Satz 4 SvEV  41,90 EUR 
 
  c)  Ermittlung des beitragspflichtigen Hinzurechnungsbetrags nach § 1 Abs. 1 Satz 3 SvEV: 
 (100,00 EUR : 6,45 x 100 =) 1.550,39 EUR x 2,5 % =  38,76 EUR 
 ./.  13,30 EUR 
   25,46 EUR 
  d)  Beitragspflichtiges Arbeitsentgelt insgesamt: 
 laufendes Arbeitsentgelt 3.000,00 EUR 
 Zusätzliche beitragspflichtige Einnahme aus a) bis c): 
   individuell steuer- und beitragspflichtiger Anteil 0,00 EUR 
   + Grenzbetrag n. § 1 Abs. 1 Satz 4 SvEV übersteigender Anteil 41,90 EUR 
   + Hinzurechnungsbetrag nach § 1 Abs. 1 Satz 3 SvEV 25,46 EUR 
   insgesamt 67,36 EUR        67,36 EUR 
 = 3.067,36 EUR 

 
  Beispiel 4: 
  Zusatzversorgungspflichtiges Arbeitsentgelt   1.000,00 EUR 
  Umlage (8,26 %)   82,60 EUR 
 Arbeitgeberanteil (6,45 %)  64,50 EUR 
 Arbeitnehmerbeitrag (1,81 %)  18,10 EUR 
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  a)  Ermittlung eines von vornherein steuer- und beitragspflichtigen Anteils entfällt 
 
  b)  Ermittlung des beitragspflichtigen Anteils der Umlage nach § 1 Abs. 1 Satz 4 i.V.m. Abs. 1  
       Satz 3 und Abs. 1 Satz 1 Nr. 4a SvEV: 
 Steuerfreier Anteil nach § 3 Nr. 56 EStG   82,60 EUR 
 + pauschal besteuerter Anteil (0 EUR )          0 EUR
 =   82,60 EUR 
 ./. Grenzbetrag nach § 1 Abs. 1 Satz 3 SvEV    100,00 EUR 
 = beitragspflichtige Einnahme nach § 1 Abs. 1 Satz 4 SvEV    0,00 EUR 
 
  c)  Ermittlung des beitragspflichtigen Hinzurechnungsbetrags nach § 1 Abs. 1 Satz 3 SvEV: 
 (64,50 EUR : 6,45 x 100 =) 1.000 EUR x 2,5 %   25,00 EUR 
 ./.  13,30 EUR 
   11,70 EUR 
  d)  Beitragspflichtiges Arbeitsentgelt insgesamt: 
 laufendes Arbeitsentgelt 1.000,00 EUR 
 Zusätzliche beitragspflichtige Einnahme aus a) bis c): 
   individuell steuer- und beitragspflichtiger Anteil 0,00 EUR 
   + Grenzbetrag n. § 1 Abs. 1 Satz 4 SvEV übersteigender Anteil 0,00 EUR 
   + Hinzurechnungsbetrag nach § 1 Abs. 1 Satz 3 SvEV 11,70 EUR 
   insgesamt  11,70 EUR      11,70 EUR 
 = 1.011,70 EUR 

 
  Beispiel 5: 
  Zusatzversorgungspflichtiges Arbeitsentgelt   820,00 EUR 
  Umlage (8,26 %)   67,73 EUR 
   Arbeitgeberanteil (6,45 %) 52,89 EUR 
   Arbeitnehmerbeitrag (1,81%)  14,84 EUR 
 
  a)  Ermittlung eines von vornherein steuer- und beitragspflichtigen Anteils entfällt 
 
  b)  Ermittlung des beitragspflichtigen Anteils der Umlage nach § 1 Abs. 1 Satz 4 i.V.m. 

Abs. 1 Satz 3 und Abs. 1 Satz 1 Nr. 4a SvEV entfällt 
 

  c)  Ermittlung des beitragspflichtigen Hinzurechnungsbetrags nach § 1 Abs. 1 Satz 3 SvEV: 
 (52,89 EUR : 6,45 x 100 =) 820,00 EUR x 2,5%  20,50 EUR 
  ./.  13,30 EUR 
    7,20 EUR 
  d)  Beitragspflichtiges Arbeitsentgelt insgesamt: 
 laufendes Arbeitsentgelt 820,00 EUR 
 Zusätzliche beitragspflichtige Einnahme aus a) bis c): 
   individuell steuer- und beitragspflichtiger Anteil 0,00 EUR 
   + Grenzbetrag n. § 1 Abs. 1 Satz 4 SvEV übersteigender Anteil 0,00 EUR 
   + Hinzurechnungsbetrag nach § 1 Abs. 1 Satz 3 SvEV 7,20 EUR 
   insgesamt  7,20 EUR     7,20 EUR 
 = 827,20 EUR 

Ein geldwerter Vorteil auf Basis des Hinzurechnungsbetrags nach § 1 Abs. 1 Satz 3 SvEV 
kann dem Arbeitnehmer nur zugerechnet werden, wenn ihm dieser Vorteil auch tatsächlich zu 
Gute kommt. Deshalb ist in den Fällen, in denen der Umlagesatz weniger als 2,5 % beträgt, 
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dem Arbeitsentgelt nach § 1 Abs. 1 Satz 3 SvEV nur ein Vomhundertsatz des zusatzversor-
gungspflichtigen Arbeitsentgelts hinzuzurechnen, der der Höhe nach dem vom Arbeitgeber zu 
tragenden Umlagesatz entspricht. Der hiernach ermittelte Hinzurechnungsbetrag vermindert 
sich gemäß § 1 Abs. 1 Satz 3 SvEV zweiter Halbsatz monatlich um 13,30 EUR. 

  Beispiel 6: 
  Zusatzversorgungspflichtiges Arbeitsentgelt  2.000,00 EUR 
  Arbeitgeberumlage (1 %)   20,00 EUR 
 
  a) Ermittlung eines individuell steuer- und beitragspflichtigen Anteils entfällt 
 
  b) Ermittlung des beitragspflichtigen Anteils der Umlage nach § 1 Abs. 1 Satz 4 i.V.m. 

Abs. 1 Satz 3 und Abs. 1 Satz 1 Nr. 4a SvEV: 
 Steuerfreier Anteil nach § 3 Nr. 56 EStG  20,00 EUR 
 + pauschal besteuerter Anteil    0,00 EUR 
 =  20,00 EUR 
 ./. Grenzbetrag nach § 1 Abs. 1 Satz 3 SvEV  100,00 EUR 
 = beitragspflichtige Einnahme nach § 1 Abs. 1 Satz 4 SvEV  0,00 EUR 
 
  c) Ermittlung des beitragspflichtigen Hinzurechnungsbetrags nach § 1 Abs. 1 Satz 3 SvEV: 
 (20 EUR : 1 x 100 =) 2.000 EUR x 1,0 %  20,00 EUR 
 ./.  13,30 EUR 
   6,70 EUR 
  d) Beitragspflichtiges Arbeitsentgelt insgesamt: 
 laufendes Arbeitsentgelt 2.000,00 EUR 
 Zusätzliche beitragspflichtige Einnahme aus a) bis c): 
   individuell steuer- und beitragspflichtiger Anteil: 0,00 EUR 
   + Grenzbetrag nach § 1 Abs. 1 Satz 4 SvEV übersteigender Anteil: 0,00 EUR 
   + Hinzurechnungsbetrag nach § 1 Abs. 1 Satz 3 SvEV   6,70 EUR 
   insgesamt 6,70 EUR       6,70 EUR 
 =  2.006,70 EUR 

Wird der Steuerfreibetrag nach § 3 Nr. 56 EStG nicht in gleichbleibender Höhe jeden Monat 
(sog. Verteilmodell), sondern zu Beginn des Jahres in jeweils maximaler Höhe des Jahres-
steuerfreibetrags berücksichtigt, bis dieser vollständig aufgebraucht ist (sog. Aufzehrmodell), 
wirkt sich dies entsprechend auf die Ermittlungsschritte zur Feststellung des beitragsrechtli-
chen Anteils der Zuwendung aus. Das steuer- und beitragspflichtige Arbeitsentgelt erhöht 
sich dabei beim Aufzehrmodell in den Monaten, in denen auf Grund des verbrauchten Steu-
erfreibetrags lediglich von der (begrenzten) Pauschalbesteuerung nach § 40b EStG Ge-
brauch gemacht werden kann. 

6.2.2 Aufrechnung steuerfreier Aufwendungen 

6.2.2.1 Unmittelbare Aufrechnung 
Werden sowohl Zuwendungen für eine umlagefinanzierte Pensionskasse als auch Aufwen-
dungen für eine kapitalgedeckte betriebliche Altersversorgung erbracht, ist zu berücksichtigen, 
dass die Steuerfreiheit nach § 3 Nr. 63 EStG der Steuerfreiheit nach § 3 Nr. 56 EStG vorgeht. 
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Dies gilt unabhängig davon, ob die nach § 3 Nr. 63 EStG steuerfreien Beträge arbeitgeberfi-
nanziert sind oder auf einer Entgeltumwandlung aus dem Bruttoarbeitsentgelt des Arbeitneh-
mers beruhen. Nach § 3 Nr. 56 Satz 3 EStG mindern die nach § 3 Nr. 63 EStG steuerfreien 
Beträge den steuerfreien Höchstbetrag des § 3 Nr. 56 EStG. Die Zuwendungen für eine um-
lagefinanzierte Pensionskasse sind daher nach § 3 Nr. 56 EStG nur steuerfrei, soweit die nach 
§ 3 Nr. 63 EStG steuerfreien Aufwendungen (Aufwendungen des Arbeitgebers für eine kapi-
talgedeckte Altersversorgung in den Durchführungswegen Direktversicherung, Pensionsfonds 
oder - kapitalgedeckte - Pensionskasse oder entsprechende Aufwendungen des Arbeitneh-
mers aus einer Entgeltumwandlung) den steuerfreien Höchstbetrag nach § 3 Nr. 56 EStG von 
derzeit 2 % der Beitragsbemessungsgrenze der allgemeinen Rentenversicherung unterschrei-
ten.  

Soweit sich der nach § 3 Nr. 56 EStG steuerfreie Höchstbetrag um den Betrag der nach § 3 
Nr. 63 EStG steuerfreien Aufwendungen verringert, ergibt sich folgende Beurteilung (Ver-
gleichsberechnung):  

a) Ist die Differenz größer als der Arbeitgeberbeitrag zur umlagefinanzierten Pensionskasse, 
so bleibt der Arbeitgeberbeitrag zur umlagefinanzierten Pensionskasse in voller Höhe nach 
§ 3 Nr. 56 EStG steuerfrei.   

b) Ist die Differenz geringer als der Arbeitgeberbeitrag zur umlagefinanzierten Pensions-
kasse, dann wird der Arbeitgeberbeitrag zur umlagefinanzierten Pensionskasse nur noch 
in Höhe des Unterschiedsbetrags zwischen dem Betrag von 2 % der Beitragsbemessungs-
grenze der allgemeinen Rentenversicherung und den nach § 3 Nr. 63 EStG steuerfreien 
Aufwendungen im Rahmen § 3 Nr. 56 EStG steuerfrei belassen. Der Restbetrag der Ar-
beitgeberumlage wird entweder individuell steuerpflichtig oder kann pauschal besteuert 
werden.   

c) Das Ergebnis der steuerlichen Beurteilung ist Ausgangsbasis für die Ermittlung des sozi-
alversicherungsrechtlichen Hinzurechnungsbetrags. 

  Beispiel 1:  
  Aufbau der Altersversorgung durch umlagefinanzierte und kapitalgedeckte Pensionskasse 
  Alleinige Beitragstragung des Arbeitgebers zur umlagefinanzierten Pensionskasse (Umlage 1 %)   
  Aufwendungen zur kapitalgedeckten Pensionskasse in Höhe von 1 %, die jeweils vom    
  Arbeitgeber und vom Arbeitnehmer zur Hälfte getragen werden.  
  Die Arbeitnehmeraufwendungen werden nicht durch eine Entgeltumwandlung aus dem  
  Bruttoarbeitsentgelt finanziert.  
  Zusatzversorgungspflichtiges Entgelt =  2.000,00 EUR 
  vom Arbeitgeber zu tragende Umlage (1%) =  20,00 EUR 
  Aufwendungen des Arbeitgebers zur kapitalgedeckten Pensionskasse 
  0,5 % von 2.000,00 EUR =  10,00 EUR 
 
  Lösung 
  Steuerliche Beurteilung:  
 
  Die Aufwendungen des Arbeitgebers in Höhe von 10,00 EUR zur kapitalgedeckten  
  Pensionskasse sind nach § 3 Nr. 63 EStG steuerfrei.  
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  Vergleichsberechnung: 130,00 EUR ./. 10,00 EUR = 120,00 EUR. 
  Die Differenz von 120,00 EUR übersteigt den Arbeitgeberbeitrag zur umlagefinanzierten  
  Pensionskasse (20,00 EUR). Damit bleibt der Betrag von 20,00 EUR in voller Höhe nach § 3  
  Nr. 56 EStG steuerfrei und bildet die Ausgangsbasis für die Ermittlung des sv-pflichtigen Anteils. 
 
  Sozialversicherungsrechtliche Beurteilung: 
 
  a) Ermittlung eines individuell steuer- und beitragspflichtigen Anteils entfällt 
 
  b) Ermittlung des beitragspflichtigen Anteils der Umlage nach § 1 Abs. 1 Satz 4 i.V.m. 
 Abs. 1 Satz 3 und Abs. 1 Satz 1 Nr. 4a SvEV: 

Steuerfreier Anteil nach § 3 Nr. 56 EStG   20,00 EUR 
+ pauschal besteuerter Anteil       0,00 EUR 
=     20,00 EUR 
./. Grenzbetrag nach § 1 Abs. 1 Satz 3 SvEV   100,00 EUR 
= beitragspflichtige Einnahme nach § 1 Abs. 1 Satz 4 SvEV  0,00 EUR 
 

  c) Ermittlung des beitragspflichtigen Hinzurechnungsbetrags nach § 1 Abs. 1 Satz 3 SvEV: 
 (20 EUR : 1 x 100 =) 2.000 EUR x 1,0 v.H. =   20,00 EUR 
./.   13,30 EUR 
     6,70 EUR 

  d) Beitragspflichtiges Arbeitsentgelt insgesamt: 
laufendes Arbeitsentgelt  2.000,00 EUR 
Zusätzliche beitragspflichtige Einnahme aus a) bis c): 

individuell steuer- und beitragspflichtiger Anteil: 0,00 EUR 
+ Grenzbetrag n. § 1 Abs. 1 Satz 4 SvEV übersteigender Anteil: 0,00 EUR 
+ Hinzurechnungsbetrag nach § 1 Abs. 1 Satz 3 SvEV    6,70 EUR 
insgesamt  6,70 EUR        6,70 EUR 
=  2.006,70 EUR 

 
  Beispiel 2:  
  Aufbau der Altersversorgung durch umlagefinanzierte und kapitalgedeckte Pensionskasse 
  Alleinige Beitragstragung des Arbeitgebers zur umlagefinanzierten Pensionskasse (Umlage 2 %) 
  Aufwendungen zur kapitalgedeckten Pensionskasse in Höhe von 5 %, die jeweils vom    
  Arbeitgeber und vom Arbeitnehmer zur Hälfte getragen werden.  
  Die Arbeitnehmeraufwendungen werden nicht durch eine Entgeltumwandlung aus dem  
  Bruttoarbeitsentgelt finanziert. 
  
  Zusatzversorgungspflichtiges Entgelt =  3.500,00 EUR 
  vom Arbeitgeber zu tragende Umlage (2 %) =  70,00 EUR 
  Aufwendungen des Arbeitgebers zur kapitalgedeckten Pensionskasse 
  2,5 % von 3.500,00 EUR =  87,50 EUR 
 
  Lösung 
  Steuerliche Beurteilung:  
 
  Die Aufwendungen des Arbeitgebers in Höhe von 70,00 EUR zur kapitalgedeckten  
  Pensionskasse sind nach § 3 Nr. 63 EStG steuerfrei.  
  Vergleichsberechnung:  130,00 EUR ./. 87,50 EUR = 42,50 EUR. 

Die Differenz von 42,50 EUR ist geringer als der Arbeitgeberbeitrag zur umlagefinanzierten    
  Pensionskasse (70,00 EUR). Damit ist der Arbeitgeberbeitrag zur umlagefinanzierten  
  Pensionskasse nur noch in Höhe von 42,50 EUR nach § 3 Nr. 56 EStG steuerfrei. Der  
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  Restbetrag von 27,50 EUR wird nach § 40b EStG pauschal besteuert. Die Summe der Beträge  
  aus 42,50 EUR und 27,50 EUR bildet die Ausgangsbasis für die Ermittlung des sv-pflichtigen  
  Anteils. 
 
  Sozialversicherungsrechtliche Beurteilung:  
 
  a) Ermittlung eines individuell steuer- und beitragspflichtigen Anteils entfällt 
 
  b) Ermittlung des beitragspflichtigen Anteils der Umlage nach § 1 Abs. 1 Satz 4 i.V.m. 
 Abs. 1 Satz 3 und Abs. 1 Satz 1 Nr. 4a SvEV: 

Steuerfreier Anteil nach § 3 Nr. 56 EStG   42,50 EUR 
+ pauschal besteuerter Anteil     27,50 EUR 
=   70,00 EUR 
./. Grenzbetrag nach § 1 Abs. 1 Satz 3 SvEV   100,00 EUR 
= beitragspflichtige Einnahme nach § 1 Abs. 1 Satz 4 SvEV       0,00 EUR 

 
  c) Ermittlung des beitragspflichtigen Hinzurechnungsbetrags nach § 1 Abs. 1 Satz 3 SvEV: 

 (70 EUR : 2 x 100 =) 3.500 EUR x 2,0 v.H. =   70,00 EUR 
./.   13,30 EUR 
   56,70 EUR 

d)  Beitragspflichtiges Arbeitsentgelt insgesamt: 
laufendes Arbeitsentgelt   3.500,00 EUR 
Zusätzliche beitragspflichtige Einnahme aus a) bis c): 

 individuell steuer- und beitragspflichtiger Anteil: 0,00 EUR 
+ Grenzbetrag n. § 1 Abs. 1 Satz 4 SvEV übersteigender Anteil: 0,00 EUR 
+ Hinzurechnungsbetrag nach § 1 Abs. 1 Satz 3 SvEV  56,70 EUR 
insgesamt   56,70 EUR      56,70 EUR 

=  3.556,70 EUR 
 

  Beispiel 3:  
  Aufbau der Altersversorgung durch umlagefinanzierte Pensionskasse und kapitalgedeckte  
  Pensionskasse.  
  Alleinige Beitragstragung des Arbeitgebers zur umlagefinanzierten Pensionskasse (Umlage 5 %)  
  Finanzierung der kapitalgedeckten Pensionskasse durch Arbeitnehmeraufwendungen auf  
  der Basis einer Entgeltumwandlung aus dem Bruttoarbeitsentgelt mtl. in Höhe von 150 EUR  
  Bei Pauschalbesteuerung werden die Höchstgrenzen des § 40b EStG ausgeschöpft. 
  Zusatzversorgungspflichtiges Entgelt =  2.500,00 EUR 
  vom Arbeitgeber zu tragende Umlage (5 %) =  125,00 EUR 
  Entgeltumwandlung zur kapitalgedeckten Pensionskasse  150,00 EUR 
 
  Lösung 
  Steuerliche Beurteilung:  
 
  Die Aufwendungen des Arbeitnehmers in Höhe von 100,00 EUR zur kapitalgedeckten  
  Pensionskasse sind nach § 3 Nr. 63 EStG steuerfrei.  
  Vergleichsberechnung: 130,00 EUR ./. 150 EUR = 0,00 EUR 
  Die aus der Entgeltumwandlung finanzierten steuerfreien Aufwendungen übersteigen den Betrag  
  von 130,00 EUR. Damit kommt für die Arbeitgeberaufwendungen zur umlagefinanzierten  
  Pensionskasse eine Steuerfreiheit nach § 3 Nr. 56 EStG nicht in Betracht.  
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  Sozialversicherungsrechtliche Beurteilung:  
 
  a) Ermittlung eines individuell steuer- und beitragspflichtigen Anteils: 

Gesamtbetrag der Umlage:   125,00 EUR 
./. steuerfreier Anteil nach § 3 Nr. 56 EStG   0,00 EUR 
./. pauschal besteuerter Anteil   125,00 EUR 
= individuell steuerpflichtiger und beitragspflichtiger Anteil:   0,00 EUR 

 
  b) Ermittlung des beitragspflichtigen Anteils der Umlage nach § 1 Abs. 1 Satz 4 i.V.m. 
 Abs. 1 Satz 3 und Abs. 1 Satz 1 Nr. 4a SvEV: 

Steuerfreier Anteil nach § 3 Nr. 56 EStG   0,00 EUR 
+ pauschal besteuerter Anteil   125,00 EUR 
=   125,00 EUR 
./. Grenzbetrag nach § 1 Abs. 1 Satz 3 SvEV   100,00 EUR 
= beitragspflichtige Einnahme nach § 1 Abs. 1 Satz 4 SvEV   25,00 EUR 

 
  c) Ermittlung des beitragspflichtigen Hinzurechnungsbetrags nach § 1 Abs. 1 Satz 3 SvEV: 

(100 EUR : 5 x 100 =) 2.000 EUR x 2,5 % =   50,00 EUR 
./.   13,30 EUR 
   36,70 EUR 

  d) Beitragspflichtiges Arbeitsentgelt insgesamt: 
laufendes Arbeitsentgelt   2.500,00 EUR 
./. Entgeltumwandlung  100,00 EUR 
Zusätzliche beitragspflichtige Einnahme aus a) bis c): 

 individuell steuer- und beitragspflichtiger Anteil: 0,00 EUR 
+ Grenzbetrag n. § 1 Abs. 1 Satz 4 SvEV übersteigender Anteil:    25,00 EUR 
+ Hinzurechnungsbetrag nach § 1 Abs. 1 Satz 3 SvEV  36,70 EUR 
insgesamt  61,70 EUR      61,70 EUR 
=  2.461,70 EUR 

6.2.2.2 Nachträgliche Aufrechnung 
Wird die Steuerfreiheit von Aufwendungen für eine kapitalgedeckte betriebliche Altersversor-
gung nach § 3 Nr. 63 EStG erst im Nachhinein im Zuge einer Einmalzahlung in Anspruch 
genommen und wurden die Zuwendungen zu einer umlagefinanzierten Pensionskasse mo-
natlich nach § 3 Nr. 56 Satz 1 und 2 EStG bereits steuerfrei gestellt, wird die „Nichtbesteue-
rung“ der Zuwendungen – ggf. vollständig – rückgängig gemacht. Der zunächst erfolgten Be-
rechnung des beitragspflichtigen geldwerten Vorteils aus den Zuwendungen wird in der nach-
träglichen Betrachtung die Grundlage nicht entzogen. Eine Rückwirkung ist in der Sozialversi-
cherung auf Grund des Eingriffsverbots in abgewickelte Versicherungsverhältnisse ausge-
schlossen.  

Demnach verbleibt es bei der im Rahmen des § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4a ggf. i. V. m. Satz 3 
und 4 SvEV im Zeitpunkt der Beitragsfälligkeit festgestellten Beitragspflicht der Zuwendungen. 
Dies gilt auch dann, wenn zu Beginn des Kalenderjahres von vornherein feststeht, dass der 
Arbeitnehmer bei Gewährung einer Einmalzahlung (z. B. im November eines Jahres) von der 
Entgeltumwandlung Gebrauch machen und somit die steuerliche Rückabwicklung eintreten 
wird. 
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6.2.3 Arbeitgeberleistungen im Sinne des § 23c Abs. 1 SGB IV 
Nach § 23c Abs. 1 SGB IV gelten Zuschüsse des Arbeitgebers zum Kranken-, Verletzten-, 
Übergangs-, Pflegeunterstützungs-, oder Krankentagegeld sowie sonstige Einnahmen aus 
einer Beschäftigung, die für die Zeit des Bezugs von Kranken-, Krankentage-, Versorgungs-
kranken-, Verletzten-, Übergangs-, Pflegeunterstützungs-, Mutterschafts-, Erziehungs- oder 
Elterngeld weiter erzielt werden, unter bestimmten Voraussetzungen als beitragspflichtiges 
Arbeitsentgelt.  

Die für Zeiten des Bezugs von Sozialleistungen und der Zuschusszahlungen des Arbeitgebers 
zu den Sozialleistungen weitergezahlten Zuwendungen, die nach § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4a 
SvEV nicht zum Arbeitsentgelt zu rechnen sind, können dabei von vornherein als Arbeitsent-
gelt ausgeschlossen werden. Auf eine stufenweise Prüfung (zunächst Feststellung der bei-
tragspflichtigen Einnahmen nach § 23c Abs. 1 SGB IV) und anschließende Anwendung von 
§ 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4a SvEV kann verzichtet werden. Dies gilt auch für den individuell zu 
versteuernden sowie für den 100 EUR übersteigenden steuerfreien und pauschal besteuerten 
Anteil der Zuwendung. Diese Anteile gehören zwar zum beitragspflichtigen Arbeitsentgelt; sie 
sind jedoch im Rahmen des § 23c Abs. 1 SGB IV nicht zu berücksichtigen, da diese Einnah-
men quasi Ausfluss der Zuschusszahlung zur Sozialleistung sind. Der Hinzurechnungsbetrag 
nach § 1 Abs. 1 Satz 3 SvEV ist in diesem Zusammenhang als „Nebenleistung“ des dem Hin-
zurechnungsbetrag zu Grunde liegenden Teils der Umlage als „Hauptleistung“ ebenfalls nicht 
zu berücksichtigen. Darüber hinaus handelt es sich bei dem Hinzurechnungsbetrag nicht um 
eine arbeitgeberseitige Leistung, sodass eine Anwendung des § 23c Abs. 1 SGB IV hier aus-
scheidet. 

Die Ausführungen gelten allerdings nicht, wenn neben dem Zuschuss zur Sozialleistung und 
den Zuwendungen weitere arbeitgeberseitige Leistungen für die Zeit des Bezugs der Sozial-
leistung gezahlt werden und diese zusammen das Nettoarbeitsentgelt um mehr als 50 EUR 
übersteigen. In diesen Fällen unterliegt der gesamte das Vergleichs-Nettoarbeitsentgelt über-
steigende Betrag, zuzüglich des Hinzurechnungsbetrages nach § 1 Abs. 1 Satz 3 SvEV, auch 
der Beitragspflicht12. 

6.3 Zuwendungen in Teilentgeltzeiträumen 
Soweit Versorgungsregelungen für Zeiten des Entgeltersatzleistungsbezugs in Monaten, in 
denen nur ein Teilarbeitsentgelt gezahlt wird (sog. Randmonate), für die Berechnung der Zu-
wendungen die Ermittlung eines fiktiven Arbeitsentgelts vorsehen, wird für den Teilzeitraum 
der Entgeltersatzleistung ein fiktives Urlaubsentgelt berechnet und dem tatsächlichen Teilar-
beitsentgelt hinzugerechnet (fiktive Bemessungsgrundlage). Bei der Ermittlung des dem bei-
tragspflichtigen Arbeitsentgelt hinzuzurechnenden Teils der Zuwendung ist insbesondere für 
die Berechnung des Hinzurechnungsbetrages nach § 1 Abs. 1 Satz 3 SvEV von der (fiktiven) 
Bemessungsgrundlage der Zuwendung auszugehen.  

                                                
12 vgl. Ziffer 3.3.2 des Gemeinsamen Rundschreibens der Spitzenorganisationen der Sozialversicherung vom 
13.11.2007 zur beitragsrechtlichen Behandlung von arbeitgeberseitigen Leistungen während des Bezugs von Ent-
geltersatzleistungen (Sozialleistungen) 
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6.4 Kürzungsbetrag von 13,30 EUR 
Der nach § 1 Abs. 1 Satz 3 SvEV zu ermittelnde Hinzurechnungsbetrag beinhaltet eine Redu-
zierung um 13,30 EUR13. Bei diesem Kürzungsbetrag handelt es sich um einen monatlichen 
Maximalbetrag. Eine Übertragung nicht ausgeschöpfter Anteile dieses Betrages (z. B. bei ei-
nem monatlichen Arbeitsentgelt von 500 EUR) auf zukünftige Monate ist nicht möglich. 

7 Mehrere Durchführungswege 
Werden mehrere Durchführungswege nebeneinander praktiziert (z. B. Direktzusage bzw. Un-
terstützungskassenversorgung neben Pensionskasse, Pensionsfonds oder Direktversiche-
rung), gelten für jeden Durchführungsweg die in den Gesetzen oder Verordnungen genannten 
Grenzen.  

Werden jedoch mehrere in den maßgebenden Einzelvorschriften gemeinsam genannte Durch-
führungswege wie Direktzusage und Unterstützungskassenversorgung (§ 14 Abs. 1 Satz 2 
SGB IV) oder Pensionskasse, Pensionsfonds und Direktversicherung (§ 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 9 
SvEV i. V. m. § 3 Nr. 63 EStG) nebeneinander praktiziert, kann der sozialversicherungsrecht-
liche Freibetrag je Einzelvorschrift nur ein Mal berücksichtigt werden.  

Entsprechendes gilt für die Gesamtbeiträge der nach § 3 Nr. 56 EStG steuerfreien bzw. nach 
§ 40b EStG pauschal besteuerbaren Anlageformen. Dabei zählen § 40b EStG a. F. und § 40b 
EStG n. F. als zwei Vorschriften. Das bedeutet, dass Beiträge nach § 40b EStG a. F. an eine 
Direktversicherung und nach § 40b EStG zu einer Pensionskasse mit jeweils 1.752 EUR pau-
schal besteuert werden können und bei Erfüllung der Voraussetzungen von § 1 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 4 und 4a SvEV dem Arbeitsentgelt nicht zuzurechnen sind. 

Bei einer Kumulierung der maßgebenden Freibeträge berechnet sich demnach der kalender-
jährlich maximal anzusetzende Freibetrag eines Arbeitnehmers aus 2 x 4 % der Beitragsbe-
messungsgrenze der allgemeinen Rentenversicherung sowie aus dem nach § 40b EStG in 
der jeweils geltenden Fassung pauschal besteuerten Betrag von 2 x 1.752 EUR (2018: 
2 x 3.120 EUR + 2 x 1.752 EUR = 9.744 EUR). Dabei ist zu berücksichtigen, dass der nach 
§ 3 Nr. 56 EStG steuerfreie Betrag in Höhe von derzeit maximal 1.560 EUR im Jahr um den 
nach § 3 Nr. 63 EStG steuerfrei gewährten Betrag gemindert wird (§ 3 Nr. 56 Satz 3 EStG). 

Eine weitere Erhöhung des Freibetrages durch eine getrennte Betrachtung der Arbeitgeberauf-
wendungen für eine Pensionskasse, einen Pensionsfonds oder eine Direktversicherung einer-
seits und der Arbeitnehmeraufwendungen aus Entgeltumwandlung zu diesen Durchführungs-
wegen andererseits ist nicht möglich. 

 

                                                
13 In der Vergangenheit wurde teilweise auch der Betrag ohne Reduzierung um den Kürzungsbetrag als Hinzu-
rechnungsbetrag bezeichnet. 



Beitragsrechtliche Beurteilung von Beiträgen und Zuwendungen  
zum Aufbau betrieblicher Altersversorgung 

 

_________________________________________________   
- 57 - 

 
Durchführungswege maximal  

steuerbegünstigt je  
Kalenderjahr pro erstem 

Dienstverhältnis  

maximal  
mögliche Sozialversicherungsfreiheit je Kalenderjahr 

pro erstem Dienstverhältnis  
bei  

Arbeitgeberleistungen 
bei  

Entgeltumwandlung 
 

Pensionskasse und 
Pensionsfonds  
 
 
+ 
Direktversicherung i. S. 
§ 40b EStG a. F. 
 

insgesamt 8% der BBG 
(2018= 6.240 EUR)  
steuerfrei  
(§ 3 Nr. 63 S. 1 EStG) 
+ 
1.752 EUR (bzw. 2.148 
EUR)  
pauschal besteuerbar  
(§ 40b EStG a. F. i. V. m. 
§ 52 Abs. 40 EStG) 

insgesamt 4 % der BBG 
(2018 = 3.120 EUR) 
(§ 1 Abs. 1 S. 1 Nr. 9 SvEV) 
 
+ 
1.752 EUR (bzw. 2.148 EUR)  
(§ 1 Abs. 1 S. 1 Nr. 4 SvEV)  

insgesamt 4 % der BBG 
(2018 = 3.120 EUR)  
(§ 1 Abs. 1 S. 1 Nr. 9 SvEV)  
 
+ 
aus Einmalzahlungen 1.752 
EUR (bzw. 2.148 EUR) 
(§ 1 Abs. 1 S. 1 Nr. 4 SvEV) 

Pensionskasse  
(Umlageverfahren)  
 
 
 
 
 
 
 
+ 
Direktversicherung i. S. 
§ 40b EStG a. F.  
 

2 % der BBG  
(2018 = 1.560 EUR)  
steuerfrei  
(§ 3 Nr. 56 EStG) 
+ 
1.752 EUR (bzw. 2.148 
EUR)  
pauschal besteuerbar  
(§ 40b EStG n. F.)14 
+ 
1.752 EUR (bzw. 2.148 
EUR)  
pauschal besteuerbar  
(§ 40b EStG a. F. i. V. m. 
§ 52 Abs. 40 EStG.)4 

2 % der BBG  
(2018 = 1.560 EUR) 
(§ 1 Abs. 1 S. 1 Nr. 4a 
SvEV)15 
 
 
 
 
 
+ 
1.752 EUR (bzw. 2.148 EUR) 
(§ 1 Abs. 1 S. 1 Nr. 4 SvEV) 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
aus Einmalzahlungen 1.752 
EUR (bzw. 2.148 EUR) 
(§ 1 Abs. 1 S.  1 Nr. 4 SvEV) 

Pensionskasse  
(Umlageverfahren)  
z. B. steuerfreier 
Höchstbetrag nach § 3 
Nr. 56 EStG wird durch 
steuerfreie Beiträge 
nach § 3 Nr. 63 S.1 
EStG überschritten  
+ 
Pensionskasse  
 
 
 
+ 
Direktversicherung i. S. 
§ 40b EStG a. F.,  
 

1.752 EUR (bzw. 
2.148 EUR)  
pauschal besteuerbar  
(§ 40b EStG n. F.)16  
 
 
 
 
+ 
8% der BBG  
(2018 = 6.240 EUR)  
steuerfrei 
(§ 3 Nr. 63 S. 1 EStG)  
+ 
1.752 EUR (bzw. 
2.148 EUR) pauschal be-
steuerbar  
(§ 40b EStG a. F.  i. V. m. 
§ 52 Abs. 40 EStG)6 

1.752 EUR (bzw. 2.148 EUR)  
(§ 1 Abs. 1 S. 1 Nr. 4a 
SvEV)17 
 
 
 
 
 
+ 
4 % der BBG  
(2018 = 3.120 EUR)  
(§ 1 Abs. 1 S. 1 Nr. 9 SvEV) 
 
+ 
1.752 EUR (bzw. 2.148 EUR) 
(§ 1 Abs. 1 S. 1 Nr. 4 SvEV) 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
4 % der BBG  
(2018 = 3.120 EUR) 
(§ 1 Abs. 1 S. 1 Nr. 9 SvEV) 
 
+ 
aus Einmalzahlungen 1.752 
EUR (bzw. 2.148 EUR) 
(§ 1 Abs. 1 S. 1 Nr. 4 SvEV) 

Pensionskasse und 
Pensionsfonds sowie 
Direktversicherung i. S. 
§ 3 Nr. 63 EStG 

insgesamt 8 % der BBG 
(2018 = 6.240 EUR)  
steuerfrei 
(§ 3 Nr. 63 S. 1 EStG) 

insgesamt 4 % der BBG 
(2018 = 3.120 EUR) 
(§ 1 Abs. 1 S. 1 Nr. 9 SvEV) 

insgesamt 4 % der BBG 
(2018 = 3.120 EUR) 
(§ 1 Abs. 1 S. 1 Nr. 9 SvEV) 
 

Direktzusage und  
Unterstützungskasse 
(§ 11 EStG) 

unbegrenzt steuerfrei 
(BMF-Schreiben vom 
04.02.2000 und 
16.01.2001) 

unbegrenzt beitragsfrei, da 
keine Arbeitsentgelteigen-
schaft vorliegt 

insgesamt 4 % der BBG 
(2018 = 3.120 EUR) 
(§ 14 Abs. 1 S. 2 SGB IV) 

 

                                                
15 Die Beitragsfreiheit wird durch § 1 Abs. 1 Satz 3 und 4 SvEV eingeschränkt. 
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8 Entgeltumwandlung und Jahresarbeitsentgelt in der Krankenversicherung 
Die Minderung des beitragspflichtigen Arbeitsentgelts durch Entgeltumwandlungen wirkt sich 
gleichermaßen bei der Ermittlung des für die Beurteilung der Krankenversicherungspflicht 
maßgebenden regelmäßigen Jahresarbeitsentgelts aus, d. h., die umgewandelten Entgeltbe-
standteile bleiben, soweit sie nicht zum beitragspflichtigen Arbeitsentgelt gehören, auch bei 
der Berechnung des regelmäßigen Jahresarbeitsentgelts im Sinne des § 6 Abs. 1 Nr. 1 i.V.m. 
Abs. 6 oder Abs. 7 SGB V außer Betracht. 

Arbeitnehmer, die wegen Überschreitens der Jahresarbeitsentgeltgrenze krankenversiche-
rungsfrei sind und deren regelmäßiges Jahresarbeitsentgelt auf Grund einer Entgeltumwand-
lung die auf sie anzuwendende Jahresarbeitsentgeltgrenze nicht mehr übersteigt, werden 
krankenversicherungspflichtig. Die Krankenversicherungspflicht beginnt bei Umwandlung von 
Einmalzahlungen mit dem Tag, an dem der Arbeitnehmer die Entgeltumwandlung gegenüber 
seinem Arbeitgeber wirksam erklärt. Dies gilt auch dann, wenn die Erklärung bereits erhebliche 
Zeit vor dem erstmaligen Beginn der Entgeltumwandlung abgegeben wird, z. B. wenn bereits 
zu Beginn eines Kalenderjahres die Umwandlung des im November oder Dezember zustehen-
den Weihnachtsgeldes erklärt wird. Bei Umwandlung von laufendem Arbeitsentgelt tritt die 
Krankenversicherungspflicht ggf. mit dem Monat ein, in dem erstmals laufendes Arbeitsentgelt 
umgewandelt wird. 

Sofern die Erklärung zur Entgeltumwandlung widerrufen wird, ist das regelmäßige Jahresar-
beitsentgelt vom Zeitpunkt des Widerrufs an neu zu berechnen. Wegen eines möglichen Aus-
scheidens aus der Krankenversicherungspflicht sind die Regelungen des § 6 Abs. 1 Nr. 1 i. V. 
m. Abs. 4 SGB V zu beachten. 

9 Sanierungsgelder und vergleichbare Sonderzahlungen 
Zu den Einkünften aus nichtselbständiger Arbeit gehören nach § 19 Abs. 1 Nr. 3 Satz 2 
erster Halbsatz EStG zwar auch Sonderzahlungen, die der Arbeitgeber neben den lau-
fenden Beiträgen und Zuwendungen an Pensionsfonds, Pensionskassen oder für eine 
Direktversicherung an eine Versorgungseinrichtung leistet. Hiervon ausgenommen 
sind jedoch Zahlungen des Arbeitgebers  

a) zur erstmaligen Bereitstellung der Kapitalausstattung zur Erfüllung der Solvabi-
litätskapitalanforderung nach den §§ 89, 213, auch in Verbindung mit den §§ 234 
und 238 des Versicherungsaufsichtsgesetzes, 

b) zur Wiederherstellung einer angemessenen Kapitalausstattung nach unvorher-
sehbaren Verlusten oder zur Finanzierung der Verstärkung der Rechnungs-
grundlagen auf Grund einer unvorhersehbaren und nicht nur vorübergehenden 
Änderung der Verhältnisse, wobei die Sonderzahlungen nicht zu einer Absen-
kung des laufenden Beitrags führen oder durch die Absenkung des laufenden 
Beitrags Sonderzahlungen ausgelöst werden dürfen, 

                                                
15 Die Beitragsfreiheit wird durch § 1 Abs. 1 Satz 3 und 4 SvEV eingeschränkt. 
16 § 40b EStG a. F. und § 40b EStG n. F. gelten als eigenständige Vorschriften. 
17 Die Beitragsfreiheit wird durch § 1 Abs. 1 Satz 3 und 4 SvEV eingeschränkt. 
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c) in der Rentenbezugszeit nach § 236 Absatz 2 des Versicherungsaufsichtsgeset-
zes  
oder 

d) in Form von Sanierungsgeldern. 

Diese Sonderzahlungen zur Deckung eines finanziellen Fehlbetrages der Versorgungs-
einrichtungen zählen nach § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 12 SvEV nicht zum sozialversicherungs-
pflichtigen Arbeitsentgelt und sind demnach beitragsfrei. 

10 Übertragung von Versorgungsansprüchen  

10.1 Bei Arbeitgeberwechsel 
Die Übertragung von Versorgungsanwartschaften und Versorgungsverpflichtungen in Fällen 
des Arbeitgeberwechsels (Portabilität) ist in § 4 Abs. 2 BetrAVG geregelt. Eine Übertragung 
der Betriebsrentenanwartschaften kann in der Weise erfolgen, dass entweder die Versor-
gungszusage vom neuen Arbeitgeber übernommen wird (§ 4 Abs. 2 Nr. 1 BetrAVG) oder der 
Wert der vom Arbeitnehmer erworbenen unverfallbaren Anwartschaften auf den neuen Arbeit-
geber übertragen wird und dieser dem Arbeitnehmer eine dem Übertragungswert wertgleiche 
Zusage gibt (§ 4 Abs. 2 Nr. 2 BetrAVG). In diesem Fall gelten für die neue Anwartschaft die 
Regelungen für die Entgeltumwandlung, d. h. diese ist sofort unverfallbar und damit insolvenz-
geschützt. 

Der Arbeitnehmer hat ein Recht auf Übertragung, wenn die betriebliche Altersvorsorge bisher 
über einen Pensionsfonds, eine Pensionskasse oder eine Direktversicherung durchgeführt 
worden ist (§ 4 Abs. 3 Nr. 1 BetrAVG). Dieses Recht kann nur ein Jahr nach dem Ausscheiden 
beim alten Arbeitgeber geltend gemacht werden und der Anspruch auf Übertragung ist auf 
Anwartschaften begrenzt, deren Wert die im Jahr der Übertragung geltende Beitragsbemes-
sungsgrenze der allgemeinen Rentenversicherung (2018: 78.000 EUR) nicht übersteigt. 

Aus der Übertragung nach § 4 Abs. 2 Nr. 2 und Abs. 3 BetrAVG ergeben sich keine steuerli-
chen Folgen. Der vom bisherigen Arbeitgeber nach § 4 Abs. 5 BetrAVG gezahlte Übertra-
gungswert ist nach § 3 Nr. 55 Satz 1 EStG steuerfrei, wenn die betriebliche Altersversorgung 
sowohl beim alten als auch beim neuen Arbeitgeber bei einem Pensionsfonds, einer Pensi-
onskasse oder einer Direktversicherung durchgeführt wird. Dabei muss es sich nicht um 
den gleichen Durchführungsweg handeln. Der Übertragungswert ist nach § 3 Nr. 55 Satz 
2 EStG auch dann steuerfrei, wenn die Übertragung vom ehemaligen Arbeitgeber oder 
einer Unterstützungskasse an den neuen Arbeitgeber oder eine neue Unterstützungs-
kasse erfolgt. 

Die Steuerfreiheit des § 3 Nr. 55 EStG kommt jedoch nicht in Betracht, wenn die betrieb-
liche Altersversorgung beim ehemaligen Arbeitgeber als Direktzusage oder mittels ei-
ner Unterstützungskasse ausgestaltet war, während sie beim neuen Arbeitgeber über 
einen Pensionsfonds, eine Pensionskasse oder eine Direktversicherung abgewickelt 
wird. Dies gilt auch für den umgekehrten Fall. Ebenso kommt die Steuerfreiheit bei ei-
nem Betriebsübergang nach § 613a BGB nicht in Betracht, da in einem solchen Fall die 
Regelung des § 4 BetrAVG keine Anwendung findet.  
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Wird die betriebliche Altersversorgung sowohl beim alten als auch beim neuen Arbeit-
geber über einen Pensionsfonds, eine Pensionskasse oder eine Direktversicherung ab-
gewickelt, liegt im Fall der Übernahme der Versorgungszusage nach § 4 Abs. 2 Nr. 1 
BetrAVG lediglich ein Schuldnerwechsel und damit für den Arbeitnehmer kein lohnsteu-
erlich relevanter Vorgang vor. Entsprechendes gilt im Fall der Übernahme der Versor-
gungszusage nach § 4 Abs. 2 Nr. 1 BetrAVG, wenn die betriebliche Altersversorgung 
sowohl beim alten als auch beim neuen Arbeitgeber über eine Direktzusage oder Unter-
stützungskasse durchgeführt wird. 

Auf Grund der Steuerfreiheit nach § 3 Nr. 55 EStG handelt es sich bei dem Übertragungswert 
nicht um Arbeitsentgelt im Sinne der Sozialversicherung (§ 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SvEV). Dies 
gilt auch dann, wenn die Übernahme der Versorgungszusage nach § 4 Abs. 2 Nr. 1 Be-
trAVG lediglich ein Schuldnerwechsel darstellt. 

10.2 Während einer Beschäftigung 
Wird bei einem fortbestehenden Dienstverhältnis eine Übertragung von Anwartschaften 
aus einer betrieblichen Altersversorgung, die über einen Pensionsfonds, eine Pensi-
onskasse oder ein Unternehmen der Lebensversicherung (Direktversicherung) durch-
geführt wird, vorgenommen, ist diese nach § 3 Nr. 55c Satz 2 Buchstabe a EStG steuer-
frei, wenn die Anwartschaft lediglich auf einen anderen Träger einer betrieblichen Al-
tersversorgung in Form eines Pensionsfonds, einer Pensionskasse oder eines Unter-
nehmens der Lebensversicherung (Direktversicherung) übertragen wird. Dies gilt nicht 
für Zahlungen, die unmittelbar an den Arbeitnehmer erfolgen.  

Auf Grund dieser Steuerfreiheit handelt es sich bei dem Übertragungswert nicht um 
Arbeitsentgelt im Sinne der Sozialversicherung (§ 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SvEV). 

10.3 Leistungen zur Übernahme von Versorgungsansprüchen 
Leistungen eines Arbeitgebers oder einer Unterstützungskasse an einen Pensions-
fonds zur Übernahme bestehender Versorgungsverpflichtungen oder Versorgungsan-
wartschaften durch den Pensionsfonds, sind nach § 3 Nr. 66 EStG steuerfrei, wenn ein 
Antrag nach § 4d Abs. 3 oder § 4e Abs. 3 EStG gestellt worden ist. 

Die Steuerfreiheit gilt auch dann, wenn beim übertragenden Unternehmen keine Zuwen-
dungen i. S. v. § 4d Abs. 3 EStG oder Leistungen im Sinne des § 4e Abs. 3 EStG im 
Zusammenhang mit der Übernahme einer Versorgungsverpflichtung durch einen Pen-
sionsfonds anfallen. Bei einer entgeltlichen Übertragung von Versorgungsanwartschaf-
ten aktiver Beschäftigter kommt die Anwendung von § 3 Nr. 66 EStG nur für Zahlungen 
an den Pensionsfonds in Betracht, die für die bis zum Zeitpunkt der Übertragung bereits 
erdienten Versorgungsanwartschaften geleistet werden (sog. „Past-Service“); Zahlun-
gen an den Pensionsfonds für zukünftig noch zu erdienende Anwartschaften (sog. „Fu-
ture-Service“) sind ausschließlich in dem begrenzten Rahmen des § 3 Nr. 63 EStG lohn-
steuerfrei.  

Diese steuerfreien Leistungen sind nach § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 10 SvEV nicht zum sozi-
alversicherungspflichtigen Arbeitsentgelt zu zählen. 
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Für die Übertragung von Versorgungsanwartschaften aus einer Unterstützungskasse 
auf eine Pensionskasse fehlt es hingegen an vergleichbaren Regelungen zur Beitrags-
freiheit. Diese übertragenen Versorgungsanwartschaften sind daher zum sozialversi-
cherungspflichtigen Arbeitsentgelt zu zählen. 

11 Abfindung von Versorgungsanwartschaften 
Abfindungen von Versorgungsanwartschaften sind nicht zum sozialversicherungs-
pflichtigen Arbeitsentgelt nach § 14 SGB IV zu zählen. 

Bei den im Rahmen einer betrieblichen Altersversorgung vereinbarten oder zugesagten 
Leistungen, die bei Eintritt des Versorgungsfalles vom Arbeitgeber selbst (Direktzu-
sage), von einer Institution im Sinne des Betriebsrentenrechts (Unterstützungskasse, 
Pensionskasse, Pensionsfonds) oder im Rahmen einer Direktversicherung zu gewäh-
ren sind, handelt es sich nach der sogenannten institutionellen Abgrenzung um Versor-
gungsbezüge nach § 229 SGB V (vgl. Beschluss des Bundesverfassungsgerichts vom 
28.09.2010 - 1 BvR 1660/08 sowie u. a. Urteil des Bundessozialgerichts vom 12.11.2008 
- B 12 KR 6/08 R). 

Die Eigenschaft der Abfindungszahlung als Versorgungsbezug geht durch eine Aus-
zahlung noch vor Eintritt des vertraglich vereinbarten Versicherungs- bzw. Versor-
gungsfalles nicht verloren. Dies gilt unabhängig von dem Alter der betreffenden Person 
zum Zeitpunkt der Auszahlung. Entscheidend für die Zuordnung zu § 229 SGB V ist 
allein der ursprünglich vereinbarte Versorgungszweck.  

Damit sind Abfindungen von Versorgungsanwartschaften, die in den Durchführungs-
wegen Direktzusage, Unterstützungskasse, Pensionskasse, Pensionsfonds oder Di-
rektversicherung aufgebaut wurden, ausschließlich dem sachlichen Anwendungsbe-
reich der Versorgungsbezüge nach § 229 SGB V zuzurechnen, mit der Folge, dass sie 
kein Arbeitsentgelt nach § 14 SGB IV sind. Obwohl diese Zuordnung allein auf einer 
Rechtsvorschrift der gesetzlichen Krankenversicherung (§ 229 SGB V) gründet, gilt der 
Ausschluss der Arbeitsentgelteigenschaft nicht nur für die Beiträge zur Kranken- und 
Pflegeversicherung, sondern auch für die Beiträge zur Renten- und Arbeitslosenversi-
cherung. Für die Zuordnung als Versorgungsbezug ist es unerheblich, ob von der Ab-
findung Kranken- und Pflegeversicherungsbeiträge tatsächlich erhoben werden (kön-
nen). Entsprechende Abfindungszahlungen an nicht gesetzlich krankenversicherte Ar-
beitnehmer zählen deshalb ebenso nicht zum beitragspflichtigen Arbeitsentgelt.18 

                                                
18 vgl. auch Punkt 4 der Niederschrift zur Besprechung der Spitzenorganisationen der Sozialversicherung über 
Fragen des gemeinsamen Beitragseinzugs am 20.04.2016 
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Veröffentlichung: ja 
 

Besprechung des GKV-Spitzenverbandes, der Deutschen 
Rentenversicherung Bund und der Bundesagentur für Arbeit 

über Fragen des gemeinsamen Beitragseinzugs 
 

am 21.11.2018 
 
 

4. Versicherungs-, Beitrags- und Melderecht der unständig Beschäftigten; 
hier: Aktualisierung des Gemeinsamen Rundschreibens 

 
 
 
 
Unständig Beschäftigte üben eine Beschäftigung aus, die auf weniger als eine Woche ent-

weder nach der Natur der Sache befristet zu sein pflegt oder im Voraus durch den Arbeits-

vertrag befristet ist (§ 27 Abs. 3 Nr. 1 SGB III, § 232 Abs. 3 SGB V, § 163 Abs. 1 SGB VI).  

 

Bisher wurde davon ausgegangen, dass eine unständige Beschäftigung ausgeschlossen ist, 

wenn eine Vereinbarung über eine Beschäftigung geschlossen wird, die sich über mehr als 

eine Woche erstreckt, unabhängig davon, wieviel Beschäftigungstage vereinbart werden. 

 

Das Bundessozialgericht (BSG) hat mit Urteil vom 14.03.2018 – B 12 KR 17/16 R – (USK 

2018-5) jedoch entschieden, dass es bei einer Vereinbarung über mehrere befristete Be-

schäftigungen für die Frage der Unständigkeit der jeweiligen Beschäftigung lediglich darauf 

ankommt, ob die jeweilige Beschäftigung auf weniger als eine Woche befristet ist. Eine un-

ständige Beschäftigung ist in diesen Fällen nur dann ausgeschlossen, wenn sich die einzel-

nen Beschäftigungen vereinbarungsgemäß in regelmäßigen zeitlichen Abständen wiederho-

len oder sogenannte Kettenverträge zur Umgehung einer ständigen Beschäftigung ge-

schlossen werden. 

 

Aufgrund des o. g. BSG-Urteils war das Gemeinsame Rundschreiben der Spitzenorganisati-

onen der Sozialversicherung zu den besonderen versicherungs-, beitrags- und melderechtli-

chen Bestimmungen für unständig Beschäftigte vom 08.11.2017 zu aktualisieren. 

 

Das als Anlage beiliegende Gemeinsame Rundschreiben zum Versicherungs-, Beitrags- und 

Melderecht der unständig Beschäftigten wird mit Datum vom 21.11.2018 veröffentlicht. Es 

findet spätestens für unständige Beschäftigungen Anwendung, die nach dem 31.12.2018 

beginnen. Sofern bereits zuvor befristete Beschäftigungen nach dem o. g. BSG-Urteil als 

unständig beurteilt worden sind, handelt es sich bei den bis zur jeweiligen Beitragsbemes-
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sungsgrenze gezahlten Sozialversicherungsbeiträgen um zu Recht gezahlte Beiträge. Eine 

(teilweise) Erstattung dieser Beiträge ist daher ausgeschlossen. 

 

In der Kranken-, Pflege- und Arbeitslosenversicherung gelten für versicherungspflichtig un-

ständig Beschäftigte besondere versicherungs-, beitrags- und melderechtliche Regelungen, 

wenn sie die Beschäftigung berufsmäßig unständig ausüben (§ 27 Abs. 3 Nr. 1 SGB III, 

§§ 186 Abs. 2, 190 Abs. 4 und 232 SGB V). In der Rentenversicherung gilt dies auch dann, 

wenn die versicherungspflichtige unständige Beschäftigung nicht berufsmäßig unständig 

ausgeübt wird (vgl. Abschn. B 1 des Gemeinsamen Rundschreibens und § 163 Abs. 1 

SGB VI).  

 

Diese aufgrund des o. g. BSG-Urteils in der Tendenz zunehmende unterschiedliche Behand-

lung von unständig Beschäftigten kann gegenwärtig nicht vollständig im Meldeverfahren ab-

gebildet werden. Hintergrund ist insbesondere der Umstand, dass in Verbindung mit dem 

Personengruppenschlüssel „118“ in der Arbeitslosenversicherung derzeit ausschließlich die 

Beitragsgruppe „0“ aufgrund der Arbeitslosenversicherungsfreiheit berufsmäßig unständig 

Beschäftigter nach § 27 Abs. 3 Nr. 1 SGB III zugelassen ist. Insofern ist die Abgabe von 

Meldungen für versicherungspflichtige unständige Beschäftigungen, die nicht berufsmäßig 

unständig ausgeübt werden, mit der Beitragsgruppe „1“ und „2“ in der Arbeitslosenversiche-

rung nicht möglich.  

 

Vor diesem Hintergrund wird es nicht beanstandet, wenn Arbeitgeber berufsmäßig und nicht 

berufsmäßig unständig ausgeübte versicherungspflichtige Beschäftigungen vorübergehend 

beitrags- und melderechtlich einheitlich behandeln. Dabei sind die Beschäftigungen mit dem 

Personengruppenschlüssel „118“ zu melden und für die Berechnung der Kranken-, Pflege- 

und Rentenversicherungsbeiträge das innerhalb eines Kalendermonats erzielte Arbeitsent-

gelt bis zur jeweiligen monatlichen Beitragsbemessungsgrenze heranzuziehen. Die Einzel-

heiten eines erweiterten Meldeverfahrens werden in der Besprechung der Spitzenorganisati-

onen der Sozialversicherung zu Fragen des gemeinsamen Meldeverfahrens Anfang 2019 

erörtert. Im Nachgang hierzu werden die Arbeitgeber für die nicht berufsmäßig unständig 

ausgeübten Beschäftigungen ggf. rückwirkende beitrags- und melderechtliche Korrekturen 

vorzunehmen haben.  

 

Anlage 



 

 

GKV-SPITZENVERBAND, BERLIN 

DEUTSCHE RENTENVERSICHERUNG BUND, BERLIN 

BUNDESAGENTUR FÜR ARBEIT, NÜRNBERG 

__________________________________________________________________________ 

21. November 2018 

 

Versicherungs-, Beitrags- und Melderecht der unständig Beschäftigten  

 

Für Arbeitnehmer, die unständige Beschäftigungen ausüben, gelten im Versicherungs-, Bei-

trags- und Melderecht der Sozialversicherung Besonderheiten. Darüber hinaus sind die Un-

terschiede zur versicherungs-, beitrags- und melderechtlichen Behandlung von geringfügigen 

kurzfristigen Beschäftigungen, von Dauerbeschäftigungen und von regelmäßig wiederkehren-

den Beschäftigungen zu beachten.  

Das bisherige Rundschreiben vom 08.11.2017 wurde insbesondere aufgrund der Rechtspre-

chung des Bundessozialgerichts (BSG) zur Berufsmäßigkeit der Ausübung unständiger Be-

schäftigungen aktualisiert (Beschlüsse vom 27.04.2016 – B 12 KR 16/14 R und B 12 KR 17/14 

R – und Urteil vom 31.03.2017 – B 12 KR 16/14 R –, USK 2017-21), wonach die Anwendung 

der besonderen Regelungen für unständig Beschäftigte nur in der Kranken-, Pflege- und Ar-

beitslosenversicherung eine berufsmäßige Ausübung der unständigen Beschäftigung voraus-

setzt und die Prüfung dieser Berufsmäßigkeit kalendermonatsbezogen zu erfolgen hat. Sie 

wird dabei nicht mehr aufgrund eines bestimmten Berufsbildes des Beschäftigten bestimmt, 

sondern durch die Kurzzeitigkeit der jeweiligen Beschäftigung und die deshalb zu erwartende 

Unterbrechung des Status des Erwerbstätigen in der Sozialversicherung.  

Aufgrund des BSG-Urteils vom 14.03.2018 – B 12 KR 17/16 R –, wonach unständige Beschäf-

tigungen auch dann vorliegen können, wenn eine über eine Woche hinausgehende Vereinba-

rung Arbeitstage in mehreren Zeiträumen vorsieht, die auf weniger als eine Woche befristet 

sind, ist das Rundschreiben zu aktualisieren. 

Das aktualisierte Rundschreiben ersetzt das bisherige Rundschreiben vom 08.11.2017 und 

gilt spätestens für unständige Beschäftigungen, die nach dem 31.12.2018 beginnen. 
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A Gesetzliche Regelungen 

 

§ 27 SGB III 

Versicherungsfreie Beschäftigte 

(1) und (2) ... 

(3) Versicherungsfrei sind Personen in einer 

1. unständigen Beschäftigung, die sie berufsmäßig ausüben. Unständig ist eine Beschäftigung, die auf 
weniger als eine Woche der Natur der Sache nach beschränkt zu sein pflegt oder im Voraus durch 
Arbeitsvertrag beschränkt ist, 

2. bis 5. ... 

(4) und (5) ...  

 

§ 186 SGB V 

Beginn der Mitgliedschaft Versicherungspflichtiger 

(1) ... 

(2) Die Mitgliedschaft unständig Beschäftigter (§ 179 Abs. 2)* beginnt mit dem Tag der Aufnahme der 
unständigen Beschäftigung, für die die zuständige Krankenkasse erstmalig Versicherungspflicht festge-
stellt hat, wenn die Feststellung innerhalb eines Monats nach Aufnahme der Beschäftigung erfolgt, an-
dernfalls mit dem Tag der Feststellung. Die Mitgliedschaft besteht auch an den Tagen fort, an denen 
der unständig Beschäftigte vorübergehend, längstens für drei Wochen nicht beschäftigt wird. 

(2a) bis (11) ... 

 

§ 190 SGB V 

Ende der Mitgliedschaft Versicherungspflichtiger 

(1) bis (3) ... 

(4) Die Mitgliedschaft unständig Beschäftigter endet, wenn das Mitglied die berufsmäßige Ausübung 
der unständigen Beschäftigung nicht nur vorübergehend aufgibt, spätestens mit Ablauf von drei Wochen 
nach dem Ende der letzten unständigen Beschäftigung. 

(5) bis (13) ... 
 

§ 199 SGB V 

Meldepflichten bei unständiger Beschäftigung 

(1) Unständig Beschäftigte haben der nach § 179 Abs. 1* zuständigen Krankenkasse Beginn und Ende 
der berufsmäßigen Ausübung von unständigen Beschäftigungen unverzüglich zu melden. Der Arbeit-
geber hat die unständig Beschäftigten auf ihre Meldepflicht hinzuweisen. 

(2) Gesamtbetriebe, in denen regelmäßig unständig Beschäftigte beschäftigt werden, haben die sich 
aus diesem Buch ergebenden Pflichten der Arbeitgeber zu übernehmen. Welche Einrichtungen als Ge-
samtbetriebe gelten, richtet sich nach Landesrecht. 

 

 

                                                
* Vorschrift aber gestrichen durch das Gesundheitsstrukturgesetz vom 21.12.1992 (BGBl. I S. 2266) 
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§ 232 SGB V 

Beitragspflichtige Einnahmen unständig Beschäftigter 

(1) Für unständig Beschäftigte ist als beitragspflichtige Einnahmen ohne Rücksicht auf die Beschäfti-
gungsdauer das innerhalb eines Kalendermonats erzielte Arbeitsentgelt bis zur Höhe von einem Zwölf-
tel der Jahresarbeitsentgeltgrenze nach § 6 Abs. 7 zugrunde zu legen. Die §§ 226 und 228 bis 231 
dieses Buches sowie § 23a des Vierten Buches gelten. 

(2) Bestanden innerhalb eines Kalendermonats mehrere unständige Beschäftigungen und übersteigt 
das Arbeitsentgelt insgesamt die genannte monatliche Bemessungsgrenze nach Absatz 1, sind bei der 
Berechnung der Beiträge die einzelnen Arbeitsentgelte anteilmäßig nur zu berücksichtigen, soweit der 
Gesamtbetrag die monatliche Bemessungsgrenze nicht übersteigt. Auf Antrag des Mitglieds oder eines 
Arbeitgebers verteilt die Krankenkasse die Beiträge nach den anrechenbaren Arbeitsentgelten. 

(3) Unständig ist die Beschäftigung, die auf weniger als eine Woche entweder nach der Natur der Sache 
befristet zu sein pflegt oder im Voraus durch den Arbeitsvertrag befristet ist. 

 

§ 163 SGB VI 

Sonderregelung für beitragspflichtige Einnahmen Beschäftigter 

(1) Für unständig Beschäftigte ist als beitragspflichtige Einnahmen ohne Rücksicht auf die Beschäfti-
gungsdauer das innerhalb eines Kalendermonats erzielte Arbeitsentgelt bis zur Höhe der monatlichen 
Beitragsbemessungsgrenze zugrunde zu legen. Unständig ist die Beschäftigung, die auf weniger als 
eine Woche entweder nach der Natur der Sache befristet zu sein pflegt oder im Voraus durch den 
Arbeitsvertrag befristet ist. Bestanden innerhalb eines Kalendermonats mehrere unständige Beschäfti-
gungen und übersteigt das Arbeitsentgelt insgesamt die monatliche Beitragsbemessungsgrenze, sind 
bei der Berechnung der Beiträge die einzelnen Arbeitsentgelte anteilmäßig nur zu berücksichtigen, so-
weit der Gesamtbetrag die monatliche Beitragsbemessungsgrenze nicht übersteigt. Soweit Versicherte 
oder Arbeitgeber dies beantragen, verteilt die zuständige Einzugsstelle die Beiträge nach den zu be-
rücksichtigenden Arbeitsentgelten aus unständigen Beschäftigungen. 

(2) bis (10) ... 

 

§ 50 SGB XI 

Melde- und Auskunftspflichten bei Mitgliedern der sozialen Pflegeversicherung 

(1) Alle nach § 20 versicherungspflichtigen Mitglieder haben sich selbst unverzüglich bei der für sie zu-
ständigen Pflegekasse anzumelden. Dies gilt nicht, wenn ein Dritter bereits eine Meldung nach den 
§§ 28a bis 28c des Vierten Buches, §§ 199 bis 205 des Fünften Buches oder §§ 27 bis 29 des Zweiten 
Gesetzes über die Krankenversicherung der Landwirte zur gesetzlichen Krankenversicherung abgege-
ben hat; die Meldung zur gesetzlichen Krankenversicherung schließt die Meldung zur sozialen Pflege-
versicherung ein. Bei freiwillig versicherten Mitgliedern der gesetzlichen Krankenversicherung gilt die 
Beitrittserklärung zur gesetzlichen Krankenversicherung als Meldung zur sozialen Pflegeversicherung. 

(2) bis (6) ... 

 

§ 57 SGB XI 

Beitragspflichtige Einnahmen 

(1) Bei Mitgliedern der Pflegekasse, die in der gesetzlichen Krankenversicherung pflichtversichert sind, 
gelten für die Beitragsbemessung die §§ 226 bis 232a, 233 bis 238 und § 244 des Fünften Buches 
sowie die §§ 23a und 23b Abs. 2 bis 4 des Vierten Buches. … 

(2) bis (5) ... 
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B Unständig Beschäftigte 

1 Allgemeines 

Unständig Beschäftigte sind Personen, die Beschäftigungen von weniger als einer Woche aus-

üben. Bei berufsmäßig unständig Beschäftigten handelt es sich um Personen, deren Erwerbs-

tätigkeit wirtschaftlich und zeitlich durch diese Beschäftigungen bestimmt wird.  

In der Kranken-, Pflege- und Arbeitslosenversicherung gelten für unständig Beschäftigte be-

sondere versicherungs-, beitrags- und melderechtliche Regelungen, wenn sie die unständige 

Beschäftigung berufsmäßig ausüben. In der Rentenversicherung gilt dies auch dann, wenn 

die versicherungspflichtige unständige Beschäftigung nicht berufsmäßig ausgeübt wird (BSG-

Urteil vom 31.03.2017 – B 12 KR 16/14 R –, USK 2017-21).  

2 Unständige Beschäftigung 

Unständig ist eine Beschäftigung, die auf weniger als eine Woche entweder von der Natur der 

Sache beschränkt zu sein pflegt oder im Voraus durch Arbeitsvertrag beschränkt ist. 

Als Woche ist dabei nicht die Kalenderwoche, sondern die arbeitsrechtliche Beschäftigungs-

woche zu verstehen. Die Beschäftigungswoche ist ein Zeitraum von sieben aufeinander fol-

genden Kalendertagen, beginnend mit dem ersten Tag der Beschäftigung. Beschäftigungs-

freie Samstage, Sonn- und Feiertage sind bei der Dauer der Beschäftigung mitzuzählen. Dies 

bedeutet, dass Beschäftigungen, die jeweils z. B. von Montag bis Freitag (5-Tage-Woche) 

bzw. bis Samstag (6-Tage-Woche) oder auch z. B. von Donnerstag bis Mittwoch der folgenden 

Woche ausgeübt werden, keine unständigen Beschäftigungen darstellen. Wie lange an jedem 

einzelnen Arbeitstag gearbeitet wird, ist unerheblich. 

Wird an den üblichen arbeitsfreien Samstagen, Sonn- und Feiertagen gearbeitet, liegt eine 

Beschäftigung von weniger als einer Woche vor, wenn die Beschäftigung an weniger als 5 

Tagen (5-Tage-Woche) bzw. an weniger als 6 Tagen (6-Tage-Woche) ausgeübt wird. 

 

 
Beispiel 

 
Für Aufräumarbeiten (5-Tage-Woche) werden Aushilfskräfte vom 6. Oktober (Freitag) bis 
10. Oktober (Dienstag) an 5 aufeinander folgenden Kalendertagen eingesetzt. 

 
Da in der maßgebenden Beschäftigungswoche vom 6. bis 12. Oktober an mehr als 4 Ka-
lendertagen gearbeitet wird, liegt keine unständige Beschäftigung vor. 
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Unständige Beschäftigungen können auch dann vorliegen, wenn in einer für einen längeren 

Zeitraum geschlossenen Rahmenvereinbarung mehrere befristete Beschäftigungen vereinbart 

werden. Sofern in einer Rahmenvereinbarung Arbeitstage für mehrere befristete Beschäfti-

gungszeiträume vereinbart werden, besteht in den Beschäftigungszeiträumen, die auf weniger 

als eine Woche befristet sind, eine unständige Beschäftigung (BSG-Urteil vom 14.03.2018 – 

B 12 KR 17/16 R –; USK 2018-5). Die maßgebenden Beschäftigungszeiträume sind dabei die 

Zeiträume, in denen zusammenhängende Arbeitstage vereinbart worden sind. Zusammen-

hängende Arbeitstage liegen dann vor, wenn sie nicht durch arbeitsfreie Werktage unterbro-

chen werden.  

Der Natur der Sache nach ist eine Beschäftigung befristet, wenn vertraglich nicht die Arbeits-

dauer, sondern eine bestimmte Arbeitsleistung (z. B. Be- und Entladen von Fahrzeugen) ver-

einbart ist. 

Ein ständiger Wechsel des Arbeitgebers oder ein Wechsel in der Art der Beschäftigung ist 

nicht Grundvoraussetzung für die Annahme einer unständigen Beschäftigung. Wiederholen 

sich Beschäftigungen von weniger als einer Woche bei demselben Arbeitgeber oder bei meh-

reren Arbeitgebern über einen längeren Zeitraum, so geht der Charakter einer unständigen 

Beschäftigung nicht verloren, wenn die Eigenart der Beschäftigung, die Art ihrer Annahme und 

Entlohnung einer unständigen Beschäftigung entspricht. Unständige Beschäftigungen können 

daher auch bei nur einem Arbeitgeber wiederholt ausgeübt werden (zur Abgrenzung der un-

ständigen Beschäftigung von der regelmäßig wiederkehrenden Beschäftigung und der Dauer-

beschäftigung vgl. Ziffer 5).  

Der Arbeitnehmer eines Gesamthafenbetriebes (Gesamthafenarbeiter), der aufgrund eines 

Garantielohnabkommens Anspruch auf fünf bzw. sechs Schichtlöhne in der Woche hat, wenn 

er ohne sein Verschulden nicht zur Arbeit eingesetzt werden kann, ist nicht als unständig Be-

schäftigter anzusehen. 

3 Abgrenzung zu geringfügig kurzfristigen Beschäftigungen 

3.1 Versicherungsfreie kurzfristige Beschäftigung 

Die besonderen versicherungs-, beitrags- und melderechtlichen Regelungen für unständig Be-

schäftigte finden keine Anwendung, wenn die auf weniger als eine Woche befristete Beschäf-

tigung geringfügig kurzfristig i. S. des § 8 Abs. 1 Nr. 2 SGB IV ausgeübt wird und daher Versi-

cherungsfreiheit besteht (§ 7 Abs. 1 SGB V, § 5 Abs. 2 SGB VI, § 27 Abs. 2 SGB III).  
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Eine versicherungsfreie kurzfristige Beschäftigung liegt vor, wenn sie innerhalb eines Kalen-

derjahres auf längstens drei Monate oder 70 Arbeitstage begrenzt ist, es sei denn, sie wird 

berufsmäßig ausgeübt und das Arbeitsentgelt übersteigt 450 EUR im Monat.  

3.2 Überschreitung der Zeitgrenze von 70 Arbeitstagen 

Werden kurzfristige Beschäftigungen wiederholt innerhalb eines Kalenderjahres ausgeübt, 

sind die einzelnen Beschäftigungen zusammenzurechnen (vgl. Abschnitt B 2.3 der Geringfü-

gigkeits-Richtlinien). Dabei ist grundsätzlich bei Beginn einer neuen Beschäftigung zu prüfen, 

ob diese zusammen mit den schon im laufenden Kalenderjahr ausgeübten kurzfristigen Be-

schäftigungen die maßgebenden Zeitgrenzen überschreitet.  

Dies gilt demnach auch für die Beurteilung einer auf weniger als eine Woche befristeten (un-

ständigen) Beschäftigung. Wird hier bei der Zusammenrechnung die Zeitgrenze von 70 Ar-

beitstagen überschritten, ist eine versicherungsfreie kurzfristige Beschäftigung ausgeschlos-

sen. 

Soweit bei einem regelmäßig unständig Beschäftigten absehbar ist, dass die Zeitgrenze von 

70 Arbeitstagen aufgrund zukünftiger befristeter Beschäftigungen überschritten wird, ist die 

Annahme einer versicherungsfreien kurzfristigen Beschäftigung ebenfalls ausgeschlossen 

(BSG-Urteil vom 31.03.2017 – B 12 KR 16/14 R; USK 2017-21).  

In den vorgenannten Fällen finden die besonderen Regelungen für unständig Beschäftigte in 

der Rentenversicherung Anwendung. Dies gilt in der Kranken-, Pflege- und Arbeitslosenversi-

cherung nur dann, wenn die unständige Beschäftigung nach den unter Ziffer 4 aufgeführten 

Kriterien berufsmäßig ausgeübt wird, die Beschäftigung also wirtschaftlicher und zeitlicher 

Schwerpunkt der Erwerbstätigkeit ist. 

3.3 Berufsmäßige Beschäftigung 

In einer unständigen und dem Grunde nach kurzfristigen Beschäftigung, in der die Zeitgrenze 

von 70 Arbeitstagen 

 nicht durch die Zusammenrechnung mit vorherigen Beschäftigungen  

oder  

 bei einem regelmäßig unständig Beschäftigten auch nicht absehbar  

überschritten wird, ist bei einem Arbeitsentgelt von mehr als 450 EUR im Monat eine versiche-

rungsfreie kurzfristige Beschäftigung ausgeschlossen, wenn die Beschäftigung berufsmäßig 

ausgeübt wird. Berufsmäßig wird eine Beschäftigung i. S. des § 8 Abs. 1 Nr. 2 SGB IV dann 
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ausgeübt, wenn sie für die in Betracht kommende Person nicht von untergeordneter wirtschaft-

licher Bedeutung ist. Davon ist regelmäßig nicht auszugehen, wenn die befristete Beschäfti-

gung neben einer Hauptbeschäftigung oder hauptberuflichen selbständigen Tätigkeit ausge-

übt wird. 

Folgt eine unständige und dem Grunde nach kurzfristige Beschäftigung auf bereits ausgeübte 

Beschäftigungen, ist Berufsmäßigkeit i. S. des § 8 Abs. 1 Nr. 2 SGB IV ohne weitere Prüfung 

anzunehmen, wenn die Beschäftigungszeiten des Beschäftigten im Laufe eines Kalenderjah-

res insgesamt mehr als 70 Arbeitstage betragen. Dabei werden alle Beschäftigungen mit Aus-

nahme geringfügig entlohnter Beschäftigungen und kurzfristiger Beschäftigungen mit einem 

Arbeitsentgelt bis 450 Euro im Monat berücksichtigt.  

Ist in den vorgenannten Fällen eine versicherungsfreie kurzfristige Beschäftigung aufgrund 

deren berufsmäßiger Ausübung i. S. des § 8 Abs. 1 Nr. 2 SGB IV ausgeschlossen, finden für 

die unständige Beschäftigung die besonderen Regelungen für unständig Beschäftigte in der 

Rentenversicherung Anwendung. Dies gilt in der Kranken-, Pflege- und Arbeitslosenversiche-

rung nur dann, wenn die unständige Beschäftigung auch nach den unter Abschnitt B 4 aufge-

führten Kriterien berufsmäßig ausgeübt wird, die Beschäftigung also nicht nur wirtschaftlicher, 

sondern auch zeitlicher Schwerpunkt der Erwerbstätigkeit ist. 

3.4 Besondere Personenkreise 

Unständig beschäftigte Altersvollrentner, Schüler, Studenten und Hausfrauen mit einem Ar-

beitsentgelt von mehr als 450 EUR im Monat sind dann nicht versicherungsfrei kurzfristig i. S. 

des § 8 Abs. 1 Nr. 2 SGB IV beschäftigt, wenn sie zu den berufsmäßig Erwerbstätigen zu 

rechnen sind. Davon ist grundsätzlich nur dann auszugehen, wenn ihre Beschäftigungszeiten 

mit einem Arbeitsentgelt von mehr als 450 EUR im Monat im Laufe eines Kalenderjahres ins-

gesamt 70 Arbeitstage überschreiten. 

Auch unständig Beschäftigte, die Leistungen nach dem Recht der Grundsicherung für Arbeit-

suchende (SGB II) oder dem Recht der Arbeitsförderung (SGB III) beziehen oder die in einer 

Hauptbeschäftigung unbezahlten Urlaub oder Elternzeit in Anspruch nehmen, üben die Be-

schäftigung grundsätzlich berufsmäßig i. S. des § 8 Abs. 1 Nr. 2 SGB IV aus und sind somit 

nicht versicherungsfrei kurzfristig beschäftigt, wenn das Arbeitsentgelt aus der Beschäftigung 

450 EUR im Monat überschreitet.  

Ist in den vorgenannten Fällen eine versicherungsfreie kurzfristige Beschäftigung aufgrund 

deren berufsmäßiger Ausübung i. S. des § 8 Abs. 1 Nr. 2 SGB IV ausgeschlossen, finden die 

besonderen Regelungen für unständig Beschäftigte in der Rentenversicherung Anwendung. 

Dies gilt in der Kranken-, Pflege- und Arbeitslosenversicherung nur dann, wenn die unständige 
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Beschäftigung auch nach den unter Abschnitt B 4 aufgeführten Kriterien berufsmäßig ausge-

übt wird, die Beschäftigung also wirtschaftlicher und zeitlicher Schwerpunkt der Erwerbstätig-

keit ist. 

4 Berufsmäßig unständig Beschäftigte 

Die besonderen versicherungs-, beitrags- und melderechtlichen Regelungen für unständig Be-

schäftigte gelten in der Kranken-, Pflege- und Arbeitslosenversicherung nur dann, wenn die 

Beschäftigung berufsmäßig unständig ausgeübt wird. Berufsmäßig unständig Beschäftigte 

sind Personen, deren unständige Beschäftigung den eindeutigen wirtschaftlichen und zeitli-

chen Schwerpunkt der Erwerbstätigkeit bildet.  

Dabei ist eine auf den Kalendermonat bezogene Betrachtung maßgebend (BSG-Beschlüsse 

vom 27.04.2016 – B 12 KR 16/14 R und B 12 KR 17/14 R –). Die die Anwendung der beson-

deren Regelungen begründende besondere Schutzwürdigkeit der unständig Beschäftigten 

vermittelt sich nach Auffassung des BSG nicht über ein bestimmtes Berufsbild, sondern durch 

die tatsächliche Kurzzeitigkeit der jeweiligen Beschäftigung und die deshalb zu erwartenden 

Statusunterbrechungen. Nur wenn die auf weniger als eine Woche befristeten Beschäftigun-

gen (gleich in welchem Beruf) die Erwerbstätigkeit im jeweiligen Monat prägen, ist die Anwen-

dung der Regelungen für unständig Beschäftigte gerechtfertigt. Dabei sind Entgelte und Zeiten 

einer „ständigen“ Beschäftigung sowohl in demselben Beruf als auch in einem anderen Beruf 

insoweit grundsätzlich nicht mit solchen in kurzzeitig befristeten – potenziell unständigen – 

Beschäftigungen zusammenzuziehen. 

Die unständige Beschäftigung wird daher dann berufsmäßig ausgeübt, wenn sie aufgrund ihrer 

wirtschaftlichen Bedeutung und ihres zeitlichen Umfangs die Erwerbstätigkeit in dem Kalen-

dermonat der Ausübung prägt. Übersteigen die Entgelte und der zeitliche Aufwand aller auf 

weniger als eine Woche befristeten Beschäftigungen die Einnahmen und den zeitlichen Auf-

wand aller unbefristeten oder auf mehr als eine Woche befristeten Beschäftigungen oder selb-

ständigen Tätigkeiten in diesem Kalendermonat deutlich, liegt eine berufsmäßige unständige 

Beschäftigung vor. Hiervon kann in Anlehnung an die Grundsätze zur Prüfung der Hauptbe-

ruflichkeit einer selbständigen Tätigkeit im Rahmen des § 5 Abs. 5 SGB V ausgegangen wer-

den, wenn die auf weniger als eine Woche befristeten Beschäftigungen, sowohl von der wirt-

schaftlichen Bedeutung als auch vom zeitlichen Aufwand her, die übrigen Erwerbstätigkeiten 

um jeweils mindestens 20 v. H. übersteigen. Der vorgenannte Prozentsatz ist allerdings kein 

starrer Wert, sondern dient der Orientierung (vgl. Punkt 4 der Niederschrift über die Bespre-

chung der Spitzenorganisationen der Sozialversicherung zu Fragen des gemeinsamen Bei-

tragseinzugs am 20./21.11.2013). 



 

Versicherungs-, Beitrags- und Melderecht der unständig Beschäftigten  
 

 
 

 

10 

Die Beurteilung ist jeweils zu Beginn einer auf weniger als eine Woche befristeten Beschäfti-

gungen im Wege einer vorausschauenden Betrachtung vorzunehmen. Die hiernach erforder-

liche Prognose erfordert keine alle Eventualitäten berücksichtigende genaue Vorhersage, son-

dern lediglich eine ungefähre Einschätzung, welche Einnahmen und welcher zeitlicher Auf-

wand aus allen Beschäftigungen und selbständigen Tätigkeiten mit hinreichender Sicherheit 

zu erwarten sind. Grundlage der Prognose können dabei lediglich Umstände sein, von denen 

in diesem Zeitpunkt anzunehmen ist, dass sie die Einnahmen und Arbeitszeiten bestimmen 

werden. Stimmt diese Prognose infolge nicht sicher voraussehbarer Umstände mit dem spä-

teren Verlauf der Erwerbstätigkeiten nicht überein, bleibt die für die Vergangenheit getroffene 

Feststellung maßgebend.  

5 Abgrenzung zu Dauerbeschäftigungen oder zu regelmäßig wiederkehrenden Be-
schäftigungen 

Unständige Beschäftigungen können sich zwar auch bei einem Arbeitgeber entsprechend ei-

nem nicht vorhersehbaren Arbeitsbedarf mehr oder weniger lückenlos aneinander reihen. Un-

ständig sind Beschäftigungen aber nicht, wenn es sich tatsächlich um eine Dauerbeschäfti-

gung oder regelmäßig wiederkehrende Beschäftigungen handelt (BSG-Urteil vom 22.11.1973 

– 12/3 RK 84/71 –; USK 73197).  

Eine Dauerbeschäftigung liegt z. B. dann vor, wenn sich einzelne Arbeitsverrichtungen/-eins-

ätze von Beginn an in regelmäßigen zeitlichen Abständen vereinbarungsgemäß wiederholen 

und eine Verfügungsbereitschaft zwischen den Arbeitseinsätzen nicht ausgeschlossen ist 

(BSG-Urteil vom 20.03.2013 – B 12 R 13/10 R –; USK 2013-17 oder BSG-Urteil vom 

07.05.2014 – B 12 R 5/12 R –, Rz. 21; USK 2014-47).  

Eine Dauerbeschäftigung liegt hiernach auch dann vor, wenn den Beziehungen zwischen Ar-

beitgeber und Arbeitnehmer ein (Rahmen)Arbeitsvertrag oder eine sonstige – auch stillschwei-

gende – Abrede zugrunde liegt, aus der sich ergibt, dass die Rechtsbeziehung auf Dauer an-

gelegt sein soll (z. B. durch die Aufnahme in einen Kreis immer wieder Beschäftigter oder zur 

Verfügung stehender Personen) und sich der Arbeitnehmer verpflichtet – in einem typischen 

oder atypischen Abrufverhältnis –, grundsätzlich regelmäßig für Arbeitseinsätze zur Verfügung 

zu stehen, deren Zeitpunkte nicht von vornherein feststehen (BAG-Urteil vom 22.04.1998 – 5 

AZR 2/97 und 5 AZR 92/97 –; USK 9835).  
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Beispiel 

 
Die Autovermietung S schließt mit einem Arbeitnehmer einen (Rahmen)Arbeitsvertrag ab, 
in dem sich letzterer verpflichtet, mindestens einmal wöchentlich auf Abruf Mietwagen zu-
rückzuführen. Aus den Lohnunterlagen ist ersichtlich, dass der Arbeitnehmer zwei- bis 
dreimal in der Woche zum Einsatz kam. 

 
Es handelt sich nicht um eine unständige Beschäftigung, sondern um eine Dauerbeschäf-
tigung. 

 

Dauerbeschäftigungsverhältnisse sind zudem immer dann anzunehmen, wenn Einzelarbeits-

verträge zur Umgehung einer ständigen Beschäftigung abgeschlossen werden oder wenn der 

Arbeitgeber mit Hilfe von Einzelarbeitsaufträgen keinen Spitzenbedarf, sondern einen Dauer-

bedarf an Arbeitskräften deckt, er also auf Dauer mehr Arbeitnehmer benötigt, als er unbefris-

tet eingestellt hat (BSG-Urteil vom 23.11.1971 – 3 RK 92/68 –, USK 71194 sowie o. a. BAG-

Urteil vom 22.04.1998). Liegt ein Dauerbeschäftigungsverhältnis vor, ist eine unständige Be-

schäftigung ausgeschlossen.  

Weder eine unständige Beschäftigung noch eine Dauerbeschäftigung, sondern eine regelmä-

ßig wiederkehrende Beschäftigung, liegt vor, wenn sich einzelne Arbeitsverrichtungen/ 

-einsätze von Beginn an in regelmäßigen zeitlichen Abständen vereinbarungsgemäß wieder-

holen und eine Verfügungsbereitschaft zwischen den Arbeitseinsätzen ausgeschlossen ist. 

Dies ist auch der Fall, wenn die sich regelmäßig wiederholenden Beschäftigungen aufgrund 

einer Rahmenvereinbarung erfolgen, die noch keine Verpflichtung des Beschäftigten zu Ar-

beitsverrichtungen/-einsätzen enthält; diese vielmehr regelmäßig jeweils gesondert vereinbart 

wird (BAG-Urteil vom 31.07.2002 – 7 AZR 181/01 –; BB 2003, 525-527). Denn das Merkmal 

der Regelmäßigkeit ist auch dann erfüllt, wenn Arbeitnehmer zu den sich wiederholenden Ar-

beitseinsätzen auf Abruf bereit stehen, ohne verpflichtet zu sein, jeder Aufforderung zur Ar-

beitsleistung Folge zu leisten (BSG-Urteil vom 23.05.1995 – 12 RK 60/93 –, Rz. 17; USK 

9530). 

 

 
Beispiel 

 
Für die Befüllung von Regalen im Einzelhandel wird in einer Rahmenvereinbarung die 
grundsätzliche Bereitschaft zur Arbeitsleistung an zwei bis drei Tagen in der Woche ver-
einbart. Die tatsächlichen Arbeitseinsätze werden jeweils zu Wochenbeginn vereinbart. 

 
Auch wenn die jeweiligen Beschäftigungszeiträume weniger als eine Woche umfassen, 
handelt es sich aufgrund der in regelmäßigen zeitlichen Abständen erfolgenden Beschäfti-
gung nicht um eine unständige Beschäftigung, sondern um eine regelmäßig wiederkeh-
rende Beschäftigung.  
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Für die Abgrenzung zwischen unständiger Beschäftigung, Dauerbeschäftigung und regelmä-

ßig wiederkehrende Beschäftigung kommt es auf die konkreten Umstände des Einzelfalls an.  

C Versicherungspflicht 

1 Kranken- und Pflegeversicherung 

Bei berufsmäßig unständig Beschäftigten sind für den Beginn und das Ende der Versiche-

rungspflicht in der Kranken- und Pflegeversicherung die allgemeinen Regelungen für abhängig 

Beschäftigte maßgebend. Darüber hinaus sind besondere Regelungen über das Fortbestehen 

der Mitgliedschaft in der Krankenversicherung (vgl. Abschnitt D) zu beachten. 

Berufsmäßig unständig Beschäftigte, deren regelmäßiges Jahresarbeitsentgelt die Jahresar-

beitsentgeltgrenze überschreitet, sind krankenversicherungsfrei (§ 6 Abs. 1 Nr. 1 SGB V). Hin-

sichtlich der Ermittlung des regelmäßigen Jahresarbeitsentgelts ist der Beschluss des Großen 

Senats des Bundessozialgerichts vom 30.06.1965 – GS 2/64 – Meuer, Das Beitragsrecht, 

Seite 322 A 11 a 9, zu beachten. Hierin wurde festgestellt, dass Wortlaut und Entstehungsge-

schichte der Vorschrift über die Jahresarbeitsentgeltgrenze dafür sprechen, dass das Jahres-

arbeitsentgelt in den Fällen, in denen von vornherein voraussehbar und berufsüblich mehrere 

Beschäftigungsverhältnisse aufgenommen werden, die durch Zeiten ohne Beschäftigung un-

terbrochen werden, nicht durch schematische Multiplikation des für einzelne Lohn- und Ge-

haltsperioden vereinbarten Gehalts (Normalfall), sondern nur durch Schätzung zu ermitteln ist. 

Hierzu ist unter Würdigung der Gesamtumstände des Falles auf die Einkünfte des Vorjahres 

oder vergleichbarer Beschäftigter zurückzugreifen. 

Daraus folgt, dass das regelmäßige Jahresarbeitsentgelt bei berufsmäßig unständig Beschäf-

tigten, die voraussichtlich immer wieder bei demselben Arbeitgeber beschäftigt werden, nicht 

durch Multiplikation z. B. des Tagesverdienstes mit 360 Tagen ermittelt werden kann, sondern 

durch Schätzung des voraussichtlichen regelmäßigen tatsächlichen Jahresarbeitsentgelts. 

Soweit sich daraus ergibt, dass die Jahresarbeitsentgeltgrenze nicht überschritten wird, be-

steht in der Kranken- und Pflegeversicherung Versicherungspflicht als berufsmäßig unständig 

Beschäftigter, sofern für die Unständigkeit die übrigen Voraussetzungen erfüllt sind. Wird die 

Jahresarbeitsentgeltgrenze überschritten, gelten hinsichtlich des Ausscheidens aus der Kran-

kenversicherungspflicht die allgemeinen Beurteilungsgrundsätze zu § 6 Abs. 4 SGB V. Das 

Ausscheiden aus der Krankenversicherungspflicht hat auch das Ausscheiden aus der Versi-

cherungspflicht in der Pflegeversicherung zur Folge. 
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2 Rentenversicherung 

Für die Versicherungspflicht in der Rentenversicherung gelten die allgemeinen Regelungen 

für abhängig Beschäftigte gleichermaßen. 

3 Arbeitslosenversicherung 

Berufsmäßig unständig Beschäftigte sind nach § 27 Abs. 3 Nr. 1 SGB III in der Arbeitslosen-

versicherung versicherungsfrei. 

D Mitgliedschaft in der Kranken- und Pflegeversicherung bei Versicherungs-
pflicht 

1 Beginn der Mitgliedschaft 

Nach § 186 Abs. 2 SGB V beginnt die Mitgliedschaft der berufsmäßig unständig Beschäftigten 

grundsätzlich mit dem Tag der Aufnahme einer unständigen Beschäftigung, für die die zustän-

dige Krankenkasse erstmalig Versicherungspflicht festgestellt hat. Der Begriff “erstmalig” ist 

dabei so zu verstehen, dass nicht bei jeder folgenden unständigen Beschäftigung für das Fort-

bestehen der Mitgliedschaft eine erneute Feststellung der Versicherungspflicht durch die Kran-

kenkasse erforderlich ist, sondern nur dann, wenn die Mitgliedschaft zwischenzeitlich unter-

brochen worden ist. 

Sofern die Krankenkasse die Versicherungspflicht nicht innerhalb eines Monats nach Auf-

nahme der unständigen Beschäftigung feststellt, beginnt die Mitgliedschaft erst mit dem Tag 

der Feststellung. Die Berechnung der Frist von einem Monat richtet sich nach den §§ 187 ff. 

BGB; Ereignistag ist dabei der Tag der Aufnahme der Beschäftigung, so dass die Frist mit 

Ablauf des Tages des nächsten Monats endet, der der Zahl nach dem Tage der Beschäfti-

gungsaufnahme entspricht. 

Für die Feststellung der Versicherungspflicht von unständig Beschäftigten ist kein förmlicher 

Verwaltungsakt erforderlich. Der Begriff “Feststellung” ist vielmehr in dem Sinne zu verstehen, 

dass die Krankenkasse von der Aufnahme einer versicherungspflichtigen berufsmäßig unstän-

digen Beschäftigung Kenntnis erhält. Diese Kenntnis wird sie in aller Regel entweder durch 

die Meldung des Arbeitgebers oder aber durch die Anmeldung des berufsmäßig unständig 

Beschäftigten erhalten. Als Tag der Feststellung i.S. des § 186 Abs. 2 SGB V ist der Tag an-

zusehen, an dem eine entsprechende Meldung bei der Krankenkasse eingeht. 

Die Fristen zur erstmaligen Feststellung der Versicherungspflicht von berufsmäßig unständig 

Beschäftigten einschließlich der Folgen verspäteter Feststellung harmonieren nicht mit den 

Anmeldefristen des Arbeitgebers zu Beginn der versicherungspflichtigen Beschäftigung, ohne 

dass plausible Gründe hierfür vorliegen. Von daher ist auch dann (noch) von einem Beginn 
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der Mitgliedschaft mit dem Tag der Aufnahme einer berufsmäßig unständigen Beschäftigung 

auszugehen, wenn die Anmeldung oder die kombinierte An- und Abmeldung innerhalb der 

Frist des § 6 DEÜV, also spätestens innerhalb von sechs Wochen nach Aufnahme der Be-

schäftigung, erstattet wird. 

Die Feststellungen über die Versicherungspflicht und die Mitgliedschaft in der Krankenversi-

cherung gelten gleichermaßen für die Pflegeversicherung. 

2 Fortbestehen der Mitgliedschaft 

Die Mitgliedschaft bleibt nach § 186 Abs. 2 Satz 2 SGB V auch an den Tagen bestehen, an 

denen der berufsmäßig unständig Beschäftigte vorübergehend, längstens für drei Wochen (21 

Kalendertage), keine unständige Beschäftigung ausübt. Ein Fortbestehen der Mitgliedschaft 

über 21 Kalendertage hinaus im Rahmen des § 7 Abs. 3 SGB IV kommt nicht in Betracht, da 

diese Vorschrift das Weiterbestehen des Arbeitsverhältnisses voraussetzt, eine berufsmäßig 

unständige Beschäftigung aber nur dann vorliegt, wenn das jeweilige Arbeitsverhältnis auf we-

niger als eine Woche beschränkt ist. 

3 Ende der Mitgliedschaft 

Die Mitgliedschaft endet, wenn der unständig Beschäftigte die berufsmäßige Ausübung der 

unständigen Beschäftigung nicht nur vorübergehend aufgibt, spätestens mit Ablauf von drei 

Wochen nach dem Ende der letzten unständigen Beschäftigung (§ 190 Abs. 4 SGB V). Ist 

anzunehmen, dass nur vorübergehend keine unständigen Beschäftigungen ausgeübt werden, 

bleibt die Mitgliedschaft für längstens drei Wochen erhalten; sie endet aber, sobald feststeht, 

dass länger als nur vorübergehend - also länger als drei Wochen - keine unständige Beschäf-

tigung mehr ausgeübt wird. 

Die Mitgliedschaft eines unständig Beschäftigten, der eine Wahlerklärung nach § 44 Abs. 2 

Satz 1 Nr. 3 SGB V abgegeben hat, nach der die Mitgliedschaft den Anspruch auf Kranken-

geld umfassen soll, bleibt über das Ende des in § 190 Abs. 4 SGB V bestimmten Zeitpunktes 

(Ablauf von drei Wochen nach dem Ende der letzten unständigen Beschäftigung) hinaus nach 

§ 192 Abs. 1 Nr. 2 SGB V erhalten, wenn die den Krankengeldanspruch auslösende Arbeits-

unfähigkeit während der Beschäftigung oder innerhalb des 3-Wochen-Zeitraums nach dem 

Ende der Beschäftigung eintritt und andauert. Unständig Beschäftigte, die keine entsprechen-

de Wahlerklärung abgegeben haben, haben keinen Anspruch auf Krankengeld; für sie gelten 

dementsprechend die aufgrund des Krankengeldanspruchs eintretenden mitgliedschaftserhal-

tenden Regelungen nicht. 
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E Krankenkassenwahlrechte 

Für unständig Beschäftigte gelten die allgemeinen Krankenkassenwahlrechte nach §§ 173 ff. 

SGB V.  

F Beitragspflicht 

1 Beitragsbemessungsgrenze bei unständiger Beschäftigung 

Bei unständigen Beschäftigungen ist nach den §§ 232 Abs. 1 SGB V, 57 Abs. 1 SGB XI, 163 

Abs. 1 SGB VI das innerhalb eines Kalendermonats erzielte Arbeitsentgelt für die Berechnung 

der Beiträge ohne Rücksicht darauf, an wie viel Tagen im Monat eine Beschäftigung ausgeübt 

wurde, jeweils bis zur monatlichen Beitragsbemessungsgrenze der Kranken-, Pflege- und 

Rentenversicherung heranzuziehen. Dies gilt in der Kranken- und Pflegeversicherung nur 

dann, wenn die Beschäftigung berufsmäßig unständig ausgeübt wird. 

Bestand ein Beschäftigungsverhältnis über den letzten Tag eines Kalendermonats hinaus, so 

ist – wie bei ständig Beschäftigten – für die Beitragsberechnung eine Aufteilung des erzielten 

Arbeitsentgelts dieses Beschäftigungsverhältnisses auf die jeweiligen Kalendermonate erfor-

derlich. Für die beitragsrechtliche Behandlung ist das aufgeteilte Arbeitsentgelt bis zur jeweili-

gen monatlichen Beitragsbemessungsgrenze des jeweiligen Kalendermonats maßgebend. 

2 Beitragsbemessungsgrenze bei mehreren unständigen Beschäftigungen 

Übt ein unständig Beschäftigter innerhalb eines Kalendermonats mehrere Beschäftigungen 

bei verschiedenen Arbeitgebern aus und übersteigt das Arbeitsentgelt insgesamt die maßge-

bende Beitragsbemessungsgrenze, dann sind die einzelnen Arbeitsentgelte nach den § 232 

Abs. 2 SGB V, § 57 Abs. 1 SGB XI, § 163 Abs. 1 SGB VI anteilmäßig zu berücksichtigen.  

Für die anteilmäßige Aufteilung der Arbeitsentgelte gelten die zu § 22 Abs. 2 SGB IV entwi-

ckelten gemeinsamen Grundsätze der Spitzenorganisationen der Sozialversicherung zur Bei-

tragsberechnung bei Arbeitnehmern mit mehreren versicherungspflichtigen Beschäftigungen 

vom 12.11.2014 gleichermaßen. 

Nach § 232 Abs. 2 Satz 2 SGB V und § 163 Abs. 1 Satz 4 SGB VI verteilt die Krankenkasse 

auf Antrag des Versicherten oder eines Arbeitgebers die Beiträge nach den zu berücksichti-

genden Arbeitsentgelten. 

Das Verfahren der Verteilung der Beiträge für unständig Beschäftigte ist für Zeiträume ab dem 

01.01.2015 in das allgemeine Verfahren zur Verteilung der Beiträge bei Mehrfachbeschäfti-

gung (sog. Qualifizierter Meldedialog) nach § 26 Abs. 4 SGB IV einbezogen. Insofern sind die 

hierzu beschlossenen gemeinsamen Grundsätze gleichermaßen anzuwenden. 
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3 Beitragsbemessungsgrenze bei Dauerbeschäftigung oder regelmäßig wiederkeh-
render Beschäftigung  

Liegt eine Dauerbeschäftigung oder eine regelmäßig wiederkehrende Beschäftigung vor, be-

steht grundsätzlich vom Tag der Aufnahme dieser bzw. der jeweiligen Beschäftigung bis zu 

deren Ende Versicherungs- und damit Beitragspflicht in allen Zweigen der gesetzlichen Sozi-

alversicherung. 

Bei einer Dauerbeschäftigung ist für die Berechnung der Beiträge das innerhalb eines Kalen-

dermonats erzielte Arbeitsentgelt ohne Rücksicht darauf, an wie viel Tagen im Monat die Be-

schäftigung tatsächlich ausgeübt wurde, jeweils bis zur monatlichen Beitragsbemessungs-

grenze der Kranken-, Pflege-, Renten- und Arbeitslosenversicherung heranzuziehen. Dies gilt 

nicht, wenn – wie bei der lediglich regelmäßig wiederkehrenden Beschäftigung – die Versiche-

rungspflicht im Laufe eines Kalendermonats beginnt oder endet. In diesem Fall ist die für den 

entsprechenden Monatsteil maßgebende Beitragsbemessungsgrenze zugrunde zu legen. 

Bei einer Dauerbeschäftigung besteht nach § 7 Abs. 3 Satz 1 SGB IV das versicherungspflich-

tige Beschäftigungsverhältnis jedoch für Zeiten, in denen das Beschäftigungsverhältnis ohne 

Anspruch auf Arbeitsentgelt besteht, für einen Monat fort.  

4 Beitragsbemessungsgrenze bei unständiger Beschäftigung und regelmäßig wie-
derkehrender Beschäftigung im selben Kalendermonat 

Übt ein Beschäftigter innerhalb eines Kalendermonats eine unständige Beschäftigung, für de-

ren beitragsrechtliche Behandlung in einem Zweig der Sozialversicherung die monatliche Bei-

tragsbemessungsgrenze gilt, und eine regelmäßig wiederkehrende Beschäftigung bei ver-

schiedenen Arbeitgebern aus und übersteigt das Arbeitsentgelt insgesamt die maßgebende 

monatliche Beitragsbemessungsgrenze, dann sind die einzelnen Arbeitsentgelte anteilmäßig 

zu berücksichtigen (§ 232 Abs. 2 SGB V, § 57 Abs. 1 SGB XI, § 163 Abs. 1 SGB VI).  

Für die anteilmäßige Aufteilung der Arbeitsentgelte gelten die zu § 22 Abs. 2 SGB IV entwi-

ckelten gemeinsamen Grundsätze der Spitzenorganisationen der Sozialversicherung zur Bei-

tragsberechnung bei Arbeitnehmern mit mehreren versicherungspflichtigen Beschäftigungen 

vom 12.11.2014 für die Fälle des Hinzutritts oder Wegfalls eines Versicherungsverhältnisses 

im Laufe eines Kalendermonats (vgl. Abschnitt 4 der Grundsätze) analog.  

Hiernach ist aufgrund der besonderen beitragsrechtlichen Behandlung unständiger Beschäfti-

gungen die unständige Beschäftigung einer über einen gesamten Kalendermonat bestehen-

den Beschäftigung gleichzusetzen. Für die Aufteilung der beitragspflichtigen Einnahmen nach 

§ 22 Abs. 2 SGB IV sind aus Vereinfachungsgründen die jeweiligen Arbeitsentgelte unabhän-

gig vom Zeitpunkt des Beginns und Endes der regelmäßig wiederkehrenden Beschäftigung 
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dem gesamten Kalendermonat zuzuordnen. Dies gilt nur für die Berechnung der Pflichtbei-

träge zu den Zweigen der Sozialversicherung, in denen für die unständige Beschäftigung die 

monatliche Beitragsbemessungsgrenze Anwendung findet. 

 

 
Beispiel 

 
regelmäßig wiederkehrende Beschäftigung vom 03.12. – 18.12.2018  

Arbeitsentgelt                                                                                              =  2.000 EUR  

nicht berufsmäßige unständige Beschäftigung vom 20.12. – 22.12.2018  

Arbeitsentgelt                                                                                              =  5.000 EUR 

Gesamtarbeitsentgelt im Kalendermonat                                                    =  7.000 EUR 

 
zur Rentenversicherung beitragspflichtiges Arbeitsentgelt in der Beschäftigung  
vom 03.12. – 18.12.:  

2.000 EUR  x 6.500 EUR 
7.000 EUR 

= 1.857,14 EUR  

zur Rentenversicherung beitragspflichtiges Arbeitsentgelt in der Beschäftigung  
vom 20.12. – 22.12.: 

5.000 EUR x 6.500 EUR 
7.000 EUR 

= 4.642,86 EUR  

 
zur Kranken-, Pflege- und Arbeitslosenversicherung beitragspflichtiges Arbeitsentgelt in 
beiden Beschäftigungen bis zur jeweiligen anteiligen Beitragsbemessungsgrenze, da die 
unständige Beschäftigung nicht berufsmäßig ausgeübt wird: 

Beschäftigung vom 03.12. – 18.12.  

Kranken- und Pflegeversicherung = 2.000 EUR    (4.425 EUR x 16 / 30 = 2.360,00 EUR) 

Arbeitslosenversicherung              = 2.000 EUR    (6.500 EUR x 16 / 30 = 3.466,67 EUR) 

 

Beschäftigung vom 20.12. – 22.12.  

Kranken- und Pflegeversicherung = 442,50 EUR     (4.425 EUR  x 3 / 30 = 442,50 EUR) 

Arbeitslosenversicherung              = 650,00 EUR     (6.500 EUR  x 3 / 30 = 650,00 EUR) 

 

In die anteilmäßige Aufteilung der beitragspflichtigen Arbeitsentgelte fließen jedoch nur die 

dem Grunde nach beitragspflichtigen Arbeitsentgelte ein (§ 22 Abs. 2 Satz 2 SGB IV). Vor der 

Berechnung der anteiligen beitragspflichtigen Arbeitsentgelte sind daher die jeweiligen Ar-

beitsentgelte auf die beitragspflichtige Höhe zu begrenzen, die sich ohne ein Zusammentreffen 

der Beschäftigungen ergeben würde (vgl. Abschnitt 2 der o. a. Grundsätze).  
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Beispiel 

 
regelmäßig wiederkehrende Beschäftigung vom 03.12. bis 18.12.2018  

Arbeitsentgelt                                                                                              = 3.500 EUR  

unständige Beschäftigung vom 20.12. bis 22.12.2018 

Arbeitsentgelt                                                                                              =  7.000 EUR 

Gesamtarbeitsentgelt im Kalendermonat                                                   = 10.500 EUR 

 
Rentenversicherung 

maximal beitragspflichtiges Arbeitsentgelt in regelmäßig wiederkehrender Beschäftigung 
(anteilige Beitragsbemessungsgrenze): 

           6.500 EUR x 16 / 30  =  3.466,67 EUR 

 
maximal in der Rentenversicherung beitragspflichtiges Arbeitsentgelt in unständiger Be-
schäftigung (monatliche Beitragsbemessungsgrenze): 

=  6.500,00 EUR 

Summe der jeweiligen maximal beitragspflichtigen Arbeitsentgelte = 9.966,67 EUR 

 
Rentenversicherung 

beitragspflichtiges Arbeitsentgelt in regelmäßig wiederkehrender Beschäftigung:  

3.466,67 EUR  x 6.500,00 EUR 
9.966,67 EUR 

=  2.260,87 EUR  

beitragspflichtiges Arbeitsentgelt in unständiger Beschäftigung: 

6.500,00 EUR  x 6.500,00 EUR 
9.966,67 EUR 

=  4.239,13 EUR  

 

Nach § 232 Abs. 2 Satz 2 SGB V und § 163 Abs. 1 Satz 4 SGB VI verteilt die Krankenkasse 

auf Antrag des Versicherten oder eines Arbeitgebers die Beiträge nach den zu berücksichti-

genden Arbeitsentgelten. 

Das Verfahren der Verteilung der Beiträge für unständig Beschäftigte ist für Zeiträume ab dem 

01.01.2015 in das allgemeine Verfahren zur Verteilung der Beiträge bei Mehrfachbeschäfti-

gung (sog. Qualifizierter Meldedialog) nach § 26 Abs. 4 SGB IV einbezogen. Insofern sind die 

hierzu beschlossenen gemeinsamen Grundsätze gleichermaßen anzuwenden. 

Es bestehen keine Bedenken, wenn in den Fällen, in denen die in einem Kalendermonat zu-

sammentreffenden Beschäftigungen ausschließlich bei demselben Arbeitgeber ausgeübt wer-

den, anstelle der anteiligen Berechnung der beitragspflichtigen Arbeitsentgelte aus den zu-

sammentreffenden Beschäftigungen das Arbeitsentgelt aus der unständigen Beschäftigung 
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bis zur Höhe der verbleibenden Differenz des beitragspflichtigen Arbeitsentgelts aus der re-

gelmäßig wiederkehrenden Beschäftigung zur jeweilig maßgebenden monatlichen Beitrags-

bemessungsgrenze der Beitragsberechnung zu Grunde gelegt wird. 

5 Beitragssatz für die Berechnung der Kranken- und Pflegeversicherungsbeiträge 

Unständig Beschäftigte haben wegen der Befristung ihrer Beschäftigungsverhältnisse keinen 

Anspruch auf Entgeltfortzahlung für mindestens sechs Wochen. Aus diesem Grunde ist für sie 

ein Anspruch auf Krankengeld ausgeschlossen (§ 44 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 SGB V). Die Beiträge 

sind daher nach dem ermäßigten Beitragssatz nach § 243 SGB V zu berechnen. Dies gilt 

jedoch nicht, wenn der unständig Beschäftigte eine Wahlerklärung nach § 44 Abs. 2 Satz 1 

Nr. 3 SGB V abgibt, dass die Mitgliedschaft den Anspruch auf Krankengeld umfassen soll. In 

diesem Fall ist statt des ermäßigten Beitragssatzes der allgemeine Beitragssatz nach § 241 

SGB V für die Beitragsberechnung heranzuziehen. Neben dem ermäßigten oder allgemeinen 

Beitragssatz ist auch der kassenindividuelle Zusatzbeitrag nach § 242 SGB V zu berücksich-

tigen. 

Unabhängig davon hat die Satzung der Krankenkasse den unständig Beschäftigten einen Tarif 

anzubieten, der einen Anspruch auf Krankengeld zu dem in § 46 SGB V genannten Zeitpunkt 

oder einem späteren Zeitpunkt entstehen lässt (§ 53 Abs. 6 SGB V). Die Prämie für diesen 

Tarif gehört nicht zum Gesamtsozialversicherungsbeitrag; sie ist vom Mitglied allein aufzubrin-

gen und zu zahlen.  

In der Pflegeversicherung sind die Beiträge nach dem in § 55 Abs. 1 SGB XI genannten Bei-

tragssatz zu zahlen; bei Kinderlosigkeit ist ein Beitragszuschlag i.H. von 0,25 % zu erheben 

(§ 55 Abs. 3 SGB XI). 

6 Beitragstragung und -zahlung 

Hinsichtlich der Beitragstragung gelten die allgemein gültigen Regelungen für abhängig Be-

schäftigte. 

Die Beiträge zur Kranken- und Pflegeversicherung sind für die Dauer der Mitgliedschaft der 

unständig Beschäftigten (vgl. Abschnitt D) zu zahlen. 

Die Beiträge zur Kranken-, Pflege- und Rentenversicherung sind an die nach § 28i SGB IV 

zuständige Einzugsstelle zu zahlen.  

Nicht gezahlte Versicherungsbeiträge werden im Rahmen der Verjährung (§ 25 SGB IV) nach-

gefordert. 
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G Umlagen nach dem Aufwendungsausgleichsgesetz, Insolvenzgeldumlage 

Das Aufwendungsausgleichsgesetz (AAG) sieht für kleinere bis mittlere Betriebe zum Zwecke 

des Ausgleichs der Arbeitgeberaufwendungen bei Arbeitsunfähigkeit (U1-Verfahren) sowie für 

alle Betriebe zum Zwecke des Ausgleichs der Arbeitgeberaufwendungen bei Mutterschaft (U2-

Verfahren) die Teilnahme der Arbeitgeber an den entsprechenden Ausgleichsverfahren vor. 

Die Mittel zur Durchführung des Ausgleichs der Arbeitgeberaufwendungen werden durch ge-

sonderte Umlagen von den am Ausgleich beteiligten Arbeitgebern aufgebracht. 

Unständig Beschäftigte werden bei der Berechnung der Gesamtzahl der im Betrieb beschäf-

tigten Arbeitnehmer und der damit verbundenen Frage, ob ein Betrieb der Umlagepflicht im 

U1-Verfahren unterliegt, berücksichtigt. Von den Arbeitsentgelten der unständig Beschäftigten 

sind Umlagen jedoch ausschließlich zum U2-Verfahren (Ausgleich der Arbeitgeberaufwendun-

gen bei Mutterschaft) zu entrichten. Zum U1-Verfahren (Ausgleich der Arbeitgeberaufwendun-

gen bei Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall) sind hingegen keine Umlagen zu entrichten, da 

unständig Beschäftigte keinen Anspruch auf Entgeltfortzahlung bei Arbeitsunfähigkeit haben 

und somit Erstattungen der Arbeitgeberaufwendungen nicht in Betracht kommen. 

Die Mittel für die Zahlung des Insolvenzgeldes werden nach § 358 Abs. 1 SGB III durch eine 

monatliche Umlage von den Arbeitgebern aufgebracht. Für Entgeltabrechnungszeiträume ab 

dem 01.01.2009 wird die Insolvenzgeldumlage von den Einzugsstellen zusammen mit dem 

Gesamtsozialversicherungsbeitrag eingezogen und arbeitstäglich an die Bundesagentur für 

Arbeit weitergeleitet. Die für den Gesamtsozialversicherungsbeitrag geltenden Vorschriften 

des SGB IV finden für den Einzug der Umlage entsprechende Anwendung. Nach § 358 Abs. 2 

SGB III ist die Umlage nach einem Prozentsatz des Arbeitsentgelts (Umlagesatz) zu erheben; 

einzubeziehen sind dabei auch die Arbeitsentgelte der unständig Beschäftigten. Nähere Ein-

zelheiten sind im gemeinsamen Rundschreiben der Spitzenorganisationen der Sozialversiche-

rung zur Insolvenzgeldumlage vom 03.11.2010 geregelt. 

H Meldepflichten der unständig Beschäftigten 

Unständig Beschäftigte sind verpflichtet, Beginn und Ende der berufsmäßigen Ausübung von 

unständigen Beschäftigungen unverzüglich, d.h. unter Beachtung des § 121 BGB ohne 

schuldhaftes Zögern, ihrer Krankenkasse zu melden (§ 199 Abs. 1 SGB V, § 50 Abs. 1 Satz 1 

und 2 SGB XI), damit diese die Versicherungspflicht feststellen und die Mitgliedschaft durch-

führen kann.  
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Dabei sind nicht der Beginn und das Ende der einzelnen unständigen Beschäftigung zu mel-

den, sondern lediglich die erstmalige Aufnahme einer unständigen Beschäftigung (vgl. Ab-

schnitt D 1) und die nicht nur vorübergehende Aufgabe einer unständigen Beschäftigung (vgl. 

Abschnitt D 3).  

Damit die unständig Beschäftigten ihrer Meldepflicht nachkommen, sind sie von deren Arbeit-

gebern auf ihre Meldepflicht hinzuweisen. 

I Meldungen 

1 Meldungen von unständigen Beschäftigungen  

Der Arbeitgeber hat für unständig Beschäftigte grundsätzlich die gleichen Meldungen (u. a. 

Entgeltmeldungen, UV-Jahresmeldungen, Sofortmeldungen, GKV-Monatsmeldungen) durch 

Datenübertragung aus systemgeprüften Entgeltabrechnungsprogrammen oder mittels ma-

schinell erstellter Ausfüllhilfe zu erstatten wie für ständig Beschäftigte.  

Beginn und Ende der jeweiligen Arbeitseinsätze von unständig Beschäftigten sind demnach 

mit der nächsten folgenden Entgeltabrechnung, spätestens innerhalb von sechs Wochen nach 

ihrem Beginn bzw. Ende mit dem Personengruppenschlüssel 118 zu melden. An- und Abmel-

dung können innerhalb von sechs Wochen nach dem Beginn der unständigen Beschäftigung 

mit dem Abgabegrund 40 zusammen erstattet werden.  

In Anwendung der besonderen Regelungen zur Mitgliedschaft unständig Beschäftigter in der 

Kranken- und Pflegeversicherung nach § 186 Abs. 2 SGB V (vgl. Abschnitt D) können Arbeit-

geber jedoch die Beschäftigungszeiten eines unständig Beschäftigten innerhalb eines Kalen-

dermonats optional in einer An- und Abmeldung zusammenfassen, wenn der Zeitraum der 

Unterbrechung zwischen den einzelnen unständigen Beschäftigungen nicht mehr als drei Wo-

chen beträgt (vgl. Ziffer 2.1 der Gemeinsamen Grundsätze für die Datenerfassung und Daten-

übermittlung nach § 28b Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 SGB IV in der jeweils aktuell geltenden 

Fassung). 

Die Meldepflichten des Arbeitgebers haben bei unständig Beschäftigten, die regelmäßig in 

Gesamtbetrieben beschäftigt werden, die Gesamtbetriebe zu übernehmen (vgl. Abschnitt I). 

2 Meldungen von Dauerbeschäftigungen bzw. regelmäßig wiederkehrenden Be-
schäftigungen  

Liegt eine Dauerbeschäftigung bzw. eine regelmäßig wiederkehrende Beschäftigung vor, gel-

ten die Regelungen der DEÜV für ständig Beschäftigte uneingeschränkt.  
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Der Beginn der Beschäftigung ist mit der nächsten folgenden Lohn- und Gehaltsabrechnung, 

spätestens innerhalb von sechs Wochen nach ihrem Beginn zu melden.  

Die Abmeldung ist dabei auf die gesamte Dauer der versicherungspflichtigen Beschäftigung, 

d. h. vom Tag der Aufnahme der Beschäftigung bis zu deren Ende, zu erstrecken und mit der 

nächsten folgenden Lohn- und Gehaltsabrechnung, spätestens innerhalb von sechs Wochen 

nach ihrem Ende, zu erstatten. Soweit die Dauerbeschäftigung über den 31. Dezember eines 

Kalenderjahres hinaus ausgeübt wird, ist eine Jahresmeldung mit dem im vorangegangenen 

Kalenderjahr liegenden Zeitraum und Entgelt bis zum 15. Februar des folgenden Kalenderjah-

res abzugeben. 

Das versicherungspflichtige Beschäftigungsverhältnis dauert nach § 7 Abs. 3 Satz 1 SGB IV 

für Zeiten, in denen das Beschäftigungsverhältnis ohne Anspruch auf Arbeitsentgelt besteht, 

für einen Monat fort. Besteht über einen Monat hinaus kein Anspruch auf Arbeitsentgelt, endet 

die Beschäftigung nach diesem Monat. Das Ende der Beschäftigung ist mit der nächsten fol-

genden Lohn- und Gehaltsabrechnung, spätestens innerhalb von sechs Wochen nach ihrem 

Ende, mit dem Abgabegrund 34 zu melden. 

J Arbeitgeberpflichten der Gesamtbetriebe 

Gesamtbetriebe, die für mehrere Einzelbetriebe errichtet werden, um einen Teil der Arbeitge-

berfunktion der Einzelbetriebe zu übernehmen (z. B. damit der Gesamtbetrieb die unständig 

Beschäftigten den einzelnen Firmen auf Anforderung zur Arbeitsleistung zuteilt), haben für die 

unständig Beschäftigten die Arbeitgeberpflichten (Melde- und Beitragspflichten sowie die 

Pflicht, die unständig Beschäftigten auf deren Meldepflicht hinzuweisen) zu übernehmen.  

Der eigentliche Arbeitgeber (der Einzelbetrieb, dem der Wert der geleisteten Arbeit zu Gute 

kommt) wird insoweit von seinen Arbeitgeberpflichten freigestellt.  

Ein Gesamtbetrieb muss auf die Beschäftigung unständig Beschäftigter in steter Wiederkehr 

ausgerichtet und eingerichtet sein. Welche Betriebe den Gesamtbetrieben im Einzelnen zuzu-

rechnen sind, richtet sich nach dem in dem jeweiligen Land geltenden Recht bzw. nach Bun-

desrecht. 

K Beitragszuschüsse nach § 257 SGB V und § 61 SGB XI 

Freiwillig in der gesetzlichen Krankenversicherung versicherten unständig Beschäftigten, die 

nur wegen Überschreitens der Jahresarbeitsentgeltgrenze krankenversicherungsfrei sind, 

steht nach § 257 Abs. 1 SGB V ein Anspruch auf Beitragszuschuss von ihrem Arbeitgeber zu. 

Die Höhe des Zuschusses richtet sich nach dem Betrag, der bei Versicherungspflicht des un-

ständig Beschäftigten als Arbeitgeberbeitragsanteil zu tragen wäre. Dies bedeutet, dass der 
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Beitragszuschuss - unabhängig von der Beschäftigungsdauer – bei berufsmäßig unständig 

Beschäftigten nach dem in dem jeweiligen Kalendermonat erzielten Arbeitsentgelt bis zur mo-

natlichen Beitragsbemessungsgrenze der Krankenversicherung und dem maßgebenden Bei-

tragssatz zu bemessen ist.  

Bestanden in einem Kalendermonat bei verschiedenen Arbeitgebern Beschäftigungsverhält-

nisse und überschreitet das Arbeitsentgelt die Beitragsbemessungsgrenze, so ist das Arbeits-

entgelt für die Ermittlung des vom einzelnen Arbeitgeber zu zahlenden Beitragszuschusses 

anteilig zu kürzen (§ 257 Abs. 1 Satz 2 SGB V). 

Unständig Beschäftigte, die bei einem privaten Krankenversicherungsunternehmen versichert 

sind, erhalten unter den Voraussetzungen des § 257 Abs. 2 und 2a SGB V ebenfalls einen 

Arbeitgeberzuschuss in Höhe des Betrages, der sich unter Anwendung der Hälfte des ermä-

ßigten Beitragssatzes der nach § 226 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und § 232a Abs. 2 SGB V bei Versi-

cherungspflicht zugrunde zu legenden beitragspflichtigen Einnahmen als Beitrag ergibt, 

höchstens jedoch die Hälfte des Betrages, den der Beschäftigte für seine Krankenversiche-

rung tatsächlich zu zahlen hat.  

Bestanden in einem Kalendermonat bei verschiedenen Arbeitgebern Beschäftigungsverhält-

nisse und überschreitet das Arbeitsentgelt die Beitragsbemessungsgrenze, so ist das Arbeits-

entgelt für die Ermittlung des vom einzelnen Arbeitgeber zu zahlenden Beitragszuschusses 

anteilig zu kürzen (§ 257 Abs. 2 Satz 5 SGB V). 

Für die Zahlung von Beitragszuschüssen zur Pflegeversicherung gelten die Regelungen des 

§ 61 Abs. 1 und 2 SGB XI. 



 
- 15 - 

 
 

 
 

Veröffentlichung: ja 
 

Besprechung des GKV-Spitzenverbandes, der Deutschen 
Rentenversicherung Bund und der Bundesagentur für Arbeit 

über Fragen des gemeinsamen Beitragseinzugs 
 

am 21.11.2018 
 
 

5. Versicherungsrechtliche Beurteilung von Film- und Fernsehschauspielern und vergleich-
baren Film- und Fernsehschaffenden 

 
 
 
 
Die Spitzenorganisationen der Sozialversicherung haben anlässlich der Besprechung über 

Fragen des gemeinsamen Beitragseinzugs am 07./08.05.2008 (vgl. Niederschrift zu Punkt 1 

der Besprechung) die versicherungsrechtliche Beurteilung von Film- und Fernsehschauspie-

lern hinsichtlich des Vorliegens einer Dauerbeschäftigung, regelmäßig wiederkehrenden Be-

schäftigung und unständigen Beschäftigung erörtert.  

 

Zur Berücksichtigung der tatsächlichen Verhältnisse in der Film- und Fernsehbranche haben 

die damaligen Branchenverbände Bundesverband der Film- und Fernsehschauspieler (heute 

Bundesverband Schauspiel) und Bundesverband Deutscher Fernsehproduzenten (heute 

Produzentenallianz) die Tätigkeit von Schauspielern in drei Kategorien beschrieben:  

 

1. Schauspieler, die ausschließlich und ständig während der gesamten Drehzeit der Produktion 

zur Verfügung zu stehen haben 

2. Schauspieler, die zwar nur an einzelnen Drehtagen mitwirken, dem Produktionsunter-

nehmen darüber hinaus jedoch auch in bestimmten drehfreien Zeiten prioritär zur Verfügung 

stehen müssen 

3. Schauspieler, die nur an den einzelnen Drehtagen zur Verfügung stehen und darüber hinaus 

keinen Prioritäts- oder sonstigen Bindungen unterliegen (drehtagsverpflichtete Schauspieler) 

 

Zur Berücksichtigung von Zusatz- und Vorbereitungsleistungen hatten sich die Verbände auf 

die Anwendung einer so genannten Zusatzleistungsformel geeinigt, die mittlerweile auch 

Gegenstand tarifvertraglicher Vereinbarungen geworden ist. Nach dieser Formel wird der 

Umfang der aufgrund von Zusatz- und Vorbereitungsarbeiten – in Abhängigkeit von der An-

zahl der Drehtage – anfallenden zusätzlichen Arbeitstage ermittelt. Die zusätzlichen Arbeits-

tage sollten den Drehtagen zeitlich zugeordnet werden. 
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Die Schauspieler standen hiernach in der ersten Kategorie in der gesamten vereinbarten 

Drehzeit in einem durchgehenden Beschäftigungsverhältnis. Bei den Schauspielern der 

zweiten Kategorie bestand für die Zeit der Drehtage und die Zeiten der Prioritätsbindung ein 

Beschäftigungsverhältnis. In beiden Kategorien konnte sich das Beschäftigungsverhältnis um 

sich aus der Zusatzleistungsformel ergebende zusätzliche Arbeitstage gegebenenfalls ver-

längern. Die drehtagsverpflichteten Schauspieler der dritten Kategorie standen an den Dreh-

tagen und den sich aus der Zusatzleistungsformel ergebenden zusätzlichen Arbeitstagen in 

einem Beschäftigungsverhältnis. 

 

Gegen die entsprechende Berücksichtigung der sich aus der Zusatzleistungsformel erge-

benden, neben den Drehtagen zu erbringenden, Zusatz- und Vorbereitungsarbeiten, insbe-

sondere deren zeitliche Zuordnung, bestanden im Rahmen der bisherigen Rechtsauffassung 

zur Abgrenzung von Dauerbeschäftigung, regelmäßig wiederkehrender Beschäftigung und 

unständiger Beschäftigung keine Bedenken. Dabei wurde davon ausgegangen, dass eine 

unständige Beschäftigung ausgeschlossen ist, wenn eine Vereinbarung über eine Beschäfti-

gung geschlossen wird, die sich über mehr als eine Woche erstreckt, unabhängig davon, 

wieviel Beschäftigungstage vereinbart werden. Demnach war eine unständige Beschäftigung 

ausgeschlossen, wenn zwar Drehtage von insgesamt weniger als einer Woche vereinbart 

waren, diese jedoch in einem über eine Woche hinausgehenden Zeitraum zu absolvieren 

waren oder wenn neben den auf weniger als eine Woche begrenzten zusammenhängenden 

Drehtagen Zusatz- und Vorbereitungsarbeiten vor oder nach dieser Woche zu erbringen ge-

wesen sind.  

 

Das Bundessozialgericht (BSG) hat mit Urteil vom 14.03.2018 – B 12 KR 17/16 R – (USK 

2018-5) jedoch entschieden, dass es bei einer Vereinbarung über mehrere befristete Be-

schäftigungen für die Frage der Unständigkeit der jeweiligen Beschäftigung lediglich darauf 

ankommt, ob die jeweilige Beschäftigung auf weniger als eine Woche befristet ist. Eine un-

ständige Beschäftigung ist in diesen Fällen nur dann ausgeschlossen, wenn sich die einzel-

nen Beschäftigungen vereinbarungsgemäß in regelmäßigen zeitlichen Abständen wiederho-

len oder sogenannte Kettenverträge zur Umgehung einer ständigen Beschäftigung ge-

schlossen werden. 

 

Unständige Beschäftigungen können demnach auch dann vorliegen, wenn sie in einer für 

einen längeren Zeitraum geschlossenen Rahmenvereinbarung vorab vereinbart werden. 

Sofern in einer Rahmenvereinbarung Arbeitstage für mehrere befristete Beschäftigungszeit-

räume vereinbart werden, besteht in den Beschäftigungszeiträumen, die auf weniger als eine 
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Woche befristet sind, eine unständige Beschäftigung. Die maßgebenden Beschäftigungszeit-

räume sind dabei die Zeiträume, in denen zusammenhängende Arbeitstage vereinbart wor-

den sind. Zusammenhängende Arbeitstage liegen dann vor, wenn sie nicht durch arbeitsfreie 

Werktage unterbrochen werden.  

 

Dem BSG-Urteil wird gefolgt (vgl. Punkt 4 der Niederschrift). Da es bei Rahmenvereinbarun-

gen über mehrere Beschäftigungszeiträume für die Frage des Vorliegens einer unständigen 

Beschäftigung auf die konkrete zeitliche Verteilung der vereinbarten Arbeitstage ankommt, 

kann an der bisherigen pauschalen Berücksichtigung der sich nach der Zusatzleistungsfor-

mel ergebenden Zusatz- und Vorbereitungsarbeiten nicht mehr festgehalten werden. Viel-

mehr ist allein maßgebend, für welche Tage die Vereinbarung eine Arbeitsleistung oder Ver-

fügungsbereitschaft des Schauspielers tatsächlich vorgesehen ist. 

 

Hierbei ist nach Auskunft des Bundesverbandes Schauspiel und der ver.di FilmUnion neben 

den konkreten Drehtagen zwischen „exklusiver“ und „prioritärer“ Verpflichtung sowie zwi-

schen termingebundenen und terminungebundenen Drehvorbereitungs- und Nachberei-

tungsarbeitsleistungen zu unterscheiden. 

 

In der Zeit der exklusiven Verpflichtung besteht eine Beschäftigung, da der Arbeitgeber das 

uneingeschränkte Verfügungs- bzw. Dispositionsrecht über die Arbeitskraft des Schauspie-

lers hat. Dies gilt auch in Zeiten der prioritären Verpflichtung, solange der Arbeitgeber sein 

Verfügungs- bzw. Dispositionsrecht nicht aufgibt. Gibt der Arbeitgeber sein Verfügungs- bzw. 

Dispositionsrecht zu Gunsten einer anderweitigen Verpflichtung des Schauspielers auf, wird 

die Beschäftigung unterbrochen. Dies gilt auch für sogenannte Sperrtage, an denen von 

vornherein das Verfügungs- bzw. Dispositionsrecht abbedungen wird.  

 

Während allerdings Sperrtage bereits bei Beschäftigungsbeginn berücksichtigt werden kön-

nen, ist dies im Rahmen der Aufgabe der prioritären Verpflichtung erst ab dem Zeitpunkt 

möglich, an dem der Arbeitgeber sein Verfügungs- bzw. Dispositionsrecht entsprechend auf-

gibt. In diesen Fällen ist die versicherungsrechtliche Beurteilung grundsätzlich nur für zukünf-

tige Zeiträume zu korrigieren. 

 

Konkret vereinbarte termingebundene Drehvorbereitungs- und Nachbereitungsarbeitsleis-

tungen gehören im Gegensatz zu den terminungebundenen Arbeitsleistungen zu den Be-

schäftigungszeiten und sind bei der Prüfung des Vorliegens unständiger Beschäftigung in 

den einzelnen Beschäftigungszeiträumen zu berücksichtigen. 
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Reisetage sind dann als Beschäftigungstage zu berücksichtigen, wenn es sich arbeitsrecht-

lich um Arbeitstage handelt. Dies dürfte nach Ziffer 12.1 des Tarifvertrags für auf Produkti-

onsdauer beschäftigte Film- und Fernsehschaffende – TV FFS 2018 vom 29.05.2018 – der 

Fall sein. Auch Urlaubstage sind als Beschäftigungszeiten zu berücksichtigen. Dies gilt für 

Ausgleichstage für Sonn- und Feiertagsarbeit nur dann, wenn sie an regulären Beschäfti-

gungstagen in Anspruch genommen werden.  

 

Die entsprechenden Beschäftigungstage sind nachweisbar zu vereinbaren bzw. zu verschrif-

ten und die entsprechenden Vereinbarungen bzw. Unterlagen zu den Entgeltunterlagen zu 

nehmen.  

 

Soweit mit den Drehtagsvergütungen sämtliche Nebenleistungen abgegolten werden, sind 

die Vergütungen für die beitragsrechtliche Behandlung der Beschäftigungszeiträume ent-

sprechend auf die Beschäftigungszeiträume zu verteilen, unabhängig davon, ob es sich bei 

den einzelnen Beschäftigungszeiträumen um unständige oder regelmäßig wiederkehrende 

Beschäftigungen handelt. Dies gilt grundsätzlich auch für die Beschäftigungszeiten, die ggf. 

erst Monate nach der Endabrechnung stattfinden, z. B. wegen Nachsynchronisation und 

Pressearbeit.  

 

Die vorgenannten Grundsätze gelten analog für vergleichbar beschäftigte Film- und Fern-

sehschaffende (z. B. Kameraleute). Sie finden spätestens für Beschäftigungen Anwendung, 

die nach dem 31.12.2018 beginnen. 
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Veröffentlichung: ja 
 

Besprechung des GKV-Spitzenverbandes, der Deutschen 
Rentenversicherung Bund und der Bundesagentur für Arbeit 

über Fragen des gemeinsamen Beitragseinzugs 
 

am 21.11.2018 
 
 

6. Beitragsrechtliche Beurteilung vom Arbeitgeber übernommener Beiträge zum Ausgleich 
von Rentenabschlägen nach § 187a SGB VI 

 
 
 
 
Rentenminderungen, die durch die vorzeitige Inanspruchnahme einer Altersrente entstehen, 

können nach § 187a SGB VI durch die Zahlung von Beiträgen ausgeglichen werden. Die 

Beiträge können bis zu der Höhe gezahlt werden, die sich aus einer entsprechenden Aus-

kunft des zuständigen Rentenversicherungsträgers ergibt (§ 109 Abs. 5 Satz 4 SGB VI). Seit 

dem 01.07.2017 besteht aufgrund einer Änderung durch das Gesetz zur Flexibilisierung des 

Übergangs vom Erwerbsleben in den Ruhestand und zur Stärkung von Prävention und Re-

habilitation im Erwerbsleben (Flexirentengesetz) vom 08.12.2016 (BGBl. I S. 2838) bereits 

ab dem vollendeten 50. Lebensjahr die Möglichkeit, die Beiträge zu zahlen; dabei sind bis zu 

zwei Teilbeträge im Kalenderjahr möglich (§ 187a Abs. 1a i. V. m. Abs. 3 Satz 3 SGB VI). 

Sofern entgegen der ursprünglichen Absicht keine vorgezogene Altersrente mit Abschlägen 

in Anspruch genommen wird, werden die Beiträge nicht erstattet; sie erhöhen dann die ab-

schlagsfreie Rente (§ 187a Abs. 5 Satz 6 i. V. m. § 76a Abs. 1 SGB VI). 

 

Werden die Ausgleichsbeiträge vom Arbeitgeber übernommen, ist nach § 3 Nr. 28 EStG die 

Hälfte der Beiträge steuerfrei. Dies wird damit begründet, dass auch Pflichtbeiträge des Ar-

beitgebers in Höhe des halben Gesamtbeitrags steuerfrei sind. Die zusätzliche steuerfreie 

Arbeitgeberleistung ist nach § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SvEV beitragsfrei. Die andere Hälfte der 

Ausgleichsbeiträge wird von der Finanzverwaltung als Teil der Entschädigung i. S. des § 24 

Nr. 1 EStG, die im Zusammenhang mit der Auflösung eines Dienstverhältnisses geleistet 

wird, behandelt (vgl. BMF-Schreiben vom 24.05.2004 i. d. F. vom 01.11.2013, Abschn. V). 

Dieser Beurteilung folgend haben die Spitzenorganisationen der Sozialversicherung in der 

Vergangenheit die Auffassung vertreten, dass die vom Arbeitgeber übernommene Aus-

gleichszahlung gänzlich nicht zum Arbeitsentgelt nach § 14 SGB IV zu zählen ist, da diese 

den Entschädigungen für den Wegfall künftiger Verdienstmöglichkeiten aufgrund des Verlus-

tes des Arbeitsplatzes gleichzusetzen sind, die nicht zum Arbeitsentgelt gehören (vgl. Ge-

meinsames Rundschreiben der Spitzenorganisationen der Sozialversicherung zu den versi-
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cherungs-, beitrags-, melde- und leistungsrechtlichen Auswirkungen des Altersteilzeit-

gesetzes vom 02.11.2010, Ziff. 5.3).  

 

Mit dem Flexirentengesetz wurde der frühestmögliche Zeitpunkt für die Zahlung der Aus-

gleichsbeiträge um 5 Jahre vorgezogen, um durch die mögliche Teilzahlung einen längeren 

Zeitraum für die Finanzierung der Beiträge einräumen zu können. Damit verlängert sich die 

Zeit von der frühestmöglichen Beitragszahlung bis zum tatsächlichen Anspruch auf eine Al-

tersrente mit Abschlägen auf einen Zeitraum von 13 bis 17 Jahren (Altersrente für langjährig 

Versicherte nach § 36 SGB VI für nach 1963 geborene Versicherte). Voraussetzung für die 

Berechtigung zu den Ausgleichszahlungen ist lediglich die erklärte Absicht des Versicherten, 

eine vorgezogene Altersrente mit Abschlägen in Anspruch nehmen zu wollen.  

 

Erste Tarifverträge räumen den Beschäftigten einen monatlichen Anspruch auf Arbeitgeber-

leistungen zur Finanzierung von Ausgleichsbeiträgen ab dem vollendeten 50. Lebensjahr 

ein. Der Anspruch auf die vom Arbeitgeber gezahlten Ausgleichsbeträge setzt dabei keine 

Vereinbarung über eine vorzeitige Beendigung des Beschäftigungsverhältnisses voraus. Für 

die steuerrechtliche Qualifizierung der Finanzierung von Ausgleichszahlungen durch einen 

Arbeitgeber als Entschädigung i. S. des § 24 Nr. 1 EStG, die im Zusammenhang mit der vor-

zeitigen Auflösung eines Dienstverhältnisses steht, reicht es demnach weiterhin aus, auf-

grund der Erklärung des Beschäftigten gegenüber einem Rentenversicherungsträger, 13 bis 

17 Jahre später eine vorgezogene Altersrente in Anspruch nehmen und daher Ausgleichs-

beiträge zahlen zu wollen, die Absicht zu unterstellen, das Dienstverhältnis auch entspre-

chend vorzeitig beenden zu wollen. Eine schriftliche Vereinbarung über die vorzeitige Been-

digung des Dienstverhältnisses wird nicht gefordert. 

 

Unter Zurückstellung rechtlicher Bedenken ist nach Auffassung der Besprechungsteilnehmer 

im Beitragsrecht weiterhin der steuerrechtlichen Auffassung zu folgen. Demnach wird die 

Finanzierung der Ausgleichszahlung durch Arbeitgeber grundsätzlich als Entschädigung für 

den Wegfall künftiger Verdienstmöglichkeiten aufgrund des Verlustes des Arbeitsplatzes 

angesehen, die im vollen Umfang beitragsfrei ist. Eine konkrete Vereinbarung über eine vor-

zeitige Beendigung des Beschäftigungsverhältnisses ist nicht zwingend erforderlich. 
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